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Gespräch mit Orhan Dogan zur Friedenskonferenz am 13./14. Januar 

“Die Türkei sucht ihren Frieden” 


Während die Kampfhandlungen in 
der Türkei trotz des einseitig von 
der PKK ausgerufenen Waffenstill¬ 
standes andauern, besteht in der 
Öffentlichkeit die Besorgnis, dass 
der Waffenstillstand nicht von 
Dauer sein wird. Die "Demokrati¬ 
sche Friedensinitiative", die seit 
einer Weile an einer Lösung der 
kurdische Frage und der Errich¬ 
tung eines dauerhaften Friedens 
arbeitet, hat in dieser kritischen 
Phase die Durchführung einer 
Konferenz mit dem Titel "Die Tür¬ 
kei sucht ihren Frieden " angekün¬ 
digt. 

Die Konferenz wird am 13. und 
14. Januar stattfinden. Geplant ist, 
dass der Schriftsteller Yasar Kemal 
die Eröffnungs- und Mehmet Uzun 
die Abschlussrede hält. Der ehema¬ 
lige DEP-Abgeordnete Orhan 
Dogan ist an den Vorbereitungen 
beteiligt. Der ANF-Korrespondent 
Erdern Toprak führte ein Interview 
mit dem kurdischen Politiker. 

Können Sie uns weitere Informa¬ 
tionen über die Konferenz geben? 
Wie laufen die Vorbereitungen? 
Die Vorbereitungen laufen seit 
über einem Jahr. In Ankara, Istan¬ 
bul, Izmir, Mersin, Adana, Trab¬ 
zon, Samsun und Konya haben 
Regionaltreffen stattgefunden. 
Später wurden auf Provinzebene 
Versammlungen durchgeführt, an 
denen Politiker, Akademiker, 
Künstler und Schriftsteller teil- 
nahmen. Die dabei vorgebrachten 
Vorschläge wurden zusammen 
getragen. Als letztes hat am 9. 
September eine breit angelegte 
Versammlung stattgefunden, bei 
der eine türkeiweite Konferenz 
beschlossen wurde. 

Was wird mit dieser Konferenz 
bezweckt? 

Der Grund dafür, dass Waffen¬ 
stillstände in der Vergangenheit 
zu keinem Ergebnis geführt 
haben, liegt darin, dass außer den 
beiden gegnerischen Seiten kein 
dritter kollektiver Verstand an 
einer programmatischen Organi¬ 
sierung des Friedens beteiligt 
war. Mit kollektivem Verstand 
meinen wir die Zivilgesellschaft 
und innere Dynamiken. Wenn 
diese mit einem Projekt aufge¬ 
taucht wären, auf das sich beide 
Seiten hätten einigen können, hät¬ 
ten sie den Staat bis zu einem 
bestimmten Punkt bringen kön¬ 
nen. Die PKK und die kurdische 
Seite waren ohnehin bereit für 
eine Lösung. Das bedeutet, dass 
es zwei Hauptgründe dafür gibt, 
dass die Phasen des Waffenstill¬ 
standes in der Vergangenheit 
nicht in einen bleibenden Frieden 


umgewandelt wurden. Zum einen 
das Unvermögen, ein Projekt vor¬ 
zulegen, dass von beiden Seiten 
hätte diskutiert werden können, 
zum anderen die Haltung, alles 
vom Staat und von der Regierung 
zu erwarten. Diese beiden Grün¬ 
de haben dazu geführt, dass die 
Waffenstillstände der Vergangen¬ 
heit ins Leere gelaufen sind. Wir, 
das heißt einige Intellektuelle, 
Politiker und Akademiker, die in 
dieser Form denken, haben uns 
gedacht, dass es besser wäre, der 
Gesellschaft in dieser Zeit ein 
Friedensprogramm vorzulegen, 
das diskutiert werden kann. Frie¬ 
den lässt sich nur schwer inner¬ 
halb eines Monats oder eines Jah¬ 
res verwirklichen. Dafür muss 
längerfristig gedacht werden, ein 
vielleicht drei oder fünf Jahre dau¬ 
ernder Prozess. 

Es muss mit einem Vorschlag, der 
kurz-, mittel- und langfristige 
Ziele beinhaltet, mit gesellschaft¬ 
lichen Verhandlungen begonnen 
werden. Das macht auch den 
Unterschied der geplanten zu 
anderen Konferenzen aus. Ange¬ 
strebt wird unter Beteiligung aller 
gesellschaftlicher Gruppen die 
kurdische Frage in ihrer politi¬ 
schen, wirtschaftlichen, sozialen, 
rechtlichen Dimension zu disku¬ 
tieren und dabei zu hinterfragen, 
was für einen Übergang von 
Kampfhandlungen zu einer Eini¬ 
gung getan werden muss. Not¬ 
wendig ist dabei eine Konfronta¬ 
tion mit den Fehlern, die in der 
Vergangenheit dazu geführt 
haben, dass Waffenstillstände 
erfolglos verlaufen sind, sowie die 
Erstellung eines realistischen 
Ablaufs und Programms für eine 
Entwaffnung. Eine solche Diskus¬ 
sion muss ebenso wissenschaft¬ 
lich wie politisch verlaufen. 

Im Anschluss an die Konferenz 
werden Sie Ihren Weg mit einem 
Friedensprogramm fortsetzen ? 

Im Anschluss an die genannte 
notwendige Diskussion werden 
im Forum die Vorschläge in einen 
Programmentwurf und einen 
gesellschaftlichen Vorschlag 
umgewandelt werden. Und dar¬ 
aus wird ein Friedensprogramm 
entstehen. Als zweiter Schritt 
wird versucht werden, eine Bewe¬ 
gung zu organisieren, die dieses 
Friedensprogramm umsetzt. 
Natürlich wird diese Bewegung 
nicht als eine Gruppe intellektuel¬ 
ler Auserwählter, die ab und an in 
der Hauptstadt zusammentrifft, 
sondern als ein Modell entstehen, 
das regional und gesellschaftlich 
verankert ist, das Projekt mit 
regionalen Konferenzen der 


Gesellschaft nahe bringt und sich 
entsprechend der Forderung aus 
der Gesellschaft von unten nach 
oben organisiert. Insofern strebt 
diese Konferenz ein sehr anderes 
Ziel als Konferenzen in der Ver¬ 
gangenheit an. 

Können Sie diesen Unterschied 
weiter ausführen? 

Wir wollen nicht, dass lediglich 
diskutiert, eine Abschlusserklä¬ 
rung veröffentlicht und im 
Anschluss nichts passiert. Viel¬ 
mehr soll ein Programm erstellt 
werden, dass festlegt, welche 
Schritte wann gesetzt werden 
müssen. Dieses Programm wird 
als Vorschlag der Gesellschaft 
vorgelegt werden, damit gesell¬ 
schaftliche Verhandlungen begin¬ 
nen können. Wichtig ist hierbei, 
dass ein Text entsteht, über den 
verhandelt werden kann. Bis jetzt 
gibt es außer Öcalan und der PKK 
keinen weiteren Akteur, der einen 
diskutierbaren Text vorgelegt 
hat. Ich glaube nicht, dass die 
DYP trotz der Verlautbarungen 
von Mehmet Agar über ein demo¬ 
kratisches Programm zur Lösung 
der kurdischen Frage verfügt. Ich 
denke, dass die CHP ohnehin 
nicht daran interessiert ist. Und 
ich gehe davon aus, dass auch die 
AKP bis zu den Wahlen und sogar 
über die Wahlen hinaus nicht an 
einer demokratischen Lösung 
arbeitet. Alles läuft über Parolen 
und leere Verlautbarungen. Aber 
es gibt kein Programm, das diese 
Verlautbarungen nährt und der 
Gesellschaft nahe bringt oder sie 
in eine gesellschaftliche Forde¬ 
rung umwandelt. Die Schwierig¬ 
keiten entstehen eben daraus. 
Zuerst muss ein Programm 
erstellt werden. Dann kann darü¬ 
ber diskutiert werden. An diesen 
Diskussionen wird sich auch die 
PKK beteiligen, zweifellos wird 
sich Imrali beteiligen, der Gene¬ 
ralstab, die Regierung, andere 
Parteien. 

Haben Sie mit politischen Parteien 
gesprochen, wie ist ihre Haltung 
dazu? 

Ich möchte keine Namen nennen, 
aber wir führen intensive Gesprä¬ 
che mit vielen Kreisen. Geplant 
ist eine Konferenz, auf der soweit 
möglich alle gesellschaftlichen 
Gruppen repräsentiert werden. 
Die Vorbereitungen laufen auf 
einem sehr reifen Niveau. 

Wie steht es mit den Vorbereitun¬ 
gen auf den Ablauf der Konferenz? 
Die erste Frage lautet, wie man 
von Krieg zu einer Einigung 

(Fortsetzung auf Seite 2) 


Meldungen 

36 Mal Verhinderung von Öca- 
lan-Besuch in 2006 

Lediglich 21 Mal konnten die Ver¬ 
teidiger des auf der Gefängnisinsel 
Imrali im Marmara-Meer inhaftier¬ 
ten PKK-Vorsitzenden Abdullah 
Öcalan im Verlauf des Jahres 2006 
mit ihrem Mandanten Zusammen¬ 
treffen. 36 Mal wurde das Verteidi¬ 
gergespräch mit Begründungen 
wie "schlechtes Wetter" oder 
"defektes Boot" verhindert. Auf¬ 
grund der gegenüber seinen 
Anwälten geäußerten Worten 
wurde Abdullah Öcalan in 2006 
drei Mal von der Gefängnisverwal¬ 
tung mit einer Disziplinarstrafe 
belegt. Im Jahr 2006 wurde gegen 
vier Anwälte außerdem ein Straf¬ 
verfahren wegen Amtsmissbrauch 
in Istanbul eröffnet. 

(DIHA, 28.12., ISKU) 

Jahresbilanz der Volksverteidi¬ 
gungskräfte IIPG 

Anzahl der Militäroperationen: 484 
Seitens der türkischen Armee: 472 
Gemeinsame Operationen der tür¬ 
kischen und iranischen Armee im 


Gebiet Kelares*: 12 

Anzahl der Auseinandersetzun¬ 
gen: 419 

Anzahl der getöteten Soldaten: 853 
Oberstleutnant: 1 

Major: 1 

Dorfschützer: 12 

Polizist: 20 

Offizier: 40 

Soldat: 779 


Ein Soldat der türkischen Armee 
ist aus Protest wegen des schmut¬ 
zigen Krieges in Kurdistan in die 
Reihen der HPG überlaufen. 
Zerstörte Fahrzeuge: 73 

(davon 20 Güterwagons) 
Beschlagnahmte Militärausrü¬ 
stung: 23 

Zerstörte Hubschrauber: 1 

Beschädigte Hubschrauber: 2 

Zahl der gefallenen Guerillas: 131 

*Kelares: Grenzgebiet zwischen 
Nord- und Ost-Kurdistan. 

(HPG, 2.1., ISKU) 

Mahmut Osman: Kurden wus¬ 
sten nichts von Saddam-Hin¬ 
richtung 

Wie Dr. Mahmut Osman, kurdi¬ 
scher Abgeordneter im irakischen 
Parlament, erklärt hat, war die 
Regionalregierung Kurdistans 
nicht über Zeitpunkt und Ort der 
Hinrichtung Saddams informiert. 
Aufgrund der Feiertage habe sich 
kein Vertreter in Bagdad befun¬ 
den. Die Hinrichtung sei nicht im 
Interesse der Kurden gewesen, 
"weil der Prozess zur Anfal-Opera- 
tion, bei der mindestens 182.000 
unschuldige kurdische Bürger 
ermordet wurden, noch nicht 
beendet war. Wir wissen auch 





Aufruf zum Frieden 


Mit einem Schreiben haben die 
Schriftsteller Yasar Kemal, Meh- 
med Uzun, Adalet Agaoglu, Mura- 
than Mungan und Vedat Türkali 
und hunderte weitere Künstler, 
Akademiker und Repräsentanten 
zivilgesellschaftlicher Einrichtun¬ 
gen ihre Forderungen und Vor¬ 
schläge für Frieden und eine 
Lösung der kurdischen Frage der 
Öffentlichkeit vorgestellt. 

In dem Text heißt es: "Lasst uns 
die Sprache des Friedens spre¬ 
chen, nicht die des Krieges. Auf¬ 
grund der Politik der Gewalt haben 
wir vieles verloren. Jahrelang sind 
Tausende Menschen gestorben 
und unsere Sozialstruktur wurde 
zerstört. Wir betrachten den 
Beschluss, die bewaffneten Aktio¬ 
nen zu stoppen, als wichtigen 
Schritt für eine Aufhebung der 
Gewalthandlungen. Damit sich 
Dynamiken für eine zivile Lösung 
entwickeln können, können und 
müssen wir diese Situation 
gemeinsam auswerten. Aber damit 
die Gewalthandlungen vollständig 
beendet werden, müssen auch die 
Waffen im Kopf und in den Herzen 
schweigen. Der Schmerz, den wir 
erlitten haben, und die Verluste, 
die nicht zu ersetzen sind, haben 
gezeigt, dass Gewalt keine Lösung 
ist. Damit sich eine Mentalität 
demokratischer Politik etablieren 


kommt, in wissenschaftlicher 
und soziologischer Hinsicht. Wer 
können die Akteure beim Über¬ 
gang vom Krieg zu einer Eini¬ 
gung sein? 

Zum zweiten gibt es Erfahrun¬ 
gen in anderen Ländern mit ähn¬ 
lichen Problemen. Wie ist es dort 
gelaufen? Auf was für ein Pro¬ 
gramm haben sich die Gegensei¬ 
ten einigen können? Wer hat die 
Gegenseiten an einen Tisch 
gebracht? Wer hat gehandelt, 
wer Schwierigkeiten gemacht? 
Wir werden die Entwicklungen 
um IRA und ETA untersuchen, 
über die Erfahrungen in Südafri¬ 
ka und lateinamerikanischen 
Ländern diskutieren. Die Diskus¬ 
sionsergebnisse werden wir ver¬ 
suchen, entsprechend der hiesi- 


kann, muss jede Form von Gewalt 
abgelehnt und die Sprache des 
Krieges abgelegt werden. Militäri¬ 
sche Sicherheitspolitik, die mit den 
Worten "Bis kein einziger Terro¬ 
rist mehr übrig ist..." beginnt, 
stoppt nicht das Blutvergießen, 
sondern nährt den Hass und 
erhöht die Abhängigkeit von den 
Kräften, die eigene Berechnungen 
in bezug auf die Region haben. 
Dabei handelt es sich bei dem 
bestehenden Problem um unser 
aller Problem, dass nur durch die 
gemeinsame Anstrengung und nur 
hier gelöst werden kann. Wir for¬ 
dern vor allem von den staatlichen 
Institutionen, dass sie nicht Krieg 
und Tod ins Zentrum der Politik 
stellen, sondern das Leben. Der 
politische Wille muss die Verant¬ 
wortung für eine Lösung überneh¬ 
men. Um eine Atmosphäre des 
Vertrauens und der Sicherheit zu 
schaffen, in der das Menschenle¬ 
ben den grundlegenden Wert dar¬ 
stellt, müssen gesetzliche Regelun¬ 
gen geschaffen werden, damit die 
Jugend in den Bergen am gesell¬ 
schaftlichen öffentlichen Leben 
teilnehmen kann. Ein solcher 
Schritt ist dringend notwendig, 
damit die Gewalthandlungen voll¬ 
ständig beendet und die Jugend¬ 
lichen, die in der Region ihren Mili¬ 
tärdienst ableisten, ihr Leben nicht 


gen Besonderheiten auf die Tür¬ 
kei zu übertragen. Natürlich sind 
wir uns darüber bewusst, dass 
die Türkei nicht Spanien, nicht 
Afrika und nicht England ist. 
Aber es gibt trotzdem Ähnlich¬ 
keiten, aus denen ein auf die Tür¬ 
kei zugeschnittenes Lösungsmo¬ 
dell erstellt werden kann. Eine 
weitere Frage betrifft die Errich¬ 
tung eines juristischen, politi¬ 
schen und wirtschaftlichen 
Unterbaus für den Frieden. Zum 
Beispiel bedarf es einer neuen 
Verfassung, oder ein anderes 
Beispiel, wir fordern die Aufhe¬ 
bung des Dorfschützertums, also 
müssen andere Arbeitsmöglich¬ 
keiten für die Dorfschützer 
geschaffen werden. Die Konfe¬ 
renz soll eine Grundlage für 


verlieren. Eine Senkung der Zehn¬ 
prozenthürde, mit der die Reprä¬ 
sentation eines großen Teils der 
Bevölkerung im Parlament verhin¬ 
dert wird, ist ein wichtiger Schritt 
für Gerechtigkeit. So wie im Fall 
aller anderen Kulturen auch müs¬ 
sen Gesetze aufgehoben werden, 
die verhindern, dass die kurdische 
Identität, Sprache und Kultur in 
allen Bereichen des öffentlichen 
Lebens eingeschlossen wird. Mei- 
nungs- und Organisierungsfreiheit 
müssen ausnahmslos gewährlei¬ 
stet werden. Die durch Armut und 
Mangel entstandene Hoffnungslo¬ 
sigkeit muss gebrochen und die 
wirtschaftliche und soziale 
Ungleichheit zwischen den Regio¬ 
nen über eine dementsprechende 
Offensive überwunden werden. 
Wir fordern alle, die in Freiheit 
und Sicherheit leben wollen, dazu 
auf, über die Gründe, die Gewalt 
entstehen lassen, nachzudenken 
und aufrichtig zu hinterfragen, was 
wir getan und nicht getan haben. 
Die Hoffnung auf eine gemeinsa¬ 
me Zukunft erfordert die Einsicht 
wie eng unsere Schicksale mitein¬ 
ander verbunden sind. Wenn einer 
von verliert, verlieren wir alle. 
Lasst uns die Sprache des Friedens 
sprechen, nicht die des Krieges. 
Treffen wir uns in einer zivilen 
Lösung." (ANF, 21.12., ISKU) 


praktische Lösungen werden. 
Ein weiterer Punkt ist die Rolle, 
die Arbeitnehmer- und Kapitalor¬ 
ganisationen im Friedensprozess 
übernehmen sollten. Den 
Medien fällt eine besondere Ver¬ 
antwortung zu. Denn in den drei 
Monaten des Waffenstillstandes 
ist lediglich in den ersten zwei 
Wochen in den Medien darüber 
diskutiert worden. Niemand hat 
sich hinter den Beschluss des 
Waffenstillstandes gestellt. Das 
muss gesehen werden. Wer soll 
sich also diesem Beschluss 
annehmen? Hier sind die inneren 
Dynamiken der Türkei gefragt, 
Berufskammern, Anwaltskam¬ 
mern, andere Einrichtungen, 
Intellektuelle, Politiker. 

(ANF, 21.12., ISKU) 


nicht, welcher Staat die Massen¬ 
vernichtungswaffen gestellt hat, 
die bei diesem Massaker angewen¬ 
det wurden". (ANF, 4.1., ISKU) 

Politisches Betätigungsverbot 
für DTP-Mitglieder 

Die Staatsanwaltschaft am Kassa¬ 
tionsgerichtshof in Ankara hat die 
DTP aufgefordert, 214 Parteimit¬ 
glieder auszuschließen, weil diese 
vorbestraft seien. Die Staatsanwalt¬ 
schaft habe das Vorstrafenregister 
der DTP-Mitglieder untersucht 
und dabei 214 Personen ausfindig 
gemacht, die zu einem früheren 
Zeitpunkt wegen Unterstützung 
oder Mitgliedschaft in einer 
bewaffneten Organisation zu Haft¬ 
strafen verurteilt worden seien. 
Das Parteiengesetz fordere in sol¬ 
chen Fällen den Ausschluss aus 
der Mitgliedschaft und allen Par¬ 
teigremien. Der stellvertretende 
DTP-Vorsitzende Hasip Kaplan 
kündigte ein juristisches Vorgehen 
gegen die Forderung aus Ankara 
an. Obwohl viele Gesetze im Zuge 
der EU-Beitrittsverhandlungen 
geändert worden seien, weise das 
Parteiengesetz nach wie vor meh¬ 
rere Bestimmungen auf, die im 
Widerspruch zur Verfassung stün¬ 
den. (ÖP, 4.1., ISKU) 

Opposition will Wahl Erdo- 
gans boykottieren 

Die türkische Opposition will die 
Präsidentenwahl im Parlament 
boykottieren, falls sich der Mini¬ 
sterpräsident Recep Tayyip Erdo- 
gan als Kandidat aufstellen lässt. 
Das Ansehen der Türkei werde 
bei einer Wahl Erdogans zum 
Präsidenten international beschä¬ 
digt, sagte der Vorsitzende der 
Republikanischen Volkspartei 
(CHP), Deniz Baykal. Die 
Abstimmung steht vor den plan¬ 
mäßigen Parlamentswahlen im 
November bevor. Die Opposition 
hatte sich zuletzt für vorgezogene 
Neuwahlen stark gemacht. Der 
Umengang solle im April ange¬ 
setzt werden. So könne sich Erdo- 
gan zunächst vom Volk bestäti¬ 
gen lassen und danach vom Par¬ 
lament als Präsident gewählt wer¬ 
den. (DS, 27.12, ISKU) 
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Erdogan: PKK-Koordinatoren erfolglos 


Auf seiner Reise in den Libanon 
hat der türkische Ministerpräsi¬ 
dent Erdogan im Flugzeug 
gegenüber Journalisten erklärt, 
er sei unzufrieden mit der Unter¬ 
stützung der USA. Auch das 
System der "PKK-Koordinatoren" 
- das auf Wunsch der Türkei mit 
jeweils einem Koordinator des 
Kampfes gegen die PKK der Tür¬ 
kei, der USA und des Irak einge¬ 
richtet wurde - habe zu keinen 
Ergebnissen geführt. Es seien 
keine konkreten Schritte einge¬ 
leitet, um der Existenz der PKK 
in Südkurdistan ein Ende zu set¬ 
zen und damit den Erwartungen 
nicht entsprochen worden. Die 
PKK-Büros im Irak seien ledig¬ 


lich vorübergehend geschlossen 
worden. 

Erdogan fällt in jüngster Zeit mit 
interessanten Kommentaren zur 
kurdischen Frage auf. Während 
eines USA-Besuches Ende ver¬ 
gangenen Jahres hatte er erklärt, 
Kurden in der Türkei hätten kei¬ 
nerlei rechtliche Probleme. Dabei 
verwies er auf seine aus Siirt 
stammende Ehefrau, mit der er 
seit Jahren glücklich verheiratet 
sei. Anlässlich eines Feiertagsbe¬ 
suches bei der Bereitschaftspoli¬ 
zei führte er aus: "Der Vergleich 
der PKK mit ETA und IRA ist 
falsch. Die Medien machen 
unentgeltliche Propaganda für die 
PKK Wir können gewisse Tech¬ 


niken anwenden, um sie zum 
schweigen zu bringen." 

Der türkische PKK-Koordinator 
Edip Baser hatte in einem Inter¬ 
view mit dem Fernsehsender 
NTV am 23. Dezember erklärt, 
man nähere sich mit den USA 
zum Thema Kampf gegen die 
PKK konkreten Punkten an, und 
auf ein Treffen mit seinem US- 
amerikanischen Kollegen Joseph 
Ralston in Deutschland verwie¬ 
sen. Ein weiteres Treffen sei für 
Januar geplant. Hierbei sollten die 
nächsten Schritte festgelegt und 
darüber entschieden werden, ob 
das Koordinatorensystem fortge¬ 
setzt werden solle. 

(ÖP, 4.1., ISKU) 
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Razzien in kurdischen Vereinen Meldungen 


und Wohnungen 


Mit einem massiven Polizeiaufge¬ 
bot wurden in den frühen Morgen¬ 
stunden des 10. Januar die Räum¬ 
lichkeiten kurdischer Vereine 
sowie Privatwohnungen u. a. in Ess¬ 
lingen, Stuttgart, Freiburg, Ulm, 
Pforzheim, Friedrichshafen und 
Reutlingen durchsucht und hierbei 
Computer, Telefone, Bustickets, 
Bargeld, Vereinsunterlagen und 
Zeitungen beschlagnahmt. 

Als Gründe für die Razzien dienten 
den Staatsanwaltschaften und 
Gerichten laufende Ermittlungsver¬ 
fahren gegen Kurden, denen vor¬ 
geworfen wird, gegen das Vereins¬ 
recht verstoßen zu haben. Sie stün¬ 
den - laut Durchsuchungsbe¬ 
schluss u.a. des Amtsgerichts Stutt¬ 
gart - im Verdacht, Anhänger der 
in Deutschland seit 1993 mit einem 
Betätigungsverbot belegten Arbei- 


An diesem Wochenende lädt die 
Demokratische Friedensinitiative 
zu einer zweitägigen Friedenskon¬ 
ferenz in Ankara. Unter der Parole 
"Die Türkei sucht ihren Frieden" 
werden sich dann rund 50 Redner- 
Innen zum Thema Frieden zu Wort 
melden. Eingeladen zu der Konfe¬ 
renz, die Lösungsansätze der kurdi¬ 
schen- Frage in vieler Hinsicht 
beleuchten soll, sind auch Minister¬ 
präsident Necdet Sezer, Minister¬ 
präsident Erdogan und der Parla¬ 
mentsvorsitzende Bülent Arinc. 
Die Eröffnungsrede wird Yasar 
Kemal und Vedat Türkali halten, 
die Abschlußrede Mehmet Uzun. 


Die Themen der ersten Minister¬ 
konferenz der Türkei des neuen 
Jahres werden sowohl Fragen der 
Diplomatie als auch die Kurden 
erneut in den Mittelpunkt rücken. 
Zurzeit ist es noch unklar, wann der 
Amerika-Besuch des türkischen 
Außenministers Gül stattfinden 
wird. Die Frage, ob es eine grenz- 
übergreifende Operation geben 
wird, wird von der Visite Güls in 
Amerika abhängig sein. Auch die 
Haltung gegenüber der PKK-Koor- 
dination wird letztlich erst dann 
geklärt werden. Somit steht also zu 
erwarten, dass letztlich erst nach 
dem Besuch Güls die Militär-Stra¬ 
tegie in all ihren Dimensionen klar 
wird. Die Worte Erdogans bei sei¬ 
ner Visite im Libanon jedenfalls las¬ 
sen nichts Gutes erwarten. Dort 
erklärte er, die PKK-Koordination 
habe seine Erwartungen bisher 
nicht erfüllt. Mit der Erklärung 


terpartei Kurdistans (PKK) zu sein 
und durch ihre Aktivitäten dazu 
beigetragen zu haben, deren Struk¬ 
turen aufrecht zu erhalten. Hiervon 
betroffen sind u. a. die Kurden Adil 
D. und Hüseyin Ö., der angeblich 
als Verantwortlicher des "PKK-Rau¬ 
mes Esslingen" tätig gewesen sei. 
Ferner werde aufgrund von Tele¬ 
fonüberwachungsmaßnahmen 
gegen Salman K. ermittelt, der 
nach Auffassung der Behörden im 
Zeitraum von Juni 2005 bis Juni 
2006 als "Gebietsverantwortlicher 
des PKK-Gebiets Ulm" gearbeitet 
haben soll. Die Durchsuchungen - 
so der Beschluss des Amtsgerichts 
Stuttgart - würden der Ermittlung 
seines bislang unbekannten Aufent¬ 
haltsortes und der Sicherstellung 
entsprechenden Beweismaterials 
dienen. 


Erwartet wird vor allem ein reges 
Interesse aus akademischen Krei¬ 
sen Aber auch Journalisten wer¬ 
den unter den Teilnehmenden zu 
finden sein. Bei einem für die Tür¬ 
kei so wichtigen Thema dürfen 
natürlich auch die Vertreter aus der 
Politik und Gesellschaft nicht feh¬ 
len. So werden sowohl der ehemali¬ 
ge Vorsitzende der CHP Altan 
Oymen, als auch der Vorsitzende 
der DTP Ahmet Türk, der Bürger¬ 
meister von Diyarbakir Osman 
Baydemir und der ehemalige Bür¬ 
germeister von Gaziantep Celal 
Dogan erwartet. Auch von Vertre¬ 
tern der Gewerkschaft DISK von 


Erdogans gerieten vor allem Edip 
Baser, der PKK-Koordinator der 
Türkei, als auch die Regierung 
unter Druck. 

Ein weiteres Thema der Minister¬ 
konferenz werden wohl auch Fra¬ 
gen der Diplomatie sein. Wie wird 
sich die Beziehung zu den Kräften 
des Südens entwickeln? Eine Bezie¬ 
hung, die vor allem in Bezug auf die 
Kirkuk-Frage sehr gelitten hat. 
Nicht zu vergessen auch die Bezie¬ 
hungen zur EU. Die Regierung 
dürfte an weiteren Niederlagen im 
Jahr der Wahlen nicht sonderlich 
Interessiert sein. 

Von Interesse dürfte in Hinsicht 
der aktuellen Tagespolitik auch ein 
Interview mit dem Außenminister 
der Türkei in der Zeitung Hürriyet 
sein. Laut Hürriyet habe Gül von 
Amerika offen die Auslieferung von 
Murat Karayilan und Cemil Bayik 
gefordert. Habe aber dort nur die 


Außerdem wurde im Zuge dieser 
Polizeiaktion in einer Stuttgarter 
Privatwohnung das YEK-KOM-Vor- 
standsmitglied Ahmet C. festge¬ 
nommen. 

AZADI und YEK-KOM verurteilen 
die polizeilichen Durchsuchungs¬ 
aktionen aufs Schärfste. Die seit 13 
Jahren anhaltende Verbots- und 
Kriminalisierungspraxis bedeutet 
vor dem Hintergrund der grundle¬ 
genden Veränderungen der kurdi¬ 
schen Bewegung und ihrer Bemü¬ 
hungen um politisch-demokrati¬ 
sche Konfliktlösungen eine inak¬ 
zeptable Provokation. Eine solch 
repressive Politik hat bisher nicht 
ein einziges der kurdischen Frage 
zugrunde liegendes Problem 
gelöst - weder in Deutschland 
noch in der Türkei. 

(AZADI/YEK-KOM, 1.1., ISKU) 


HAK-IS, von KESK, ODP und 
EMEK wird eine Teilnahme erwar¬ 
tet. 

Die Eröffnungsrede der Konferenz 
wird Yusuf Alatas, Vorsitzender des 
IHD halten. Die Eröffnungsrede 
des ersten Tages hält Yasar Kemal, 
die des zweiten Tages Vedat Türka¬ 
li. Die Abschlussrede wird Mehmet 
Uzun halten. Ziel der vom 13 bis 14. 
Januar dauernden Konferenz ist im 
Hinblick auf den Friedensprozeß 
die Forcierung der Findung eines 
gesellschaftlichen Konsensus und 
die Entwicklung eines Programms 
für die Entwicklung des Friedens. 

(ANF, 8.1., ISKU) 


Antwort erhalten, dass Amerika 
dazu die nötige Kraft fehle. Ameri¬ 
kas Prioritäten lägen anders. Die 
derzeitige Lage im Irak erlaube 
keine Streuung der Bemühungen. 
Auf die Frage ob damit die Geduld 
der Türkei auf die Probe gestellt 
werde antwortete er: "Wir haben 
unsere Probleme nicht an Amerika 
weiter delegiert. Die dortigen 
Camps werden zerstreut werden. 
Die von Interpol gesuchten werden 
gefasst, die finanziellen Quellen 
zum versiegen gebracht." Im Inter¬ 
view vermied es Gül allerdings, auf 
Details in Bezug auf seinen anste¬ 
henden Besuch in Amerika einzu¬ 
gehen. Er ließ aber durchblicken, 
dass er von dort nicht mit leeren 
Händen zurückzukehren gedenke. 
"Entweder die Türkei bekommt 
dort, was ihr zusteht oder sie wird 
selbst das nötige zu tun wissen" 
erklärte er. (ANF, 8.1., ISKU) 


Treffen mit Öcalan fand statt 

Die Anwälte Abdullah Öcalans, 
Ibrahim Bilmez, Mustafa Eraslan 
und Muzaffer Kutan konnten am 
Mittwoch ihren Mandanten besu¬ 
chen. Sie gaben bekannt, dass sie 
etwa eine Stunde mit ihrem Man¬ 
danten sprechen konnten. 

(DIHA 10.1., ISKU) 

Hungerstreik im F-Typ 
Gefängnis Wan 

Die Gefangenen der PKK im F- 
Typ Gefängnis Wan haben am 9. 
Januar mit einem unbefristeten 
Hungerstreik begonnen, um auf 
die Maßnahmen gegen sich und 
die Nichtlösung der kurdischen 
Frage hinzuweisen. Die Gefange¬ 
nen treten gruppenweise in den 
Hungerstreik und gaben bekannt, 
dass sie einen Forderungskatalog 
an die Verantwortlichen überge¬ 
ben hätten. Im F-Typ Gefängnis 
Wan sitzen 360 Gefangene. 

(DIHA, 9.1., ISKU) 

In Kelares und Simak Opera¬ 
tion der iranischen und türki¬ 
schen Armee 

Am 5. Januar begann die irani¬ 
sche Armee eine mehrtägige 
Militäroperation in Belezital am 
Kelaresberg. 

Auch die Militäroperationen in 
der Region Elk (Beytüssebab) 
und in den Bestabergen wurden 
ausgeweitet. Im Rahmen der Ope¬ 
ration, an der sich ca. 1000 Solda¬ 
ten und Dorfschützer beteiligen 
wurden zwei Dorfbewohner fest¬ 
genommen. Die Familien erhiel¬ 
ten keine Informationen über 
ihren Verbleib und sind in großer 
Sorge. Die Umgebung der Orte 
Buzal (Ortali), Qemefireh 
(Yapat), Gabbis (Sogut^e) bei Elk 
wurden bombardiert. Zwei Hub¬ 
schrauber landeten auf der Fara- 
sinalm (Yesiloz). 

Auch in den Bestabergen begann 
eine umfangreiche Operation an 
der sich etwa 1000 Soldaten und 
Dorfschützer beteiligen. 

(DIHA, 7./10.1., ISKU) 

Ermittlungsverfahren gegen 
Stadtrat von Sur 

Nur zwei Stunden nach Bekannt¬ 
gabe des Stadtratsbeschlusses 
von Sur in Diyarbakir, Dienstlei¬ 
stungen künftig mehrsprachig 
anzubieten, hat das Innenministe¬ 
rium einen Inspektor zwecks 
näherer Ermittlungen nach Diy¬ 
arbakir entsendet. Den Beschluss 
hatte der Bürgermeister von Sur, 
Abdullah Demirtas, auf einer 
Pressekonferenz bekannt gege¬ 
ben. Es handele sich dabei um 
eine Premiere in der Türkei, von 
der die Bürger profitieren sollten. 
Eine 2006 durchgeführte Umfra- 


"Die Türkei sucht ihren Frieden" 


Erste Ministerkonferenz des Jahres 





Kommentar von Hasan Cemal in der Zeitung Milliyeü 

Die andere Sprache des MIT 


Der Nationale Nachrichtendienst 
MIT feiert sein 80. Jubiläum. Aus 
diesem Anlass gab Inspektor Emre 
Taner im Namen des Nachrichten¬ 
dienstes eine interessante Erklä¬ 
rung ab. Man kann sagen, dass in 
der Erklärung ein allgemeiner Rah¬ 
men der strategischen Suche auf¬ 
gezeigt wird, der Wunsch nach Ver¬ 
änderung in der staatlichen Politik 
in den Vordergrund getreten ist 
und bestimmte verschleierte War¬ 
nungen an den Staat ausgespro¬ 
chen werden. 

Warum hat der MIT als eine der 
wichtigsten Institutionen des Staa¬ 
tes das Bedürfnis nach einem sol¬ 
chen Schritt verspürt? Warum 
wurde dieser Schritt, der hinter ver¬ 
schlossenen Türen hätte stattfin¬ 
den können - und vielleicht auch 
stattgefunden hat - in die Öffent¬ 
lichkeit getragen? Ich weiß es 
nicht. 

Beim Lesen der MIT-Erklärung 
wird eine andere Sprache deutlich. 
Ein ruhigerer, zivilerer Stil wurde 
benutzt. Auch die in offiziellen Tex¬ 
ten des Staates gebräuchlichen 
klassischen Klischees von Separa¬ 
tismus und Fundamentalismus 
kommen nicht vor. Auf den ersten 
Blick scheint der Text aus allge¬ 
meinen Fakten zu bestehen, denen 
niemand so recht widersprechen 
kann. Was ist dann so interessant 
daran? Warum wird die Erklärung 
seit Tagen in den Medien disku¬ 
tiert? Warum fühlen sich einige 
Kreise davon gestört? 

Vielleicht mehr noch als einige 
Hinweise zwischen den Zeilen 
haben gewisse aus dem Hinter- 


Dem kurdischen Ehepaar Mehmet 
und Fatma Yurdakul wurde in Stutt¬ 
gart ist auf der Ausländerbehörde 
ein unbefristeter Aufenthaltsstatus 
gegen die Tätigkeit als Spitzel 
nahegelegt. Das Paar war für die 
Vergabe eines Aufenthalts zur Aus¬ 
länderbehörde zitiert worden, wo 
es in einem gesonderten Raum von 
einer Person, die sich als Verfas¬ 
sungsschützer des Innenministeri¬ 
ums vorstellte, verhört wurde. 

Die Person konzentrierte sich 
besonders auf Mehmet Yurdakul, 


grund kommende Signale Bedeu¬ 
tung. Was kann das sein? Etwa der 
Blickwinkel auf den Südosten, die 
kurdische Frage, die PKK und den 
Nordirak, der nicht ganz mit dem 
anderer staatlicher Institutionen 
oder offizieller Politik überein¬ 
stimmt? Der Brennpunkt all dieser 
Themen ist die kurdische Frage. 
Wo hat diese Platz in einer Türkei 
auf dem Weg in die EU? Ist die Tür¬ 
kei eher in der Lage, mit diesen 
Problemen fertig zu werden, wenn 
sie sich auf dem Weg in die EU 
befindet oder nicht? 

Wenn für die Türkei anstelle einer 
abwartenden nunmehr eine aktive 
Politik vonnöten ist, was für eine 
Politik sollte beispielsweise zum 
Thema einer kurdischen Staaten¬ 
bildung im Nordirak und zu Kirkuk 
verfolgt werden? 

Eine weitere Frage: Im Staat wird 
die PKK als 29. Aufstand definiert. 
Bis heute hat sich der Staat mit der 
Frage abgemüht, wie er diesen Auf¬ 
stand niederschlagen kann. Wenn 
man sich jetzt pro-aktiv verhält, ist 
es dann nicht eher richtig, die Ant¬ 
wort auf die Frage zu suchen, wie 
zukünftig eine Konfrontation mit 
einem solchen Aufstand verhindert 
werden kann? Weiß die Türkei, was 
sie mit ihren eigenen Kurden 
anstellen soll? Verfügt der Staat 
über eine kurdische Strategie? Wo 
hat diese Strategie Platz in einem 
demokratischen Rechtsstaat oder 
im EU-Beitrittsprozess? 

Ein weiteres Thema: Die Politisie¬ 
rung der PKK Die PKK hat sich 
schon vor langem politisiert! Ich 
glaube nicht, dass der Staat noch 


stellte zunächst dar, dass eine 
umfangreiche Akte von Vergehen 
des Ehepaares bestehe und schlug 
dann vor, dass der Aufenthalt des 
Paares in einen unbefristeten 
umgewandelt werden und auch 
sonstige Vorteile zugesichert wer¬ 
den könnte, falls die beiden sich 
dazu entschließen würden, ihm zu 
helfen. So sollten die beiden alles 
aufschreiben, was ihnen über die 
Personen bekannt sei, die sich an 
von Kurdinnen organisierten Akti¬ 
vitäten und Aktionen beteiligten. 


daran zweifelt, dass die Kraft, die in 
Stadtverwaltungen, in zivilgesell¬ 
schaftlichen Einrichtungen und 
politischen Veranstaltungen in sehr 
großem Ausmaß die Fäden in der 
Hand hält, die PKK ist.Was gibt es 
demnach zu tun? Die PKK muss 
natürlich bedingungslos auf Waffen 
und Gewalt verzichten. Aber was 
muss der Staat tun, um die Men¬ 
schen aus den Bergen zu holen? 
Und eine weitere Frage: Ist es 
schlecht, dass sich die PKK politi¬ 
siert hat? Was kann daran schlecht 
sein, aus den Bergen auf die politi¬ 
sche Bühne zu treten, statt Terror 
und Gewalt anzuwenden den Weg 
ziviler Politik einzuschlagen? 

Ich weiß, dass all diese Fragen und 
ihre Antworten nicht wirklich in 
der Erklärung des MIT-Inspektors 
Emre Taner auftauchen. Aber ich 
denke, dass die Signale, die die 
Sprache dieser Erklärung so sehr 
von anderen unterscheidet, aus der 
oben genannten Frage und den 
Problemen resultiert. Wenn die 
Türkei - wie in der MIT-Erklärung 
erwähnt - wirklich zu einem Land 
mit einer "starken Wirtschaft, 
einer fehlerfreien Außenpolitik 
und einer überzeugenden militäri¬ 
schen Struktur" entsprechend der 
Vision Atatürks von einer zeitge¬ 
nössischen Zivilisation werden soll, 
dann muss ernsthaft über diese 
brennenden Fragen nachgedacht, 
eine Lösung auf den Weg gebracht 
und dafür multidimensionale Stra¬ 
tegien erstellt werden. 

Was deutlich wird, ist dass der MIT 
dieses Bedürfnis heute extrem ver¬ 
spürt. (Mi, 9.1., ISKU) 


Insbesondere gefragt seien Infor¬ 
mationen über Personen, die in 
Stuttgart eine aktive Rolle bei sol¬ 
chen Aktivitäten übernehmen. 

Das Ehepaar lehnte das Angebot ab 
und rief in der Zeitung Yeni Özgür 
Politika dazu auf, solche und ähnli¬ 
che Vorfälle öffentlich zu machen. 
Daraufhin wurde es genötigt, ein 
Papier zu unterzeichnen, dass es 
eine "Sicherheitsbefragung" abge¬ 
lehnt habe, und anschließend aus 
der Ausländerbehörde hinausge¬ 
worfen. (ANF, 4.1., ISKU) 


ge habe ergeben, dass in Sur 24 % 
der Einwohner türkisch, 72 % kur¬ 
disch, 4 % arabisch und 3 % arme¬ 
nisch sprechen. Deshalb müssten 
auch die Dienstleistungen der 
Stadtverwaltung mehrsprachig 
sein. Bei Neueinstellungen werde 
künftig mehrsprachigen Bewer¬ 
bern der Vorzug gegeben. Die 
Schriftsprache solle jedoch tür¬ 
kisch bleiben. (ANF, 4.1., ISKU) 

Protestaktion gegen Isohaft 
in Istanbul 

500 Personen, darunter Mitglie¬ 
der von Gewerkschaften, 
Anwaltsvereinigungen und ande¬ 
ren zivilgesellschaftlichen Orga¬ 
nisationen, haben in Istanbul am 
Taksim-Platz gegen die Isola¬ 
tionshaft protestiert. In einem 
Redebeitrag wies der Schriftstel¬ 
ler Bilgesu Erenus darauf hin, 
dass in den sieben Jahren seit der 
Einführung der F-Typ-Gefäng- 
nisse in der Türkei 122 Men¬ 
schen gestorben und über 500 
Häftlinge bleibende Schäden 
davon getragen hätten. Das 
Justizministerium sei aufgefor¬ 
dert, "sich realistisch zu verhal¬ 
ten und die Isolation aufzuhe¬ 
ben". (YÖP, 5.1., ISKU) 

JITEM-Bewegung an 
der Grenze 

Seit dem 4. Januar haben unge¬ 
fähr 50 JITEM-Mitarbeiter von 
Silopi aus über den Übergang 
Habur die Grenze nach Südkurdi¬ 
stan überquert. Dabei handelt es 
sich überwiegend um Personen 
aus Sirnak und Siirt, die in der 
Bevölkerung bekannt sind. Nach 
Angaben der Nachrichtenagentur 
DIHA überqueren sie die Grenze 
in besonderem Auftrag in Grup¬ 
pen von vier Personen. In Süd¬ 
kurdistan haben sie sich in Stütz¬ 
punkte der Türkei in Zaxo, 
Dohok, Amediye, Diyana, Süley- 
mania, Kirkuk und Hewler bege¬ 
ben. (ANF, 7.1., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIHA Diele 

Nachrichtenagentur 
YÖP Yeni Özgür Politika 
Mi Milliyet 


N ü 9 e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


CDK ruft EU zur Verantwortung 


Die Koordination der kurdischen 
demokratischen Gesellschaft in 
Europa (CDK) hat nach einer Vor¬ 
standssitzung im Verweis auf 
"Pläne, die kurdische Befreiungs¬ 
bewegung auf internationalem 
Gebiet zu kriminalisieren, einzuen¬ 
gen und zu marginalisieren" die 
Europäische Union dazu aufgeru¬ 
fen, den von der PKK ausgerufe¬ 
nen Waffenstillstand zu schützen, 
über demokratische Schritte den 
Prozess voranzutreiben und ein 
verantwortungsbewusstes Vorge¬ 
hen zu zeigen. Auf der Vorstands¬ 
sitzung wurden unter Beteiligung 
aller Mitglieder die jüngsten politi¬ 


schen Entwicklungen, die Reaktio¬ 
nen auf den von der PKK ausgeru¬ 
fenen Waffenstillstand sowie die 
organisatorische und praktische 
Arbeit ausgewertet. Die CDK ver¬ 
wies auf den Waffenstillstand, der 
auf Aufruf der EU, der USA kurdi¬ 
scher Kräfte, zivilgesellschaftlicher 
Organisationen, der DTP, von Intel¬ 
lektuellen und Abdullah Öcalan am 
1. Oktober 2006 ausgerufen wor¬ 
den war. "All diesen Bemühungen 
zum Trotz ist die Reaktion der Ver¬ 
treter des türkischen Staates die 
gleiche wie bei früheren Waffen¬ 
stillständen." Auf einer Sitzung von 
"Antiterror-Koordinateuren" am 


12. Dezember in Deutschland sei 
geplant worden, die finanziellen 
Quellen der Bewegung auszu¬ 
trocknen, über Repression und 
Verhaftungen die grundlegenden 
Arbeitsbereiche zu zerstören und 
die europäische Dimension der 
Bewegung zu isolieren sowie die 
Basis der Bewegung zu passivie¬ 
ren. 

"Wir rufen dazu auf, diese schmut¬ 
zige Politik gegen unsere Bewe¬ 
gung öffentlich zu machen und die 
europäische Dimension dieses 
Konzeptes in Leere zu führen", 
heißt es weiter in dem CDK-Papier. 

(ANF, 6.1., ISKU) 


Aufenthalt gegen Spitzeldienste 
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Abschlusserklärung der Konferenz „Die Türkei sucht ihren Frieden“ 

Arbeitsprogramm für den Frieden 


Die zweitägige Konferenz "Die Tür¬ 
kei sucht ihren Frieden" in Ankara 
ist mit einer Abschlusserklärung 
und einem Programmentwurf für 
die kommende Zeit am 14.1 been¬ 
det worden. Geplant ist unter ande¬ 
rem eine Institutionalisierung über 
die Einrichtung eines Büros zur 
Koordination der anfallenden 
Arbeit. 

In der Abschlusserklärung wird auf 
die Notwendigkeit verwiesen, von 
einer Benennung der kurdischen 
Frage als ein Terrorproblem abzu¬ 
sehen. Im Folgenden veröffent¬ 
lichen wir die Erklärung in Aus¬ 
schnitten: 

Die Friedensarbeit, die im vergan¬ 
genen Jahr über Konferenzen in 
Ankara, Izmir, Mersin, Istanbul, 
Samsun und Diyarbakir begonnen 
wurde, hat mit unserem zweitägi¬ 
gen Zusammenkommen eine neue 
Etappe erreicht. 

In breiter Form wurde darüber 
diskutiert, was für die Verwirkli¬ 
chung des Friedens getan werden 
kann. Hunderte Intellektuelle, 
Schriftsteller, Gewerkschaftler, 
Politiker, Arbeitgeber aus allen 
Regionen, Frauen und Männer 
jeden Alters, haben sich getroffen 
und erste Schritte für ein Frie¬ 
densprojekt gesetzt. 

Wir wissen um die Bedeutung und 
die Schwierigkeit der Aufgabe, die 
wir übernommen haben. Aber wir 
wissen auch, dass das historische 
Potential der Türkei so verwurzelt 
ist, dass es eine starke Grundlage 
für unsere Anstrengungen bietet. 
Und wir sind sicher, dass Türken, 
Kurden und alle Völker sich auf¬ 
richtig nach einem gemeinsamen 
neuen Leben sehnen. 

Auf unserer Konferenz sind die 
Grundzüge eines Friedenspro¬ 
gramms unter Berücksichtigung 
der juristischen, politischen, kultu¬ 
rellen und wirtschaftlichen Dimen¬ 
sion entworfen worden. Die auf 
der Konferenz vorgetragenen Mei¬ 
nungen und Vorschläge, auf die 
sich geeinigt wurde, lassen sich 
wie folgt zusammenfassen: 

Politische Vorschläge: 

1) Es muss davon abgesehen wer¬ 
den, die kurdische Frage als ein 
Gewalt- und Terrorismusproblem 
zu bezeichnen. Beteiligt an diesem 
Problem sind nicht nur bewaffnete 
Kräfte. 

Bei dem Problem handelt es sich 
um ein Problem der gesamten 
Türkei mit ihren Städten und Dör¬ 
fern, ihrer Zivilgesellschaft, ihren 
politischen Organisationen, offi¬ 
ziellen Institutionen und allen sozi¬ 
alen Schichten. Es handelt sich um 
eine Frage von sozialem Frieden 
und Gerechtigkeit 


2) Ein sofortiger beidseitiger 
Stopp der bewaffneten Ausein¬ 
andersetzungen bietet die Mög¬ 
lichkeit, Zeit für die Erstellung 
ziviler Lösungen zu gewinnen und 
eine Grundlage zu schaffen. 

3) Frieden beginnt mit der Spra¬ 
che; von ausgrenzenden und 
Feindschaft erzeugenden Begrif¬ 
fe muss abgesehen werden. Die 
Sprache der Politik muss frei von 
Nationalismus und Diskriminie¬ 
rung sein. 

4) Alles, was die Kurden daran 
hindert, aktive Subjekte auf politi¬ 
schem Gebiet zu sein, muss abge¬ 
schafft werden. Die hohe Wahl¬ 
hürde darf eine gerechte Vertre¬ 
tung nicht mehr verhindern. 
Gesetzesregelungen, über die 
Aktivitäten politischer Parteien 
eingeschränkt oder verboten wer¬ 
den, müssen geändert werden. Es 
muss ein neues Parteiengesetz 
erlassen werden. Politische Ver¬ 
treter und Parteien der Kurden 
müssen im Friedensprozess auf 
jedem Niveau als legitime Dialog¬ 
partner anerkannt werden. 

5) Eine neue Verfassung muss 
erstellt werden als Ausdruck des 
Willens, gemeinsam zu leben. 

6) Eine Kommission bestehend 
aus Müttern, die im Krieg ihre 
Kinder verloren haben, wird die 
Friedensarbeit verstärken. 

7) Alle gesetzlichen und prakti¬ 
schen Hinderungsgründe für eine 
aktive Beteiligung von Frauen in 
zivilen, offiziellen und politischen 
Institutionen und Einrichtungen 
auf jedem Niveau müssen besei¬ 
tigt werden. 

8) Es muss eine geplante politi¬ 
sche Amnestie oder ein Pro¬ 
gramm zur demokratischen Parti¬ 
zipation erlassen werden, über 
das eine Beteiligung am gesell¬ 
schaftlichen, öffentlichen und 
politischen Leben möglich wird 
und mit dem niemand vor den 
Kopf gestoßen wird. 

9) Als Spuren des Ausnahmezu¬ 
standsregimes (OHAL) müssen 
getilgt werden. Es muss zu einer 
Lebensform übergegangen wer¬ 
den, in der gewöhnliche Bedin¬ 
gungen herrschen und das 
Rechtssystem Gültigkeit hat. 
Dafür müssen die ,Morde unbe¬ 
kannter Täter 1 aufgeklärt werden, 
Täter dürfen nicht geschützt, son¬ 
dern müssen in gerechter Weise 
verurteilt und bestraft werden. 
Das Dorfschützersystem muss 
aufgehoben, die Dorfschützer in 
ein anderes Arbeitsfeld mit sozia¬ 
len Sicherheiten weitergeleitet 
werden. Alle wirtschaftlichen, 
sozialen und psychologischen 
Verwüstungen, die durch die 
zwangsweise Migration entstan¬ 


den sind, müssen behoben wer¬ 
den. Die gesamte Region muss 
unverzüglich von Minen gesäu¬ 
bert werden. 

Wirtschaftliche Vorschläge 

Es müssen ein Aufschwungplan 
und Projekte umgesetzt werden, 
die auf einer positiven Diskrimi¬ 
nierung basieren und geeignet 
sind, die große Armut in der 
Region sowie das Ungleichge¬ 
wicht zwischen den Regionen auf¬ 
zuheben. 

Soziale und kulturelle 
Vorschläge 

Die Existenz verschiedener Kul¬ 
turen in unserem Land muss als 
eine historische und soziologi¬ 
sche Tatsache Anerkennung fin¬ 
den. Die durch Verleugnung und 
Verbote entstandene Kulturzer¬ 
störung muss beendet werden. 
Der kulturelle Bereich muss vor 
Repression und Angriffen kultu¬ 
rellen Rassismus, der zu einer 
Ghettoisierung der Identitäten 
führt, geschützt werden. 

Es müssen rechtliche und gesetz¬ 
liche Regelungen getroffen wer¬ 
den, damit kurdisch im öffent¬ 
lichen Bereich frei gesprochen 
werden kann. Mehrsprachige 
Dienstleistungen und politische 
Aktivitäten müssen möglich sein. 
Die Erforschung, Entwicklung 
und Lehre der kurdischen Spra¬ 
che und Literatur dürfen nicht 
behindert werden. 

Vorschläge zum Bereich der 
Medien und gesellschaftlicher 
Kommunikationsmittel 

Die Medien müssen von einer 
Sprache absehen, die Kriegshand¬ 
lungen legitimiert und zum Nor¬ 
malzustand macht. Es muss eine 
Sprache Verwendung finden, die 
Wert legt auf gegenseitiges Ver¬ 
ständnis und Gemeinsamkeit. Die 
Medien müssen Verantwortung 
für die Bildung einer Sprache, 
einer Ethik und von Werten des 
Frieden übernehmen. 

Als Resultat hat diese Konferenz 
gleichzeitig die Funktion eines 
Friedensrates übernommen. Um 
jedoch den entstandenen Pro¬ 
grammentwurf auszuarbeiten, 
der Gesellschaft nahe zu bringen 
und auf die politische Tagesord¬ 
nung zu setzen, besteht Bedarf 
nach einer langfristigen, organi¬ 
sierten Arbeit, die durch eine 
gesellschaftliche Beteiligung 
bereichert werden wird. Unser 
Ziel ist es, die Vorreiterrolle in 
einer gesellschaftlichen Organi¬ 
sierung zu spielen, mit der der 
Frieden aufgebaut wird. 

(ANF, 14.1., ISKU) 


Meldungen 


PKK hat Anspruch auf 
Überprüfung ihres Eintrags 
in EÜ-Terrorliste 

Die Kurdische Arbeiterpartei 
(PKK) hat Anspruch auf eine 
gerichtliche Überprüfung ihrer 
Einstufung als terroristische 
Organisation durch die Europäi¬ 
sche Union. Das stellte am Don¬ 
nerstag der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) in Luxem¬ 
burg klar. Der EuGH hob damit 
einen Beschluss des EU- 
Gerichts erster Instanz auf, das 
eine Klage der PKK als unzuläs¬ 
sig abgewiesen hatte. 

Die in der Türkei verbotene Par¬ 
tei war 2002 von den EU-Regie- 
rungen als terroristisch einge¬ 
stuft worden, was zum Einfrie¬ 
ren aller Konten der PKK inner¬ 
halb der EU führte. Gegen die¬ 
sen Beschluss klagte ein PKK- 
Vertreter vor dem EU-Gericht 
erster Instanz. Das Gericht wies 
die Klage mit der Begründung 
ab, die PKK existiere nicht 
mehr. Der EuGH erklärte dazu, 
wenn die Organisation in eine 
Terrorliste aufgenommen wer¬ 
den könne, dürfe ihr bei einer 
Klage gegen diesen Beschluss 
nicht die Existenz abgesprochen 
werden. (AP, 18.1., ISKU) 

600 neue Dorfschützer 

Im Kreis Uludere in Sirnak for¬ 
dern Soldaten die männliche 
Bevölkerung dazu auf, sich als 
Dorfschützer zu bewerben. 600 
neue Dorfschützer sollen dort 
für 500 YTL Gehalt den Dienst 
aufnehmen. Innerhalb einer 
Woche sollen sich 13 Personen 
beworben haben. 

(ANF, 13.1., ISKU) 

Türkei wegen Verstosses 
gegen Folterverbot verurteilt 

Der Europäische Gerichtshof 
für Menschenrechte hat die Tür¬ 
kei wegen Verletzung des Folter¬ 
verbots verurteilt. Damit erhielt 
ein in der Türkei inhaftierter 
Kurde Recht, der Anzeige gegen 
mehrere Polizisten erstattet 
hatte. 

Zugleich wiesen die Strassbur¬ 
ger Richter die Regierung in 
Ankara am Dienstag an, dem 
Kläger 15 000 Euro Schadenser¬ 
satz zu zahlen. 

Der Mann war im Juli 1999 in 
Istanbul wegen mutmasslicher 
Zugehörigkeit zur verbotenen 
Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) festgenommen worden. 
Während seines Verhörs legte 
er ein Geständnis ab. 

Nach der Inhaftierung des Man¬ 
nes stellte ein Gefängnisarzt 
mehrere Wunden und Bluter- 





Ankara diskutiert offen den 
Einmarsch in den Irak 


Nachdem die Beitrittsverhandlun¬ 
gen mit der EU teilweise suspen¬ 
diert sind, gewichtet die Türkei 
ihre außenpolitischen Prioritäten 
offenbar neu. Premier Erdogan 
wollte die USA nur noch als einen 
"angeblichen" Verbündeten 
bezeichnen. Er ärgert sich über die 
US-Haltung zu den Kurden. 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan wurde in den türkischen 
Medien mit einer Bemerkung 
zitiert, die die Vermutung nahe¬ 
legt, dass sich das Land strategisch 
umorientiert: "Der Irak ist zurzeit, 
im Vergleich zum EU-Prozess, zu 
einem vorrangigen Problem für die 
Türkei geworden", sagte Erdogan 
auf die Frage eines Reporters. 
Etwas umständlich formulierte er: 
"Wir werden dies daher ab jetzt 
weiterhin als ein vorrangiges 
Thema unserer Außenpolitik ein- 
stufen." 

In der Türkei kreist die Debatte 
seit geraumer Zeit um eine denk¬ 
bare Intervention im Irak, einer¬ 
seits um gegen die kurdische PKK 
vorzugehen, andererseits um zu 
verhindern, dass die nordirakische 
Ölstadt Kirkuk dem kurdischen 


Wer Cevat Önes vergangene 
Woche auf der kurdischen Konfe¬ 
renz gesehen hat, wie er aufmerk¬ 
sam zuhörte und sich Notizen 
machte, war zunächst .etwas über¬ 
rascht. Dabei war es Önes, der 41 
Jahre Mitarbeiter des MIT war, 
nachdem er vergangenes Jahr in 
den Ruhestand getreten war, ohne¬ 
hin mit seinen verschiedenen Kom¬ 
mentaren in den Medien gelungen, 
Aufmerksamkeit zu erregen. Önes 
war 1989 Verantwortlicher des MIT 
für die Region Diyarbakir. Er ist 
einer der Fachleute, die sich mit 
der "kurdischen Frage" am besten 
auskennen. 

Sie haben am vergangenen Woche¬ 
nende an der kurdischen Konferenz 
in Ankara teilgenommen und sich 
ständig Notizen gemacht. Was ist 
Ihrer Meinung nach das Resultat 
dieser Versammlung? 

Ehrlich gesagt habe ich eine derar¬ 
tig niveauvolle Versammlung nicht 
erwartet. Die verschiedenen Mei¬ 
nungen in der Beteiligung stellen 
einen Reichtum dar. Forderungen 
und Aussprüche basierten nicht auf 
Parolen oder Symbolen. Die Teil¬ 
nehmer kamen aus Strukturen mit 
demokratischer Tradition und 
brachten das Bedürfnis zur Spra¬ 
che, das Problem solidarisch zu 
lösen. Eine Klärung der Forderun¬ 
gen zur kurdischen Identität fand 
nicht statt, aber die Forderung, die 
sich herausbildete, zeugt von einer 
Denkweise, die sich vom Separa¬ 
tismus entfernt und eine Lösung 
innerhalb der Gesamtheit der Tür¬ 
kei sucht. 

Während die Suche nach Lösungen 
wie auf dieser Versammlung andau- 


Autonomiegebiet im Irak einver- 
leibt wird - denn das könnte einen 
eventuellen kurdischen Staat wirt¬ 
schaftlich lebensfähig machen. Vor 
einer Fraktionssitzung seiner Par¬ 
tei sagte Erdogan nun erneut: "Wir 
werden nicht Zusehen, wie Tatsa¬ 
chen geschaffen werden." 

Die türkische Opposition forderte 
die Regierung offen auf, eine Mili¬ 
tärintervention im Nachbarland 
Irak vorzubereiten. Das Parlament 
in Ankara müsse zu einer Dring¬ 
lichkeitssitzung zusammentreten, 
um schon jetzt die Erlaubnis für 
einen möglichen Truppenein¬ 
marsch zu beschließen, verlangte 
Oppositionschef Deniz Baykal. Die 
Regierung könne dabei auf die 
Unterstützung der Opposition zäh¬ 
len. Für eine Truppenentsendung 
ins Ausland ist in der Türkei die 
Zustimmung des Parlaments nötig. 
Die Diskussion um eine Interven¬ 
tion hatte in den letzten Jahren 
mehrere Höhepunkte erlebt, aber 
zuletzt wieder nachgelassen, nach¬ 
dem die Türkei einen amerikani¬ 
schen Vorschlag akzeptierte, eine 
gemeinsame Clearing-Stelle zur 
Koordination des Vorgehens 


ert, wird im offiziellen Sprachge¬ 
brauch immer noch gesagt, es gibt 
keine kurdische Frage, sondern ein 
Terrorproblem... 

Man kann dazu kurdische Frage, 
Südostproblem oder was auch 
immer sagen, Fakt ist, dass wir ein 
Problem haben, das wir nicht lösen 
können... Und wenn wir dieses 
Problem innerhalb der Geschichte 
der Republik untersuchen und 
sehen, dass es sich um ein 80jähri- 
ges Problem handelt, das über 
unsere Grenzen hinaus eine inter¬ 
nationale Dimension angenommen 
hat, wird deutlich, dass es ungelöst 
ist und die bis heute angewandte 
Politik erfolglos war. In dieser Situ¬ 
ation lässt sich nicht verleugnen, 
dass Bedarf nach einer neuen Poli¬ 
tik des Staates besteht. Sehen Sie, 
die kurdische Frage ist seit mei¬ 
nem Eintritt ins Arbeitsleben 
immer das wichtigste Thema gewe¬ 
sen. Auf jeder Sitzung zur nationa¬ 
len Sicherheit tauchte sie wieder 
als vorrangiges Thema auf. Sie hat 
jeden Tag eingenommen, jede 
Nacht und auch unsere Träume... 
Man kann sie benennen, wie man 
will, das Problem besteht. 

Mit was für einer Realität ist die 
Türkei heute Ihrer Meinung nach 
zum Thema PKK konfrontiert? 

Die PKK ist eine Realität der Tür¬ 
kei. Ein Resultat, das durch die 
historische kurdische Frage ent¬ 
standen ist. Wir drücken diese Rea¬ 
lität mit dem Begriff Terrororgani¬ 
sation, terroristisch aus. Aber wie 
man es auch immer ausdrückt es 
gibt eine Realität, die verschwin¬ 
den muss. Diese Ideologie verfügt 
über eine Massenbasis. Die PKK 
besteht nicht nur aus 3000 Militan- 


gegen die PKK zu schaffen. Man¬ 
che Beobachter werteten dies als 
Verzögerungstaktik der USA um 
die Türkei eine Weile lang zu beru¬ 
higen, ohne etwas zu unterneh¬ 
men. 

Nun scheint die türkische Geduld 
zu schwinden. Erdogan erklärte 
öffentlich, die Koordinationsstelle 
habe bislang nicht das geringste 
Resultat gebracht. Zugleich nannte 
er die USA einen "angeblichen" 
Verbündeten. Damit reagierte er 
auf eine Äußerung des scheiden¬ 
den US-Botschafters im Irak, Zal- 
may Khalilzad, der gesagt hatte, 
Kirkuk sei "irakische Innenpolitik - 
andere Staaten dürfen sich nicht 
einmischen". Dazu Erdogan: "Ich 
darf keine Meinung äußern über 
ein benachbartes Land und über 
Kirkuk, wo Menschen leben, die 
mit uns verwandt sind (gemeint ist 
die turkmenische Minderheit), 
aber die USA selbst, angeblich 
unser strategischer Verbündeter, 
dürfen es. Dort soll sich die Terro¬ 
rorganisation niederlassen, und 
wir sollen als Türkei nichts dazu 
sagen. Das kann nicht sein." 

(DW, 16.1., ISKU) 


ten im Irak. Die Generationen 
haben sich durch den 22 Jahre 
währenden Kampf geändert. Diese 
Menschen sind heute in einem 
Ater, in dem sie Einfluss in der 
türkischen Politik ausüben kön¬ 
nen, sie haben das Wahlalter 
erreicht. Sie haben politische For¬ 
derungen und es gibt legale, recht¬ 
liche Strukturen, die von dieser 
Organisation beeinflusst sind und 
die wir als Ansprechpartner 
betrachten. Das geht von den 
Stadtverwaltungen bis zu den zivil¬ 
gesellschaftlichen Einrichtungen. 
Außerdem gibt es organisierte 
Strukturen im Ausland. Das ist die 
Realität, mit der wir konfrontiert 
sind. Wenn man die bewaffneten 
Kräfte im Irak ausschaltet, ist 
damit das PKK-Problem nicht 
beendet Es geht darum, nach der 
Beseitigung der bewaffneten Kräf¬ 
te auch die sich fortsetzenden Pro¬ 
bleme beseitigen zu können, und 
sie auf eine legale, rechtliche 
Ebene des demokratischen Lebens 
zu ziehen. Das ist es, worum es 
geht. 

Was ist der wichtigste Schritt für eine 
Lösung der kurdischen Frage? 

Um diese Frage lösen zu können, 
muss ein Schritt über die Parteien 
hinweg gesetzt werden, es muss 
Entschlossenheit gezeigt werden, 
vielleicht auch die Entschlossen¬ 
heit, die Macht zu verlassen. Dafür 
sind nicht ausreichend Bestrebun¬ 
gen gezeigt worden. Zweifellos hat 
eine Lösung der kurdischen Frage 
eine wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Dimension, aber zu 60 
Prozent handelt es sich um ein 
psychologisches Problem. 

(Mi, 18.1., ISKU) 


güsse fest, die auf Misshandlun¬ 
gen schliessen Hessen. 

Einige der Polizisten, die den 
Kurden gefoltert haben sollen, 
wurden im Dezember 2003 frei¬ 
gesprochen. Gegen andere lau¬ 
fen die Ermittlungen noch. Der 
42-Jährige ist derzeit in der ost¬ 
türkischen Diyarbakir inhaftiert. 
Gegen ihn ist ein Strafverfahren 
hängig. 

Der Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte stellte fest, die Türkei sei 
für die Misshandlungen wäh¬ 
rend des Polizeigewahrsams 
verantwortlich und habe ausser¬ 
dem keine ausreichenden 
Ermittlungen gegen die mut¬ 
masslich beteiligten Polizisten 
geführt. Damit sei auch gegen 
das Grundrecht auf wirksame 
Rechtsmittel verstossen worden. 

(BZ, 16.1., ISKU) 

Istanbul verzeichnet höchste 
Zahl an "Ehrenmorden" 
in der Türkei 

Nirgendwo in der Türkei wer¬ 
den so viele Frauen zum Opfer 
so genannter Ehrenmorde wie in 
der Metropole Istanbul. Alein 
im vergangenen Jahr seien in 
der Stadt 25 Frauen getötet wor¬ 
den, weil sie mit ihrem Verhal¬ 
ten nach Ansicht ihrer Verwand¬ 
schaft die "Familienehre" 
befleckt hatten, meldete die Zei¬ 
tung "Milliyet" am Dienstag 
unter Berufung auf eine Zählung 
der Behörden. Das bedeute, 
dass in der Stadt alle zwei 
Wochen eine Frau sterben 
müsse, sagte der Menschen¬ 
rechtsbeauftragte des Gouver¬ 
neursamtes, Vildan Yirmibeso- 
glu, der Zeitung. Angesichts die¬ 
ser Zahlen müsse alles getan 
werden, um die Mentalität der 
Menschen zu ändern. Insgesamt 
werden in der Türkei nach 
Schätzungen von Frauenrechtle¬ 
rinnen jedes Jahr rund 120 
"Ehrenmorde" an Frauen began¬ 
gen. (AFP, 16.1., ISKU) 
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100.000 bei Trauerfeier 
für Hrant Dink 



Rund 100.000 Menschen haben am 
Dienstag in Istanbul am Trauer¬ 
marsch für den ermordeten arme¬ 
nischen Journalisten Hrant Dink 
teilgenommen. Der Leichenwagen 
mit dem Sarg Dinks setzte sich 
vom Redaktionsgebäude von Dinks 
Zeitung "Agos", vor dem 
der 52-jährige am vergange- 
nen Freitag erschossen 
worden war, unter dem 
Applaus der Trauergäste in 
Bewegung in Richtung der 
etwa acht Kilometer ent¬ 
fernten armenischen 
Marienkirche im Stadtteil 
Kumkapi. Aus einem Fen¬ 
ster der Redaktion hing ein 
großes Foto des Ermorde 
ten. 

Angeführt von Dinks 
Witwe Rakel zog die 
Menge schweigend durch die 
Innenstadt Istanbuls. Viele warfen 
Blumen auf den mit roten Nelken 
geschmückten Leichenwagen; sie 
trugen Schilder mit der Aufschrift 
"Wir sind alle Hrant Dink" und 
"Wir sind alle Armenier". Aus Pro¬ 
test gegen den umstrittenen 'Tür- 
kentum"-Paragrafen 301, wonach in 
der Türkei Journalisten und Schrift¬ 
steller angeklagt worden sind, wur¬ 


den auch Tafeln mit der Aufschrift 
"Mörder 301" gezeigt. Wegen sei¬ 
ner Äußerungen zum Massenmord 
an den Armeniern im Ersten Welt¬ 
krieg war Dink wegen "Beleidi¬ 
gung des Türkentums" verurteilt 
und von türkischen Nationalisten 


bedroht worden. In ähnlichem 
Zusammenhang stand der Litera¬ 
tur-Nobelpreisträger Orhan Pamuk 
vor Gericht; der Prozess gegen ihn 
wurde eingestellt. 

Beim Verlassen der Agos-Redak- 
tion war Hrant Dink am vergange¬ 
nen Freitag vor dem Eingang des 
Gebäudes von einem 17-Jährigen 
mit drei Kopfschüssen getötet wor¬ 
den. Der mutmaßliche Täter aus 


der Schwarzmeerstadt Trabzon 
wurde gefasst. Am Dienstag nahm 
die türkische Polizei zudem einen 
mutmaßlichen Hintermann fest. 
Yasin Hayal soll im Polizeiverhör 
zugegeben haben, den minderjähri¬ 
gen Ogün Samast zu dem Mord an 
Dink aufgestachelt und ihm 
auch die Tatwaffe besorgt 
zu haben. Hayal ist wegen 
eines Bombenanschlags auf 
ein McDonalds-Restuarant 
in der Schwarzmeerstadt 
Trabzon im Jahr 2004 vorbe¬ 
straft Als mutmaßlicher Hel¬ 
fer war bereits vorher ein 
Bekannter Ogüns gefasst 
worden. 

Dinks Witwe Rakel sagte in 
einer kurzen Ansprache: 
"Du bist von Deinen lieben, 
Deinen Kindern und Enkeln 
gegangen, aber Du hast Dein Land 
nicht verlassen". Dink hatte wegen 
der Morddrohungen türkischer 
Nationalisten und zahlreicher 
gegen ihn angestrengter Strafver¬ 
fahren mehrfach erwogen auszu- 
wandem. "Er kannte keine Tabus 
und hat dafür einen hohen Preis 
bezahlt", sagte Rakel Dink über 
ihren ermordeten Mann. 

(DS/FR, 24.1., ISKU) 


Unterschriften für den Frieden 


Fraueninitiativen aus der Türkei 
haben eine Unterschriftenkampag¬ 
ne für den Frieden gestartet, die 
auch im Internet unter der Adresse 
http://www.barisabirimza.org/ 
unterzeichnet .werden kann. Hier 
die deutsche Übersetzung des türki¬ 
schen Originals: 

Eine Unterschrift für 
den Frieden 

Wir Frauen betrachten Gewalt 
nicht als eine Methode der Pro¬ 
blemlösung. 

Damit unsere Forderungen nach 
Recht und Freiheit nicht mit der 
Begründung von "innerer Sicher¬ 
heit" beschnitten werden; 

Damit unser Recht auf Leben 
nicht verletzt wird; 

Um nicht als Beute betrachtet zu 
werden, um keine sexuellen 
Übergriffe und Vergewaltigun¬ 
gen erleben zu müssen; 

Um nicht den Flecken Erde ver¬ 
lassen zu müssen, auf dem wir 
geboren wurden, aufgewachsen 
sind und an den uns Erinnerun¬ 
gen binden; 

Um nicht in den durch Migration 
entstandenen Slums der Vorstäd¬ 
te in Hunger und Armut zu 
leben; 


Damit wir unsere Partner, unsere 
Kinder, unsere Nächsten und 
Liebsten nicht in gewalttätigen 
Auseinandersetzungen verlieren; 
Um nicht miterleben zu müssen, 
wie jeden Tag ein weiterer 
Mensch sein Leben durch die 
Minen verliert, die in der Umge¬ 
bung unserer Dörfer, Gärten und 
Felder gelegt worden sind; 

Um keine Beerdigungen mehr 
erleben zu müssen, gleichgültig 
ob es sich um die von "Soldaten" 
oder "Guerilla" handelt; 

Um unsere Tränen nicht mehr 
hinter Heldentum verbergen zu 
müssen; 

Damit Jugendliche ihre besten 
Jahre nicht mehr hinter Gittern 
verbringen; 

Damit es nicht jeden Tag mehr 
Kinder gibt, die auf der Straße 
arbeiten; 

Damit sich die im Krieg entstan¬ 
denen Wunden schließen können 
und die Verwüstungen der erlitte¬ 
nen Traumata ein Ende finden; 
Damit wir unsere Kraft und Ener¬ 
gie sozialen Problemen wie Frau¬ 
enselbstmorden, Ehrenmorden, 
sexuellem Mißbrauch etc. wid¬ 
men können; 

Um unseren Kindern eine sichere 
Zukunft hinterlassen zu können; 


Für eine Türkei, die keine Proble¬ 
me mit der Demokratisierung hat, 
in der alle Identitäten sich frei aus- 
drücken können und über gleiche 
Rechte verfügen, wollen wir FRIE¬ 
DEN. 

Die Bemühungen von Intellektuel¬ 
len und Künstlerinnen dafür fin¬ 
den wir sinnvoll. Aber diese 
Bemühungen müssen Kontinuität 
haben und alle Kreise der Gesell¬ 
schaft erreichen. Aus diesem 
Grund haben wir diesen Text vor¬ 
bereitet, der mit den gesammelten 
Unterschriften dem Parlament der 
Türkei vorgelegt werden wird. 

EINE UNTERSCHRIFT FÜR 
DEN FRIEDEN 

Wir haben das Recht, in diesem 
Land in Frieden und Sicherheit zu 
leben. Frieden ist die einzige 
Chance, um in einer lebenswerten 
Atmosphäre die Zukunft gemein¬ 
sam zu gestalten. 

Wir unterstützen den Waffenstill¬ 
stand und fordern Frieden. 

Und wir laden alle ein, Teil der 
Bemühungen dafür zu sein. 

Selis, Baglar Kadin Koop., Baris 
Anneleri, Kirkörük Gökkusagi 
Kadin Dernegi, Kirgigegi Kadin 
Dernegi, DTP Kadin Meclisi 
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TIT-Drohbrief an Agos 

Per E-mail haben die Türkischen 
Rachebrigaden (T1T) einen Droh¬ 
brief an die armenisch-türkische 
Zeitung Agos geschickt, deren 
Herausgeber Hrant Dink vergan¬ 
gene Woche ermordet wurde. Die 
Botschaft, in der u. a. mit einem 
Bombenanschlag auf die Zeitung 
gedroht wird, wurde von einer 
Anwältin der Zeitung öffentlich 
gemacht. Es sei Anzeige gestellt 
und Personenschutz für die Mitar¬ 
beiter der Zeitung angefordert 
worden. Die TFT hatten sich zu 
einem Bombenanschlag in Diyar- 
bakir im letzten Jahr sowie zu 
einem Anschlag auf den Men¬ 
schenrechtler Akin Birdal in den 
neunziger Jahren bekannt. 

Auch gegen Orhan Pamuk wurden 
neue Drohungen geäußert. 
"Orhan Pamuk soll bloß Vernunft 
annehmen", rief Yasin Hayal nach 
einer Meldung der Nachrichtena¬ 
gentur Anadolu, als er am Mitt¬ 
wochmorgen in Istanbul wegen 
des Mordes an Hrant Dink dem 
Haftrichter vorgeführt wurde. 

(OP/ya, 24.1., ISKU) 

Militäraufrnarsch in Cizre 

Während in der Türkei über eine 
mögliche Militärintervention in 
Südkurdistan diskutiert wird, hat 
ein stundenlanger Durchzug von 
Panzern in der Kreisstadt Cizre an 
der Grenze zum Irak Erinnerun¬ 
gen an die Zeiten nach dem Mili¬ 
tärputsch im Jahr 1980 in der Tür¬ 
kei wachgerufen. Der Militärauf¬ 
marsch, der auf eine gezielte Trup¬ 
penkonzentration an der Grenze 
hinweist, rief Spannungen in der 
Bevölkerung hervor. 

(ANF, 22.1., ISKU) 

HPG: Gefechte laufen 
ohne Unterbrechung weiter 

Die Militäroperationen der türki¬ 
schen Armee im Dreieck zwischen 
Iice, Kulp und Gene dauern unver¬ 
mindert an. Die HPG haben bestä¬ 
tigt, dass Gefechte stattgefunden 
haben. Dabei sei es zu Verlusten 
auf beiden Seiten gekommen. Ein¬ 
zelheiten werden zu einem späte 
ren Zeitpunkt bekannt gegeben. 
Türkischen Medien zufolge sind 
drei Guerillakämpfer ums Leben 
gekommen. (ÖP, 18.1., ISKU) 

Irakische Stellungnahme 
zu Kandil-Operation 

Wie der irakische Sicherheitsmini¬ 
ster Sirvan El Vaili in Teheran 
gegenüber Journalisten erklärt 
hat, steht eine Militäroperation in 
den Kandil-Bergen nicht zur 
Diskussion: "Die Höhlen und Ver¬ 
stecke in den Kandil-Bergen zu 
kontrollieren, ist sehr schwer. Bis¬ 
her ist das keinem Land gelungen. 




"Todesfasten" unterbrochen 


Das "Todesfasten" von politischen 
Gefangenen in der Türkei ist unter¬ 
brochen. Am Montag hatte das tür¬ 
kische Justizministerium einen 
Erlaß bezüglich der F-Typ-Gefäng- 
nisse veröffentlicht, in denen seit 
sechs Jahren strengste Isolations¬ 
haft praktiziert wird. Nunmehr sol¬ 
len zwischen zehn und zwanzig 
politische Gefangene in Zellen 
Zusammenkommen können, so die 
Verfügung aus Ankara. Vor dem 
Oktober 2000 war die Unterbrin¬ 
gung von politischen Gefangenen 
in Großraumzellen üblich gewe¬ 
sen. Danach wurden Hochsicher¬ 
heitstrakts eingeführt. 

Angehörige der Betroffenen, 
demokratische Massenorganisatio¬ 
nen und Berufsverbände, die sich 
gegen die Isolationhaft engagieren, 


Im Prozess gegen 54 Bürgermei¬ 
ster der DTP wegen eines Briefes, 
in dem diese gegen eine Schlie¬ 
ßung des kurdischen Fernsehsen¬ 
ders Roj-TV an den dänischen 
Ministerpräsidenten Rasmussen 
appelliert hatten, ist es am Dienstag 
zu einem Wortgefecht zwischen 
dem Vorsitzenden Richter und dem 
Bürgermeister der Kreisstadt 
Diele, Abdullah Akengin, gekom¬ 
men. Akengin erklärte, vor der Ver¬ 
handlung mit Einwohnerinnen sei¬ 
ner Stadt gesprochen zu haben und 
übermittelte die Forderung aus der 
Bevölkerung, Roj-TV solle nicht 
vom Ausland, sondern vom Inland 


bewerteten das Einlenken des tür¬ 
kischen Staats positiv und infor¬ 
mierten dementsprechend die 
Todesfastenden. Der Rechtsanwalt 
Behic Asci erklärte daraufhin, er 
unterbreche nach 293 Tagen sei¬ 
nen Protest. Die Zusagen des 
Justizministeriums seien ein erster 
Schritt, um die Isolation in den 
Gefängnissen zu beenden. Behic 
Asci wurde umgehend in ein Kran¬ 
kenhaus gebracht. Die politische 
Gefangene Gülcan Görüroglu setz¬ 
te nach 263 Tagen ebenfalls ihre 
Aktion aus und erklärte, jetzt müß¬ 
ten die Ankündigungen des Justiz¬ 
ministeriums realisiert werden, 
andernfalls gehe der Widerstand 
weiter. 

Mit der Erklärung der beiden 
Todesfastenden besteht erstmals 


aus senden. "Roj TV sollte in Trab¬ 
zon, in Ankara, in Amed senden", 
führte der Bürgermeister aus. Auf 
die Frage des Richters, warum 
Trabzon und nicht Izmir, entgegne- 
te Akengin, Hrant Dink sei von 
einem Mann aus Trabzon erschos¬ 
sen worden. "Roj-TV sollte in Trab¬ 
zon senden, damit keine weiteren 
Banden mehr entstehen und damit 
sich in Trabzon Demokratie ent¬ 
wickeln kann." 

Daraufhin fragte der Richter, ob 
Akengin über Informationen zu 
Banden in Trabzon verfüge. Aken¬ 
gin antwortete: "Ich nicht, Sie viel¬ 
leicht?" 


die Möglichkeit, dass der längste 
und härteste Kampf gegen die Iso¬ 
lationshaft, bei dem 122 Gefangene 
ihr Leben verloren haben, zu 
einem positiven Ende kommt. Der 
Erlaß des Justizministeriums läßt - 
neben der Möglichkeit der Inhaf¬ 
tierten, sich zu treffen - die Beteili¬ 
gung von Nichtregierungsorgani¬ 
sationen an Gefängniskommissio¬ 
nen zu. Deren Aufgabe besteht in 
einer Überprüfung der Haftbedin¬ 
gungen. Neu ist auch, daß das 
sogenannte "Resozialisierungsmo¬ 
dell" nicht mehr an "Reue"-Bekun- 
dungen der politischen Gefange¬ 
nen geknüpft ist, und sie an den 
Ausbildungsmaßnahmen und allen 
sozialen und kulturellen Veranstal¬ 
tungen in den Gefängnissen teil¬ 
nehmen können. (fW, 25.1., ISKU) 


Neben Akengin wurden die Aussa¬ 
gen von drei weiteren Bürgermeis¬ 
tern aufgenommen. Alle erklärten, 
hinter dem Brief an Rasmussen zu 
stehen. Die Verhandlung wurde 
vertagt. Für den nächsten Prozeß¬ 
tag ist das Plädoyer der Staatsan¬ 
waltschaft zu erwarten. Den Ange¬ 
klagten drohen bis zu 15 Jahren 
Haft wegen bewußter Unterstüt¬ 
zung einer terroristischen Organi¬ 
sation. Das türkische Strafgesetz 
sieht vor, dass Personen, die 
"bewußt und gewollt" einer terrori¬ 
stischen Organisation Unterstüt¬ 
zung leisten, als Mitglied bestraft 
werden. (ÖP, 24.1, ISKU) 


Zur Zeit ist es auch uns nicht mög¬ 
lich, eine solche Kontrolle zu 
gewährleisten." 

Zum Flüchtlingslager Maxmur 
erklärte El Vaili, aufgrund einge- 
gangener Beschwerden sei er 
selbst ins Lager gegangen und 
habe die dortigen Zustände inspi¬ 
ziert. In Maxmur lebten zwar 
Angehörige von PKK-Mitglieder, 
aber keine Militanten selbst. 

(ANF, 18.1., ISKU) 

DIP-Kongress Ende Februar 

Die Partei für eine demokratische 
Gesellschaft hat die Durchführung 
eines außerordentlichen Kongres¬ 
ses am 28. Februar in Ankara 
beschlossen. Es ist zu erwarten, 
dass es zu Veränderungen im Vor¬ 
stand kommt. (ANF, 18.1., ISKU) 

Proteste in Deutschland 
und Frankreich 

In Deutschland und Frankreich 
haben Protestaktionen gegen die 
Razzien in fünf kurdischen Verei¬ 
nen und 25 Privatwohnungen in 
der vergangenen Woche stattge¬ 
funden. Bei den Demonstrationen 
in Dortmund, Stuttgart, Köln und 
Paris wurde die Bundesrepublik 
aufgefordert, von ihrer Repres¬ 
sionspolitik gegen die Kurdinnen 
abzusehen. Aus aktuellem Anlaß 
wurde auch die Ermordung des 
armenischen Journalisten Hrant 
Dink verurteilt. 

(ANF, 22.1., ISKU) 

Frauen beerdigen Mordopfer 

Vor zwei Wochen wurde Aysegül 
Alpaslan in Diyarbakir von ihrem 
Mann mit einem Kopfschuß getö¬ 
tet. Weil sich keine Angehörigen 
meldeten, um den Leichnam zu 
beerdigen, haben Frauen der Frau¬ 
enzentren Selis und Dikasum 
sowie der Demokratischen Freien 
Frauenbewegung und des Men¬ 
schenrechtsvereins IHD den 
Leichnam aus der Gerichtsmedi¬ 
zin abgeholt und auf dem Friedhof 
Yeniköy zu Grabe getragen. Die 
Frauen erklärten, nicht zu Frauen¬ 
morden zu schweigen und weiter¬ 
hin dagegen anzugehen. 

(ANF, 23.1., ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Protest gegen deutsche Beteiligung an Vertreibung und Umweltzerstörung 

Demonstration gegen Staudamm-Projekt 


Keine Hermesbürgschaft für 
den Ilisu-Staudamm in der Tür¬ 
kei! 

Keine Beteiligung am Skandal¬ 
projekt, das kostbare Kulturgü¬ 
ter wie Hasankeyf und das ein¬ 
malige Ökosystem des Tigris 
zerstören wird! 

Keine Vertreibung und Verar¬ 
mung von über 55.000 Men¬ 
schen! 

Im Dezember 2006 hat die Bundes¬ 
regierung dem deutschen Bau- 
untemehmen Züblin eine Grund¬ 
satzzusage für eine Hermesbürg¬ 
schaft für den gigantischen Ilisu- 
Staudamm gegeben, der im Südo¬ 
sten der Türkei den Tigris kurz vor 
der Grenze zu Syrien und Irak auf- 
stauen soll. Der Bau des Ilisu-Stau- 
dammes droht die mindestens 9000 
Jahre alte Stadt Hasankeyf und wei¬ 
tere 300 archäologische Stätten 
durch Überflutung unwiederbring¬ 
lich zu zerstören. Etwa 55.000 Men¬ 
schen sollen umgesiedelt werden, 
für die meisten von ihnen ein direk¬ 
ter Weg in die Armut. Das komple¬ 
xe und reiche Ökosystem des 
Tigris mit hunderten von Tier- und 
Pflanzenarten ist durch den Hisu- 
Stausee bedroht Der Bau von Hisu 
und weiteren geplanten Staudäm¬ 


men in dieser Region erhöht das 
Konfliktpotenzial um Wasser zwi¬ 
schen der Türkei, dem Irak und 
Syrien. Nichtregierungsorganisa¬ 
tionen, Kommunen und Einzelper¬ 
sonen aus der betroffenen Gegend 
im kurdisch besiedelten Südosten 
Anatoliens sowie Umwelt- und 
Menschenrechtsorganisationen in 
Deutschland und Europa protestie¬ 
ren seit langem gegen dieses Pro¬ 
jekt. Über 80 % der betroffenen 
Menschen und praktisch alle 
betroffenen Kommunen haben 
sich klar gegen dieses Projekt aus¬ 
gesprochen, die irakische Regie¬ 
rung kritisiert es offiziell und 
umfangreiche Gutachten fällen ein 
vernichtendes Urteil über die Pro¬ 
jektplanung. Dennoch ist die deut¬ 
sche Regierung bereit, mit öffent¬ 
lichen Geldern für dieses Projekt 
zu haften! Angeblich sollen Aufla¬ 
gen und Bedingungen das geplante 
Projekt verbessern. Diese Auflagen 
jedoch hält die Bundesregierung 
geheim und verweigert damit 
Nichtregierungsorganisationen 
und den Betroffenen die Mitspra¬ 
chemöglichkeit. Ohne eine deut¬ 
sche Hermesbürgschaft ist der Bau 
des Ilisu- Staudammes unwahr¬ 
scheinlich. Deshalb ist die Ent¬ 
scheidung der deutschen Regie¬ 


rung grundlegend! Die Zeit ist 
daher mehr als reif für Protest! 

Demonstration am Freitag, den 
2. Februar 2007, 17 Uhr in 
Berlin 

Beginn: Auswärtiges Amt, Werder 
Straße (Ecke Werderscher Markt) 
Ende: Bundesministerium für wirt¬ 
schaftliche Zusammenarbeit u. Ent¬ 
wicklung (BMZ), Stresemannstr. 
94 

Es sprechen u.a.: Ute Koczy, MdB 
Bündnis 90/Die Grünen, Initiative 
zur Rettung von Hasankeyf (Kurdi¬ 
stan) 

Dieser Aufruf wird unterstützt von: 
Mesopotamischer Kurdischer Kul¬ 
turverein Berlin e.V, ISKU - Info¬ 
stelle Kurdistan e.V., YXK- Verband 
der Studierenden aus Kurdistan 
e.V., Zanin - Kurdischer Studieren¬ 
denverein Hannover e.V, Verein der 
freien Frauen aus Mesopotamien 
e.V., Kurdistanhilfe e.V, Weltwirt¬ 
schaft, Ökologie und Entwicklung 
(WEED) e.V., urgewald e.V., Food- 
first Information & Action Network 
(FIAN) e.V., International Rivers 
Network (IRN), Bundesvorstand 
von Bündnis 90/ Die Grünen, 
Linkspartei.PDS Berlin 


Roj-TV als Gegenmittel gegen 
Bandenstrukturen 
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Warum Nobelpreisträger Pamuk 
um sein Leben fürchten muss 


Der türkische Nobelpreisträger 
für Literatur, Orhan Pamuk, hat 
eine geplante Deutschlandreise 
abgesagt - offenbar aus Angst, 
dass er ermordet werden könnte. 
Sein Verlag bestätigte die Absa¬ 
ge. Die deutsche Polizei erklärte, 
in Deutschland seien keine Dro¬ 
hungen gegen den Schriftsteller 
bekannt. Deutsche Behörden 
hätten Pamuk von der geplanten 
Reise dementsprechend auch 
nicht abgeraten. Pamuk sollte in 
Berlin die Ehrendoktorwürde 
der Freien Universität erhalten 
und danach in mehreren anderen 
deutschen Städten aus seinen 
Werken lesen. 

Unklar war zunächst, ob in der 
Türkei konkrete Hinweise auf 
geplante Attentate Vorlagen. Eine 
öffentliche Drohung hatte es 
jedoch gegeben, und sie war 
ernst zu nehmen. Sie stammte 
von Yasin Hayal, der eben erst 
gestanden hatte, die Ermordung 
des armenischstämmigen Jour¬ 
nalisten Hrant Dink in Istanbul 
organisiert zu haben. Auf dem 
Weg zum Ermittlungsrichter rief 
Hayal in die Kameras: "Orhan 
Pamuk, pass auf!" Pamuk wie 
Dink hatten sich öffentlich zum 
Thema des armenischen Geno¬ 
zids geäußert. Beide waren nach 
Artikel 301 des türkischen Straf¬ 
gesetzbuchs angeklagt worden, 
die Türkei "erniedrigt" zu haben. 
Dink war von einem 17-jährigen 
Arbeitslosen erschossen worden, 
der von Hayal Geld und die Tat¬ 
waffe erhielt. Der Moment, in 
dem Dink selbst klar wurde, dass 
er in Gefahr schwebte, war 
jedoch das Erscheinen eines 
Mannes namens Veli Kücük in 
einem seiner Gerichtsverfahren. 
Der Mann gilt in der Türkei als 
Inbegriff des "tiefen Staates", 
worunter man ein undurchdring- 
bares Geflecht von Sicherheits¬ 
kräften, Justiz, Verwaltung und 


Zehntausende haben am Sonntag 
an einer von der DTP organisier¬ 
ten Friedenskundgebung in Urfa 
unter dem Motto "Einladung 
zum Frieden aus der Stadt der 
Propheten" teilgenommen. In 
einem Redebeitrag erklärte der 
DTP-Vorsitzende Ahmet Türk: 
"Wir wollen Frieden und Demo¬ 
kratie. Aber die nationalistische 
und rassistische Welle in der 


organisiertem Verbrechen ver¬ 
steht - ein Milieu, in dem angeb¬ 
lich "Staatsinteressen" notfalls 
durch Mord gewahrt werden, 
wenn die Politik vermeintlich 
versagt. Wenn der Mord an Dink 
tatsächlich in diesen Kreisen 
organisiert wurde, dann hat 
Pamuk allen Anlass zur Sorge. 

Dinks Tod hat nur teilweise zu 
einer neuen Nachdenklichkeit in 
der Türkei geführt. Vor allem 
spaltet der Mord die Gesell¬ 
schaft. Zwar nahmen rund 100 
000 Menschen am Trauerzug 
teil, es waren jedoch überwie¬ 
gend Kurden und Angehörige 
anderer ethnischer und religiö¬ 
ser Minderheiten, und sie skan¬ 
dierten Parolen gegen 
"Faschismus" und den "Staat". In 
den Nebenstraßen Istanbuls 
waren ganz andere Kommentare 
zu hören. Da wurden die Teil¬ 
nehmer am Trauerzug von 
Anwohnern als "gekauft" und 
"Gefahr für die Türkei" bezeich¬ 
net. Auch der versöhnliche Slo¬ 
gan des Tages "Wir sind alle 
Armenier, wir sind alle Hrant 
Dink" war zwar gut gemeint, 
führte aber zu einer heftigen 
Gegenreaktion: In Medien und 
im Internet machen Gegenparo¬ 
len die Runde wie "Wir sind alle 
Türken" und "wir sind alle 
Mustafa Kemal" (Atatürk). 

In das oberflächlich versöhnli¬ 
che, in Wahrheit aber aufgeheiz¬ 
te Klima hinein kommen viele 
nachdenkliche und konstruktive, 
aber auch einige bedenkliche 
Zeitungskommentare. Dinks 
Nachfolger als Chefredakteur 
der armenisch-türkischen Zeit¬ 
schrift "Agos", Etyen Mahcupy- 
an, wird schon jetzt genauso 
gewarnt wie vor ihm Dink. Er 
möge "von jetzt an einen vorsich¬ 
tigeren Stil in seinen Texten 
benutzen", mahnte Ertugrul 
Özkök in der Zeitung "Hürriyet". 


Türkei verleugnet Kurden, Assy- 
rer und Armenier. Die Verschie¬ 
denartigkeit in diesem Land wird 
verleugnet." Zur kürzlich in 
Ankara durchgeführten Konfe¬ 
renz unter dem Motto "Die Tür¬ 
kei sucht ihren Frieden" erklärte 
Türk: "Ein Ergebnis dieser Kon¬ 
ferenz ist der Fakt, dass Kurden 
in diesem Land frei und mit ihrer 
eigenen Identität leben wollen." 


Mahcupyan hatte in einem Bei¬ 
trag geschildert, wie Dink an das 
Gute im Menschen (und in den 
Türken) glaubte und gegen das 
armenische Vorurteil kämpfte, 
die türkische Gesellschaft sei 
immer bevormundet und daran 
gehindert worden, "erwachsen" 
zu werden und werde sich nie 
ändern. Özkök ließ die positiven, 
versöhnlichen Teile des Artikels 
weg. Er erwähnte nur jene Passa¬ 
gen, die die Türken als unreif 
darstellen - genauso, wie einst 
Dink selektiv zitiert worden war, 
was ihn vor den Richter brachte 
und schließlich zu seiner Ermor¬ 
dung führte. 

Die geistigen Väter dieses Mor¬ 
des waren zahlreich, und viele 
Kommentatoren sagen es: Meh- 
med Ali Birand beispielsweise 
schreibt eindringlich über die 
Mitschuld der türkischen Gesell¬ 
schaft. Orhan Pamuk äußerte 
sich ähnlich und wird nun selbst 
bedroht. Er steht offenbar seit 
Dinks Tod unter Personen¬ 
schutz. Sicher wollen die Behör¬ 
den nicht riskieren, dass ihm 
etwas passiert, vor allem nach¬ 
dem bekannt wurde, dass Pläne 
zur Ermordung Dinks der Polizei 
schon vor einem Jahr bekannt 
waren. Der spätere Drahtzieher 
Hayal wurde offenbar denun¬ 
ziert, aber die Polizei konnte 
"nichts Verdächtiges feststellen". 
Einen weiteren angekündigten 
Mord kann sich die Regierung 
nicht leisten. 

Nach Meinung vieler Kommenta¬ 
toren führte Artikel 301 zu Dinks 
Tod. Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan betonte jedoch, 
dass "wir Artikel 301 nicht strei¬ 
chen können". Die Regierung 
wolle aber "an Änderungen 
arbeiten". Der Spielraum ist eng: 
Der Artikel dürfte bleiben, weil 
das Militär es so will. 

(DW, 1.2., ISKU) 


Weiter rief Türk zur Unterstüt¬ 
zung des einseitig von der PKK 
ausgerufenen Waffenstillstands 
auf. 

Nach den Redebeiträgen trat die 
kurdische Sängerin Aynur Dogan 
auf. Die Kundgebung wurde ohne 
weitere Zwischenfälle abgeschlos¬ 
sen, allerdings wurden bei Kon¬ 
trollen 31 Personen festgenom¬ 
men. (ÖP, 29.1., ISKU) 


Meldungen 

Kein neues Gerichtsverfahren 
für Abdullah Öcalan ? 

Das Sekretariat des Ministerkomi¬ 
tees des Europarates kommt in sei¬ 
ner Empfehlung zu dem Schluss, 
dass nach dem Urteil des Europäi¬ 
schen Gerichtshofes für Men¬ 
schenrechte keine Wiederholung 
des Gerichtsverfahrens gegen den 
inhaftierten Führer der PKK 
Abdullah Öcalan erforderlich ist. 
Der Bericht stellt darauf ab, dass 
trotz der festgestellten Verfahrens¬ 
mängel angesichts der vorliegen¬ 
den Infonnationen nicht mit einem 
anderen Urteil zu rechnen sein. 

(Ra, 27.01., ISKU) 

1806 Ehrenmorde in 
fünf Jahren 

Wie die für Familie und Frauen 
verantwortliche Staatsministerin 
Nimet Cubukcu erklärt hat, sind 
innerhalb der letzten fünf Jahre in 
der Türkei 1806 "Ehrenmorde" 
verübt worden. Diese Zahl beruhe 
auf Angaben des Justiz- und Innen¬ 
ministeriums. Im gleichen Zei¬ 
traum hätten 5375 Frauen Selbst¬ 
mord begangen. (Hü, 28.1., ISKU) 

Frauenhaus in Konya: 

2000 auf Warteliste 

Zurzeit gibt es 30 Frauenhäuser in 
der Türkei. Das Beispiel des Frau¬ 
enhauses in Konya mit 30 Zim¬ 
mern und 250 Bewohnerinnen 
zeigt, dass der Bedarf weit höher 
ist. Auf der Warteliste befinden 
sich 2.000 Frauen. In einem Rund¬ 
schreiben vom 10. Januar 2007 hat 
Innenminister Aksu die Kommu¬ 
nen dazu aufgerufen, weitere Frau¬ 
enhäuser einzurichten. 

(Ra, 29.1., ISKU) 

Kurdisches Parlaments zu tür¬ 
kischen Drohungen 

Mit einem Sechs-Punkte-Papier 
hat das Parlament der Föderalen 
Region Kurdistan deutlich 
gemacht, eine Intervention der 
Türkei sowie eine Verschiebung 
des Referandums zu Kerkuk nicht 
zu akzeptieren. Das Papier wurde 
nach einer außerordentlichen Par¬ 
lamentsdebatte zum Thema "Dro¬ 
hungen und Einmischung der Tür¬ 
kei in die inneren Angelegenheiten 
der Region Föderales Kurdistan" 
verabschiedet. Auch die Regie¬ 
rung des Iraks sei aufgefordert, 
Interventionen ausländischer Staa¬ 
ten zu unterbinden. Die USA, 
Großbritannien sowie die EU soll¬ 
ten zum gleichen Zweck Druck auf 
die Türkei ausüben. 

(ANF, 25.1., ISKU) 

Peschmerga verhindern 
Einmarsch türkischer Truppen 

Peschmerga haben den Grenz¬ 
übertritt von in Silopi stationierten 
türkischen Truppen nach Zaxo 


"Einladung zum Frieden aus 
der Stadt der Propheten" 





Kommentar von Ece Temelkuran aus der Zeitung Milliyet 

Weiße Mützen 


Lasst es uns doch so machen: 
Jeder Mensch, der denkt, dessen 
Kopf arbeitet und der anders 
denkt als der Durchschnitt, sollte 
unter Polizeischutz gestellt wer¬ 
den. Wenn man beispielsweise 
feststellt, dass man angefangen 
hat zu denken und im Gehirn eine 
merkwürdige Bewegung, ein 
interessanter Versuch grauer Zel¬ 
len stattfmdet, dann sollte man 
sich unverzüglich zur Staatsan¬ 
waltschaft begeben. 

"Herr Staatsanwalt, mein Kopf hat 
angefangen zu arbeiten. In mei¬ 
nem Kopf fusionieren eine Reihe 
von Dingen, die außerhalb der 
offiziellen Ideologie, des Durch¬ 
schnitts und von Faschismus ste¬ 
hen. Damit weder Sie noch ich in 
Schwierigkeiten geraten, wäre es 
am besten, Sie würden mir einen 
Polizisten zur Seite stellen." 

Wird es so werden? Wird künftig 
jeder Mensch in diesem Land, der 
denkt oder der sagt, dass er denkt, 
unter Polizeischutz durch die 
Gegend laufen? Diese Komödie 
scheint normal geworden sein, 
denn von Anfang an ist darüber 
diskutiert worden, ob Hrant unter 
Schutz gestanden hat oder nicht. 
Es wird so getan, als sei es völlig 
normal, dass er geschützt werden 
musste. 


Tausende Menschen haben in der 
Kreisstadt Silopi für die Aufklä¬ 
rung des Verschwindens der bei¬ 
den HADEP-Vorstandsmitglieder 
Serdar Tanis und Ebubekir Deniz 
vor sechs Jahren demonstriert. 
Tanis und Deniz waren verschwun¬ 
den, nachdem sie letztmalig am 25. 
Januar 2001 in der Jandarmakom- 
mandantur von Silopi gesehen wor¬ 
den waren, wohin sie sich auf Auf¬ 
forderung eines Jandarma-Unter- 
offiziers begeben hatten. 


Und wenn ich jetzt etwas über 
Armenier, Kurden oder Religion 
schreiben will, soll ich dann erst 
den Staatsanwalt anrufen? "Herr 
Staatsanwalt, wenn Sie einen 
freien Beamten zur Verfügung 
haben, ich denke daran, morgen 
so-und-so einen Text zu schrei¬ 
ben..." 

Und nehmen wir mal an, diese 
Komödie ist wie viele weitere 
Komödien in diesem Land Realität 
geworden. Vor wem muss ich 
geschützt werden? Vor den "wei¬ 
ßen Mützen"? [Der Attentäter 
Hrant Dinks trug eine weiße 
Mütze.] 

Auf der Istiklal Caddesi, genau im 
Zentrum Istanbuls, ist schlagar¬ 
tig der Verkauf weißer Mützen 
angestiegen. Die weiße Mütze, 
die der mutmaßliche Mörder von 
Hrant getragen hat, ist Mode 
geworden. Der Mörder und die 
dazu passende Denkweise wer¬ 
den zum Helden gemacht, ihm 
wird zugestimmt und er wird zum 
Verkauf gestellt. Käufer scheint 
es genug zu geben. Die Straße 
gibt die Antwort auf die Frage, 
wer Hrant ermordet hat: Die 
Menschenmassen. Das hochge¬ 
peitschte chauvinistische, natio¬ 
nalistische, fanatische gesell- 


Im Vorfeld der Demonstration 
fand eine Gedenkfeier statt, auf 
der Haci Üzen als DTP-Kreisver- 
bandsvorsitzender daran erinner¬ 
te, dass Tanis und Deniz nur vier 
Tage nach der Gründung des 
HADEP-Kreisverbandes, an der 
sie maßgeblich beteiligt gewesen 
seien, verschwunden seien. Heute 
seien es Hunderte, die im Geden¬ 
ken an die beiden Gründungsmit¬ 
glieder aktiv im Kreisverband 
arbeiteten. 


schaftliche und soziale Klima. 
Das gemeinsame Abgleiten nach 
rechts. 

Auf die Kolumne hin, die ich nach 
Hrants Tod unter großen Schwie¬ 
rigkeiten geschrieben habe, sind 
über 400 E-mails gekommen. 
Warum ich das sage? Um zu 
sagen, dass 200 dieser 400 mails 
von nationalistischen Jugend¬ 
lichen waren und neben Warnun¬ 
gen, ich solle aufpassen, was ich 
schreibe, jede Menge sexistische 
Beleidigungen enthielten. 

Und um zu sagen, dass die ande¬ 
ren 200 von Menschen kamen, 
die diesen Tod sehr bedauerten, 
die fühlten, dass dieser Mord das 
schlechte Ende einer Geschichte 
ist, die denken, dass dieses Land 
am Abgrund, an der Schwelle 
zum Bürgerkrieg steht. Die 
Reaktionen auf meine Kolumne 
waren also "fifty-fifty". Aber wir 
sind in diesem Land nicht "fifty- 
fifty". "Wir" sind in der Minder¬ 
heit. In einer sehr geringen Min¬ 
derheit. 200.000 Menschen 
waren auf Hrants Beerdigung. 
Das war gut. Aber vergesst nicht, 
dass es sich dabei nicht einmal 
um ein Prozent der Bevölkerung 
Istanbuls handelte. 

(Mi, 26.1., ISKU) 


In weiteren Redebeiträgen wurde 
darauf aufmerksam gemacht, 
dass es Tausende von Ver¬ 
schwundenen in der Türkei gebe 
und es sich bei den beiden 
HADEPlern aus Silopi lediglich 
um ein sehr offenkundiges Bei¬ 
spiel handele. Niemand könne an 
die Aufrichtigkeit des Staates 
glauben, solange die Täter nicht 
erfasst und vor Gericht gestellt 
würden. 

(ANF, 25.1., ISKU) 


verhindert. Auch ein zweiter Ver¬ 
such, über Demirköprü in der 
Nähe des Grenzübergangs Habur 
nach Südkurdistan einzudringen, 
wurde von kurdischen Kräften 
unterbunden. Daraufhin wurde 
der Grenzübergang Habur ge¬ 
schlossen, der Treibstoffgüterver¬ 
kehr von der Türkei nach Südkur¬ 
distan unterbrochen und Dörfer in 
der Umgebung von Zaxo mit Rake¬ 
tenwerfern beschossen, hu Grenz¬ 
gebiet wurden Kriegsflugzeuge 
gesichtet. (DIIIA, 28.1., ISKU) 

PKK-Sitzung türkischer und 
US-OfHziere in Hewler 

Im Rahmen der gemeinsamen 
Bekämpfung der PKK hat eine Sit¬ 
zung von türkischen und US-Offi- 
zieren in Hewler in Südkurdistan 
stattgefunden. Dies geht aus einer 
Meldung der in Südkurdistan 
erscheinenden Zeitung Hawalati 
hervor. Demnach habe die auf Ein¬ 
ladung US-amerikanischer Mili¬ 
tärs einberufene Sitzung am 23. 
Januar stattgefunden. Inhalt seien 
die Aktivitäten der PKK in Südkur¬ 
distan sowie die diesbezügliche 
Koordination zwischen der Türkei 
und den USA gewesen. Zu einer 
Einigung in den Punkten einer 
militärischen Intervention oder 
Aktionen gegen Führungskader 
der PKK sei es jedoch nicht 
gekommen. (ANF, 27.1., ISKU) 

10-Prozenthürde 
nicht beanstandet 

Die Klage von zwei Abgeordneten 
der prokurdischen DEHAP gegen 
die 10-Prozenthürde wurde vom 
Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte abgewiesen. Der 
Gerichtshof verwies darauf, dass 
in Europa sehr unterschiedliche 
Wahlvorschriften bestehen und 
den Staaten ein breiter Gestal¬ 
tungsraum zukomme. Die Türkei 
verfügt in Europa mit 10 Prozent 
über die höchste Sperrklausel für 
den Einzug ins Parlament. Die Ver¬ 
antwortung für die Änderung die¬ 
ser hohen Barriere käme jedoch 
der türkischen Justiz, dem Parla¬ 
ment und der Politik zu. 

(ABU. 30.1., ISKU) 
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Volkszählung in Maxmur 


Unter Aufsicht der UN und in 
Begleitung von US-Soldaten ist 
von zwanzig Beamten des Kultus¬ 
ministeriums der südkurdischen 
Regionalregierung im Flüchtlings¬ 
lager Maxmur eine Volkszählung 
durchgeführt worden. Dabei wur¬ 
den auch Fingerabdrücke aller 
Bewohner genommen. Wie 
Marco Roggia vom Hohen Flücht- 
lingskommissariat der UN mitteil¬ 
te, sei mit der Volkszählung 
bewiesen worden, dass es sich bei 
Maxmur um ein ziviles Flücht¬ 
lingslager handele. Auch der UN- 
Koordinator der Region Kurdi¬ 
stan, Dindar Zibari, erklärte im 
Hinblick auf gegenteilige Behaup¬ 
tungen in den türkischen Medien, 
im Lager befänden sich keine Waf¬ 
fen. Seiner Schätzung zufolge leb¬ 
ten 11-12.000 Menschen in Max¬ 
mur. Die Ergebnisse der Volks¬ 
zählung liegen noch nicht vor. 


In der vergangenen Woche war 
das Flüchtlingslager von US-Sol¬ 
daten durchsucht worden. 
Danach war offiziell erklärt wor¬ 
den, im Lager seien weder Waffen 
noch sonstige Hinweise auf krimi¬ 
nelle oder terroristische Aktivitä¬ 
ten gefunden worden. 

Ralston besucht Maxmur 

Der PKK-Koordinator der USA, 
General a.D. Joseph Ralston, hat 
das Flüchtlingslager Maxmur in 
Südkurdistan besucht. Begleitet 
wurde er von einer Abordnung 
des US-Konsulats in Musul sowie 
des UN-Verantwortlichen für den 
Irak, Dindar Zebari. In der Lager¬ 
direktion traf Ralston mit dem 
Landrat von Maxmur, dem Lager¬ 
verantwortlichen für Außenbe¬ 
ziehungen sowie dem Bürger¬ 
meister der Selbstverwaltung 
des Lagers zusammen. Nach 


eigenen Aussagen soll Ralston 
das Flüchtlingslager besucht 
haben, um die bestehenden Pro¬ 
bleme vor Ort mit eigenen 
Augen zu sehen. Der PKK-Koor¬ 
dinator verwies auf die Durchsu¬ 
chung des Lagers vor gut einer 
Woche; diese habe aufgrund der 
Behauptung stattgefunden, dass 
im Lager Waffen seien. Er selbst 
werde jetzt in die Türkei Weiter¬ 
reisen, wo er weitergeben werde, 
dass die Aussage, das Lager 
werde als Hauptquartier der 
PKK genutzt, falsch sei. Weiter¬ 
hin wollte Ralston über den 
Wunsch der Flüchtlinge, in ihre 
Dörfer zurück zu kehren, infor¬ 
miert werden. Die Maxmur-Ver¬ 
antwortlichen wiederholten dar¬ 
aufhin, eine Rückkehr sei an eine 
demokratische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage gekoppelt. 

(ANF, 26/29.1., ISKU) 


Tausende demonstrieren 
in Silopi für Verschwundene 
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16 Festnahmen nach Razzien in Paris 

Repression in Frankreich 


Bei Razzien in Paris sind am Mon¬ 
tag 13 Personen festgenommen 
worden. Eine weitere Person 
wurde an der Grenze nach Bel¬ 
gien aufgrund eines europäischen 
Haftbefehls festgenommen. Die 
Razzien fanden zeitgleich früh 
morgens im Kurdischen Kultur¬ 
zentrum Ahmet Kaya, im Infor¬ 
mationszentrum Kurdistan sowie 
in mehreren Privatwohnungen 
statt. Im Verein und im Informa¬ 
tionszentrum wurden in Abwe¬ 
senheit der Nutzer die Türen auf¬ 
gebrochen und die Einrichtung 
verwüstet. Beschlagnahmt wur¬ 
den mehrere Akten und Compu¬ 
ter. 

Da die Ermittlungen nach dem 
Antiterrorgesetz geführt werden, 
ist es möglich, die Beschuldigten 
vier Tage in Gewahrsam zu hal¬ 
ten. Ein Haftprüfungstermin fin¬ 
det am Freitag in Paris statt. Nach 
Angaben der Anwälte der 
Beschuldigten besteht außerdem 
das Recht auf ein Mandantenge¬ 
spräch von lediglich zwei Minuten 
innerhalb dieser vier Tage. Eine 
Akteneinsicht ist in diesem Zei¬ 
traum ebenfalls nicht möglich. 

Am Dienstag, den 6.2. wurde wei¬ 
ter der kurdische Politiker Nedim 
Seven in der Bretagne festgenom¬ 
men. Seven war erst im Dezember 
letzten Jahres nach vier Monaten 
aus niederländischer Haft entlas¬ 
sen worden. 

Nedim Seven befand sich zu 
Besuch bei einer kurdischen 
Familie, als am Abend Polizisten 
die Wohnung stürmten, alle Anwe¬ 
senden ins Badezimmer ein¬ 


schlossen und drei Stunden lang 
eine Durchsuchung durchführ¬ 
ten, wobei die Wohnung verwü¬ 
stet wurde. Im Anschluss wurde 
Seven mit einer weiteren Person 
zusammen festgenommen. 

In Toulouse wurde am 7.2. ein 
kurdischer Teesalon von Polizi¬ 
sten gestürmt. Dabei wurden 
nach Angaben des Besitzers 14 
Kurden ohne Aufenthaltserlaub¬ 
nis festgenommen und am 8.2. 
bereits zur Abschiebung zum 
Flughafen in Toulouse gebracht. 
Zwei von ihnen wurden wieder 
freigelassen, weil ihr Asylverfah¬ 
ren andauert. 

Die US-Botschaft in Ankara gab 
unterdessen eine Stellungnahme 
zu den Polizeioperationen in 
Frankreich ab. Wie Kathy Scha- 
low als Sprecherin der Botschaft 
erklärte, bestehe eine enge 
Zusammenarbeit gegen die PKK 
mit europäischen Ländern mit 
dem Zweck, diese Länder zu 
ermutigen, aggressiver gegen die 
PKK vorzugehen. Sie könne zwar 
nichts über den Hintergrund des 
Vorgehens der Sicherheitskräfte 
sagen, hoffe aber, so Schalow wei¬ 
ter, dass diese Art von Operatio¬ 
nen weitergeführt würden. 

Ende Januar hatte die US-Bot¬ 
schaft in Zusammenarbeit mit 
dem türkischen Justizministerium 
einen runden Tisch zum "Antiter¬ 
rorkampf 1 unter französischer, 
britischer und niederländischer 
Beteiligung in Istanbul abgehal¬ 
ten. 

Wie der türkische Außenminister 
Abdullah Gül in Washington 


gegenüber Journalisten erklärte, 
seien die Operationen in Europa 
mit Hilfe von Informationen des 
CIA durchgeführt worden. Es 
handele sich dabei nicht um einen 
Zufall, sondern um das Ergebnis 
einer koordinierten Arbeit zwi¬ 
schen den USA, Europa und Anka¬ 
ra. Beim Thema Auslieferung der 
Festgenommenen sei er "hoff¬ 
nungsvoll". Das Justizministerium 
arbeite an den Auslieferungsgesu¬ 
chen. Insbesondere gehe es bei 
den geforderten Auslieferungen 
um Riza Altun und Nedim Seven. 
Die Türkei hatte bereits früher die 
Auslieferung Altuns gefordert, 
Frankreich dieses jedoch abge¬ 
lehnt. Auch Nedim Sevens Auslie¬ 
ferung war beantragt worden, als 
dieser sich in niederländischer 
Haft befand. Das zuständige 
Gericht in Holland hatte dieses 
ebenfalls abgelehnt. 

Die Bundesanwaltschaft in Bel¬ 
gien gab unterdessen eine Stel¬ 
lungnahme ab, dass in Belgien 
keine Operation gegen die PKK 
durchgeführt worden, sondern 
lediglich eine Person auf Forde¬ 
rung Frankreichs festgenommen 
worden sei. 

Mehrere kurdische Organisatio¬ 
nen wie KKK, KNK, Kongra Gel, 
KON-KURD und CDK verurteil¬ 
ten die Razzien und Festnahmen 
scharf und riefen zu Protesten auf. 
In Marseille und Paris protestier¬ 
ten am Dienstag tausende Kurdin¬ 
nen gegen die Repressionswelle. 
Weitere Proteste sind in ganz 
Europa zu erwarten. 

(ANF, 6 - 8.2., ISKU) 


"Die Zukunft liegt im Frieden" 

Tausende bei DTP-Feier 


An einer von der DTP Istanbul 
organisierten Feier unter dem 
Motto "Die Zukunft liegt im Frie¬ 
den" nahmen ca. 20.000 Personen 
teil. Trotz strenger Sicherheitsvor¬ 
kehrungen durch die Polizei am 
Eingang der Sporthalle in Zeytin- 
burnu wurden neben Bildern von 
Hrant Dink auch Bilder von Abdul¬ 
lah Öcalan gezeigt. 

Als DTP-Vorsitzender hielt Ahmet 
Türk eine Ansprache, in der die 
Debatte um eine grenzüberschrei¬ 
tenden Militäroperation im Nord¬ 
irak und die türkische Südkurdi¬ 
stanpolitik scharf verurteilte. 
"Wenn Ihr versucht, die Turkme¬ 
nen als eine Karte gegen die Kur¬ 
den zu verwenden, werden wir 
Euch gegenüber stehen", so Türk. 
Die DTP habe große Anstrengun¬ 
gen für die Entstehung eines fried¬ 
lichen Prozesses in der Türkei und 


einer demokratischen, zeitgenös¬ 
sischen Gesellschaft unternom¬ 
men. Allerdings werde der Kampf 
für Frieden und Demokratie stän¬ 
dig behindert. "Auf der Friedens¬ 
konferenz in Ankara haben wir 
beobachten können, wie kurdi¬ 
sche und türkische Intellektuelle 
eine gemeinsame ,road map 1 für 
Frieden und Demokratie erarbei¬ 
tet haben. Aber danach traten die 
in Aktion, die weder Frieden noch 
Geschwisterlichkeit wollen. Sie 
haben großen Schmerz verur¬ 
sacht Den Mord an Hrant Dink 
betrachten wir als Schlag gegen 
Frieden, Demokratie und unsere 
Zukunft. Die Mörder sind die, die 
seit Jahren die chauvinistische und 
nationalistische Auffassungsweise 
nähren." 

Türk erinnerte weiter an den nach 
wie vor einseitig bestehenden Waf¬ 


fenstillstand und erklärte: "Wenn 
Kurden als 'angebliche Staatsbür¬ 
ger', Armenier als Verräter und die 
eigenen Nachbarn als Feind dekla¬ 
riert werden, kann auch keine 
Demokratie entstehen in diesem 
Land." 

Nach Ahmet Türk hielt der ehe¬ 
malige Soldat Ibrahim Yayali, der 
1994 von der PKK entführt und 
1996 wieder freigelassen worden 
war, eine Ansprache. "Ich ent¬ 
schuldige mich beim kurdischen 
Volk und meinen kurdischen 
Geschwistern für meine Verant¬ 
wortung im Krieg. Als ich von der 
PKK gefangen genommen worden 
bin, sagte mir ein PKK-Kämpfer: 
,Mit Deiner Gefangenschaft wirst 
Du im Grunde genommen frei". 
Damals habe ich das nicht wirklich 
verstanden, aber jetzt verstehe ich 
es sehr gut." (ANF, 4.2., ISKU) 


Meldungen 

Erstmalig Prozess 
wegen Zwangsverheiratung 
Erstmalig hat die Staatsanwalt¬ 
schaft Diyarbakir einen Prozess 
gegen zwei Väter angestrengt, die 
ihre Kinder nach der "Berdel"-Tra- 
dition zwangsverheiratet haben. 
"Berdel" bedeutet die Zwangsver¬ 
heiratung zur Verhinderung einer 
Blutfehde zwischen zwei Familien. 
Nach Artikel 103 des türkischen 
Strafgesetzbuches, der die Bestra¬ 
fung des sexuellen Missbrauchs 
von Minderjährigen regelt, erwar¬ 
tet die Angeklagten eine Haftstrafe 
von bis zu 34 Jahren. 
Vorausgegangen war der Anklage 
die gemeinsame Flucht und 
anschließende Eheschließung 
zweier junger Menschen ohne Ein¬ 
willigung ihrer Familien. Um eine 
Blutfehde zu verhindern, einigten 
sich die Familien darauf, die 15-jäh- 
rige Schwester des Mannes sowie 
den gleichaltrigen Bruder der 
Frau zu verheiraten. 

(ÜÖG, 4.2, ISKU) 

Türkische Armee 
bombardiert I Iaftanin 

Die türkische Armee hat das 
Gebiet Haftanin in Südkurdistan 
bombardiert Wie aus HPG-Quel- 
len bekannt wurde, wurde das 
Gebiet Haftanin am 1. Februar 
stundenlang mit Granatwerfern 
bombardiert. (ANF, 3.2, ISKU) 

Barzani: Auf mögliche Angriffe 
werden wir antworten 

Der Präsident der Region Kurdi¬ 
stan Mesut Barzani warnt, dass im 
Falle eines Angriffes der Türkei 
oder des Iran auf Kurdistan dieser 
nicht unbeantwortet bleiben 
werde. Im TV-Sender Voice of 
America erklärte Barzani, auf¬ 
grund der hohen Anzahl von Kurd¬ 
innen in der eigenen Bevölkerung 
würden die Türkei und der Iran 
davon ausgehen, dass die Region 
Kurdistan für sie eine Gefahr dar¬ 
stellen würde. Dieses sei nicht 
richtig, so Barzani. Weiter erklärte 
Barzani, die Gründung eines kur¬ 
dischen Staates sei keine Illusion, 
sondern das Recht der Kurden. 
Sollte es zu einem Krieg zwischen 
den USA und dem Iran kommen, 
würden die Kurden unparteiisch 
bleiben, führte Barzani weiter aus. 

(ANF, 3.2, ISKU) 

Kurdischer Minister: Öcalan 
beiseite stehen 

Gegenüber Journalisten hat Feie 
kedin Kakeyi, Minister für Aufklä¬ 
rung der Region Kurdistan, die 
Meinung vertreten, der PKK-Füh- 
rer Abdullah Öcalan sei eine Per¬ 
sönlichkeit, für die sich jeder ein- 
setzen müsse und nicht nur eine 
Partei oder Organisation. Öcalan, 
der 1999 von den USA an die Tür- 





Auszüge aus der Erklärung der Koordination der Demokratischen Kurdi¬ 
schen Gemeinschaft in Europa (CDK) zum 15. Februar 

Gerechtigkeit für Öcalan! 


Am 15. Februar 1999 wurde Abdul¬ 
lah Öcalan in einem internationalen 
Akt der Piraterie aus Kenia ent¬ 
führt und an den türkischen Staat 
ausgeliefert. 

Seitdem befindet er sich unter 
schwersten Haftbedingungen in 
Totalisolation als einziger Gefange¬ 
ner auf der Gefängnisinsel Imrali. 
Alle Gerichtsverfahren in der Tür¬ 
kei, die bislang gegen ihn durchge¬ 
führt wurden, spotteten rechtstaat¬ 
lichen Grundsätzen. Folglich stellte 
der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte Rechtsverletzun¬ 
gen in fünf unterschiedlichen Punk¬ 
ten fest, kam zur der Schlussfolge¬ 
rung, dass das Verfahren gegen 
Herrn Öcalan weder fair noch 
unabhängig verlaufen sei, und for¬ 
derte eine Wiederaufnahme des 
Verfahrens. 

Dennoch hat das Sekretariat des 
Ministerkomitees des Europarates 
jüngst einen Vorschlag zur Ent¬ 
scheidungsfindung bezüglich des 
Beschwerdeverfahrens von Abdul¬ 
lah Öcalan vor dem Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) unterbreitet, wonach die 
Wiederaufnahme des Verfahrens in 
der Türkei für nicht nötig erachtet 
wird. Am 13. und 14. Februar wird 
das Ministerkomitee des Europara¬ 
tes diesen Vorschlag auf die Tages¬ 
ordnung nehmen und behandeln. 
Wir, die Koordination der Demo¬ 
kratischen Kurdischen Gemein- 


Der Nachrichtenagentur Firat 
News zufolge wurde in Boken, 
einer Stadt im iranischen Teil Kur¬ 
distans, die 21jährige kurdische 
Frau Emine Selami von einem 
Gericht wegen "Schwangerschaft 
nach außereheliche Beziehung" 
zum Tode verurteilt. Der Mann, 
dem vorgeworfen wird, mit Emine 
Selami eine außereheliche Bezie¬ 
hung gehabt zu haben, wurde nach 
99 Peitschenschlägen freigelassen. 
Die zum Tode verurteilte Selami 
soll ins Gefängnis von Bokan 
gebracht worden sein. 

Desweiteren wurde die 35-jährige 
Temine Danish aus der ostkurdi¬ 
schen Stadt Nexede laut einer 
Erklärung der ostkurdischen Men¬ 
schenrechtsorganisation RMMK 
zum Tode verurteilt, weil sie in Not¬ 
wehr einen Mann, der sie verge¬ 
waltigen wollte, tötete. Seit zwei 


Der Menschenrechtler und Kriegs¬ 
dienstverweigerer Halil Savda 
wurde von Militärs gefoltert. 

Savda, der gleichzeitig Mitglied im 
Vorstand der Istanbuler Zweigstelle 
des Menschenrechtsverein IHD 
ist, war nach seiner Verhaftung 
durch ein Militärgericht aufgrund 
seiner Verweigerung des Militär¬ 
dienstes aus Gewissensgründen 
am 25. Januar aus der Haft entlas¬ 
sen und unmittelbar einer Militär¬ 


schaft in Europa (CDK), empfin¬ 
den diese vorbereitete Empfeh¬ 
lung als eine Brüskierung des kur¬ 
dischen Volkes und seines Vertre¬ 
ters. In der Person Abdullah Öca¬ 
lan möchte man offensichtlich das 
kurdische Volk und seine Frei¬ 
heitsbewegung weiterhin krimina¬ 
lisieren. Die doppelzüngige Politik 
Europas trägt dazu bei, die türki¬ 
sche und die kurdische Bevölke¬ 
rung gegeneinander aufhetzen 
und somit einen heillosen Krieg 
heraufzubeschwören. Durch die 
Einschränkungen der individuel¬ 
len Rechte und Freiheiten sowie 
der demokratische Werte soll die 
Justiz unter politischem Einfluss 
genommen werden. Hierbei 
scheut die europäische Politik 
nichteinmal davor zurück, den 
EGMR, das oberste ihrer eigenen 
Rechtsorgane, für nichtig zu erklä¬ 
ren. Die CDK hat diese Situation 
diskutiert und ein Programm für 
Aktivitäten ausgearbeitet das sie 
am 30. Januar mit einer Erklärung 
öffentlich gemacht hat. 

Als nächster Schritt wird das Mini¬ 
sterkomitee des Europarates, also 
die Außenminister der Mitglied¬ 
staaten des Europarates, das vor¬ 
bereitete Papier zur Beschlussfas¬ 
sung behandeln. Aus diesem 
Grund werden Kurdinnen und 
Kurden gemeinsam mit ihren Ver¬ 
tretern am 7., 8. und 9. Februar vor 
den jeweiligen Außenministerien 


Jahren ist Temine Danish bereits 
inhaftiert. 

Es sind dieselben patriarchalen 
Strukturen, die Frauen das Selbst¬ 
bestimmungsrecht über ihr Leben 
und ihr das Recht auf Selbstvertei¬ 
digung absprechen. Frauen wer¬ 
den prinzipiell als "Schuldige" 
gebranntmarkt. In dieser Hinsicht 
gibt es keinerlei Unterschied zwi¬ 
schen Familienräten und staatliche 
Gerichten, die das Todesurteil 
gegen Frauen aussprechen, da sie 
patriarchale Moralvorstellungen 
und die von ihnen festgelegte 
"Ehre" verletzt haben sollen. Solan¬ 
ge Frauen nicht als freie Individuen 
gesehen werden, wird das Ent¬ 
scheidungsrecht über das Leben 
der Frauen immer bei denen lie¬ 
gen, die die Frauen als ihr Eigen¬ 
tum, als Objekt sehen. Die Folgen 
dieser Mentalität sind Morde, Ver- 


brigade in Tekirdag überstellt wor¬ 
den. Trotz seiner Erklärung, den 
Militärdienst zu verweigern und 
des fortlaufenden Prozesses gegen 
ihn wurde er erneut genötigt, Mili¬ 
tärkleidung anzuziehen. Daraufhin 
wurde ein Protokoll wegen "fortge¬ 
setzter Befehlsverweigerung" auf¬ 
genommen. 

Später wurde der Militärstaatsan¬ 
waltschaft in Corlu vorgeführt, wo 
er dieses Mal der 'Werbung für 


der Mitgliedstaaten des Europara¬ 
tes in den Hungerstreik treten. Am 
10. Februar wird mit einer großen 
Kundgebung in Straßburg gegen 
die am 15. Februar 1999 erfolgte 
Entführung Abdullah Öcalans, die 
durch eine internationale Ver¬ 
schwörung möglich wurde, prote¬ 
stiert. Am 11., 12., 13. und 14. 
Februar werden alle Hungerstrei¬ 
kenden vor dem Sitz des Europa¬ 
rates in Straßburg ihren Hunger¬ 
streik fortsetzen. 

Wir rufen alle demokratischen 
Kräfte und ihre Freundinnen auf, 
ihre Stimme gegen die doppelzün¬ 
gige Politik Europas zu erheben. 
Wir rufen alle auf, die demokrati¬ 
schen Bemühungen der kurdi¬ 
schen Friedensbewegung zu 
unterstützen. Wir rufen das Mini¬ 
sterkomitee des Europarates auf, 
sensibel zu handeln und einen 
Beschluss im Sinne der Demokra¬ 
tie und Freiheit der Völker zu fas¬ 
sen. Das kurdische Volk befindet 
sich derzeit in einer existentiell 
wichtigen Phase. Deshalb rufen 
wir alle zu einem verantwortlichen 
Handeln auf. 

Gerechtigkeit für Öcalan! 

Freiheit für Öcalan - demokratische 
Lösung der kurdischen Frage 
Wir verurteilen das internationale 
Komplott des 15. Februar 
Koordination der Demokratischen 
Kurdischen Gemeinschaft in 
Europa (CDK), 5. Februar 


gewaltigungen, Entrechtung, Frei¬ 
heitsberaubung, Entmündigung 
von Frauen. 

Wir verurteilen die frauenfeindli¬ 
che Politik Irans aufs Schärfste und 
rufen die iranischen Behörden 
dazu auf, das Todesurteil gegen 
Emine Selami und Temine Danish 
sofort aufzuheben. 

Ferner rufen wir die Bundesregie¬ 
rung und die EU dazu auf, gegen 
dieses Urteil unmissverständlich 
zu protestieren und sich mit allen 
ihnen zur Verfügung stehenden 
Mitteln für die Freiheit und für das 
Lebensrecht von Emine Selami und 
Temine Danish einzusetzen. 

Alle demokratischen Menschen 
sollten durch Protestfaxe und -brie- 
fe bei iranischen Staatsstellen pro¬ 
testieren, um die Hinrichtung von 
Selami zu verhindern. Ceni,Frauen¬ 
büro für Frieden, Februar 2007 


eine [terroristische] Organisation" 
beschuldigt wurde. Wie seine 
Anwältin Suna Coskun mitteilte, 
wurde ihr Mandant, nachdem er 
die Aussage verweigert hatte, 
gefoltert. Zunächst sei Savda vom 
Militärstaatsanwalt beleidigt und 
anschließend in der "Disziplinarzel- 
le" der Brigade als "Vaterlandsver¬ 
räter und Terrorist" mehrere Tage 
lang gefoltert worden. 

(ANF, 4.2., ISKU) 


kei ausgeliefert wurde und sich 
jetzt im Sondergefängnis Imrali 
befindet, habe großen Einfluss auf 
die Kurdinnen. "Die Intellektuel¬ 
len sollten sich für seine Freiheit 
einsetzen. Meiner Meinung nach 
ist Öcalan eindeutig ein politischer 
Gefangener." Auch die in Südkur¬ 
distan lebenden Kurdinnen seien 
gefordert, sich für seine Freilas¬ 
sung einzusetzen. "Die kurdische 
Bewegung in der Türkei will das 
Problem auf friedlichem Weg über 
einen Dialog lösen. Die Bevölke¬ 
rung im Süden sollte die im Nor¬ 
den unterstützen." 

(ANF, 3.2., ISKU) 

Vorbereitungen auf Strasbourg 

Die Vorbereitungen auf die De¬ 
monstration am 10. Februar in 
Strasbourg aus Protest gegen die 
Verschleppung Abdullah Öcalans 
am 15. Februar 1999 laufen auf 
Hochtouren. Ab acht Uhr morgens 
werden sich die Teilnehmer auf 
dem Boulevard de Metz versam¬ 
meln, um gegen halb elf ihre 
Demonstration zu starten. Die 
Abschlusskundgebung wird am 
Parking Coufignal stattfinden. Es 
werden Teilnehmerinnen aus ganz 
Europa erwartet. (ÖP, 2.2., ISKU) 

Holbrook besucht Maxmur 

Der ehemalige US-Vizeaußenmini- 
ster Richard Holbrook hat bei 
einem Besuch im Flüchtlingslager 
Maxmur in Südkurdistan mit den 
Lagerbewohnem Gespräche ge¬ 
führt. Diese erklärten, ihre Dörfer 
seien von türkischen Sicherheits¬ 
kräften entvölkert und zerstört 
worden, aus diesem Grund seien 
sie dazu gezwungen gewesen, die 
Türkei zu verlassen. Eine Rück¬ 
kehr sei nicht möglich, solange 
nicht die kurdische Frage in der 
Türkei mit demokratischen Mit¬ 
teln gelöst werde und der türki¬ 
sche Staat Kurden weiterhin als 
Terroristen behandle. Außerdem 
müsse eine Generalamnestie erlas¬ 
sen und die kriegerischen Ausein¬ 
andersetzungen beendet werden. 
Im Verweis auf einen kurz zuvor 
stattgefundenen Besuch des PKK- 
Koordinators Ralston in Maxmur 
erklärte Holbrook, Ralston habe 
ihn von dem Besuch unterrichtet 
und er sei froh, in Maxmur gewe- 
sen zu sein. (ANF, 5.2., ISKU) 
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Öcalan, die Kurden und Europa 

Kabale und liebe 


Auf Liebe, wie in Schillers Drama, 
können die Kurden in der Türkei 
wenig hoffen. Die dortige katastro¬ 
phale Menschenrechtslage spricht 
für sich. Vom Westen ist auch 
keine Unterstützung zu erwarten. 
Allzu oft sind die Kurden schon 
zum Spielball internationaler Inter¬ 
essen geworden, geopfert auf der 
Schlachtbank des Profitdenkens. 
Der Begriff der Kabale, stets ein 
elementarer Bestandteil von 
Macht- und Standesdünkel, ist 
ihnen hingegen hinreichend 
bekannt Der Fall des Kurdenfüh¬ 
rers Öcalan steht hierfür als Syn¬ 
onym. 

Am 15. Februar 1999 verschlepp¬ 
ten türkische Agenten Abdullah 
Öcalan in die Türkei. Vorausgegan¬ 
gen war eine wochenlange Odys¬ 
see zwischen Damaskus, Moskau, 
Athen, Rom und Amsterdam, wel¬ 
che in den völkerrechtswidrigen 
Piratenakt von Kenia endete, unter 
maßgeblicher Beteiligung von 
CLA MIT und Mossad. Aber auch 
europäische Staaten trugen ihr 
Scherflein zu dieser Geheimdien¬ 
stranküne bei. Niemand gewährte 
dem Kurdenführer politisches 
Asyl. Keiner dieser Staaten kam 
dem selbst erklärten Anspruch 
nach, auch im Mittleren Osten frie¬ 
denspolitische Initiative zu ergrei¬ 
fen. Öcalans Aufruf, die Europäi¬ 
sche Union möge zu einer politi¬ 
schen Lösung der kurdischen 
Frage beitragen, verhallte unge- 
hört. Europa entpuppte sich als 
menschrechtlicher Papiertiger, der 
nur zubeißt, wenn es dem eigenen 
Profit dient. Später, als Öcalan in 
einer juristischen Farce zum Tode 
verurteilt wurde, beschränkte man 
sich lediglich darauf, eine Voll¬ 
streckung des Todesurteils zu ver¬ 
hindern. 

Seitdem wird Abdullah Öcalan 
unter menschenunwürdigen Isola¬ 
tionshaftbedingungen auf der tür¬ 
kischen Gefängnisinsel Imrali 
gefangen gehalten. Sein Gesund¬ 
heitszustand ist stark angegriffen. 
Besuche seiner Rechtsanwälte und 
Angehörigen werden häufig will¬ 
kürlich verweigert. Seine Informa¬ 
tions- und Kommunikationsmög¬ 
lichkeiten sind äußerst beschränkt. 
Einerseits fordert das Antifolterko¬ 
mitee des Europarates (CPT) die 
Aufhebung der Isolationshaft von 
Abdullah Öcalan, andererseits 
unternimmt der Europarat keine 
Schritte, um der Forderung einer 
seiner Institutionen Nachdruck zu 
verleihen. Obwohl der Europäi¬ 
sche Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte eine Neuverhandlung der 
Causa Öcalan verfügte, da dieser 
kein faires Verfahren erfahren 
hatte, scheint der Ministerrat des 


Europarates nicht gewillt, für eine 
Umsetzung des Urteils zu sorgen. 
Passend zum achten Jahrestag der 
Verschleppung plant das Minister¬ 
komitee des Europarats nun gar, 
die Wiederaufnahme des Verfah¬ 
rens endgültig für überflüssig zu 
erklären. 

Statt einen Neuanfang zu wagen ist 
die Türkei heute zerrissener denn 
je. Der Beitrittsenthusiasmus zur 
Europäischen Union ist erlahmt, 
auf den Weg gebrachte Reformvor¬ 
haben sind Makulatur, ein ana¬ 
chronistischer Nationalismus, dem 
erst kürzlich der armenischstäm¬ 
mige Journalist Hrant Dink zum 
Opfer fiel, feiert seinen erneuten 
Einstand. Militärische Einmarsch¬ 
pläne in den Nordirak werden 
geschmiedet, um die dortige kur¬ 
dische Autonomieregierung zu 
stürzen, und am Vorabend der Prä¬ 
sidentschaftswahl steuert das 
säkulare Lager unter der Führung 
der türkischen Militärs auf eine 
Konfrontation mit dem islamischen 
Lager zu, da der türkische Regie¬ 
rungschef Erdogan mit Unterstüt¬ 
zung seiner islamistischen AKP 
nach dem Präsidentschaftsamt 
strebt. 

Dem politischen Europa scheint’s 
zu gefallen, es schaut zu. Denn die 
aktuellen Entwicklungen kommen 
nicht nur den Gegnern eines Bei¬ 
trittes der Türkei zur Europäi¬ 
schen Union zupass. Auch Europa 
hat seine strukturellen Hausaufga¬ 
ben zu machen, weshalb immer 
mehr europäische Staaten dazu 
neigen weitere, trotz schon getrof¬ 
fener Zusagen, EU-Erweiterungs- 
runden auszusetzen oder zu ver¬ 
langsamen. Die harte Haltung der 
Türkei in der Zypemfrage, die zu 
einer teilweisen Aussetzung von 
acht Verhandlungskapiteln führte, 
ist hierfür ein willkommener 
Anlass. Staatsterroristische Über¬ 
griffe des türkischen Militärge¬ 
heimdienstes auf die kurdische 
Zivilbevölkerung, extralegale Hin¬ 
richtungen und zunehmende Fol¬ 
terfälle in Polizeihaft fallen dabei 
schon gar nicht mehr ins Gewicht, 
hn Umgang mit der kurdischen 
Frage wird aber auch Europas 
Ambivalenz zwischen geostrategi- 
schem Vorteilsdenken und dem 
Anspruch, ein modernes humanes 
Wertesystem zu vertreten, offen¬ 
bar. Fürsprache können die Kur¬ 
den nicht erwarten. Eine Lösung 
ist allenfalls hn Rahmen von Min¬ 
derheitenrechten angedacht, wel¬ 
che wiederum im Rahmen des 
Annäherungsprozesses der Türkei 
an die EU erzielt werden sollen. 
Das Mitwirken der Kurden wird 
dabei eher als störend empfunden. 
Inwieweit dieses Vorgehen als rea¬ 


listisch bezeichnet werden kann ist 
fraglich, da sich die kurdische Pro¬ 
blematik nicht allein auf eine Min¬ 
derheitenfrage reduzieren lässt. 
Vielmehr hat sie weit reichende 
soziale, kulturelle und politische 
Ursachen, die sich auf vielfältige 
Weise in dem Konflikt ausdrücken. 
Dieser lässt sich jedoch nur unter 
Beteiligung aller relevanten Kon¬ 
fliktparteien lösen; nicht aber unter 
Ausschluss der Kurden. Genau das 
ist jedoch, was zurzeit geschieht. 
Sämtliche kurdischen Bemühun¬ 
gen um Unterstützung für ihr Frie¬ 
densanliegen bleiben unbeantwor¬ 
tet. Selbst als der bewaffnete Kon¬ 
flikt 2006 wieder eskalierte, 
beschränkte man sich nur auf 
Appelle zur Beendigung der 
Gewalt. Der erneute einseitige 
Waffenstillstand der kurdischen 
Seite wurde lediglich zur Kenntnis 
genommen. Deutschland und 
Frankreich beziehen sogar einsei¬ 
tig Position, indem sie kurdische 
Politiker kriminalisieren und somit 
die Türkei in ihrer kurdenfeind¬ 
lichen Politik ermutigen. 

Doch eine Politik des Abwartens 
schadet auf Dauer mehr als sie 
nutzt. Selbst Europa kann es im 
Rahmen seiner geostrategischen 
Interessen nicht hinnehmen, dass 
sich die Türkei anschickt eine 
militärische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage zu suchen, da die 
unabsehbaren regionalen Folgen 
einer Eskalation des Konfliktes - 
ein Übergreifen auf den Nord-Irak 
ist nicht ausgeschlossen - in 
sicherheitspolitischer Hinsicht 
auch auf Europa zurückfällt. Vom 
menschlichen Leid, das die 
Flüchtlingsproblematik weiter 
verschärft, ganz zu schwiegen. 
Nicht nur die Türkei, sondern 
auch Europa muss umdenken. 
Eine internationale Initiative zur 
Lösung des Konfliktes ist überfäl¬ 
lig, da deutlich geworden ist, dass 
für eine Lösung die „integrative 
Dynamik der Kopenhagener Kri¬ 
terien“ bei weitem nicht ausreicht. 
Ein nachhaltiges Krisenmanage¬ 
ment ist vonnöten. Die Kontrahen¬ 
ten des Konfliktes sind dazu anzu¬ 
halten, das Problem auf dem Weg 
des Dialoges zu lösen. Die kurdi¬ 
sche Seite hat mehrfach 
eindrucksvoll deutlich gemacht, 
dass sie für solch einen Prozess 
bereit ist. Es ist nun an der Türkei, 
konstruktive Schritte zur Aussöh¬ 
nung mit der eigenen kurdischen 
Bevölkerung zu unternehmen. 
Die Aufhebung der Isolationshaft¬ 
bedingungen von Öcalan, wie dies 
auch das Antifolterkomitee des 
Europarates (CPT) fordert, wäre 
ein erster Schritt zur Entspan¬ 
nung. (II, 13.2., ISKU) 


Meldungen 


Europarat schließt 
Öcalan-Akte 

Das Ministerkomitee des Europa¬ 
rats hat beschlossen, dass keine 
Notwendigkeit für eine Neuver¬ 
handlung des Prozesses von 
Abdullah Öcalan besteht. 

Der Beschluss ist offiziell noch 
nicht veröffentlicht, aber wie aus 
diplomatischen Quellen bekannt 
wurde, hat das Ministerkomitee 
das Urteil des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrech¬ 
te auf Neuverhandlung abge¬ 
lehnt, da ein erneutes Aufrollen 
des Prozesses keine Verände¬ 
rung erbringen werde. Der Tür¬ 
kei stehe es frei, sich für ein wei¬ 
teres Vorgehen zu entscheiden, 
aber der Europarat sei nicht mehr 
verpflichtet, den Prozess zu beob¬ 
achten. 64 NF, 14.2, ISKU) 

Neue Entwicklung 
im Roj-TV-Verfahren 

Die Staatsanwaltschaft Däne¬ 
marks hat von der Kopenhagener 
Polizei ein weiteres Ermittlungs¬ 
verfahren gegen Roj-TV gefor¬ 
dert, da die bisher geleisteten 
Ermittlungen nicht ausreichten, 
um den Fall abzuschließen. 

Mit Unterstützung Washingtons 
hatte Ankara etliche Male eine 
Schließung des TV-Senders 
gefordert. Seit 2004 sendet Roj- 
TV aus Dänemark in 78 Länder. 
Im Schweizer Kanton Baselland 
ist hingegen in 13 Ortschaften 
Roj-TV künftig über Kabel zu 
empfangen. 

(ANF/ÖP, 15.2, ISKU) 

Kurdischer Student 
von Faschisten getötet 
Als einer von drei kurdischen Stu¬ 
denten, die bei einem Angriff von 
Faschisten in Hatay durch Mes¬ 
serstiche verletzt wurden, hat 
Metin Kurt sein Leben im Kran¬ 
kenhaus verloren. 

Die beiden anderen schwer ver¬ 
letzten Studenten werden im 
Krankenhaus weiter behandelt. 
Festgenommen wurden nach 
dem Angriff nicht die Täter, son¬ 
dern weitere kurdische Studie¬ 
rende, die ihre verletzten Kommi¬ 
litonen ins Krankenhaus bringen 
wollten. (DIHA, 13.2, ISKU) 

Video-Clip von Ozan Gule 
im Gedenken an Uta 

Die kurdische Sängerin Ozan 
Gule hat im Gedenken an Uta 
Schneiderbanger (Nüdem), die 
am 31. Mai 2005 bei einem Ver¬ 
kehrsunfall in Südkurdistan ums 
Leben kam, einen Musikclip zu 
dem Lied "Ciyayen me" gedreht. 
Der Clip beginnt mit Bildern aus 
Dersim und einer gemeinsamen 
Darbietung des Liedes "Ciyayen 




Zu den Hintergründen der 


Verhaftungen in Paris 


Gegen 14 von 15 Personen, die in 
Frankreich am 5. und 6. Februar 
bei Razzien festgenommen wurden 
(siehe Nuce Nr. 295), ist Haftbefehl 
wegen "Finanzierung von Terro¬ 
rismus, organisiertem Verbrechen 
und Geldwäsche" erlassen worden. 
Eine Person wurde freigelassen. 
Canan Kurtyilmaz, die in Belgien 
festgenommen wurde, befindet 
sich immer noch in Gewahrsam. 
Hinter der Operation, die ein Resul¬ 
tat der Zusammenarbeit der PKK- 
Sonderkoordinatoren der USA und 
der Türkei sind, steht ein umfas¬ 
sendes Programm. Dieser strategi¬ 
sche Plan besteht aus mehreren 
Stufen und zeigt auf, welche Politik 
gegen zivile kurdische Institutio¬ 
nen geführt wird. 

Die Anfongsphase des Plans 

Die Anfangsphase des Stufenplans 
wurde folgendermaßen vorberei¬ 
tet: Der Vizekoordinator des Anti¬ 
terrorkampfs des US-Außenmini- 
steriums Frank Urbancic unter¬ 
nahm gemeinsam mit Direktor des 
ebenfalls dem US-Außenministe- 
rium unterstehenden Südosteur¬ 
opabüros Anfang Dezember eine 
zehntägige geheime Reise durch 
sechs europäische Länder, auf der 
besprochen wurde, was gegen die 
PKK getan werden muss. 

Urbancic wurde außerdem von 
Spezialisten der Außen-, Justiz- und 
Finanzministerien sowie Sicher¬ 
heitsexperten begleitet. Bekannt 
wurden von diesen sechs europäi¬ 
schen Ländern lediglich Frank¬ 
reich, Deutschland und Belgien, 
die Namen der anderen drei Län¬ 
der wurden nicht bekannt Nach 
dieser Europatour stattete Urban¬ 
cic auch der Türkei noch einen 
geheimen Besuch ab und traf dabei 
mit dem Generaldirektor der 
geheimdienstlichen Abteilung des 
Außenministeriums der Türkei, 
Hayati Güven, sowie dem türki¬ 
schen Ati-PKK-Kampf-Koordina- 
tors Edip Baser zusammen. 
Danach besuchte er noch zwei wei¬ 
tere Länder. Somit wurden insge¬ 
samt neun Länder incl. der Türkei 
besucht 

Aufmerksamkeit erregt das beson¬ 
dere Bemühen bei diesen Sitzun¬ 
gen, die PKK weniger über ihre 
politische Identität, sondern viel¬ 
mehr als eine kriminelle Organisa¬ 
tion zu definieren. So wurde 
behauptet, bestimmte kurdische 
Organisationen und Politikerinnen 


in Europa würden auf Gebieten wie 
Schutzgelderpressung, Drogen- 
und Menschenschmuggel, Betrug, 
Asylrecht, Propagandatätigkeiten 
und Finanzierung illegal tätig sein. 
Diese demokratischen Institutio¬ 
nen wurden als Nebenorganisatio¬ 
nen der PKK dargestellt, gegen die 
vorgegangen werden müsse. In 
einer Erklärung, die Urbancic in 
jenen Tagen abgab, verglich er die 
PKK mit einer Krake, die ihre 
Arme überall ausstrecke, deshalb 
müsse "jeder Arm angegriffen" 
werden. 

In einer zeitgleichen Stellungnah¬ 
me im türkischen NTV erklärte 
Urbancic, der Waffenstillstand der 
PKK könne nicht angenommen 
werden: "Wir sind davon über¬ 
zeugt, dass der PKK ein Ende 
bereitet werden muss. Die PKK 
muss die Waffen niederlegen. Mit 
Themen wie Kontaktaufnahme zur 
PKK und Waffenstillstand beschäf¬ 
tigen wir uns nicht." 

Interaktive Strategie am runden 
Tisch in Istanbul 

Am 25. und 26. Januar schließlich 
fand in Istanbul ein runder Tisch 
unter Vorsitz von Schalow zum 
Thema "Kampf gegen die PKK und 
den internationalen Terrorismus" 
statt, an dem Juristen, Staatsanwäl¬ 
te sowie Angehörige von Sicher- 
heits- und Geheimdiensten aus der 
Türkei, den USA Holland, Frank¬ 
reich und Großbritannien teilnah- 
men. As Ziel dieser Sitzung wurde 
der gesetzliche Kampf gegen den 
Terror genannt. 

Später erklärte die US-Botschaft 
dazu folgendes: Auf der Sitzung 
fand ein Austausch von Gedanken, 
Erfahrungen und praktischer 
Anwendung zum Thema Antiter¬ 
rorkampf mit verschiedenen 
gesetzlichen Mitteln statt. Die USA 
und das türkische Justizministe¬ 
rium haben interaktive Abeits- 
gruppen und Veranstaltungen 
geplant, über die die verschiedenen 
Dimensionen des Kampfes gegen 
Geldwäsche, Finanzierung von Ter¬ 
rorismus und die PKK sowie die 
internationale Zusammenarbeit in 
der strafrechtlichen Verfolgung im 
Jahr angegangen werden soll. 

Die Sprecherin der US-Botschaft 
Kathy Schalow bezeichnet die Ope¬ 
ration in Frankreich als "sehr posi¬ 
tiv". "Zu den spezifischen Gründen, 
die die Sicherheitskräfte in den 


betreffenden Ländern in Bewe¬ 
gung gesetzt haben, kann ich 
nichts sagen. Aber allgemein arbei¬ 
ten wir eng mit den europäischen 
Ländern zusammen, um sie dazu 
zu ermutigen, gegen die PKK-Ban- 
den aggressiver vorzugehen. Wir 
sind zufrieden mit dieser Art von 
Operationen und hoffen, dass die 
Razzien und Festnahmen andau- 
em." 

Internationale Proteste 

In Kurdistan, Europa und der Tür¬ 
kei protestierten Kurdinnen gegen 
das Vorgehen Frankreichs und die 
Rolle anderer europäischer Länder, 
der Türkei und der USA bei diesem 
Angriff. Verbunden wurden die 
Aktionen mit den Protesten gegen 
die Verschleppung Abdullah Oca- 
lans in internationaler Zusammen¬ 
arbeit am 15. Februar 1999. 

So reagierten in Marseille kurdi¬ 
sche Jugendliche mit Molotowan- 
griffen auf eine Bank und ein Post¬ 
amt sowie dem Anzünden mehre¬ 
rer PKWs und Müllcontainer in 
den vergangenen Nächten. In Dort¬ 
mund sperrte eine Gruppe kurdi¬ 
scher Jugendlicher eine Straße mit 
Molotowcocktails. In Zürich block¬ 
ierten Jugendliche in einer Spont¬ 
anaktion die Bahnhofstraße und 
verteilten Flugblätter: "Wir wollen, 
dass unsere Geduld nicht weiter 
strapaziert wird. Wir haben nicht 
vergessen, dass Abdullah Öcalan 
von Europa aus an die Türkei aus¬ 
geliefert worden ist Wir lassen es 
nicht zu, dass mit den Kurdinnen 
gespielt wird und wir werden es 
niemals zulassen, dass sich die 
Geschichte wiederholt. As kurdi¬ 
sche Jugendliche sind wir uns 
bewusst, dass uns keine andere 
Atemative als Krieg geboten wird. 
Wenn es das ist, was von uns 
gewollt wird, so sind wir bereit, in 
die Berge zu gehen und zu kämp¬ 
fen." 

In London, Brüssel und Hamburg 
fanden Kundgebungen vor den 
französischen Konsulaten statt, 
wobei die sofortige Freilassung der 
Festgenommenen und die Einstel¬ 
lung der Angriffe gefordert wur¬ 
den. In Diyarbakir protestierten 
Mitglieder der Demokratischen 
Freien Frauenbewegung vor dem 
AKP-Gebäude mit einer Kundge¬ 
bung und in mehreren Städten in 
Kurdistan und der Türkei warfen 
kurdische Jugendliche Molotow¬ 
cocktails. (ANF, 10./13.2., ISKU) 


Ende des Waffenstillstands im Mai? 


Die kurdische Guerilla bereitet sich 
auf einen Krieg gegen die türkische 
Armee vor. Auf ihrem am Woche¬ 
nende in den nord-irakischen Kan- 
dilbergen abgehaltenen 4. Kongreß 
beschlossen die aus der Abeiter¬ 
partei Kurdistans (PKK) hervorge¬ 
gangenen Volksverteidigungskräf¬ 
te HPG, den im Oktober einseitig 
erklärten Waffenstillstand im Mai 
zu beenden. As Grund wurden die 
fortgesetzten Militäroperationen 


der Truppen Akaras gegen kurdi¬ 
sche Kämpfer genannt. Die Gueril¬ 
la werde sich bei deren drohender 
Offensive im Frühjahr an die Gen¬ 
fer Konvention zum Schutz von 
Zivilisten im Krieg halten. 
Unterdessen begann die türkische 
Armee laut dem Nachrichtensen¬ 
der CNN-Türk eine großangelegte 
Boden- und Luftoperation gegen 
Winterlager von HPG-Guerilla- 
kämpfem in den türkischen Provin¬ 


zen Simak und Tunceli. In den Ber¬ 
gen der Region vermutet die 
Armee rund 350 kurdische Rebel¬ 
len, die sich dort in Höhlen verbor¬ 
gen halten. Die mutmaßlichen Gue¬ 
rillastellungen wurden am Montag 
und Dienstag von Cobra-Kampf- 
hubschraubem beschossen, wäh¬ 
rend Kommando-Einheiten die 
Wälder durchkämmten. Über 
Opfer liegen noch keine Meldun¬ 
gen vor. (jW, 14.2., ISKU) 


me" von Uta Schneiderbanger 
und Ozan Gule auf einer Feier. 
Später sind zur Stimme von Ozan 
Gule Ausschnitte aus Utas Leben 
zu sehen. 

Wie Ozan Gule dazu erklärte, 
handele es sich bei dem ausge¬ 
wählten Stück um Utas Lieblings¬ 
lied. Der Clip sei unter schweren 
Winterbedingungen in Amed und 
Batman gedreht worden. "Uta 
war eine Freundin, mit der ich 
viele schöne Dinge geteilt habe. 
Sie nahm Ateil am Glück und 
Leid des kurdischen Volkes. Sie 
war eine Revolutionärin, sehr 
menschlich und hilfsbereit. Ich 
wollte etwas für sie tun, und so ist 
dieser Stück dabei heraus gekom¬ 
men." 

In Kürze wird der Clip auf MMC 
und Roj-TV zu sehen sein. 

(ÖP, 9.2, ISKU) 

1000 Dorfschützer für grenz¬ 
überschreitende Operation 

Die Jandarmakommandantur in 
Sirnak plant für eine grenzüber¬ 
schreitende Militäroperation ein 
Kontingent von 1000 Dorfschüt¬ 
zern. 300 Dorfschützer haben 
sich bereits dafür beworben. 
Zeitgleich zu diplomatischen Initi¬ 
ativen für den Start einer grenz¬ 
überschreitenden Militäropera¬ 
tion gegen die PKK im Irak/Süd¬ 
kurdistan laufen auch die militäri¬ 
schen Vorbereitungen. Neben 
Truppenkonzentrationen an der 
Grenze soll in erster Etappe ein 
tausend-köpfiges Kontingent von 
Dorfschützern zusammengestellt 
werden. Voraussetzung für eine 
Aufnahme in dieses Kontingent 
sind Ortskenntnisse in Südkurdi¬ 
stan, eine vorangegangene Betei¬ 
ligung an grenzüberschreitenden 
Militäroperationen sowie eine 
mindestens zehnfache vorherige 
Beteiligung an Gefechten. Die 
Suche nach geeigneten Kandida¬ 
ten hat vor einem Monat begon¬ 
nen, bis heute haben sich ledig¬ 
lich 300 Dorfschützer daraufhin 
beworben. (ANF, 12.2, ISKU) 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Türkei bereitet sich auf Einmarsch in Südkurdistan vor 

USA genehmigen Militäroperation 


Während die Diskussion in der 
Türkei um eine grenzüberschrei¬ 
tende Militäroperation gegen die 
PKK noch andauert, soll nach 
Angaben einer der kurdischen 
Regierung nahe stehenden Quelle 
bereits am 29. Januar in einem 
Gespräch zwischen dem "PKK- 
Sonderkoordinator" der USA, 
Joseph Ralston, Mesut Barzani und 
Barzanis Stellvertreter Kosrat 
Resul in Hewler der kurdischen 
Regionalregierung übermittelt wor¬ 
den sein, dass die USA grünes 
licht für eine zeitlich auf einen 


Vergangene Woche erwähnte 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan, dass die Türkei bessere 
Beziehungen mit der autonomen 
Region Kurdistan im Nordirak 
haben "könnte" - und daß man mit¬ 
einander sprechen müsse. 

Das freute sowohl die Amerikaner 
als auch die Kurden. Denn Was¬ 
hington drängt seit Längerem auf 
eine Verständigung zwischen Anka¬ 
ra und Kurdistan; beides sind wich¬ 
tige Verbündete der USA in der 
Region. Und Massoud Barzani, Prä¬ 
sident der Region Kurdistan, lobte 
Erdogans Äußerungen als einen 
"sehr guten Schritt für beide Sei¬ 
ten". Das waren ganz andere Töne 
als noch vor kurzer Zeit, als Erdo¬ 
gan wetterte, die Türkei werde 
"niemals" ein "kurdisches Kirkuk" 
akzeptierten. 

Gereizt klang allerdings jetzt der 
türkische Generalstabschef Yasar 
Büyükanit. Er weilte am Woche¬ 
nende in den USÄ wo er markige 
Worte fand: Die Türkei sehe sich 
den größten Gefahren seit ihrer 
Gründung gegenüber, sagte er. In 
seiner Auflistung dieser Gefahren 
stand die Lage im Nordirak an 
erster Stelle. 

Zum Abschluss seines Besuchs 
hielt Büyükanit eine Pressekonfe¬ 
renz, auf der er, so schien es, das 
genaue Gegenteil dessen sagte, 
was Erdogan geäußert hatte. Gar 


Monat befristete und räumlich 
begrenzte Militäroperation gege¬ 
ben haben. Als Zeitpunkt für den 
Beginn einer solchen Operation 
wurde Ende März genannt. 

Eine offizielle Reaktion der kurdi¬ 
schen Regionalregierung liegt 
noch nicht vor. Der Exekutivrat der 
Gemeinschaft der Kommunen Kur¬ 
distans hatte am Donnerstag in 
einer Erklärung darauf hingewie¬ 
sen, dass die Angriffsvorbereitun¬ 
gen der Türkei auf Hochtouren lau¬ 
fen: 'Weil der türkische Staat weder 
die Kurden noch den kurdischen 


nichts gebe es mit den Kurden zu 
reden, die Regierung Kurdistans 
sei nichts weiter als ein Komplize 
von Terroristen, meinte Büyükanit 
und warf der politischen Führung 
der irakischen Kurden zugleich 
vor, dass sie "die PKK voll unter¬ 
stützen". Man habe der PKK "das 
ganze Grenzgebiet überlassen", 
und aus diesem Gebiet heraus wür¬ 
den türkische Soldaten attackiert. 
Das alles sieht nach einem handfes¬ 
ten Konflikt zwischen türkischer 
Regierung und Armee aus. Außen¬ 
minister Gül schwächte allerdings 
umgehend ab: Die Äußerungen 
Büyükanits und jene Erdogans 
"ergänzen sich", sagte er. Das Mili¬ 
tär sei das "letzte Mittel", vorher 
müsse die Politik ihre Arbeit tun. 
Güls Worte verdienen Beachtung, 
gleichwohl fällt auf, dass es nicht 
Büyükanit ist, der von Harmonie 
und gegenseitiger Ergänzung 
spricht Das hat er genau genom¬ 
men noch nie getan, wohl aber 
zahlreiche provokante Sentenzen 
geäußert, die jedes Mal die Regie¬ 
rung trafen - wenn er beispiels¬ 
weise vor den Gefahren des politi¬ 
schen Islam warnte, nachdem 
Erdogan kurz zuvor gesagt hatte, 
dass es solche Gefahren in der Tür¬ 
kei nicht gebe. 

Ahmet Türk, Chef der kurdischen 
DTP-Partei, wählte Büyükanit 
gegenüber fast drohende Worte: 


Frieden akzeptiert, will er unsere 
Bewegung und die Errungenschaf¬ 
ten in Südkurdistan angreifen und 
versucht, aus dem Thema Kerkuk 
ein Problem zu machen. Zu diesem 
Zweck hat die türkische Armee 
ihre Vorbereitungen auf einen Mili¬ 
tärschlag im Frühling beschleu¬ 
nigt. Wenn die Türkei keinen 
Angriff durchführen und einen Hin¬ 
weis dafür geben würde, dass die 
kurdische Frage auf friedlichem 
Weg gelöst werden soll, würde in 
Kurdistan kein einziger Schuss fal¬ 
len." (ANF, 22.2., ISKU) 


Wer mit den irakischen Kurdenfüh- 
rem Barzani und Talabani nicht 
sprechen wolle, sagte er, der 
"gefährdet die Einheit der Türkei". 
Oppositionsführer Baykal, der 
zuweilen so klingt, als halte er sich 
für den Pressereferenten des Mili¬ 
tärs, verurteilte wiederum Erdo¬ 
gans Äußerungen, charakterisierte 
sie als Widerspruch zum Militär, 
und sagte: "Irgendjemand von 
außen möchte, dass die Türkei 
Beziehung zu einer Bewegung im 
zerfallenden Irak aufnimmt. Dies 
ist eine Falle. Wir sehen, dass der 
Ministerpräsident und der Außen¬ 
minister in die Falle tappen." Natio¬ 
nalistenführer Bahceli, dessen Par¬ 
tei bei den nächsten Wahlen stark 
zulegen könnte, ging gar soweit, 
Erdogan "Einigkeit mit der PKK" 
vorzuwerfen. 

All dies zeigt eine andere Dimen¬ 
sion des Themas: Es herrscht 
Wahlkampf. Viele Kurden sind im 
Prinzip der AKP zugetan, zweifeln 
aber seit einem Jahr an deren 
Reformwillen. Die nationalistischen 
Parteien müssen Erdogan als Kur¬ 
denfreund darstellen, um zu punk¬ 
ten, er selbst ist zum Seiltanzen ver¬ 
dammt: Die kurdischen Stimmen 
sind wichtig, Nationalisten werden 
ohnehin nicht AKP wählen - aber 
als Geburtshelfer eines kurdischen 
Staates darf Erdogan dennoch 
nicht dastehen. (DW, 20.2., ISKU) 


Meldungen 


Überall Proteste zum Jahres¬ 
tag der Öcalan-Verschleppung 

Aus Anlass des Jahrestages der 
Verschleppung Abdullah Öcalans 
in die Türkei am 15. Februar 1999 
haben in Kurdistan, der Türkei, 
Europa und GUS-Ländem Prote¬ 
ste stattgefunden. In Mahabad 
wurden dabei drei Menschen, dar¬ 
unter eine Frau, durch einen 
Angriff der iranischen Sicherheits¬ 
kräfte getötet Es kam zu einer 
Vielzahl von Festnahmen, 15 
Geschäfte wurden von Sicher¬ 
heitskräften zerstört. 

In der Türkei wurden bei ver¬ 
schiedenen Aktionen Dutzende 
Menschen festgenommen und 
insgesamt 26 in Haft genommen, 
darunter fünf Minderjährige. 

(ÖP, 19.2, ISKU) 

Canan Kuriyilmaz freigelassen 

Die am 5. Februar auf Forderung 
Frankreichs in Belgien festgenom¬ 
mene kurdische Politikerin Canan 
Kurtyilmaz ist am vergangenen 
Freitag nach Frankreich ausgelie¬ 
fert und dort nach einem gestri¬ 
gen Haftprüfungstermin freigelas¬ 
sen worden. Das Ermittlungsver¬ 
fahren gegen Kurtyilmaz läuft wei¬ 
ter. (ANF, 19. 2, ISKU) 

293 Strafverfahren wegen 
Meinungsäußerungen 

Das unabhängige Mediennetz¬ 
werk Bianet (www.bianet.org) gibt 
die Zahl der wegen Meinungsäu¬ 
ßerungen im vergangenen Jahr 
eröffneten Strafverfahren mit 293 
an. Die Zahl derer, gegen die 
wegen einer Meinungsäußerung 
ein Strafverfahren eröffnet wurde, 
lag 2005 noch bei 157 Personen. 
72 Personen wurden gemäß § 301 
Strafgesetzbuch angeklagt, 35 
gemäß §216, 8 gemäß des Geset¬ 
zes zum Schutz Atatürks. 

(Ra, 19. 2, ISKU) 

Neue Ermittlungen 
gegen Agos-Kolumnist 

Einen Monat nach der Ermor¬ 
dung des armenisch-türkischen 
Journalisten Hrant Dink hat die 
Staatsanwaltschaft neue Ermitt¬ 
lungen gegen Dinks Zeitschrift 
Agos wegen angeblicher »Beleidi¬ 
gung des Türkentums« § 301 ein¬ 
geleitet. Agos-Kolumnist Aydin 
Engin sagte am Montag der Nach¬ 
richtenagentur AFP in Istanbul, er 
habe bei der zuständigen Staatsan¬ 
waltschaft im Istanbuler Stadtteil 
Sisli eine Aussage machen müs¬ 
sen. (jW, 20.2, ISKU) 

Sitzstreik für den Frieden 

Mit der Forderung, auf den von 
der HPG am 1. Oktober 2006 aus¬ 
gerufenen Waffenstillstand einzu¬ 
gehen, hat die Initiative "Mütter 


§ 301-Reform noch in diesem Jahr 


Die Türkei will den Strafrechtspa¬ 
ragrafen 301, der Verunglimpfung 
des Staates und "Beleidigung des 
Türkentums" unter Strafe stellt, 
noch in diesem Jahr reformieren. 
Er könne dafür zwar kein konkre¬ 
tes Datum nennen, "aber es ist 
sehr wahrscheinlich, dass ent¬ 
sprechende Schritte bald erfol¬ 
gen", sagte der türkische Chef¬ 
unterhändler für den EU-Beitritt, 
Ali Babacan, in Brüssel. "Ich 


würde nicht sagen 'bald 1 , wenn es 
nächstes Jahr wäre." 

Eine völlige Streichung des von 
der EU kritisierten und in der 
Türkei äußerst umstrittenen Para¬ 
grafen schloss der türkische Wirt¬ 
schaftsminister aus. "Er wird blei¬ 
ben." Derzeit gebe es eine Fülle 
von Vorschlägen. Ob die Umset¬ 
zung des Strafrechtsparagrafen 
oder dessen Formulierung selbst 
geändert werden, werde in der 


Türkei gerade diskutiert. Es sei 
aber "nicht gut" für sein Land, 
wenn Intellektuelle und Nobel¬ 
preisträger wegen dieser Bestim¬ 
mung vor Gericht kämen, sagte 
Babacan. Auf Grundlage des 
Paragrafen 301 waren etwa Litera¬ 
turnobelpreisträger Orhan Pa- 
muk und der ermordete türkisch¬ 
armenischen Journalist Hrant 
Dink vor Gericht gestellt worden. 

(DS, 15.2., ISKU) 


Erdogan empört türkisches Militär 




Erster Schritt für Wahrheits¬ 
findungskommission 


Die Anwaltskammer Diyarbakir 
wird am 24. Februar eine Konfe¬ 
renz mit dem Titel "Konfrontation 
mit der Vergangenheit für Wahr¬ 
heit, Gerechtigkeit und Frieden" 
durchführen. Wie Sezgin Tanri- 
kulu als Vorsitzender der Anwalts¬ 
kammer erklärte, könne diese 
Konferenz einen ersten Schritt für 
die Gründung einer unabhängi¬ 
gen Kommission darstellen. 

In den letzten Jahren war die Not¬ 
wendigkeit einer solchen Kom¬ 
mission für Aussöhnung und 
gesellschaftlichen Frieden mehr¬ 
mals von Abdullah Öcalan betont 
worden. Die Konferenz findet 
unter Beteiligung der Heinrich- 
Böll-Stiftung, Alex Boraine aus 
Südafrika, Raz Rojas aus Chile, 


Die Untersuchungskommission zu 
Gewalt gegen Frauen in staatli¬ 
chem Gewahrsam hat ihre seit 
1995 andauernde Arbeit in einem 
Buch mit dem Titel "Das alles ist 
wahr" zusammengefasst Die Men¬ 
schenrechtlerin und Rechtsanwäl¬ 
tin Eren Keskin stellte das Buch, 
das aus Dokumenten, Fotos und 
Augenzeugenberichten zusammen¬ 
gestellt wurde, vergangene Woche 
in Istanbul vor. 

Ihre Mandantinnen seien regelmä¬ 
ßig und in systematischer Form 
sexuellen Übergriffen und Verge¬ 
waltigungen ausgesetzt, so erklärte 
die Rechtsanwältin. "Diese syste¬ 
matische Folter wird von eben 


Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat die Türkei 
abermals wegen Fällen von schwe¬ 
rer Folter verurteilt. Die Straßbur¬ 
ger Richter wiesen die Regierung 
in Ankara an, den Klägern - einem 
im deutschen Exil lebenden 
Geschwisterpaar - zusammen 
50.000 Euro Schmerzensgeld zu 
zahlen. Der heute 40 Jahre alte 
Mann und seine 36-jährige Schwe¬ 
ster waren im Juli 1993 in Istanbul 
wegen mutmaßlicher Zugehörig¬ 
keit zur PKK festgenommen und 
tagelang festgehalten worden. In 
dieser Zeit wurden sie eigenen 
Angaben zufolge von Polizisten mit 
Elektroschocks und Stockhieben 


Der türkischer Kriegsdienstver¬ 
weigerer Osman Murat Ülke ist 
von der Organisation Internatio¬ 
nale Ärzte für die Verhütung des 
Atomkrieges (IPPNW) mit der 
Clara-Immerwahr-Auszeichnung. 
Nach mehrjähriger Vorbereitung 
hatte Ülke 1995 öffentlich seine 
Kriegsdienstverweigerung erklärt 
und seinen Wehrpass verbrannt. 
Weil es in der Türkei kein Recht 


Ronit Lantin aus Irland sowie 
Prof. Dr. Mithat Sancar von der 
Jurafakultät in Ankara statt. 
Diskussionsthemen werden ent¬ 
sprechende Erfahrungen aus 
Südafrika, Chile und Palästina, 
die Funktionsweise von Wahr¬ 
heitsfindungskommissionen welt¬ 
weit sowie die Möglichkeiten 
einer Anwendung auf die Realität 
in der Türkei sein. Eine Fortset¬ 
zung der Konferenz findet am 24. 
und 25. Februar in Istanbul statt. 
Tanrikulu erläuterte zum Zweck 
der Konferenz weiterhin, weltweit 
seien entsprechende Arbeiten 
zumeist bereits vor Beendigung 
der gewalttätigen Konflikte 
begonnen worden. "Zweifellos ist 
auch in unserer Region der Krieg 


jenen "dynamischen Kräften des 
Staates" ausgeübt, von denen 
Generalstabschef Yasar Büyükanit 
kürzlich in den USA gesprochen 
hat." Immer noch bestehe auf¬ 
grund feudaler Strukturen in der 
Gesellschaft sowie auch in politi¬ 
schen Organisationen die Schwie¬ 
rigkeit für Opfer sexueller Gewalt, 
das Erlebte zu schildern. 

Die Anwendung von Folter in der 
Türkei sei nicht beendet, sondern 
habe lediglich die Form geändert, 
so Keskin. "Vorfälle dieser Art sind 
systematische staatliche Politik. Zu 
diesem Punkt hinterfragen wir 
nicht nur die Folterer, sondern 
auch Staatsanwälte, die Folterer 


auf die Füße malträtiert, mit eiskal¬ 
tem Wasser übergossen, stunden¬ 
lang nackt an den Armen aufge¬ 
hängt sowie sexuell missbraucht. 
Nach ihrer Einweisung ins Gefäng¬ 
nis stellten Gerichtsmediziner Ver¬ 
letzungen fest, die den Foltervor¬ 
wurf untermauerten. Auch das Ber¬ 
liner Zentrum für Folteropfer sowie 
ein Neurologe in Zürich diagnosti¬ 
zierten einige Jahre später Sympto¬ 
me, die mit den Aussagen der Klä¬ 
ger übereinstimmten. Das Gericht 
sah es als erwiesen an, dass die von 
Ärzten festgestellten Verletzungen 
von Misshandlungen während des 
Polizeigewahrsams stammten. Es 
rügte zudem, dass eine Anzeige der 


auf Kriegsdienstverweigerung 
gibt, wurde Ülke mehrmals auf 
Grund von Befehlsverweigerung 
bzw. Fahnenflucht inhaftiert. 
Nach seiner Entlassung erhielt 
Ülke stets die Aufforderung, sich 
zum Wehrdienst zu melden. Er 
ließ die Termine verstreichen und 
nutzte die Verhandlungen vor 
dem Militärgericht ebenso wie 
seine Verurteilungen, um die 


noch nicht vorbei. Aber letztend¬ 
lich wird er beendet werden. In 
irgendeiner Form wird ein Frie¬ 
den entstehen, der Krieg wird 
nicht ewig andauern. Darauf rich¬ 
tet sich unsere Hoffnung. Des¬ 
halb werden wir daraus eine 
gemeinsame Arbeit der Anwalts¬ 
kammern und zivilgesellschaft¬ 
lichen Organisationen in der 
Region machen. Wie kann ein 
wirklicher Frieden, Gerechtig¬ 
keit, eine demokratische Ord¬ 
nung entstehen? Wie wird das in 
anderen Ländern der Welt 
gemacht, wie können wir das 
machen? Welche Mittel und 
Methoden können wir dabei ein- 
setzen? Daran wollen wir arbei¬ 
ten." (ÖP, 21.2., ISKU) 


nicht zur Rechenschaft ziehen, 
Gerichtsmediziner, die Folter nicht 
dokumentieren, sowie Gerichte, 
die Folterverfahren verjähren las¬ 
sen. All diese sind Teil des 
Systems." 

Weiter führte Keskin aus, dass im 
alten türkischen Strafgesetzbuch 
der Begriff des sexuellen Über¬ 
griffs nicht vorkam und Vergewalti¬ 
gung nicht ausreichend definiert 
worden sei. Als Ergebnis eines lan¬ 
gen Kampfes habe es positive Ge¬ 
setzesänderungen gegeben, aber: 
"Solange die Denkweise sich nicht 
ändert, kann es auch keine wirkli¬ 
che Veränderung geben." 

(D1HA, 15.2, ISKU) 


Opfer gegen zwei beteiligte Polizi¬ 
sten im Jahr 1995 mit deren Frei¬ 
spruch "mangels Beweisen" ende¬ 
te. Damit habe die Türkei außer¬ 
dem gegen das Grundrecht auf 
wirksame Rechtsmittel verstoßen. 
Erst Mitte Januar hatte der Straß¬ 
burger Gerichtshof einem 42 Jahre 
alten inhaftierten Kurden Recht 
gegeben, der ebenfalls während 
eines Verhörs über seine mutmaßli¬ 
che Zugehörigkeit zur PKK miss¬ 
handelt worden war. Ihm wurden 
15.000 Euro an Schmerzensgeld 
zugesprochen. Die türkische 
Regierung weist die Vorwürfe in 
beiden Fällen zurück. 

(DS, 20.2., ISKU) 


Öffentlichkeit auf den Umgang 
der türkischen Regierung mit 
Kriegsdienstverweigerern auf¬ 
merksam zu machen. Insgesamt 
war Ülke 701 Tage inhaftiert. Den 
Preis, der am 3. März in Berlin 
übergeben wird, kann Ülke nicht 
selbst entgegennehmne, da ihm 
seit Jahren die Ausreise aus der 
Türkei verweigert wird. 

(IPPNW, 18.1., ISKU) 


für den Frieden" am Mittwoch 
einen Sitzstreik vor dem Galatasa- 
ray-Gymnasium in Istanbul durch¬ 
geführt. Die Aktion soll künftig 
jeden Mittwoch stattfinden. Die 
Soldatenmutter Yildiz Ay erklärte 
dazu: "Ob Militär oder Politiker, 
jeder sucht im Ausland nach einer 
Lösung. Es wird nach Amerika 
gefahren und dort über dieses 
Thema gesprochen. Dabei sind es 
die Menschen, die hier leben, und 
ihre Vertreter auf jedem Gebiet, 
die die Lösung darstellen. Gegen 
diejenigen, die in diesem Land 
Krieg wollen, machen wir als Men¬ 
schen, die für Geschwisterlichkeit 
und ein menschenwürdiges, glei¬ 
ches Leben eintreten, als Men¬ 
schen mit einem Gewissen, hier 
einen Sitzstreik. Wir sitzen hier als 
Frauen, wir sitzen hier als Mütter. 
Wir wissen, dass der einzige Aus¬ 
weg aus der Sackgasse die Steige¬ 
rung des Kampfes für den Frieden 
ist." 

Der Sitzstreik der Friedensmütter 
wurde von DTP-Mitgliedern 
unterstützt. (ANF, 21.2, ISKU) 

Drei Bodyguards für Baydemir 

Auf Forderung der Staatsanwalt¬ 
schaft und mit Zustimmung des 
Gouvemeursamtes hat die Polizei¬ 
direktion in Diyarbakir dem Bür¬ 
germeister Osman Baydemir drei 
Polizeibeamte zwecks Personen¬ 
schutzes zur Verfügung gestellt. 
Baydemir lehnte die Maßnahme 
mit der Begründung ab, er verfü¬ 
ge über eigene offizielle Body¬ 
guards. (ANF, 21.2, ISKU) 
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Termine: 

Am Samstag, den 24. Februar 
2007, veranstaltet die Föderation 
kurdischer Vereine in Deutsch¬ 
land (YEK-KOM) in Düsseldorf 
eine Demonstration aus Protest 
gegen die Repression gegen Kur¬ 
den in Deutschland und Frank¬ 
reich unter dem Motto "Kurden 
fordern Gerechtigkeit". Die 
Demonstration beginnt um 14 
Uhr vor dem Hauptbahnhof. 
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"Das alles ist wahr" 


Türkei wegen Folter verurteilt 
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Anwälte legen Hinweise für Vergiftung Abdullah Öcalan vor 

Mord auf Raten 


Nun ist es amtlich: den Anwälten 
des inhaftierten Öcalan liegen deut¬ 
liche Hinweise vor, dass ihr Man¬ 
dant mit Schwermetallverbindun¬ 
gen vergiftet wird. Zwar ist dieser 
Verdacht nicht neu, doch liegt nun 
eine wissenschaftliche Analyse vor, 
die eine mörderische Absicht hin¬ 
ter den zahlreichen gesundheit¬ 
lichen Beschwerden des Kurden¬ 
führers nahelegt. 

Der heimtückische Anschlag auf 
Leben und Gesundheit findet dabei 
nicht einmal klanunheimlich statt. 
Ein Argument in der Debatte um 
die gesetzliche Abschaffung der 
Todesstrafe im Jahre 2002 war, man 
werde Öcalan "nicht nur einmal, 
sondern täglich" töten. Im Jahre 
2003 erklärte der damalige Gene¬ 
ralsekretär des Nationalen Sicher¬ 
heitsrats, General Tuncer Kilic, 
man werde Öcalan "scheibchen¬ 
weise hinrichten 11 . 

Die potentiell katastrophalen Aus¬ 
wirkungen dieses staatlichen 
Mordversuchs liegen auf der Hand: 
Nicht nur der Kurdenführer, son¬ 
dern das Verhältnis zwischen Kur¬ 
den und Türken wird vergiftet - mit 
tödlichen Konsequenzen. Bereits 
heute finden täglich Militäropera¬ 
tionen gegen eine Guerilla statt, die 
seit fünf Monaten einen einseitigen 
Waffenstillstand einhält. Es ist nicht 
auszudenken, was passiert, wenn 
der Konflikt nun eskaliert. 


Mitschuldig an diesem ruchlosen 
Akt machen sich auch die europäi¬ 
schen Staaten. Seit Jahren schwei¬ 
gen sie zu den selbst vom Europäi¬ 
schen Antifolterkomitee mehrfach 
schärfstens kritisierten, einmali¬ 
gen Isolationshaftbedingungen des 
prominenten Häftlings. Diese Iso¬ 
lationsbedingungen sind es, die 
das Abschotten von unabhängigen 
Ärzten erst möglich gemacht 
haben. 

Doch nicht nur durch Schweigen 
gibt Europa dem türkischen Staat 
Rückendeckung. Die jüngste Ent¬ 
scheidung des Ministerkomitees 
des Europarats, die Akte Öcalan zu 
schließen, obwohl die vom Europä¬ 
ischen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte geforderte Wiederaufnah¬ 
me des Verfahrens nicht stattge¬ 
funden hat, kann die Türkei nicht 
anders verstehen als ein aufmun- 
temdes "weiter so". 'Weiter so" 
bedeutet in diesem Fall aber nichts 
anderes als Beihilfe zum Staatster¬ 
rorismus allererster Güte. 

Die Türkei muss unverzüglich 
unabhängige Beobachter auf der 
Festungsinsel Imrali zulassen. Die 
einzige Möglichkeit, berechtigte 
bestehende und zukünftige Sorgen 
um das Leben des von Millionen 
unterstützten Kurdenführers zu 
zerstreuen, ist die Beendigung der 
Isolationshaft und die Schließung 
von Imrali. 


Europa, das nicht müde wird, 
Guantänamo und die CIA-Flüge zu 
kritisieren, muss endlich das euro¬ 
päische Guantänamo im Marma¬ 
rameer wahrnehmen und auf 
seine Schließung drängen. Beson¬ 
dere Verantwortung kommt dabei 
dem Europäischen Antifolterko¬ 
mitee CPT zu, dessen erneuter 
Besuch auf der rechtsfreien Insel 
schon längst überfällig ist. 

Vor allem jedoch braucht Europa 
einen Politikwechsel in der kurdi¬ 
schen Frage. Das ständige Appea¬ 
sement der Türkei ist die falsche 
Politik, um die kurdische Frage zu 
lösen und eine demokratische 
Entwicklung der Türkei zu beför¬ 
dern. Wegsehen gegenüber 
Staatsterrorismus führt nur zur 
Verschärfung von Konflikten und 
zu mehr Blutvergießen - das Bei¬ 
spiel Saddam Husseins ist unver¬ 
gessen. 

Doch vor allem anderen ist unver¬ 
züglich das Leben des Kurdenfüh¬ 
rers zu sichern und Aufklärung zu 
leisten: Wer versucht Öcalan zu 
vergiften? Wie kann er behandelt 
werden? Sind noch andere Gifte 
als die nachgewiesenen beteiligt? 
Ist Radioaktivität im Spiel? All 
diese beunruhigenden Fragen 
müssen sofort aufgeklärt werden - 
im Interesse des Friedens, der 
Demokratie und der Menschen¬ 
rechte. (II, 1.3., ISKU) 


Meldungen 


DTP-Kongress 

Auf dem ersten außerordent¬ 
lichen DTP-Kongress in Ankara 
sind Ahmet Türk und Aysel 
Tugluk erneut zu Parteivorsitzen¬ 
den gewählt worden. In den Vor¬ 
stand gewählt wurden auch die 
ehemaligen DEP-Mitglieder 
Leyla Zana, Orhan Dogan, Selim 
Sadak und Hatip Diele. Leyla 
Zana wird künftig die Außenar¬ 
beit der Partei leiten. Beschlos¬ 
sen wurde auf dem Kongress 
unter anderem, aufgrund der 
Zehnprozenthürde unabhängige 
Kandidaten für die Parlaments¬ 
wahlen aufzustellen. 

(ANF, 28.2., ISKU) 

Schwere Gefechte 
in Ostkurdistan 

Bei einem pGefecht im Verlauf 
einer Militäroperation der irani¬ 
schen Armee gegen die HRK- 
Guerilla haben am Montag drei 
Guerillakämpfer ihr Leben verlo¬ 
ren. Wie aus PJAK-nahen Quellen 
zu erfahren war, kamen minde¬ 
stens 16 Dorfschützer und Solda¬ 
ten ums Leben. Am vergangenen 
Freitag waren bereits Dutzende 
Soldaten und Dorfschützer ums 
Leben gekommen und ein Mili¬ 
tärhubschrauber abgeschossen 
worden. Nach einer Meldung der 
Nachrichtenagentur Mehr hat 
Teheran die irakische Regierung 
dazu aufgefordert, die Guerilla 
der PJAK aus dem Grenzgebiet 
zu schaffen, andernfalls behalte 
man das Recht auf eine grenz¬ 
überschreitende Militäroperation 
auf irakischem Territorium vor. 

(ANF, 28. 2., ISKU) 

Barzani fordert politische 
Lösung kurdischer Frage 

In einem Interview in der in Süd¬ 
kurdistan erscheinenden Zeit¬ 
schrift Gulam hat der südkurdi¬ 
sche Regierungschef Mesut 
Barzani eine politische Lösung 
der kurdischen Frage in Nord¬ 
kurdistan gefordert. Der Versuch 
der Türkei, das Problem auf mili¬ 
tärischem Weg zu lösen, scheite¬ 
re seit zwanzig Jahren, so Barz¬ 
ani. Weiter erklärte er, auch die 
USA befürworteten keinen militä¬ 
rischen Lösungsweg. 

(ANF, 1.3., ISKU) 

Maxmur-Sitzung in Genf 

Am 5. März wird in Genf eine Sit¬ 
zung des Hohen Flüchtlingskom¬ 
missariats der UN unter türki¬ 
scher und irakischer Beteiligung 
zur Zukunft des Flüchtlingslagers 
Maxmur in Südkurdistan und 
Möglichkeiten der Rückkehr der 
Flüchtlinge in ihre Heimatorte 
stattfinden. Wie ein UN-Vertreter 
mitteilte, hat die kürzlich stattge- 


Repressionswelle gegen DTP 


Der DTP-Provinzvorsitzende aus 
Diyarbakir Hilmi Aydogdu ist 
wegen "Volksaufstachelung" ver¬ 
haftet worden. Als Begründung 
wurde ein Satz aus einer Erklä¬ 
rung Aydogdus herangezogen: 
"Wir betrachten einen Angriff auf 
Kirkuk wie einen Angriff auf Diy¬ 
arbakir". 

Aydogdu wurde auf einer Konfe¬ 
renz der Anwaltskammer Diyarba¬ 
kir unter dem Titel "Konfrontation 
mit der Vergangenheit für Wahr¬ 
heit, Gerechtigkeit und Frieden" 
am Vormittag festgenommen, 
staatsanwaltschaftlich verhört, 
vom Haftrichter verhaftet und ins 
D-Typ-Gefängnis von Diyarbakir 
überstellt. 

Der als Haftgrund herangezogene 
Satz war Teil einer Stellungnahme 
des Provinzvorsitzenden, in der er 
erklärte: "Wir betrachten die 
gegen Kirkuk geplanten Interven¬ 
tionen als hochgradig unvernünf¬ 
tig, unlogisch und unwissenschaft¬ 
lich, als Produkt einer Logik, die 
die historische Realität verkennt 
und komplett ablehnt. Für die 
Kurden ist es sehr wichtig, dass 
ein Kurde Staatspräsident ist. Die¬ 


ser Fakt hat historische Bedeu¬ 
tung und spielt eine wichtige Rolle 
in der Entwicklung von kurdi¬ 
schem Bewusstsein und Demo¬ 
kratie sowie der gleichberechtig¬ 
ten Darstellung des kurdischen 
Volkes als eines der Völker des 
Mittleren Ostens. Ein Angriff auf 
Kirkuk ist wie ein Angriff auf Diy¬ 
arbakir und umgekehrt." 

Gegen die Verhaftung Aydogdus 
protestierten spontan 500 Perso¬ 
nen vor dem Gerichtsgebäude. 
Osrnan Baydemir, Oberbürger¬ 
meister von Diyarbakir, verurteil¬ 
te den Haftbefehl gegen Aydogdu. 
Seine gegenüber der Presse geäu¬ 
ßerte Erklärung sei aus dem 
Zusammenhang gerissen und ver¬ 
dreht worden. Er sei nicht das 
erste Opfer im Zusammenhang 
mit der Meinungsfreiheit und es 
sei leider davon auszugehen, dass 
er auch nicht das letzte sein 
werde: "Es kann wohl kaum etwas 
natürlicheres geben, als dass der 
Provinzvorsitzende einer politi¬ 
schen Partei die Außenpolitik der 
Regierung kritisiert." 

Auch der DTP-Provinzvorsitzende 
von Wan, Ibrahim Sunkur, sowie 


Abdulvahap Turhan, Mitglied der 
DTP-Jugend, wurden am Don¬ 
nerstag als "mutmaßliche Organi¬ 
sationsmitglieder" verhaftet. Die 
beiden waren bei einer Razzia im 
DTP-Gebäude in Wan am 18. 
Februar mit 18 weiteren Personen 
festgenommen worden und wur¬ 
den nach Haftprüfungstermin ins 
F-Typ-Gefängnis Wan überstellt. 
Die DTP veranstaltete eine Pres¬ 
sekonferenz im Parteigebäude in 
Van zu dem Thema, die von IHD 
und Göc-Der unterstützt wurde. 
Als einer der nach vier Tagen Frei¬ 
gelassenen erläuterte Edip Erdern 
von der DTP-Jugend den Verlauf 
der Festnahme: "Die Razzia fand 
statt, während eine Versammlung 
durchgeführt wurde. Wir wurden 
gezwungen, uns auf den Boden zu 
legen. Sie traten und schlugen uns 
stundenlang. Dann wurden wir 
festgenommen. Auf dort dauerte 
die Misshandlung an. Sie schlu¬ 
gen und beleidigten uns, wir 
waren ständiger Gewalt ausge¬ 
setzt. Ständig fragten sie nach 
unserer Verbindung zur PKK und 
wendeten dabei Gewalt an." 

(ANF, 23.2., ISKU) 




5000 Soldaten nach Ilisu? 


Auf der aktuellen Sitzung des 
"Höchsten Amtes zur Bekämpfung 
des Terrorismus" (Terörle Yüksek 
Mücadele Kurulu - TMYK), die 
einen Tag vor der Zusammenkunft 
des Nationalen Sicherheitsrates 
(Milli Güvenlik Kurulu - MGK) 
stattfand, wurden die letzten Ent¬ 
wicklungen in Zusammenhang mit 
dem Ilisu-Staudammprojekt erör¬ 
tert sowie die Verlagerung von 
5000 Soldaten zur Sicherheit der 
Bauarbeiten ins Auge gefasst. 

An der Begegnung des TMYK, 
dessen Vorsitz Außenminister 
Abdullah Gül inne hat, nahm auch 
Veysel Erogku, Geschäftsführer 
des DSI (Staatliche Institution für 


Deutschland 

3. März: Gemeinsame kulturelle 
Veranstaltungen mit Frauen ande¬ 
rer Nationalitäten in Dortmund 
und Köln 

4. März: Kulturfeste in Wuppertal, 
Duisburg und Gummersbach 

8. März: Gemeinsame Demonstra¬ 
tionen von Frauenbündnissen in 
Berlin, Freiburg und Ulm; Veran¬ 
staltungen in Troisdorf, Aachen 
und Saarbrücken; Informations¬ 
stände in Frankfurt und Bremen; 
Gemeinsame Feier iranischer und 
kurdischer Frauen im Kulturzen¬ 
trum Mesopotamien in Frankfurt; 
Eröffnung der Ausstellung "Stim¬ 
men kurdischer Frauen" und Früh¬ 
stück im Frauenzentrum Utamara 
in Kasbach 

9. März: Gemeinsame Demonstra¬ 
tion in Nürnberg 

10. März: Demonstration eines 8.- 
März-Bündnisses mit Kulturpro¬ 
gramm in Hamburg; Demonstra¬ 
tion in Dortmund; Kulturpro¬ 
gramm in Stuttgart; Feiern in Ber- 


Wasserangelengeheiten), teil und 
informierte über den Ilisu Damm 
und die Flüsse Euphrat und Tigris. 
Quellen zufolge wurde auf der Sit¬ 
zung gefordert, das der Bau des 
Ilisu Staudammes - der die kultur¬ 
geschichtlich bedeutsame Stadt 
Hasankeyf unter Wasser setzten 
wird - rasch und zügig gebaut wer¬ 
den soll, um nachfolgend ebenso 
unverzüglich mit den Bauarbeiten 
des geplanten Cizre-Staudamm 
begonnen werden kann, der das 
Tigris Wasser speichern und regu¬ 
lieren soll. 

Auf der Sitzung des TMYK, auf der 
Veysel Eroglu auch über den Bau 
von zwei kleinem Staudämmen für 


lin, Freiburg, Ulm, Bielefeld und 
Saarbrücken 

11. März: Bündnisdemonstration 
in Kassel; Veranstaltungen in Bre¬ 
men und Dannstadt; Veranstaltung 
zu Frauen und Gewalt im Frauen¬ 
zentrum Utamara in Kasbach 
16. März: Veranstaltung "Frauen 
und Frieden" in Hanau 

Schweiz 

8. März: Feier in Fuzem 

9. März: Empfang verschiedener 
internationaler Frauengruppen in 
St. Gallen 

10. März: Bündnisdemonstration 
in Zürich; abends Festprogramm 
im kurdischen Verein 

11. März: Feier im kurdischen Ver¬ 
ein in Aarau 

England 

3. März: Teilnahme des Frauenra¬ 
tes Roj an der Konferenz Kapital 
Women 

8. März: Bündnisdemonstration in 
London 


am Zap Fluss berichtete, wurde zur 
Durchsetzung des Ilisu-Projekts 
über die Entsendung von 5000 Sol¬ 
daten zu Sicherung des Baus 
diskutiert. 

An der Sitzung nahmen die Mini¬ 
ster für Justiz, Inneres, Finanzen, 
sowie Vertreter des Polizeiappara¬ 
tes, des Geheimdienstes (MIT) 
und des Generalstabschefs teil. In 
einer Erklärung am Ende der Sit¬ 
zung wurde bekannt gegeben, 
dass die detaillierte Umsetzung 
des Aktionsplans Ilisu für erneut 
erörtert und die zukünftigen Arbei¬ 
ten in einem folgenden Meinungs¬ 
austausch behandelt werden sol¬ 
len. (ANF, 23.2., ISKU) 


10. März: Veranstaltung mit Aysel 
Tugluk (DTP), Eren Keskin und 
weiteren Frauen zum Thema 
"Frauenfrage und Lösungswege" 
im Volkshaus London 

11. März. Frauenfest im kurdi¬ 
schen Verein Haringey 

Holland 

Bündnisdemonstration 

Belgien 

3. März: Feier in Gent 
10. März: Demonstration in Brüs¬ 
sel 

Österreich 

10. März: Feier mit Kulturpro¬ 
gramm in Linz 

11. März: Feier mit Kulturpro¬ 
gramm in Wien 

Frankreich 

10. März: Bündnisdemonstratio¬ 
nen in Paris und Marseille 

(ÖP, 24.2, ISKU) 


fundene Volkszählung im Lager 
ergeben, dass in Maxmur 11.930 
Menschen leben. Geplant sei 
außerdem eine Meinungsumfra¬ 
ge innerhalb der Bevölkerung, ob 
diese in die Türkei zurückkehren 
oder im Irak verbleiben wolle. 

(ANF, 28.2, ISKU) 

Schwere Gefechte in den 
Amanos-Bergen 

Bei einer seit drei Tagen andau¬ 
ernden Militäroperation in den 
Amanos-Bergen in der Umge¬ 
bung von Hatay gegen die HPG- 
Guerilla ist es am vergangenen 
Mittwoch zu einem schweren 
Gefecht gekommen. Der Ge¬ 
fechtslärm war bis ins Stadtzen¬ 
trum von Iskenderun zu hören. 
Von Adana aus stiegen F-16-Flie- 
ger ins Operationsgebiet auf. 
Genauere Informationen zu Ver¬ 
lauf und Verlusten liegen noch 
nicht vor. (ANF, 22. 2., ISKU) 

Verhaftete Kurden in 
Paris freigelassen 
Die in Frankreich am 5. und 6. 
Februar festgenommenen und 
am 9. Februar verhafteten 14 kur¬ 
dischen Politiker wurden am 23. 
und 27.2. dem Haftrichter vorge¬ 
führt. Zwölf Personen, darunter 
Riza Altun und Nedim Seven, 
wurden freigelassen. Auch die 
restlichen zwei Inhaftierten wer¬ 
den vermutlich in naher Zukunft 
entlassen werden. 

(ANF, 23.2, ISKU) 

Vorbereitungen zum 8. März 
in Kurdistan/Türkei 

Die Aktivitäten zum 8. März in 
Kurdistan und der Türkei der 
Demokratischen Freien Frauen¬ 
bewegung (DÖKH) sowie der 
örtlichen Frauenplattformen lau¬ 
fen in diesem Jahr unter dem 
Motto "Nein zu Rassismus, Mili¬ 
tarismus, Sexismus und Frauen¬ 
morden". Zwischen dem 4. und 
dem 10. März sind Kundgebun¬ 
gen in Istanbul, Sirnak, Adana, 
Batman, Konya, Dersim, Siirt, 
Hakkari, Amed, Wan sowie zahl¬ 
reichen kleineren Städten 
geplant. (ÖP, 22.2., ISKU) 
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Ein Baum für Hasankeyf 


Im Dezember haben die Regierun¬ 
gen der Schweiz, Deutschlands 
und Österreichs beschlossen, den 
umstrittenen Ilisu-Staudamm im 
kurdischen Südosten der Türkei 
mit Exportkreditgarantien grund¬ 
sätzlich zu unterstützen. Abhängig 
ist die endgültige Zusage von der 
Umsetzung einer Reihe von Aufla¬ 
gen von Seiten der türkischen 
Regierung. Die Auflagen wurden 
allerdings nicht veröffentlicht. 

Die Zusage erfolgte trotz jahrelan¬ 
ger Proteste von Initiativen, Men¬ 
schenrechts- und Umweltschutzor¬ 
ganisationen vor Ort und in Europa 
sowie der Bürgermeister der 
betroffenen Gemeinden. Durch 
den mehr als 313 Quadratkilometer 
großen Stausee am Oberlauf des 
Tigris würden rund 55.000 Men¬ 
schen ihre jetzige Existenzgrundla¬ 
ge verlieren. Die meisten können 
nicht mit ausreichenden Entschädi¬ 
gungsleistungen rechnen. 95 Dör¬ 
fer und die historische über 9000 
Jahre alte Stadt Hasankeyf würden 
in den Fluten verschwinden, 104 
Dörfer werden teilweise von die¬ 
sem Projekt betroffen sein. Lokale 
und internationale Umweltschut¬ 


zorganisationen befürchten zudem 
die Zerstörung der Lebensgrundla¬ 
gen vieler hunderter Pflanzen- und 
Tierarten. 

Da der Hisu-Staudamm kurz vor 
der syrischen und irakischen Gren¬ 
ze errichtet werden soll, erhöht er 
außerdem das außenpolitische 
Konfliktpotential. Das Wasser des 
Tigris kann den südlichen Nach¬ 
barn für mehrere Monate abge¬ 
dreht werden. 

Offiziell hat Ministerpräsident 
Erdogan zwar den Bau des Hisu- 
Staudamms mit der Grundsteinle¬ 
gung im August 2006 begonnen, 
doch bisher wurden keine weiteren 
Bauarbeiten vorgenommen. Der 
Widerstand in der Region wächst! 
Statt den Baubeginn des Hisu-Stau- 
damms hinzunehmen, haben die 
Menschen vor Ort beschlossen, in 
der antiken Stadt Hasankeyf einen 
Kulturpark aufzubauen und somit 
ein Signal zu setzen! 

Als Stimme gegen den Stau¬ 
damm: Ein Baum für Hasankeyf 

Kommt am 23.03.2007 nach Hasan¬ 
keyf, um gegen den geplanten Stau¬ 
damm, der mit deutschen, schwei¬ 


zerischen und österreicherischen 
Exportkreditgarantien gebaut wer¬ 
den soll, zu protestieren. 

Lasst nicht zu, dass die antike Stadt 
Hasankeyf in den Fluten versinkt, 
das Ökosystem Tigris zerstört und 
tausende Menschen vertrieben 
werden. 

Am 23. März wird die "Initiative zur 
Rettung von Hasankeyf 1 mit den 
verschiedenen beteiligten europäi¬ 
schen Delegationen ab 11 Uhr mit 
dem Bau eines Kulturparks in Ha¬ 
sankeyf beginnen. Pflanzt auch Ihr 
einen Baum in Hasankeyf! 

Es ist vor Ort möglich, Gespräche 
mit Betroffenen und regionalen 
Initiativen der Ilisu-Region zu füh¬ 
ren. 

Die den Aktionstag unterstützen 
möchten bitten wir, Geld für die 
Bäume, die gepflanzt werden sol¬ 
len, zu spenden und Grußbotschaf¬ 
ten zu schicken. Die Unkosten pro 
Baum betragen 40,- Euro. 

Konto: 

ISKU, Postbank Köln, 

BLZ 370 100 50, Kto. Nr.: 39 68 506 
Stichwort: 

Ein Baum fuer Hasankeyf 

(ISKU, 28.2.) 
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Reaktionen auf Ocalan-Vergiftung 


Einen Tag nach der Bekanntgabe 
des Verteidigerteams Abdullah 
Öcalans, dass eine Schwermetall¬ 
vergiftung bei ihrem Mandanten 
vorliege, rief die PKK zum 
"ununterbrochenen Serhildan" auf, 
bis Öcalan medizinische Behand¬ 
lung bekomme. 

Die 54 DTP-Bürgermeisterlnnen in 
der Türkei gaben am Sonntag eine 
gemeinsame Erklärung ab und for¬ 
derten eine Untersuchung durch 
unabhängige Fachleute. Die DTP- 
Vorsitzende Aysel Tugluk erklärte: 
"Wenn das stimmt, dann findet in 
staatlicher Verantwortung ein 
bewusster und geplanter Mord 
statt." 

Die Freiheitsfalken Kurdistan 
(TAK) warnten unterdessen in 
einer E-mail an die Nachrichtena¬ 
gentur ANF Touristen davor, in die 
Türkei zu kommen. Die TAK hat¬ 
ten im Oktober 2006 parallel zum 
von der PKK ausgerufenen einseiti¬ 
gen Waffenstillstand ihre Aktionen 
in türkischen Metropolen einge¬ 
stellt. 

In Europa demonstrierten am 
Wochenende Tausende Menschen 
für Abdullah Öcalan. So fanden in 
Berlin, Hamburg, Kiel, Bremen, 
Düsseldorf, Darmstadt, Duisburg, 
Dortmund, Frankfurt, Freiburg, 
Bonn, Bielefeld, Halle, Heilbronn, 
Nürnberg, Ulm, Hannover, Salzgit¬ 
ter, Saarbrücken, Stuttgart, Paris, 
Marseille, Rennes, Zürich und Den 
Haag Kundgebungen und Demon¬ 
strationen statt. In Dortmund kam 
es nach polizeilichen Provokatio¬ 
nen zu mehreren leicht Verletzten 


und vier Festnahmen, als die Poli¬ 
zei gegen Ende der Demonstration 
Tränengas einsetzte. 

In Hamburg besuchten am Don¬ 
nerstagabend kurdische Jugendli¬ 
che den regionalen TV-Sender 
"Hamburg 1" während einer Iive- 
sendung in Anwesenheit von Ober¬ 
bürgermeister von Beust und verla¬ 
sen eine Erklärung. Auch ein TV- 
Sender in Stockholm wurde kurz¬ 
zeitig besetzt. In mehreren europä¬ 
ischen Städten kam es zu Angriffen 
auf türkische Einrichtungen mit 
Molotowcocktails. 

Das Verteidigerteam Abdullah 
Öcalans kritisierte die Erklärungen 
des türkischen Justizministeriums 
und der Staatsanwaltschaft wegen 
"mangelnder Ernsthaftigkeit" und 
rief zur Verantwortung auf. 

Nach der Bekanntgabe einer vorlie¬ 
genden Vergiftung ihres Mandan¬ 
ten mit Schwermetallen durch das 
Verteidigerteam auf einer Presse¬ 
konferenz in Rom am 1. März hatte 
das Justizministerium lapidar 
erklärt, bei Abdullah Öcalan lägen 
keine gesundheitlichen Beschwer¬ 
den vor und er werde regelmäßig 
ärztlich untersucht. "Angesichts 
der vorliegenden Befunde hat die¬ 
ser traditionelle Kommentar des 
Justizministerium keine Gültig¬ 
keit", erklärte das Anwaltsbüro. 
Das Ministerium habe die Aufgabe, 
die mit großer Sorgfalt erstellten 
Befunde ernst zu nehmen und das 
Notwendige zu veranlassen. "Wir 
glauben nicht daran, dass diese 
Aufgabe lediglich durch eine 


Anweisung an die Staatsanwalt¬ 
schaft, eine Untersuchung durch¬ 
zuführen, erfüllt wird. Das Ministe¬ 
rium müsse hingegen dafür sor¬ 
gen, dass ein Spezialistenteam 
bestehend aus Vertretern betref¬ 
fender Einrichtungen wie des Anti- 
folterkomittees des Europarates 
(CPT) sich unverzüglich nach 
Imrali begebe." 

Festnahmen in Wien 
nach UN-Besetzung 

In Wien haben 52 Kurdinnen und 
Kurden wegen der Vergiftung 
Abdullah Öcalans für zwei Stunden 
das UN-Gebäude besetzt, während 
der internationale Atomenergieaus¬ 
schuss Sanktionen gegen den Iran 
diskutierten. Die Besetzer wurden 
unter Einsatz von Polizeihunden 
festgenommen. Dabei wurde ein 
Demonstrant verletzt und ins Kran¬ 
kenhaus eingeliefert. Bis auf einen 
wurden alle Festgenommenen wie¬ 
der freigelassen. 

Tausende demonstrieren in 
Südwestkurdistan für Öcalan 

Tausende haben in den südwest¬ 
kurdischen Städten Qamislo, 
Derik, Halep und Girke Leke in 
Syrien gegen die Vergiftung Abdul¬ 
lah Öcalans mit Schwermetallen 
protestiert. In Derik kam es zu 
einer Vielzahl von Verletzten, als 
Sicherheitskräfte die Demonstra¬ 
tion angriffen. 

Gündem verboten 

Die in Istanbul erscheindende 
Tageszeitung Gündem ist für einen 
Monat verboten worden. Als 
Begründung zog ein Istanbuler 
Gericht eine Meldung vom 2. März 
zur Vergiftung Abdullah Öcalans 
heran. Der gleiche Richter erließ 
am gleichen Tag ein zweites Er¬ 
scheinungsverbot aufgrund eines 
Artikels vom 5. März. Die Chefre¬ 
dakteurin der Zeitung, Yüksel 
Gene, bezeichnete die Gerichtsur¬ 
teile als Skandal. Die Meldung über 
die Vergiftung Öcalans habe gro¬ 
ßen Aufruhr in der Gesellschaft 
ausgelöst. „Die Entwicklungen in 
diesem Zusammenhang sind für 
einen großen Teil der Gesellschaft 
wichtig, weil sie die Zukunft der 
Türkei betreffen. Darauf haben wir 
in unserer Zeitung hingewiesen. 
Der Gerichtsbeschluss ist politisch. 
Notwendig wäre es, die Situation 
Öcalans sofort zu klären und unab¬ 
hängigen Ärzten den Zugang nach 
Imrali zu gewähren. Stattdessen 
wird das Erscheinen unserer Zei¬ 
tung verboten, die lediglich diese 
aus der Bevölkerung kommende 
Forderung widerspiegelt.“ 

Gene kündigte an, gegen das Ver¬ 
bot Widerspruch einzulegen. 

(ANF, 2./4./5.3., ÖP, 7.3, ISKU) 


Meldungen 


8. -März-Demonstrationen 
in der Türkei 

Aus Anlass des Weltfrauentags 
am 8. März haben Tausende 
Frauen in verschiedenen Städten 
der Türkei unter dem Motto 
"Gegen Rassismus, Milita¬ 
rismus, Krieg und Frauenmor¬ 
de" demonstriert. Sie forderten 
u.a., dass das Staatsbudget nicht 
für Waffen, sondern für soziale 
Dienstleistungen ausgegeben 
wird, eine effektive Bekämpfung 
von Ehrenmorden und eine 
demokratische Lösung der kur¬ 
dischen Frage. 

(ANF, 4.3, ISKU) 

31 Frauen in Cizre verhaftet 

Bei einer Razzia im DTP-Gebäu- 
de in Cizre sind von 88 festge¬ 
nommenen Frauen 31 wegen 
Beteiligung an einer Demonstra¬ 
tion am Vortag zur gesundheit¬ 
lichen Situation von Abdullah 
Öcalan verhaftet worden. Wäh¬ 
rend die Festgenommenen dem 
Haftrichter vorgeführt wurden, 
versammelten sich ungefähr 
1000 Menschen vor dem Justiz¬ 
gebäude, um gegen die Repres¬ 
sion zu protestieren. Es kam zu 
Auseinandersetzungen mit der 
Polizei, als diese mit Schlag¬ 
stöcken angriff und die Men¬ 
schenmenge mit Steinwürfen 
reagierte. (ANF, 33, ISKU) 

Verfahren gegen 
Öcalan-Anwälte 

Gestern fand eine weitere Haupt¬ 
verhandlung im Prozess gegen 
die Öcalan-Anwälte Irfan Dündar 
und Mahmut Sakar in Istanbul 
statt. Die Staatsanwaltschaft gab 
an, Sakar und Dündar hätten im 
Mai 2006 an einem Kongra-Gel- 
Kongress teilgenommen. Dün¬ 
dar sei desweiteren Mitglied im 
"Koordinationszentrum Türkei", 
stelle die Kommunikation zwi¬ 
schen Öcalan und der Organisa¬ 
tion her, habe Befehle Öcalans 
an die Organisationsführer im 
Irak und umgekehrt Beschlüsse 
der Organisation an Öcalan 
weitergeleitet. Das Verfahren 
gegen Mahmut Sakar wurde 
abgetrennt. Ein weiteres Verfah¬ 
ren wurde von der Staatsanwalt¬ 
schaft Diyarbakir gegen Sakar 
und Dündar wegen "Amtsmiss¬ 
brauchs" im Zusammenhang mit 
der Veröffentlichung der Befun¬ 
de Öcalans, aus denen sich eine 
Vergiftung ihres Mandanten mit 
Schwermetallen ergeben hatte, 
eingeleitet. (ÖP, 33, ISKU) 

DTP-Provinzvorsitzender 
aus Batman verhaftet 

Der Vorsitzende des DTP-Pro- 
vinzverbandes Batman Ayhan 


Die toxikologische Analyse 


Dr. Pascal Kintz in Roj-TV über 
seine Analyse "Das Haar gehört 
jemandem, der mit Chrom und 
Strontium vergiftet wurde" 'Wir, 
ChemTox in Straßburg, erhielten 
sechs Haare einer unbekannten 
Person. Zur Zeit der Analyse wuss¬ 
ten wir nicht, wem das Haar gehör¬ 
te. Man bat uns, nach Spurenele¬ 
menten und Metallen zu suchen. 
Wir informierten die Person, die 
uns darum bat, dass die Menge des 
Haares sehr gering sei - weniger 
als ein Milligramm, normalerweise 
brauchen wir dreißig Milligramm - 
darüber kann man also diskutieren. 
Wir analysierten das Haar mit den 
sensitivsten und spezifischsten 
Methoden, also mit IPC-MS, und 
wir fanden hohe Chromwerte, 
mehr als siebenfach höher als die 
durchschnittliche Normalmenge. 
Wir fanden auch hohe Strontium¬ 
werte, rund das lOOfache der Nor¬ 
malmenge. Meine Schlussfolge¬ 
rung war daher, dass das Haar 
jemandem gehört, der mit Chrom 
und Strontium vergiftet ist. 


Es ist wichtig zu wissen, dass es 
zwei chemische Formen von 
Chrom gibt, Chrom (III) und 
Chrom (VI). Chrom (III) ist für den 
Körper notwendig, es dient als Co- 
Faktor für den Lipidmetabolismus 
und für den Zuckertransport, 
Chrom (VI) dagegen ist ein sehr 
giftiges Element, es ist atemto¬ 
xisch. Es kann Allergien hervomi- 
fen sowie Asthma und Rhinitis 
induzieren. Es ist außerdem gefähr¬ 
lich für Leber und Nieren. Es kann 
Lungenkrebs und verschiedene 
Hautkrankheiten hervorrufen. 
Unsere Schlussfolgerung lautet 
also, dass die Person, der dieses 
Haar gehört, unbedingt medizi¬ 
nisch untersucht werden muss. 
Das schließt eine klinische Unter¬ 
suchung ebenso ein wie eine bio¬ 
chemische Untersuchung von Blut- 
und Haarproben. Das ist es, was wir 
von ChemTox in diesem Jahr 
durchgeführt haben." 

Dr. Kintz ist Präsident der TIAFT 
(The International Association of 
Forensic Toxicologists) (II, 1.3.) 






Frauenorganisierung gegen jede Art von Gewalt und Massaker 
ist notwendiger denn je zuvor! 

Ein neuer 8. März 


Zwischen dem tragischen Tod von 
129 streikenden Arbeiterinnen am 
8. März 1857 bei einem Brand in 
einer New Yorker Fabrik und dem 
Leid von Frauen im Jahre 2007 gibt 
es viele Parallelen. Auch wenn sich 
die Formen von Ausbeutung und 
Gewalt teilweise verändert haben, 
so sind die Ursachen immer noch 
die gleichen. Deshalb meinen wir, 
dass es auch im Jahr 2007 noch 
genauso notwendig ist für unsere 
Rechte zu kämpfen und uns als 
Frauen zu organisieren. 

Überall auf der Welt sind Frauen in 
allen Bereichen ihres Lebens 
geschlechtsspezifischer Gewalt 
und Diskriminierung ausgesetzt. 
Darüber hinaus ist die überwiegen¬ 
de Mehrheit der Frauen auf dieser 
Welt von Rassismus, Krieg, Hunger 
und Vertreibung betroffen. Einige 
Beispiele für die Lebensbedingun¬ 
gen von Frauen im Jahr 2007: 

Die 150-jährige Geschichte des 
Internationalen Frauentages am 8. 
März zeigt uns hingegen, dass 
Frauen, vieles erkämpfen und 
erreichen können, wenn sie sich 
ihrem vorbestimmten Schicksal 
nicht beugen, sich verteidigen und 
organisieren. Weltweit gibt es Frau¬ 
en, die Verantwortung überneh¬ 
men und Kämpfe für ein freies und 
gleichberechtigtes Leben führen. 
Wir sind zu einer Bewegung 
geworden, welche sich trotz allem 
der Gewalt oder Annut gegenüber 
nicht geschlagen gibt, sondern die 
darauf beharrt, dass ein anderes 
Leben und eine andere Welt mög¬ 
lich sind. 

Wir, die kurdischen Frauen, kämp¬ 
fen seit Jahren für unsere Selbstbe- 


Mehmet Yurtseven, Leitender 
Staatsanwalt in der türkischen Ägä¬ 
isprovinz Mugla, hat eine neue 
Akte angelegt: er fuhrt Ermittlun¬ 
gen gegen General a.D. Kenan 
Evren. Vielen jüngeren Türken 
wird der Name dieses Pensionärs 
gar nichts sagen. Zumal er seit Jah¬ 
ren ziemlich zurückgezogen lebt. 
Evren wollte sich seinem Hobby 
widmen, der Malerei, als er sich im 
November 1989, nach dem Ende 
seiner Amtszeit als türkischer 
Staatspräsident, nach Marmaris an 
der Ägäisküste abmeldete. 

Oberaufseher der Politik 

Damit schien ein bewegter 
Lebenslauf in ruhigere Bahnen zu 
münden: als Generalstabschef 
hatte Evren am 12. September 
1980 einen Militärputsch ange¬ 
führt, nach der Rückkehr zur par¬ 
lamentarischen Demokratie 1983 
war er noch sechs Jahre lang 
Staatsoberhaupt - eine Art Ober¬ 
aufseher der türkischen Politik. 
Dass der General a.D. nun auf 
seine alten Tage im Mittelpunkt 
eines Ermittlungsverfahrens 


Stimmung als Frauen und als Kur¬ 
dinnen, für Frieden und die Frei¬ 
heit in unserem Land. Unser Anlie¬ 
gen ist es, den erneuten einseitigen 



Waffenstillstand, der durch die 
Initiative Abdullah Öcalans von den 
Kurdischen Volksverteidigungs¬ 
kräften (HPG) im Oktober 2006 
ausgerufen wurde, in einen dauer¬ 
haften Friedensprozess in der Tür¬ 
kei münden zu lassen. Jedoch alar¬ 
mieren uns die jüngsten Entwick¬ 
lungen: Am 1. März 2007 gaben die 
Anwälte des kurdischen Volksfüh¬ 
rers Abdullah Öcalans auf einer 
Pressekonferenz bekannt, dass 
Abdullah Öcalan in Isolationshaft 
auf der Gefängnisinsel Imrali 
erwiesenermaßen systematisch, 
langfristig dosiert vergiftet wird. 


steht, hat nicht etwa mit dem 
Staatsstreich vom 12. September 
1980 zu tun. Gegen Strafverfol¬ 
gung haben sich die Putschisten 
wohlweislich abgesichert, mit 
einer Amnestieklausel, die sie in 
die von ihnen 1982 konzipierte 
türkische Verfassung einbauten. 
Nein, nicht weil er das Parlament 
auflöste, das Kriegsrecht verhäng¬ 
te, Parteien und Gewerkschaften 
verbot, hunderte Politiker in Haft 
und Hausarrest nehmen, Regime¬ 
kritiker foltern und exekutieren 
ließ, ermittelt nun die Staatsan¬ 
waltschaft gegen Kenan Evren. 

Ein Verdacht ganz anderer Art 
lastet auf dem General: Verstoß 
gegen Artikel 302 des türkischen 
Strafgesetzbuches. Er bedroht 
Angriffe auf die Einheit und 
Unverletzlichkeit des Staates mit 
lebenslanger Einzelhaft. Was hat 
sich Kenan Evren zu Schulden 
kommen lassen? In Interviews mit 
den Zeitungen Sabah und Hürriy- 
et sprach sich Evren vergangene 
Woche für eine föderale Neuord¬ 
nung der bisher streng zentrali- 


Dies geht den Analysen von drei 
Haarproben hervor, die durch 
unabhängige Experten in drei 
unterschiedlichen Ländern durch¬ 
geführt wurden. Die langfristige 
Vergiftung von Herrn Öcalan 
bedeutet eine Vergiftung jeglicher 
Friedenschancen in der Türkei und 
im Mittleren Osten. Dieser Angriff 
ist ein Angriff auf uns als Frauen 
und als Kurdinnen. Wir fordern 
den sofortigen Schutz des Lebens 
und der Gesundheit von Herrn 
Öcalan. 

Damit unsere Forderungen, unse¬ 
re Hoffnungen auf Frieden und 
Freiheit Wirklichkeit werden kön¬ 
nen, ist die internationale Organi¬ 
sierung von Frauen eine Notwen¬ 
digkeit In all unseren Aktivitäten 
zum 8. März 2007 wollen wir ein 
deutliches Zeichen gegen jegliche 
Form von Gewalt, Krieg und Mas¬ 
saker setzen. Gleich aus welcher 
Kultur oder Region, gleich in wel¬ 
cher Farbe oder Sprache; wir Frau¬ 
en sind eine Nation. 

o Für Frieden und Freiheit kämp¬ 
fen Frauen international! 
o Es lebe der Internationale Frau¬ 
entag am 8. März! 
o Es lebe die Solidarität der Frauen! 
o Schluss mit jeder Art von Krieg, 
Gewalt und Ausbeutung! 

Frauen, die kämpfen, sind Frauen, 
die leben, lasst uns das System aus 
den Angeln heben! 

Düsseldorf, 8. März 2007 

Ceni - Kurdisches 
Frauenbüro für Frieden 


stisch organisierten Türkei aus: 
acht Bundesländer, darunter eines 
im überwiegend kurdisch besie¬ 
delten Südosten. Und dann 
rutschte Evren noch heraus, man 
solle den Kurden gleiche Rechte 
gewähren und sie als "Brüder" 
behandeln. 

Viele Zeitungsleser rieben sich 
die Augen: hatte nicht Evren in 
den 80er Jahren verkündet, es 
gebe gar keine Kurden sondern 
nur "Bergtürken"? War er es 
nicht, der kurdischen Müttern bei 
Strafe verbieten ließ, mit ihren 
Kindern kurdisch zu sprechen? 
Sind Evrens späte Einsichten ein 
Anflug von Ältersweisheit oder 
hat der greise General den Ver¬ 
stand verloren, wie manche mei¬ 
nen? Türkische Nationalisten ver¬ 
breiten bereits den Verdacht, 
Evren sei womöglich ein verkapp¬ 
ter Sympathisant der PKK. Staats¬ 
anwalt Yurtseven will der Sache 
auf den Grund gehen: "Wenn ein 
Verbrechen vorliegt, werden wir 
tun, was getan werden muss." 

(FR, 5.3., ISKU) 


Karabulut ist heute in Diyarbakir 
festgenommen und anschlie¬ 
ßend verhaftet worden. Bereits 
vergangene Woche waren drei 
Vorstandsmitglieder aus Batman 
wegen "Werbung für die PKK" 
verhaftet worden. 

(ANF, 7.3., ISKU) 

Positive Diskriminierung 
in Dersimer Stadtverwaltung 

Wie die Bürgermeisterin von 
Dersim, Songül Erol Abdil auf 
einer Pressekonferenz des Frau¬ 
enbündnis Dersim aus Anlass 
des 8. März mitteilte, enthält der 
neue Tarifvertrag für städtische 
Angestellte mehrere Klauseln, 
die die besondere Situation von 
Frauen berücksichtigen. So wird 
die Hälfte des Gehalts männ¬ 
licher, Gewalt anwendender 
Angestellter direkt an die betrof¬ 
fenen Ehefrauen weitergeleitet. 
Für weibliche Angestellte sei der 
8. März ein Feiertag, an dem sie 
nicht arbeiten brauchten. Weiter¬ 
hin kündigte die Bürgermeiste¬ 
rin an, die Stadtverwaltung 
werde eine Brotfabrik gründen, 
in der alle dreißig Arbeitsplätze 
für Frauen reserviert seien. 

(ANF, 5.3., ISKU) 

DTP veröffentlicht 
Repressionsbilanz 

Die DTP veröffentlichte eine 
Bilanz der jüngsten staatlichen 
Repressionsmaßnahmen. Dem¬ 
nach wurden Veranstaltungen in 
verschiedenen DTP-Verbänden 
verhindert, 55 Personen festge¬ 
nommen und mehrere Personen 
verhaftet, darunter auch Provinz¬ 
vorsitzende. Diese systematisch 
stattfindende Repression ändere 
jedoch nichts an der Tatsache, 
dass die Partei ihre Arbeit ent¬ 
schlossen fortsetzen werde, 
heißt es in der Erklärung. 

(ANF, 5.3., ISKU) 
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Die späten Einsichten des 
Putsch-Generals Evren 
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Ein gefährlicher Mord geschieht 


Nach der Bekanntgabe des medizi¬ 
nischen Befundes, der eine gezielte 
Vergiftung Abdullah Öcalans nahe¬ 
legt, gab die Gemeinschaft der 
Kommunen Kurdistans (KKK) 
eine Stellungnahme zu den Befun¬ 
den ab. 

In der Erklärung der KKK heißt es: 
"Das Ergebnis der Untersuchun¬ 
gen entspricht unseren Erwartun¬ 
gen. Würden diese Äußerungen 
der Wahrheit entsprechen, wären 
sowohl wir als auch das kurdische 
Volk sehr erfreut und glücklich 
über diese Nachricht. Wir wissen 
jedoch, das dies nicht der Wahrheit 
entspricht." 

Uns liegen konkrete Beweise 
vor 

Die KKK erklärte, dass ihnen kon¬ 
krete Beweise vorlägen, die die 
Vergiftung Öcalans bestätigen. "Es 
ist bekannt, dass, als der Delega¬ 
tion die Haar- und Blutproben Öca¬ 
lans noch gar nicht Vorlagen, der 
Justizminister und der Sprecher 
der Regierung, Cemil Cicek, der 
Presse mitteilten, dass es sich mit 
der Vergiftung Öcalans um eine 
große Lüge handle und das die 
Regierung diese Lüge aufdecken 
werde. Dies bringt uns zu der 
Erkenntnis, dass die Untersuchun¬ 
gen', die ja angeblich von der AKP- 
Regierung angeordnet wurden, nur 
als Deckmittel für die Erklärung 
Ciceks durchgeführt wurden. Es 
ist offensichtlich, dass sowohl die 3- 
köpfige Delegation, die die Blut-, 
Haar- und Urinproben nahmen, als 
auch das Institut der Gerichtsmedi¬ 
zin, die diese Delegation beauftrag¬ 
te, nicht unabhängig sind. Sie sind 
ohne Zweifel parteiisch und damit 
beauftragt, diese Lüge der Regie¬ 
rung zu bestätigen. Wir glauben in 
keinster Weise, dass die Erklärung 
der Regierung zu dem Gesund¬ 
heitszustand Öcalans der Wahrheit 
entspricht." 

Für alles was passiert, wird die 
AKP verantwortlich sein 

Die KKK teilt in der Erklärung mit, 
dass diese Untersuchungsphase 
komplett unter der Kontrolle der 
Regierung stehe. Die 3-köpfige 
Delegation sei von der Regierung 
beauftragt und der Befund erst 
nach einer Regierungsversamm¬ 
lung bekannt gegeben worden. 
"Somit ist die AKP-Regierung umso 
mehr zum Verantwortlichen über 
den Gesundheitszustand Öcalans 
geworden. Trotz konkreter Indi¬ 
zien, die auf eine chronische Vergif¬ 
tung Öcalans hinweisen, wird 
behauptet, dass eine Vergiftung 
nicht vorliege. Dies weißt erneut 
darauf hin, dass die AKP-Regie¬ 
rung diesen noch nicht vollendeten 
unmenschlichen Mord übernimmt. 


Wir möchten erneut darauf hinwei¬ 
sen, dass für alles, was ab jetzt 
geschehen wird, die AKP-Regie¬ 
rung verantwortlich sein wird. 

Uns liegen Informationen vor, die 
auf eine Vergiftung Öcalans durch 
die Wandfarbe seiner Zelle hindeu¬ 
ten. Wir rufen die Regierung zu 
mehr Ernsthaftigkeit auf. Sie sollte 
darauf verzichten, die Öffentlich¬ 
keit zu trügen. Die Phase in der wir 
uns befinden, entwickelt sich sehr 
schnell. Es sollte verhindert wer¬ 
den, dass schlimmere Dinge pas¬ 
sieren. Deswegen sind unsere For¬ 
derungen: 

1. Die umgehende Verlegung Öca¬ 
lans in ein anderes Gefängnis 

2. Die Möglichkeit eines Besuches 
einer unabhängigen Delegation 
von Menschenrechts- und Gesund¬ 
heitsorganisationen muss gewähr¬ 
leistet werden, die auf der Insel vor 
Ort, im Beisein der Rechtsanwälte, 
Blut-, Haar-, Urin- und Stuhlproben 
von Abdullah Öcalan nehmen kön- 
nen. 

3. Die Umgebung, in der sich Öca¬ 
lan befindet, muss umgehend ana¬ 
lysiert werden. Angefangen von 
Materialien der Wandfarbe, der 
Tür, des Fensters und der Wände. 
Dies sind die einzigen Schritte, die 
diese gefährliche Entwicklung auf¬ 
halten und uns sowie unser Volk 
überzeugen können." 

Die KKK wies in der Erklärung dar¬ 
auf hin, dass es einer Provokation 
gleich käme, die o.g. Forderungen 
nicht zu erfüllen. Ebenso sei es 
eine Provokation, derartige Lügen 
über den Gesundheitszustand Öca¬ 
lans zu verbreiten und gleichzeitig 
"uns als Provokateure darzustellen. 
Auch geht es nicht an, dass der 
General liker Basbug, Bezug neh¬ 
mend auf die bevorstehenden 
Newroz-Feierlichkeiten, unser Volk 
einschüchtert und bedroht Unser 
Volk wird wie jedes Jahr, die 
Newroz-Feierlichkeiten dazu nut¬ 
zen, die Freiheit Abdullah Öcalans 
zu fordern und die eigene Freiheit 
mit der vom ihm zu vereinen. Alle 
sollen wissen, dass noch größere 
Menschenmassen auf den Straßen 
sein werden als die Jahre zuvor. 
Wir rufen dazu auf, diese Feierlich¬ 
keiten nicht zu sabotieren. Wir 
rufen alle fortgeschrittenen, Intel¬ 
lektuellen, Künstler und Demokra¬ 
ten dazu auf, dass wenn dies der 
Fall ist, zu intervenieren." 

Generalstaatsanwaltschaft: "Es 
wurden keine Indizien auf eine 
Vergiftung Öcalans gefunden" 

Die Untersuchungen der Proben, 
die von der Ärztedelegation die auf 
Weisung des Justizministeriums 
auf die Insel Imrali geschickt wur¬ 


den sind abgeschlossen. Das Insti¬ 
tut für Gerichtsmedizin gab 
bekannt, dass in den Blut-, Haar- 
sowie Urinproben Öcalans keine 
Anzeichen auf eine Vergiftung 
bestehe. 

Nachdem bekannt wurde, dass 
Öcalan durch Schwermetalle ver¬ 
giftet wird, wurde am 5. März eine 
Delegation auf Weisung des Justiz¬ 
ministeriums auf die Insel Imrali 
geschickt, um Proben von Öcalan 
zu entnehmen. Die Proben wurden 
im Institut für Gerichtsmedizin 
untersucht und die Ergebnisse 
bekannt gegeben. Die Oberstaats¬ 
anwaltschaft in Bursa gab bekannt, 
dass die Proben keinerlei Spuren 
von Vergiftung aufwiesen. 

Öcalans Anwälte fordern die 
Analyse der Wandfarbe 

Nachdem Abdullah Öcalan in der 
Konsultation mit seinen Anwälten 
am 7. März erwähnte, dass die Ver¬ 
giftung von der Wandfarbe kom¬ 
men könne, stellten die Anwälte 
Öcalans einen Antrag bei der Ober¬ 
staatsanwaltschaft in Bursa mit der 
Forderung, die Farbe der Zellen¬ 
wände zu analysieren. 

Außerdem forderten sie, dass 
neben den Blut-, Urin- und Haar¬ 
proben, auch Speise- und Getränke¬ 
proben sowie Proben von Gegen¬ 
ständen, die Öcalan benutzt, ent¬ 
nommen und untersucht werden 
müssen. 

In dem Antrag, der von den Anwäl¬ 
ten Ibrahim Bilrnez und Ömer 
Günes gestellt wurde, wurde außer¬ 
dem erwähnt, dass anerkannte 
Toxikologen aus dem Ausland 
anhand von Haarproben Öcalans 
eine erhöhte Dosis an Strontium 
und Chrom festgestellt hätten und 
aufgrund dessen am 6. März ein 
Antrag auf Klärung des .dubiosen 
Falles 1 gebeten haben. Die Anwälte 
erwähnten, dass sie über die Pres¬ 
se erfahren mussten, dass Ärzte auf 
die Insel geschickt wurden. 

Die Berichte müssen 
verglichen werden 

In dem Antrag wurde ferner festge¬ 
halten, dass ihr Mandant im Rah¬ 
men des § 234 der Strafprozessord¬ 
nung das Recht habe, die Befunde 
der ausländischen Ärzte als Indiz 
mit in die Akte legen zu dürfen, 
damit auch dieser als Beweis bei 
den Überprüfungen verwendet 
werden kann. Weiter wurde darauf 
aufmerksam gemacht, dass Öcalan 
das Recht habe, während des Ver¬ 
hörs die Anwesenheit eines Rechts¬ 
anwalts zu fordern. Außerdem 
müssten die Ergebnisse des Institu¬ 
tes der Gerichtsmedizin mit den 
Ergebnissen der Laboranalysen 
aus dem Ausland verglichen wer¬ 
den. (ANF, 12.3., ISKU) 


Meldungen 

Treffen mit Öcalan wegen 
"schlechten Wetters" abgesagt 
Die Anwälte Öcalans Ibrahim Bil 
mez, Osman felik und Muzaffer 
Kutay hatten sich am 13. auf den 
Weg gemacht um ihren Mandan¬ 
ten zu besuchen. Die Armee sagte 
das Treffen wegen angeblich 
schlechten Wetters ab. Die Anwäl¬ 
te wandten sich an das Gericht in 
Bursa um Widerspruch einzule 
gen. (D1HA, 14.3, ISKU) 

OMCT startet Urgent 
Action für Öcalan 

Die OMCT (World Organization 
against Torture) startete eine 
Urgent Action Kampagne für 
Abdullah Öcalan. Sie fordert die 
sofortige Entsendung einer unab¬ 
hängigen Ärztedelegation nach 
Imrali. Die Türkei wurde aufgefor¬ 
dert, die nötigen Schritte einzulei¬ 
ten, um grünes licht für eine sol¬ 
che Delegation zu geben. 

Die OMCT machte auf die Befun¬ 
de von renommierten Toxikologen 
aufmerksam, die die Vergiftung 
Öcalans belegen. In ihrer Erklä¬ 
rung wurden der Sonderberichter¬ 
statter der Vereinten Nationen 
sowie die türkische Regierung auf¬ 
gefordert, hinsichtlich des 
Gesundheitszustands von Herrn 
Öcalan umgehend Klarheit zu 
schaffen. 

Die OMCT besteht aus 283 zivilge- 
sellschaftlichen Organisationen 
und ist als Menschenrechtskoali¬ 
tion aus mehreren Zehntausend 
Arbeiterinnen und Arbeitern 
bekannt. (ANF, 9.3, ISKU) 

Tote bei Gefecht in Urmiye 

Bei einem Gefecht in den Bergen 
bei Urmiye in Ostkurdistan (Iran) 
am 7. März zwischen der kurdi¬ 
schen Guerilla und iranischen Sol¬ 
daten sind acht Soldaten und zwei 
Guerillakämpfer ums Leben 
gekommen. Ein Guerillakämpfer 
wurde verletzt gefangen genom¬ 
men. (ANF, 9.3, ISKU) 

Drei Dorfschützer bei 
Gefecht in Besta getötet 
Bei einem Gefecht im Rahmen 
einer Militäroperation der türki¬ 
schen Armee gegen die kurdische 
Guerilla im Gebiet Besta sind drei 
Dorfschützer getötet worden. 

(ANF, 9.3, ISKU) 

DEP-Prozess nach 
13 Jahren beendet 

Nach 13 Jahren wurde am 9.3. der 
historische Prozess gegen die ehe 
maligen DEP-Abgeordneten Leyla 
Zana, Hatip Diele, Orhan Dogan 
und Selim Sadak wurde endgültig 
abgeschlossen. Die alte Verurtei¬ 
lung wegen Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Organisation 
wurde bestätigt, unter Berücksich- 





NEWROZ: Fest des Friedens, der 
Freiheit und der Völkerverständigung 


Newroz ist das Fest des Frühlings, 
des Neubeginns, des Neuen Jah¬ 
res im Mittleren Osten. Zugleich 
ist der 21. März aber auch Aus¬ 
druck des Widerstands gegen 
Unterdrückung und Verfolgung. 
Und so begeht das kurdische Volk 
diesen Tag leider auch nicht nur 
als Feiertag, sondern vor allem als 
Protesttag gegen eine nicht enden 
wollende traurige Realität. 

Frieden... 

Die kurdische Seite, vertreten 
vom kurdischen Volkskongress 
Kongra-Gel, hat jüngst einen ein¬ 
seitigen Waffenstillstand erklärt, 
um den Frieden erneut eine ernste 
Chance zu geben. 

... oder Krieg ... 

Der türkische Staat antwortete die¬ 
sem gutgemeinten Angebot 
jedoch erneut mit Militäroperatio¬ 
nen, an denen mehrere Hundert¬ 
tausend Soldaten beteiligt sind. 
Wie blutrünstig das türkische Mili¬ 
tär in ihrem Beharren auf Krieg 
ist, zeigen die jüngsten Pläne für 
einen Einmarsch in den Norden 
des Irak. 

... eines EU-Kandidaten 

Auf dem Weg zur EU scheinen 
Werte, wie Demokratie, Freiheit 
und Frieden aus Sicht der Türkei 
keine bestimmende Kriterien dar¬ 
zustellen. Denn das Militär führt 
seine Angriffe gegen die kurdi¬ 
schen Guerilla-Einheiten verstärkt 
fort und benutzt dabei gar chemi- 


Nach dem Mord an Hrant Dink 
haben die Sicherheitskräfte in 
Ankara und Diyarbakir aufgrund 
von mutmaßlichen Anschlagsplä¬ 
nen gegen den DTP-Vorsitzenden 
Ahmet Türk und den Oberbürger¬ 
meister von Diyarbakir, Osman 
Baydemir, ihre Sicherheitsvorkeh¬ 
rungen erhöht. 

Bereits vor wenigen Monaten sol¬ 
len Anschlagspläne gegen Bayde¬ 
mir von der Polizei vereitelt worden 
sein. Die Pläne wurden vor der 


Umwelt- und Menschenrechtsakti¬ 
visten haben am Mittwoch das 
Brandenburger Tor besetzt. 

Sie protestieren mit ihrer Aktion 
gegen die drohende Vergabe einer 
Hermesbürgschaft für den hoch 
umstrittenen Ilisu-Staudamm in 
der Türkei. „Wir haben das Bran¬ 
denburger Tor besetzt, um der hie¬ 
sigen Bevölkerung vor Augen zu 
führen, was die Bundesregierung 
im Südosten der Türkei plant“, 
erklärt Aktivist Matthias Dittmer. 
„In Berlin blicken wir auf einige 
Hundert Jahre Geschichte zurück 
- die Überflutung der antiken Stadt 


sehe Waffen. Wälder werden dem 
Erdboden gleichgemacht, damit 
sich auch bloß kein kurdischer 
Kämpfer “verstecken” kann. Stim¬ 
men gegen diese Ordnung werden 
mundtot gemacht - durch den 
berüchtigten Paragraphen 301 
oder durch Morde, wie am Beispiel 
des armenischen Journalisten 
Hrant Dink. An Methoden fehlt es 
der Türkei in dieser Sache nicht. 
Die Liste ist endlos fortsetzbar... 
Tragisch ist zudem, dass interna¬ 
tionale Kräfte, allen voran die EU 
als “Hüterin demokratischer 
Werte” die zutiefst besorgniserre¬ 
genden Entwicklung in der Türkei 
aufgrund politischer und wirt¬ 
schaftlicher Interessen de facto 
unterstützen, gar innerhalb ihrer 
eigenen Grenzen den Druck gegen 
kurdische Politiker und Institutio¬ 
nen extrem erhärten und so eine 
neue europäische Verfolgungspra¬ 
xis starten - wie aktuell in 
Deutschland und Frankreich. Dass 
hierzulande Forderungen nach 
Dialog zur Beilegung des Konflikts 
mit Verhaftungen und Verboten 
beantwortet wird, sollte nachdenk¬ 
lich stimmen. Ebenso der 
Beschluss des Europarats, es 
bedürfe keiner Neuverhandlung 
des Prozesses Abdullah Öcalans - 
wo es doch offensichtlich ist, dass 
die Vorwürfe gegen Öcalan nicht 
von der kurdischen Frage losge¬ 
löst werden können. 

Die Türkei ist an einem entschei¬ 
denden Punkt angekommen: Die 
Gefahr einer totalen Eskalation 


Öffentlichkeit geheim gehalten, es 
soll aber Verhaftungen in dem 
Zusammenhang gegeben haben. 
Polizeischutz hatte Baydemir mit 
dem Verweis abgelehnt, er verfüge 
über eigene Bodyguards. Im Mai 
2005 hatte Resul Sürer, der für den 
illegalen Geheimdienst JITEM als 
Informant tätig war, sich der Polizei 
gestellt und offenbart, der JITEM 
habe ihm 500 Milliarden Lira für 
den Mord an Baydemir angeboten. 
Weil er den Anschlag nicht ausge- 


Hasankeyf durch den Ilisu-Stau- 
dammbau würde mindestens 9.000 
Jahre Kulturgeschichte zerstören.“ 
Die Menschenrechtscampaignerin 
Bianca Jagger, die sich seit bald 
sieben Jahren gegen das Ilisu-Pro- 
jekt engagiert, äußert sich aus 
London zu dem Projekt: „ Am heu¬ 
tigen Weltaktionstag gegen Stau¬ 
dämme fordere ich Bundeskanzle¬ 
rin Merkel und die Bundesregie¬ 
rung auf, keine Bürgschaft für das 
Ilisu-Projekt zu gewähren. Ich 
hoffe, die Baufirma Züblin wird 
ihre Entscheidung, sich an dem 
Projekt zu beteiligen, überdenken. 


des Konflikts ist enorm gestiegen. 
Aber ebenso sind die Chancen für 
Frieden so groß wie noch nie. Die 
Entschärfung dieser Gefahr sowie 
die Stärkung der Chancen für 
einer friedlichen, demokratischen 
und freien Zukunft liegt an einer 
breiten Initiative gegen Krieg. 
Feiern Sie mit uns gemeinsam 
Newroz und machen Sie Ihre Stim¬ 
me laut 

... für Frieden, Freiheit Geschwi- 
sterlichkeit und Demokratie 
... gegen Unterdrückung, Verfol¬ 
gung und Rassismus 
... für eine politische Lösung der 
kurdischen Frage 
... gegen das Schweigen der Welt¬ 
öffentlichkeit 

... die Freiheit von Abdullah Öca¬ 
lan und aller politischen Gefange¬ 
nen 

... gegen Isolation und Folter 

Die zentrale Newroz-Demon- 
stration 2007 in Berlin beginnt 
um 11.00 Uhr. Zwei Demonstra¬ 
tionszüge werden sich vom Ale¬ 
xanderplatz und von der Buda- 
pester Straße zum Brandenbur¬ 
ger Tor bewegt, wo gegen 13.00 
Uhr die Abschlußkundgebung 
mit einem umfangreichen kultu¬ 
rellen und politischen Pro¬ 
gramm beginnt. 

Newroz ist Freiheit - lasst uns die 
Hoffnung für ein freies Leben aller 
erneut säen! 

(YEK-KOM , 12.3., ISKU) 


führt habe, fürchte er sich jetzt vor 
der Geheimdienstorganisation und 
forderte Polizeischutz. 

Im September 2006 stellte sich Tar- 
kan Coskun der Polizei und erklär¬ 
te, er sei Mitglied der Türkischen 
Rachebrigaden (TIT) und habe in 
Diyarbakir die Örtlichkeiten für 
einen Anschlag auf Baydemir aus¬ 
gespäht. Später habe er dieses Vor¬ 
haben aufgegeben und fordere jetzt 
Polizeischutz, weil er sich vor den 
TIT fürchte. (ANF, 8.3, ISKU) 


Sie sollte dem Beispiel des briti¬ 
schen Unternehmens Balfour 
Beatty folgen, die sich im Jahr 2002 
aufgrund ungelöster sozialer und 
ökologischer Probleme zurückzog. 
Der Ilisu-Staudamm bedeutet für 
die Menschen in der Region gro¬ 
ßes Elend. Er wird zur Zwangsum¬ 
siedlung von ca. 55.000 Menschen 
führen. Das kulturelle Erbe der 
Region wird zerstört werden, und 
in der Folge verlieren die Men¬ 
schen auch ihre Heimat und ihre 
Identität. Ich hoffe sehr, dass das 
Projekt gestoppt wird!“ 

(WEED e.V., 14.3, ISKU) 


tigung einer Änderung des türki¬ 
schen Strafgesetzbuches wurde 
die verhängte Haftstrafe von 15 
Jahren auf siebeneinhalb Jahre 
reduziert. Somit haben die DEPler 
drei Jahre zuviel im Gefängnis ver¬ 
bracht. Rechtsanwalt Yusuf Alatas 
bezeichnete das Gerichtsverfah¬ 
ren als ungerecht. Das auf Auffor¬ 
derung des Europäischen Ge¬ 
richtshofs für Menschenrechte, 
neu aufgerollte Verfahren sei 
lediglich der Form halber abgehal¬ 
ten worden. Das Gericht habe 
nicht einmal das gegenteilige 
Urteil des Kassationsgerichtsho¬ 
fes berücksichtigt. Allerdings 
seien die rechtlichen Einschrän¬ 
kungen seiner Mandanten mit die¬ 
sem Urteil aufgehoben. Das Recht 
auf politische Betätigung hänge 
nach Verfassungsrecht jedoch von 
einer noch ausstehenden Ent¬ 
scheidung des Wahlausschusses 
ab. (ANF, 9.3, ISKU) 

Repressionswelle gegen DTP: 
258 Festnahmen in 42 Tagen 

In den vergangenen Woche wur¬ 
den zahlreiche Parteigebäude der 
Partei der Demokratischen Gesell¬ 
schaft (DTP) durchsucht. Vorsit¬ 
zende und Vertreterinnen wurden 
mit der Begründung verhaftet, sie 
hätten Abdullah Öcalan als "ver¬ 
ehrter Öcalan" bezeichnet. Jedes 
Mal fanden Festnahmen, Verhöre, 
Gerichtsverhandlungen und Ver¬ 
haftungen statt. Zahlreiche Kund¬ 
gebungen wurden von der Polizei 
angegriffen. 

Bei den insgesamt 18 Razzien in 
den vergangenen 42 Tagen wur¬ 
den insgesamt 258 Personen fest¬ 
genommen. 70 davon Mitglieder 
und Vertreter der DTP. 102 Perso¬ 
nen wurden verhaftet, weil sie 
“Propaganda betrieben” haben sol¬ 
len, davon sind wiederum 35 Ver¬ 
treter der DTP. Auch gab es Fest¬ 
nahmen und Verhaftungen wegen 
Aktionen wie Kundgebungen, 
Friedensdemonstrationen und 
Protesten zum 15. Februar. 
Außerdem wurden Vertreter der 
DTP zu Geldstrafen verurteilt oder 
verhört. Die Fenster zahlreicher 
DTP Gebäude sind zerschlagen 
worden, in der Nähe eines Gebäu¬ 
des explodierte eine Bombe. 

(ANF, 15.3, ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Anschlagspläne gegen Ahmed Türk 
und Osman Baydemir 


Ilisu: Brandenburger Tor besetzt 
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Newroz Piroz 


Millionen Kurden in aller Welt 
feierten am Mittwoch das Früh¬ 
lings- und Freiheitsfest Newroz. 
Dabei kam es insbesondere in der 
Türkei erneut zu massiven Repres¬ 
salien seitens staatlicher Organe. 
Trotzdem versammelten sich in 
der kurdischen Metropole Diyar- 
bakir etwa 500.000 Menschen und 
begrüßten das neue Jahr. Im 
Mittelpunkt stand dabei die Situa¬ 
tion des seit über acht Jahren iso¬ 
liert in Haft gehaltenen kurdi¬ 
schen Politikers Abdullah Öcalan. 
Die Anwälte des ehemaligen Vor¬ 
sitzenden der PKK (Arbeiterpartei 
Kurdistans) hatten den türkischen 
Behörden jüngst vorgeworfen, 
daß ihr Mandant langsam vergiftet 
werde. Dementsprechend erklärte 
die Guerilla der kurdischen Volks¬ 
verteidigungskräfte HPG in einem 
Gruß wort zu den Festen: Das dies¬ 
jährige Newroz solle als Symbol 
für die Anerkennung Abdullah 
Öcalans als Führer des kurdi¬ 
schen Volkes verstanden werden. 
Bereits in der Nacht zum Mitt¬ 
woch kam es in mehreren kurdi¬ 
schen Städten der Türkei zu spon¬ 
tanen Feiern. Zumeist jugendliche 
Demonstranten entzündeten 
Feuer. Die Polizei griff die Feiern¬ 
den mit Tränengas an und nahm 
Dutzende fest. Durch Schüsse von 
paramilitärischen Dorfschützern 
wurden in Uludere in der Provinz 
Sirnak drei Menschen verletzt, 
einer davon schwer. Die Feiern 
am Mittwoch dagegen blieben 
trotz eines Großaufgebots der 
Sicherheitskräfte weitgehend 
friedlich. 

Etwa eine halbe Million Menschen 
strömten auf dem größten Fest in 
Amed (Diyarbakir) zusammen. Ne¬ 
ben zahlreichen Fahnen der lega¬ 
len kurdischen Partei für eine 
Demokratische Gesellschaft 


Fast 2 Wochen sind vergangen, seit 
Justizminister Cemil Cicek und der 
Vorsitzende des Medizinischen 
Instituts in Bursa, Keramettin Kurt, 
die Ergebnisse der Blut-, Haar-, 
Stuhl- und Urinproben Abdullah 
Öcalans veröffentlichten und 
erklärten, dass die Befunde keiner¬ 
lei Anzeichen auf eine Vergiftung 
aufgezeigt hätten. Dennoch wird 
der Bericht immer noch geheim 
gehalten. 

Deshalb stellten Öcalans Anwälte 
am 12. März 2007 bei der General¬ 
staatsanwaltschaft in Bursa einen 
schriftlichen Antrag auf Aushändi¬ 
gung einer Kopie des medizini¬ 
schen Berichts und beantragten am 
14. März 2007 erneut eine Kopie 
des Befundes, der die Resultate der 


(DTP) zeigten Vermummte ein 
Großtransparent mit den Bildern 
von Gefallenen aus der Guerilla. 

Zu Auseinandersetzungen kam es, 
nachdem Jugendliche in der Nähe 
des Bahnhofs Parolen für Abdullah 
Öcalan riefen und darufhin von der 



Allein in Amed feierten etwa 500.000 
Menschen Newroz (Foto: DIHA) 


Polizei angegriffen wurden. Auch 
provozierte die Armee die Feiern¬ 
den, indem Kampfflugzeuge die 
Menge im Tiefflug überflogen. 
Auch in anderen Städten der Tür¬ 
kei gingen Zehntausende auf die 
Straße. In der Kleinstadt Sirnak 
war bereits am Dienstag der Aus¬ 
nahmezustand verhängt worden. 
In den umliegenden Bergen läuft 
seit mehreren Tagen eine großan¬ 
gelegte Militäroperation gegen die 
HPG. Trotz der Einschüchterung 
durch das Militär gingen auch 


Blut-, Haar-, Urin- und Stuhlproben 
beinhaltet, zur Verfügung zu stel¬ 
len. Die Staatsanwaltschaft teilte 
den Anwälten mündlich mit, dass in 
diesem Fall geheim ermittelt werde 
und daher weder der Bericht noch 
die Befundergebnisse ausgehän¬ 
digt werden könnten. 

"Es ist bedenklich, dass die Befun¬ 
de uns nicht ausgehändigt werden. 
Daraus entsteht natürlich der Ver¬ 
dacht, dass etwas verheimlicht wer¬ 
den soll.”, so Rechtsanwalt Ibra¬ 
him Bilmez. “Einerseits wird 
gesagt, dass geheim ermittelt wird, 
andererseits gibt der Justizminister 
das Resultat des Berichtes der 
Öffentlichkeit bekannt. Wir verlan¬ 
gen die Einzelheiten des medizini¬ 
schen Befundes, daraufhin erhal- 


Be 

dort 12.000 Menschen auf die Stra¬ 
ße. Bereits am Dienstag beteilig¬ 
ten sich mehrere zehntausend 
Menschen an einer Newroz- 
Demonstration in der Stadt Yükse- 
kova. Viele trugen Schilder mit 
der Aufschrift: »Sayin Öcalan« 
(Sehr geehrter Herr Öcalan). 
Wegen dieser Höflichkeitsform 
waren kürzlich die Vorsitzenden 
der DTP zu Haftstrafen verurteilt 
worden. 

"Abdullah Öcalan ist einer der 
kurdischen Vertreter" 

Leyla Zana, Mitglied des Parteira¬ 
tes der DTP und ehemalige Parla¬ 
mentarierin der DEP, äußerte sich 
auf der Newrozfeier in Amed zur 
Situation Abdullah Öcalans und 
sagte, Öcalan sei einer der drei 
kurdischen Vertreter. Zana nannte 
außer Öcalan Celal Talabani und 
Mesut Barzani. 

Zana sprach über die Lage Öca¬ 
lans und wurde von der Menge mit 
Klatschen begrüßt. Zana sagte, 
alle Kurdinnen müssten sich für 
ihre Würde einsetzen : 'Wenn wir 
uns nicht für unsere Würde einset¬ 
zen wird es niemand tun. Unsere 
größte Hoffnung ist der Glaube an 
uns selbst." Zana rief die Kurdin¬ 
nen auf, sich für ihre Sprache ein¬ 
zusetzen. 

Nach der Rede von Zana wurde 
eine Erklärung des Rechtsbüros 
des Jahrhunderts zum letzen 
Besuch bei Öcalan verlesen. Im 
Anschluss rief die Menge "Es lebe 
der Vorsitzende Apo." 

Im Anschluss sprach Bürgermei¬ 
ster von Anred, Osman Baydemir. 
Er sagte: Die Augen der ganzen 
Welt sind auf Amed gerichtet. Hier 
wird heute Geschichte geschrie¬ 
ben, die Geschichte des 21. Jahr¬ 
hunderts." 

(DIHA/jW, 21./22.3., ISKU) 


ten wir die Antwort, dass alles 
geheim bleiben müsse und wir spä¬ 
ter darüber informiert würden. Wir 
können nicht verstehen, warum 
dieser Bericht verheimlicht wird. 
Dabei ist es nachvollziehbar wich¬ 
tig, dass wir die Berichte zu sehen 
bekommen, die wir dann analysie¬ 
ren lassen. Sollten Chrom- und 
Strontiumwerte auch in dem 
Bericht zu linden sein, werden wir 
sie natürlich mit den uns vorliegen¬ 
den Werten vergleichen und von 
Toxikologen überprüfen lassen. 
Sollten wir es aufgrund dieser Ana¬ 
lysen für nötig halten, werden wir 
Einspruch einlegen. Aber damit wir 
das machen können, brauchen wir 
den medizinischen Befund." 

(ANF, 20.3., ISKU) 


Meldungen 


Große Newrozfeier in Maxmur 

In Maxmur wurde das Newrozfest 
2007 mit vielen Besuchern, insge¬ 
samt etwa 15.000 Personen 
gefeiert, die ihre Verbundenheit 
mit Öcalan zum Ausdruck brach¬ 
ten. Jugendliche trugen große 
Schilder mit Bildern von Öclan 
und Fahnen der Gemeinschaft der 
Kommunen Kurdistans (KKK). 
Die Feier begann mit einer 
Schweigeminute für die Gefalle¬ 
nen und der Hymne "Ey Raqip". 
Der Vertreter der Demokrati¬ 
schen Rates des Volkes, Metin 
Cihan sprach in seiner Eröff 
nungsrede über die Vergiftung 
Öcalans. "Weil unser Vertreter 
Apo vergiftet wird, sind wir beim 
Newrozfest traurig. Aber weil 
unser Newroz ein Fest der Renais¬ 
sance, der Freiheit und des Auf¬ 
standes ist, werden wir es wie 
jedes Jahr als ein Freiheitsfest 
begrüßen." (DIHA, 21.3. ISKU) 

...und Berlin 

Bis zu 50000 Kurden feierten am 
Sonnabend ihr Newroz-Fest in 
Berlin. In zwei Aufmärschen 
zogen die mit Bussen aus ganz 
Deutschland angereisten Demon¬ 
stranten vom Zoo und vom Ale¬ 
xanderplatz vor die Siegessäule. 
Auf der Abschlußkundgebung 
tanzten Tausende zur Musik 
bekannter kurdischer Sänger auf 
der Straße des 17. Juni. Neben ver¬ 
einzelten kurdischen Nationalfah¬ 
nen und den Fahnen der aus der 
Arbeiterpartei Kurdistans PKK 
hervorgegangenen Gemeinschaft 
der Kommunen Kurdistans 
(KKK) dominierten auf der Berli¬ 
ner Feier Bilder des auf der türki¬ 
schen Gefängnisinsel Imrali 
lebenslänglich inhaftierten kurdi¬ 
schen Volksführers Abdullah Öca¬ 
lan. Viele Redner zeigten sich 
besorgt über jüngste Hinweise, 
wonach Öcalan systematisch mit 
Schwermetallen vergiftet wird. 

(jW, 19.3., ISKU) 

Verfahren gegen Turk und 
Zana wegen Verehrter Öcalan 1 

Das republikanische Gericht in 
Amed hat gegen den Vorsitzende- 
ne der DTP Ahmet Türk und die 
ehemalige Parlamentarierin der 
DEP wegen ihrer Reden auf der 
Newrozfeier in Amed eine Unter¬ 
suchung eingeleitet, da diese in 
ihren Reden 'Verehrter Öcalan" 
gesagt hatten. 

(DIHA, 22.3., ISKU) 

Militäroperation bei Hatay 

In der Region Hatay bei Iskende- 
run und Dortyol begann am 
Dienstag Abend eine Militäropera¬ 
tion gegen die HPG. Soldaten der 
türkischen Armee erreichten mit 


Öcalan: Ergebnisse verheimlicht 





“Kurdinnen und Kurden brauchen Organisation-, 

Gedanken- und Meinungsfreiheit” 

Prozessauftakt gegen Riza Erdogan 


In dem am Mittwoch gegen den 
kurdischen Politiker und Journa¬ 
listen Riza Erdogan eröffneten 
Prozess wegen mutmaßlicher 
"Mitgliedschaft in einer kriminel¬ 
len Vereinigung" (§129 StGB) vor 
dem Oberlandesgericht Düssel¬ 
dorf, verlas die Bundesanwalt¬ 
schaft ihre kurz- und allgemein 
gefasste Anklageschrift. Diese war 
geprägt von den stereotypen Vor¬ 
würfen und einer rückwärtsge¬ 
wandten und jeglichen Entwik- 
klung der kurdischen Bewegung 
außer acht lassenden Sichtweise. 
Taten, die dem Beschuldigten 
direkt vorgeworfen werden könn¬ 
ten, wurden nicht vorgetragen, 
was allerdings dem Charakter des 
§ 129 StGB entspricht, der Organi¬ 
sationsdelikte bestraft und indivi¬ 
duelle Schuld nicht nachgewiesen 
werden muss. 

Riza Erdogan ging in seiner Pro¬ 
zesserklärung neben der Schilde¬ 
rung seiner persönlichen Verhält¬ 
nisse und den Hintergründen der 
Flucht in die Bundesrepublik auf 
die Anklage ein. Sein Aufenthalt 
hier sei auch eine Folge der "kur¬ 
dischen Frage" und daher sei es 
"mehr als kurzsichtig", wenn Men¬ 
schen wie er, die einen Beitrag zur 
Lösung des Konfliktes leisten woll¬ 


ten, "lediglich als straffällige Mit¬ 
glieder einer kriminellen Vereini¬ 
gung" behandelt würden. Diesen 
politischen Hintergrund, der als 
eine Tragödie bezeichnet werden 
müsse, dürfe nicht einfach igno¬ 
riert werden. Wenn die kurdische 
Bewegung, "die in den letzten Jah¬ 
ren einen tief greifenden Wandel 
durchlaufen" habe, im "Erschei¬ 
nungsbild der neunziger Jahre 
bewertet" würde, könne dies nur 
zu "irreführenden Ergebnissen" 
führen. Es habe ein "Übergang" 
stattgefunden, der "die demokrati¬ 
schen Rechte und Freiheiten 
respektiert und individuelle Rech¬ 
te unterstützt." 

In vier Hauptpunkten fasste Riza 
Erdogan die Kriterien dieses Wan¬ 
dels zusammen, der eine freie Arti¬ 
kulation im eigenen Land gewähr¬ 
leiste, die kulturellen, sprach¬ 
lichen und sozialen Belange der in 
Deutschland lebenden Kurdinnen 
und Kurden unterstütze und das 
System der Integration fördere. 
Statt einer zentralistischen orien¬ 
tiere man sich auf eine konfödera- 
le, zivilgesellschaftliche Organisie¬ 
rungsweise, welche alle Belange, 
Gruppen und Gemeinschaften ein¬ 
beziehe. Bei dem Aufbau von 
"Volksräten" seien Kader entbehr¬ 
lich. Insofern gebe es auch keine 


wie von der Anklage beschriebene 
"Aktivitäten". Diese Betrachtung 
stamme aus längst vergangener 
Zeit Freiwilligkeit "sowohl für die 
Teilnahme am politischen Kampf 
als auch für den Austritt" sei 
bereits Grundlage seit einigen Jah¬ 
ren. Dies gelte ebenso für die 
Bereitschaft, den Kampf des kurdi¬ 
schen Volkes materiell zu unter¬ 
stützen. 

Die Bewegung arbeite intensiv an 
der Fortentwicklung der inneren 
Demokratisierung, Vielstimmig¬ 
keit und am Mehrheitsprinzip. 
Doch werde es den Kurdinnen 
und Kurden in Deutschland durch 
die Verbotspolitik äußerst schwer 
gemacht, diesen Wandlungspro¬ 
zess in freier Artikulation und 
Diskussion umzusetzen. Die Verei¬ 
ne und ihre Mitglieder fühlten sich 
unterdrückt, was wiederum zu 
sozialen und psychischen Proble¬ 
men der Menschen führe. "Sozia 
le, kulturelle und organisatorische 
Aktivitäten, diew andere Volks¬ 
gruppen und zivilgesellschaftliche 
Organisationen ohne Schwierig¬ 
keiten durchführen können oder 
hierfür sogar Anregung erhalten, 
gestalten sich für die Kurden auf¬ 
grund von Verboten und Vorurtei¬ 
len um einiges schwieriger," so 
Riza Erdogan. (Az, 22.3., ISKU) 


Freiheit für Sakine Cansiz 


Die kurdische Politikerin Sakine 
Cansiz wurde am Abend des 19. 
März von einem 15-köpfigen Poli¬ 
zeiaufgebot in einem Cafe auf¬ 
grund eines internationalen Haft¬ 
befehls in Hamburg festgenom¬ 
men. Das Hanseatische Oberlan¬ 
desgericht handelt damit auf das 
Ersuchen der türkischen Justizbe¬ 
hörde, die den Haftbefehl gegen 
sie ausgestellt hat. Die aus Dersim 
stammende Kurdin war aufgrund 
ihres Engagements für die kurdi¬ 
schen Interessen in Zeiten des 
1980iger Militärputsches für 12 
Jahre in türkischer Haft, aus der 
sie 1991 entlassen wurde. 

Gegen Sakine Cansiz besteht laut 
Haftbefehl des Staatssicherheits¬ 
gerichts in Malatya vom Septem¬ 
ber 2002 der Verdacht der "Zuge¬ 
hörigkeit zu einer terroristischen 
Organisation", was nach türki¬ 
schem Recht mit einem Höchst¬ 
strafmaß von 22 Jahren und 6 


Nach Angaben der Volksbefreiung¬ 
kräfte (HPG) hat am 11. März ein 
Überläufer mit dem Codenamen 
Mereto in Kulp sieben Guerillamit¬ 
glieder vergiftet. Der 1982 in Sason 
gebürtige Galip Enyüce schloß 
sich 1998 in Amed der Gerilla an. 
Als er 2003 zu einer Spezialopera¬ 
tion geschickt wurde, brach er den 
Kontakt mit der Guerilla ab und 
fing auf Druck der Familie an, mit 
dem Jitem [Türkische Geheim- 


Monaten Freiheitsstrafe bedroht 
wird. Sie soll als Hauptverantwort¬ 
liche des KADEK bzw. der PKK 
im Jahre 1993 an einer Guerilla¬ 
ausbildung teilgenommen haben, 
ein Jahr später im Lager Mahsum 
Korkmaz in Syrien tätig gewesen 
sein sowie 1998 drei Monate lang 
dort Aktivistinnen ausgebildet 
haben. Ferner sei sie Mitglied des 
PKK-Zentralkomitees und der 
"Frauenliga Kurdistans" gewesen. 
Nach Auffassung des Hanseati¬ 
schen Oberlandesgerichts handelt 
es sich in ihrem Fall um eine "aus¬ 
lieferungsfähige Straftat", womit 
die Auslieferung der Verfolgten 
"grundsätzlich zulässig" sei. Dies 
auch, "weil die PKK in der 
Bundesrepublik Deutschland und 
ihre Unterstützung strafbar" ist. 
Sakine Cansiz ist anerkannter poli¬ 
tischer Flüchtling. 1998 erhielt sie 
politisches Asyl in Frankreich. Sie 
hier, zwei Tage vor dem kurdi- 


dienstorganisation] zu arbeiten. 
2005 wurde er durch den Jitem zur 
Guerilla geschickt. Nachdem sich 
heraus stellte das Galip Enyüce mit 
dem Jitem zusammenarbeitet, ver¬ 
ließ er die Guerilla, indem er sie¬ 
ben Freunde kaltblütig ermordete. 
Die HPG verurteilten diese Ver¬ 
brechen in einer Erklärung: ‘Wäh¬ 
rend einerseits der türkische Staat 
unseren Vorsitzenden vergiftet, 
versucht er andererseits auf die 


sehen Widerstands- und Früh¬ 
lingsfest festzunehmen, reiht sich 
ein in die wieder zunehmende 
Repression gegen politisch tätige 
Kurden und Kurdinnen und zeigt 
eine Haltung der deutschen Regie¬ 
rungspolitik, nicht auf die Frie¬ 
densgesuche der kurdischen 
Bewegung und Bevölkerung ein¬ 
zugehen. Sie stellt sich mit dieser 
Art der Politik auf die Seite der 
türkischen Verleugnungs- und 
Vernichtungspolitk. 

Wir fordern die sofortige Freilas¬ 
sung von Sakine Cansiz und allen 
anderen politischen Gefangenen. 

Das Kurdistan Volkshaus Ham¬ 
burg ruft für Freitag, den 23.3. 
zu einer Kundgebung vor dem 
Untersuchungsgefängnis Hol¬ 
stenglacis (U2 - Messehallen) 
auf, in dem Sakine Cansiz gefan¬ 
gengehalten wird. Beginn ist 
14.00 Uhr. 


gleiche Art - unter Mißachtung 
internationaler Gesetze und des 
Kriegsrechts - unsere Guerilla zu 
bekämpfen. Ein Ergebnis dieser 
Haltung ist die Vergiftung von 7 
unserer Freunde.Wir betonen hier 
noch einmal, dass diese abscheuli¬ 
che Tat nicht ohne eine Antwort 
bleiben wird und wir diejenigen 
bestrafen werden, die bei der Aus¬ 
führung dieser Tat beteiligt 
waren.” (HPG, 18.3., ISKU) 


zahlreichen Fahrzeugen die 
Gegend. Kampfflugzeuge wurden 
ebenfalls gesichtet. Bisher kam es 
jedoch nicht zu Auseinanderset¬ 
zungen. (DIHA, 21.3, ISKU) 

Analphabetentum nicht besiegt 

In der Türkei ist acht Jahrzehnte 
nach Einführung der lateinischen 
Schrift durch Republik-Gründer 
Atatürk das Analphabetentum 
noch nicht überwunden. 8,5 Pro¬ 
zent der Türken insgesamt und 29 
Prozent der Türkinnen über 44 
Jahre können weder lesen noch 
schreiben. Die Zahlen gehören zu 
den Ergebnissen einer groß ange¬ 
legten Studie zur Lage der türki¬ 
schen Gesellschaft, die von der 
liberalen Zeitung "Milliyet" veröf¬ 
fentlicht wurden. 

Besonders verbreitet ist das Anal¬ 
phabetentum im Südosten des 
Landes: Dort ist fast jeder vierte 
Erwachsene Analphabet. Die 
Untersuchung belegt auch das 
starke Bildungs- und Einkom¬ 
mensgefälle von West nach Ost. 
Viele sind deshalb entschlossen, 
ihre Heimat zu verlassen. Die Stu¬ 
die entwirft das Bild eines in wei¬ 
ten Bereichen rückständigen Lan¬ 
des. 52 Prozent der Türken haben 
nur die Grundschule oder über¬ 
haupt keine Schule besucht. Die 
Zahl der Berufsschulabsolventen 
liege mit lediglich 2,85 Prozent der 
Bevölkerung weit unter den 
Bedürfnissen des Landes. Knapp 
neun Prozent haben eine Fach¬ 
hochschule oder eine Universität 
besucht. 

Laut der Studie müssen 16,4 Pro¬ 
zent der Haushalte in der Türkei 
mit weniger als 400 Euro im 
Monat auskommen; neun von 
zehn Haushalten haben weniger 
als 650 Euro im Monat zur Verfü¬ 
gung. Besonders arm ist der vor¬ 
wiegend kurdisch besiedelte Süd¬ 
osten: 45 Prozent der dortigen 
Haushalte gehören zur unteren 
Einkommensschicht. Gleichzeitig 
sind dort die Familien am größten: 
16,5 Prozent der südostanatoli- 
schen Haushalte bestehen aus 
mehr als neun Menschen. 

(DS, 22.3, ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
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Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 
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Ilisu: Vertreibung mit Garantie 


Am 24. März bewilligte der Inter¬ 
ministerielle Ausschuss für die 
Gewährung von staatlichen Export¬ 
krediten (IMA) eine Hermesbürg¬ 
schaft für den deutschen Exportan¬ 
teil für das geplante Wasserkraft¬ 
werk Ilisu in der Türkei. Die 
Bundesregierung hat die Export¬ 
kreditgarantie nach eigener Dar¬ 
stellung an strenge Anforderungen 
geknüpft Das Gesamtvolumen des 
Auftrags umfasst 1,2 Milliarden 
Euro. Die deutsche Bundesregie¬ 
rung deckt einen Anteil von 93,5 
von insgesamt 450 Millionen Euro 
für den Bau von drei Umleitungs¬ 
tunneln und drei Druckstollen 
durch die Stuttgarter Ed Züblin 
AG. Hinzu kommt eine Rückversi¬ 
cherung von rund 100 Millionen 
Euro für deutsche Zulieferungen 
an den österreichischen Konsorti- 
alpartner Andritz AG. 

Österreich will sich mit 230 Millio¬ 
nen Euro an der Finanzierung 
beteiligen. Die Österreichische 
Kontrollbank (OeKB) hat eine 
Zusage zur Haftungsübernahme 
über 285 Millionen Euro erteilt. 
Diese dient der Lieferung von Tur¬ 
binen und elektromechanischer 
Ausrüstung. 

Der Schweizer Bundesrat hat eine 
Exportrisikogarantie von 225 Milli¬ 
onen Franken zugesagt. Das Pro¬ 
jekt wird seit Jahren begleitet von 
heftigen Protesten betroffener Bür¬ 
ger und internationaler Umwelt¬ 
schutzorganisationen. 

Rund 55.000 Menschen von 
Umsiedlungen betroffen 

Der geplante Staudamm ist 135 
Meter hoch und 1820 Meter lang. 
Der Hisu-Staudamm und das Was¬ 
serkraftwerk werden nördlich der 
syrisch-türkischen Grenze gebaut. 
Die Gesamtkapaziät des Kraft¬ 
werks beträgt 1200 Megawatt. Für 
das Projekt muss eine Fläche von 
313 Quadratkilometern geflutet 
werden. In dem Flutungsgebiet 
befinden sich 52 Dörfer und 15 
Kleinstädte. 

Von den erforderlichen Umsiedlun¬ 
gen sind offenbar rund 55.000 Men¬ 
schen betroffen. Sie verlieren ihre 
bisherige Lebensgrundlage. Die 
10.000 Jahre alte Stadt Hasankeyf, 
deren Aufnahme als Weltkulturer¬ 
be das Europaparlament kürzlich 
vorgeschlagen hat, soll in den Flu¬ 
ten untergehen. 

Der erste Bauversuch des Stau¬ 
damms in den Jahren 2001 und 
2002 war nicht erfolgreich. 
Umweltschützer vermuten, dass 
sich Unternehmen und Geldgeber 
aufgrund der großen sozialen und 
ökologischen Risiken aus dem Pro¬ 
jekt zurückzogen. Beim zweiten 
Anlauf wurden Nachbesserungen 
in der Umweltverträglichkeitsprü¬ 
fung und im Umsiedlungsplan 


gemacht, doch nach Auskunft der 
Weltstaudammkommission (World 
Commission on Dams, WCD) wur¬ 
den die ökologischen und sozialen 
Empfehlungen und Standards 
wiederum nicht eingehalten. 

Die Kommission präsentierte im 
Jahr 2000 einen Bericht über Groß¬ 
staudämme und gelangte zu dem 
Ergebnis, dass die mit den Projek¬ 
ten angestrebten ökonomischen 
Ziele vielfach nicht erreicht wür¬ 
den. 

Nach Angaben des Bundeswirt- 
schaftsministeriums vom 24. März 
soll sich die Türkei in Verhandlun¬ 
gen mit Deutschland, Österreich, 
der Schweiz und einem internatio¬ 
nalem Baukonsortium verpflichtet 
haben, weit über die bisher einge¬ 
haltenen Kriterien bei Staudamm- 
bauten hinauszugehen. 

Für die Umsiedelung der in dieser 
Region lebenden Bevölkerung und 
die Verlagerung von Kulturgütern 
in einen eigens dafür konzipierten 
Kulturpark veranschlage die Tür¬ 
kei weitere Projektkosten in Höhe 
von 800 Millionen Euro an. 
Dadurch würde sich das Gesamtvo¬ 
lumen des Vorhabens auf rund 2 
Milliarden Euro erhöhen. 

Nach Angaben der Auslandsge¬ 
schäftsabsicherung (AGA) der 
Bundesrepublik Deutschland, sind 
in Anwendung der Weltbankstan¬ 
dards und unter Berücksichtigung 
der Empfehlungen der Weltstau¬ 
dammkommission rund 150 Aufla¬ 
ben (Terms of Reference) festge¬ 
legt worden. Diese Auflagen seien 
sind von der Türkei bei der Durch¬ 
führung des Projektes zu erfüllen. 
Als besonderen Erfolg wertet die 
Bundesregierung, dass es gelun¬ 
gen sei, ein "unabhängiges" Gre¬ 
mium aus "international renom¬ 
mierten Experten" einzusetzen, 
das die Einhaltung der getroffenen 
Vereinbarungen überwachen und 
den türkischen Bauherrn bei der 
Projektrealisierung unterstützen 
werde. 

Die Linksfraktion im Bundestag 
sieht das anders. Sie verweist auf 
ein Gutachten eines "Umsiedlungs¬ 
experten" mit langjähriger Welt¬ 
bank- und OECD-Erfahrung. Sei¬ 
nen Angaben zufolge soll beispiels¬ 
weise der "unabhängige Experte" 
Professor Michael M. Cemea dem 
türkischen Auftraggeber beratend 
zur Seite stehen. Aufgrund der 
"Befangenheit" sei die Unabhän¬ 
gigkeit des Experten in Frage 
gestellt. 

Hasakeyf-Initiative: Die Darstel¬ 
lung Deutschlands und Öster¬ 
reichs ist falsch 

Der Darstellung Deutschlands und 
Österreichs, wonach sich die Tür¬ 
kei dazu verpflichtet hätte, "weit 
über die bisher bei Staudammpro¬ 


jekten geübte Praxis hinauszuge¬ 
hen", widerspricht die Hasakeyf- 
Initiative in einer Stellungnahme 
vom 27. März. 'Wir, die von dem 
Staudamm betroffenen Menschen, 
wurden über das Bauvorhaben 
kaum informiert. Unsere Anfragen 
und Gesprächsangebote wurden 
nicht beantwortet." 

Der Gouverneur der Provinz Mar- 
din habe Staudammkritiker sogar 
zu "Helfern von Terroristen" 
erklärt. "Gegen diese Verleumdung 
haben wir Anzeige erstattet", heißt 
es in der Stellungnahme der Betrof¬ 
fenen. Darüber hinaus hält die Initi¬ 
ative auch wenig von der Zusiche¬ 
rung, Kulturgüter retten zu wollen. 
Man wolle die wichtigsten Kultur¬ 
schätze im antiken Hasankeyf 
abbauen und in einem neu geschaf¬ 
fenen "Kulturpark" wieder aufbau¬ 
en. Damit sollten sie angeblich 
gerettet werden. Dies aber betrach¬ 
tet die Initiative als "Augenwische¬ 
rei". 

"Namhafte Wissenschaftler" aus 
der Türkei und Europa hätten 
erklärt, dass ein solches Vorhaben 
technisch unmöglich sei. Die Bau¬ 
werke bestünden im Innern aus 
Bindemittel und nicht aus Steinen. 
Sie könnten daher nicht transpor¬ 
tiert werden. "Und wie will man bei¬ 
spielsweise Teile der Felsenburg, 
die vom Wasser überflutet werden 
sollen, retten? Wie will man die ein¬ 
zigartigen 6000 Höhlen verset¬ 
zen?", fragt die Initiative. 
Abgesehen davon würden in der 
Umgebung von Hasankeyf weitere 
300 archäologische Stätten überflu¬ 
tet. Nur bei vierzehn dieser Fund¬ 
orte habe man bisher überhaupt 
mit den Ausgrabungen beginnen 
können. 

Die Hasakeyf-Initiative sieht in den 
Entscheidungen der Regierungen 
Deutschlands und Österreichs "ei¬ 
nen ungeheuerlichen Akt der Ver¬ 
nichtung eines unersetzlichen 
Weltkulturerbes, da einzigartige 
Dokumente der türkischen Ge¬ 
schichte für immer zerstört wer¬ 
den". 

Konfliktpotenzial zwischen der 
Türkei, Syrien und Irak 

Der Bau des Staudamms bietet auf¬ 
grund der Wassemutzung durch 
die Türkei Konfliktpotential mit 
den Nachbarstaaten Syrien und 
Irak. Nach Angaben des Interminis¬ 
teriellen Ausschusses für die 
Gewährung von staatlichen Export¬ 
krediten wurde Syrien und Irak 
zugesichert, dass die Mindest¬ 
durchflussmenge am Staudamm 
nicht unter 60 Kubikmeter pro 
Sekunde fällt. Die Türkei habe 
zugesagt, die Nachbarstaaten 
umfassend über das Staudammpro¬ 
jekt zu informieren und zu konsul¬ 
tieren. Fortsetzung auf Seite 2 
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Meldungen 

Treffen mit Öcalan zum 
zweiten Mal verhindert 

Die Anwälte des PKK Vertreters, 
Abdullah Öcalan Omer Gunes, 
Siracettin Irmak und Mehmet 
Sabir Tas, die gestern wegen 
angeblich schlechten Wetters 
daran gehindert wurden, ihren 
Mandanten zu besuchen, richteten 
sich heute Morgen an das Gericht 
in Gemlik. Erneut wurden sie 
jedoch mit derselben Begründung 
abgewiesen. (DIHA, 29.3., ISKU) 

Im F-Typ Gefängnis von Kirklar 
Strafe für "Herr Öcalan" 

Gefangene des F-Typ Gefängnis¬ 
ses von Kiriklar Izmir die am 8. 
und 12. März die Forderung an 
das Justizministerium gestellt hat¬ 
ten, die Vergiftung Abdullah Öca- 
lans zu stoppen, erhielten mit der 
Begründung in dem Schreiben sei 
von "Herrn Öcalan" die Rede 
gewesen, eine Disziplinarstrafe. 

(DIHA; 29.3., ISKU) 

Gefangene beginnen 
Hungerstreik für Öcalan 

Gefangene in zahlreichen Knasten 
in Kurdistan und der Türkei haben 
mit Hungerstreiks begonnen, um 
auf die gesundheitliche Situation 
Abdullah Öcalans hinzuweisen, 
u.a. die Gefangenen im E-Typ 
Gefängnis Mersin. Über ihre Fami¬ 
lien gaben sie eine Erklärung ab, 
in der es heißt, sie hätten in der 
vergangenen Woche mit dem Hun¬ 
gerstreik begonnen. Sie erklärten 
sie werden gruppenweise mit dem 
Hungerstreik fortfahren, bis eine 
unabhängige Kommission nach 
Imrali gehen könne. Bisher sind 24 
Gefangene in Mersin im Hunger¬ 
streik. Auch im F-Typ Gefängnis 
von Sincan (Ankara) sind 120 PKK 
Verurteilte in den Hungerstreik 
getreten, um gegen die Vergiftung 
Abdullah Öcalans zu protestieren, 
sie gaben an mit dem Hunger¬ 
streik fortzufahren, bis die Situa¬ 
tion Öcalans restlos aufgeklärt ist. 
Die 120 Gefangenen waren am 15. 
März zunächst für drei Tage und 
im Anschluss in einen rotierenden 
Hungerstreik getreten. Über ihre 
Anwälte Hessen sie eine Erklärung 
verbreiten, in der es heißt, man 
werde fortfahren, bis die Situation 
Öcalans geklärt sei. 

(DIHA, 26./28.3., ISKU) 

Demonstration zum 
Geburtsort Öcalans 

Die Föderation der Vereine zur 
Unterstützung der Familien der 
Gefangenen und Verurteilten, 
TUHAD-FED organisiert zum 4. 
April, dem Geburtstag Öcalans 
eine Demonstration zu dessen 
Dorf Amara, um gegen seine Ver¬ 
giftung zu protestieren. Es ist 
geplant, dass tausende sich aus 
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Wieder ein “Herr Ocalan”-Verfahren 


Nach mehreren kurdischen Politi¬ 
kern sieht sich jetzt auch der tür¬ 
kische Ministerpräsident Recep 
Tayyip Erdogan dem Vorwurf der 
"Verherrlichung eines Straftä¬ 
ters" ausgesetzt. Dabei geht es 
um den zu lebenslanger Haft ver¬ 
urteilten PKK-Führer Abdullah 
Öcalan, den Erdogan in einem sie¬ 
ben Jahre zurückliegenden Inter¬ 
view als "Herr Öcalan" bezeichnet 
haben soll. Nach mehreren Straf¬ 
anzeigen leitete die Staatsanwalt¬ 
schaft in Ankara jetzt Ermittlun¬ 
gen gegen den Ministerpräsiden¬ 
ten ein, wie türkische Medien am 
Montag berichteten. 

Erst kürzlich war der Vorsitzende 
einer pro-kurdischen Partei unter 
dieser Anklage zu sechs Monaten 
Haft verurteilt worden. Andere 


Seit Anfang der Woche ist die 
Bevölkerung der Kleinstatt Yük- 
sekova in der Provinz Hakkari auf 
der Straße. Anlaß ist die Ermor¬ 
dung des 26jährigen Geographie¬ 
lehrers Kerem Ölmez, der einem 
blutigen Familienkonflikt zum 
Opfer fiel. 

Einem Aufruf von zivilgesell¬ 
schaftlichen Organisationen und 
der Studentenplattform zu einer 


Der Menschenrechtsverein Istan¬ 
bul berichtet, dass ihr Vorstands¬ 
mitglied Halil Savda am 15. März 
2007 vom Militärgericht in dem 
westlich von Istanbul gelegenen 
Corlu zu einem Jahr Haft wegen 
"Desertion" und zu dreieinhalb 
Monaten wegen "fortgesetztem 
Ungehorsam" verurteilt wurde. 
Halil Savda ist erklärter Kriegs¬ 
dienstverweigerer und bereits seit 
dem 7. Dezember 2006 in der Ein¬ 
heit der 8. Panzerbrigade in Tekir- 
dag inhaftiert. 

Der Menschenrechtsverein sieht 
die Verurteilung von Halil Savda 
als Versuch, andere Kriegsdienst¬ 
verweigerer einzuschüchtern: 
"Wir verurteilen schärfstens die 
staatlichen Repressionen gegen all 
diejenigen, die sich für das Recht 
auf Kriegsdienstverweigerung ein¬ 


kurdische Politiker in der Türkei 
wurden wegen der Anrede "Herr" 
Öcalan in Untersuchungshaft 
genommen. 

Parlamentarische Immunität 

Eine Strafverfolgung des Mini¬ 
sterpräsidenten gilt indessen als 
höchst unwahrscheinlich. Selbst 
wenn die Staatsanwaltschaft eine 
solche befürworten sollte, wäre 
Erdogan durch seine parlamenta¬ 
rische Immunität geschützt. Der 
Regierungschef hat den Vorwurf 
als Wahlkampfmanöver zurückge¬ 
wiesen. 

Auf das Interview mit einem 
australischen Radiosender im 
Jahr 2000 hatte Oppositionsführer 
Deniz Baykal von der national¬ 
konservativen Republikanischen 


Großdemonstration folgten am 
Montag etwa 5.000 Menschen. 
Sie blockerten die Straße Yükse- 
kova-Semdinli und forderten in 
Parolen “Schluß mit der Blutra¬ 
che - Schluß mit Ehrenmorden”. 
M. Salih Yildiz , der Bürgermeis¬ 
ter von Yüksekova, rief in einer 
Rede alle verantwortungsbewuß¬ 
ten Menschen und vor allem 
Stammesführer und Verantwortli- 


setzen. Die Verurteilung von Halil 
Savda stellt den Versuch dar, sie zu 
entmutigen. Wir sagen jedoch: 
Kriegsdienstverweigerung ist ein 
Menschenrecht." 

Die Gruppe der Unterstützerinnen 
von Halil Savda wurde in Corlu von 
Rechtsextremen angegriffen. Aus 
Corlu berichteten Unterstützerin¬ 
nen: "Wir waren mit 30 Personen 
nach Corlu gekonunen. Aufgrund 
der begrenzten Besucherplätze 
konnten nur 15 in den Gerichtssaal 
gehen, wir anderen warteten vor 
der Kaserne im Park. Dabei waren 
wir umringt von der Polizei. Den¬ 
noch konnten 25-30 Personen ein- 
dringen und uns angreifen. Die 
Polizei nahm niemanden von den 
Angreifenden fest sieben von uns 
erlitten Verletzungen durch Pfef¬ 
ferspray und Schläge der Polizei." 


Volkspartei (CHP) aufmerksam 
gemacht. Die CHP, die sich als 
Hüterin des Kemalismus sieht, 
will verhindern, dass Erdogan bei 
der Präsidentenwahl im Mai kan¬ 
didiert. Als Ministerpräsident 
genießt Erdogan Immunität. Der 
Aufnahme eines Strafverfahrens 
müsste das Parlament zustim¬ 
men. 

Der Staatspräsident wird in der 
Türkei vom Parlament gewählt, in 
dem Erdogans islamisch-konser¬ 
vative AKP die Mehrheit hat. Bis¬ 
her hält sich Erdogan bedeckt, ob 
er kandidieren wird oder nicht. 
Das Wahlprozedere beginnt in 
drei Wochen und muss laut Ver¬ 
fassung innerhalb eines Monats 
abgeschlossen sein. 

(DS, 26.3., ISKU) 


che der politischen Parteien dazu 
auf, sich bedingungslos für ein 
Ende dieser blutigen und 
unmenschlichen ‘Tradition” ein¬ 
zusetzen. “Entweder die Blutfeh¬ 
den hören auf, oder wir werden 
jeden Tag demonstrieren. Wir 
werden alle Lehrer Kerem sein, 
er wird in unseren Herzen weiter¬ 
leben”, so der Bürgermeister. 

(Hü, 27.3., ISKU) 


Die Türkei verfolgt Kriegsdienst¬ 
verweigerer auf zweierlei Art und 
Weise. Zum einen wird das Recht 
auf Kriegsdienstverweigerung 
nicht anerkannt. Verweigerer wie 
Osman Murat Ülke oder Mehmet 
Tarhan wurden wegen Befehlsver¬ 
weigerung bzw. Ungehorsam bis 
zu sieben Mal verurteilt. ..Zum 
anderen werden öffentliche Äuße¬ 
rungen gegen das Militär, wie die 
öffentliche Erklärung der Kriegs¬ 
dienstverweigerung, unter Strafe 
gestellt. Etwa 50 Wehrpflichtige 
haben bislang öffentlich ihre 
Kriegsdienstverweigerung erklärt. 
Zudem entziehen sich in der Tür¬ 
kei Zehntausende der Ableistung 
des Militärdienstes. 

Weitere Infonnationen unter: 
www.Connection-eV.de/Tuerkei/ 
savda.html (Con, 20.3., ISKU) 


verschiedenen Städten und Regio¬ 
nen Kurdistans auf den Weg 
machen. Bei der Bekanntgabe 
erklärte die Vertreterin von 
TUHAD-FED Eziz Karasahin, die 
Gefangenen der PKK und von 
PAJK seien in einen Hungerstreik 
getreten um gegen die Vergiftung 
Ocalans und die Untätigkeit der 
AKP Regierung zu protestieren. 
Eziz Karasahin rief dazu auf, sich 
an der Demonstration am 4. April 
nach Amara bei Urfa Xalfeti zu 
beteiligen. (RTV, 28.3., ISKU) 

Azadiya Welat für 
20 Tage verboten 

Die kurdischsprachige Tageszei¬ 
tung Azadiya Welat ist für ihre 
Newrozausgabe mit einem 
Erscheinungsverbot für 20 Tage 
belegt worden. Als Begründung 
wurde ein Bild von der Guerilla, zu 
einem Artikel, Newroz in Kandil, 
herangezogen. (ISKU, 29.3.) 

Militäropertionen dauern an 

Nach Angaben des Pressezen¬ 
trums der Volksverteidigungskräf¬ 
te (HPG) starteten am 16. März 
türkische Militäreinheiten Opera¬ 
tionen am Gabar Berg bei Simak. 
Am gleichen Tag kam es im Gebiet 
Baze zu Gefechten zwischen der 
türkischen Armee und der HPG. 
Nach dem Gefecht wurde das 
Gebiet mit Mörsergranaten massiv 
bombardiert Bei dem Gefecht ist 
ein Mitglied der HPG gefallen. 
Einige Tage später, am 21 März, 
startete die türkische Armee in 
Amed (Diyarbakir) in der Gegend 
S. Brüsk eine Operation. Die 
Angriffe seitens der Armee wur¬ 
den am 22. März auf die Regionen 
Gözcü Tepesi, Heredan und Tüne- 
grat ausgeweitet. Zwischen der 
türkischen Armee und der HPG 
kam es zu Auseinandersetzungen. 
Während des Gefechtes kamen 4 
Soldaten ums Leben und 3 (davon 
ein Unteroffizier) wurden verletzt, 
zwei davon schwer. 

Auch in den Gebieten Tünegrat, 
Ziyaret Tepesi, U^kula und Gorse 
dauern die Operationen weiter an. 

(HPG, 25.3., ISKU) 
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bestellt werden. 
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Postbank Köln, BLZ 37010050 
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täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Ilisu: Vertreibung mit Garantie (Forts.) 


Die Entwicklungorganisation 
WEED kritisiert, dass Syrien und 
der Irak von der Türkei nicht in die 
Planungen einbezogen worden 
seien, obwohl dies für länder¬ 
beziehungsweise flüsseübergrei- 
fende Projekte nach internationa¬ 
lem Recht grundlegende Prinzi¬ 
pien seien. 

Die Bevölkerung wehre sich mas¬ 
siv gegen das Vorhaben. 36.000 
Unterschriften seien bereits in der 
Türkei gesammelt und dem öster¬ 
reichischen Finanzminister Gras- 
ser vorgelegt worden, so WEED. 
Unterstützung bekommt die 
Bevölkerung von 69 internationa¬ 
len Organisationen, die einen 
gemeinsamen Brief an Bundes¬ 


kanzlerin Angela Merkel geschrie¬ 
ben haben. Sie kritisieren, dass 
sich Deutschland international als 
ein Land darstelle, das für ein 
gutes Geschäft seine eigenen Prin¬ 
zipien über Bord werfe. 

Die Organisationen kritisieren, 
dass Merkel als EU-Ratspräsiden- 
tin einerseits von gemeinsamen 
europäischen Werten spreche und 
andererseits ein Projekt wie den 
Ilisu-Staudamm unterstütze. Mer¬ 
kel würde besonderen Wert auf 
Transparenz legen, doch die 
Bedingungen, die das Projekt ver¬ 
bessern sollten, würden "unter 
Verschluss gehalten". 

Einem Bericht der türkischen Zei¬ 
tung "New Anatolian" zufolge hat 


die türkische Regierung Deutsch¬ 
land, Österreich und Schweiz 
unter Druck gesetzt und ein Ulti¬ 
matum bis zum 30. März gestellt. 
Wenn bis zu diesem Zeitpunkt 
keine Exportkreditgarantien aus¬ 
gesprochen würden, dann seien 
alle Verträge hinfällig, was eine 
Neuausschreibung des Projekts 
bedeuten würde. 

Die kurdische Nachrichtenagen¬ 
tur Firat News Agency (ANF) 
berichtete, dass die türkische 
Regierung angeblich darüber 
diskutiert, 5000 Soldaten zu rekru¬ 
tieren, um die "Sicherheit der Bau¬ 
arbeiten" für das Staudammgebiet 
zu gewährleisten. 

(ngo, 27.3., ISKU) 


Volksaufstand gegen “Blutrache” 


Kriegsdienstverweigerer verurteilt 
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Repression gegen DTP - Proteste gegen Verhaftung des Bürgermeisters 

Cizre unter Ausnahmerecht 


Auch zwei Wochen nach dem Neu¬ 
jahrsfest Newroz gehen die Repres¬ 
sionen gegen Mitglieder der lega¬ 
len kurdischen Partei für eine 
Demokratische Gesellschaft (DTP) 
in der Türkei weiter. 

Am Montag war der Bürgermeister 
der türkisch-irakischen Grenzstadt 
Cizre, Aydin Budak, verhaftet wor¬ 
den. Seitdem demonstrierten täg¬ 
lich Tausende Bürger vor dem Rat¬ 
haus gegen die Verhaftung des mit 
70 Prozent der Stimmen gewählten 
Stadtoberhauptes. Dabei nahm die 
Polizei am Dienstag vier weitere 
Stadtratsmitglieder fest. Das Mili¬ 
tär zog Sondereinheiten aus der 
Umgebung in der Kreisstadt 
zusammen. Budak wurde aufgrund 
der Spannungen ins Gefängnis 
nach Diyarbakir verlegt. Über die 
Stadt wurde der Ausnahmezustand 
verhängt. 

Die Justizbehörden werfen dem 
Bürgermeister der DTP vor, wäh¬ 
rend des kurdischen Newrozfestes 
am 21. März »Rassenhaß« unter 
der Bevölkerung gesät und den 
Führer einer verbrecherischen 
Organisation gelobt zu haben. 


Gemeint ist damit, daß Budak die 
Anerkennung der Rechte der kur¬ 
dischen Bevölkerung forderte und 
sich besorgt über eine mögliche 
Schwermetallvergiftung des seit 
über acht Jahren inhaftierten ehe¬ 
maligen Vorsitzenden der PKK 
(Arbeiterpartei Kurdistan), Abdul¬ 
lah Öcalan, zeigte. 

Bei Militäroperationen gegen die 
Guerilla sind nach Angaben der 
kurdischen Volksverteidigungs¬ 
kräfte HPG seit dem Wochenende 
in der Provinz Simak, zu der Cizre 
gehört, vier Soldaten und ein Gue¬ 
rillakämpfer ums Leben gekom¬ 
men. 

15 Jahre Haft für 
Roj-TV-Brief gefordert 

Im Prozess gegen 53 Bürgermei¬ 
sterinnen der DTP in Diyarbakir 
hat die Staatsanwaltschaft in ihrem 
Abschlussplädoyer 15 Jahre Haft¬ 
strafe gegen die Angeklagten 
wegen Mitgliedschaft in einer ter¬ 
roristischen Organisation gefor¬ 
dert. Gegen die DTP-Bürgermei- 
sterlnnen war Anklage erhoben 
worden, nachdem sie sich in einem 


Brief an den dänischen Minister¬ 
präsidenten Rasmussen gegen eine 
Schließung des kurdischen Fern¬ 
sehkanals Roj TV, der von Däne¬ 
mark aus sendet, ausgesprochen 
hatten. 

Die Staatsanwaltschaft führte in 
ihrem neunseitigen Plädoyer aus, 
die Türkei habe sich in Dänemark 
um eine Schließung von Roj TV 
bemüht. Die Bürgermeisterinnen 
hätten hingegen auf einer Ver¬ 
sammlung im April 2005 in Diyar¬ 
bakir beschlossen, zur Unterstüt¬ 
zung des Senders einen Brief an 
den dänischen Ministerpräsidenten 
zu senden. Damit hätten sie 
bewusst die PKK unterstützt. 
Lediglich drei Bürgermeister hät¬ 
ten nichts von dem Brief gewusst 
und seien daher freizusprechen. 
Die Hauptverhandlung wurde ver¬ 
tagt In der nächsten Verhandlung 
wird die Verteidigung der Bürger¬ 
meister ihr Plädoyer halten. 
Rasmussen selbst hatte zu einem 
früheren Zeitpunkt bereits sein 
Unverständnis über die Anklageer¬ 
hebung zum Ausdruck gebracht. 

(jW, 5.3., ANF, 3.4., ISKU) 
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Angriffe auf Öcalan-Demo 

Zum Geburtstag Abdullah Öca- 
lans folgten Tausende aus der 
Türkei und Kurdistan dem Aufruf 
von TUAHD-FED und hatten sich 
auf den Weg in Öcalans Geburts¬ 
ort Amara gemacht. Der größte 
Teil wurde jedoch von Militär und 
Polizei an der Weiterfahrt gehin¬ 
dert. So wurden z.B. 500 Men¬ 
schen aus Batman direkt nach 
dem Verlassen der Stadt aufge¬ 
halten und führten stattdessen 
eine Demonstration zurück in die 
Stadt durch. 

Dennoch gelang es etwa 5.000 
Menschen, sich Amara auf etwa 
20 km zu nähern. Dort hatte aller¬ 
dings die Armee Barrikaden 
errichtet und Panzer in Stellung 
gebracht, um die Menge aufzu¬ 
halten. Es kam zu schweren Aus¬ 
einandersetzungen, als die 
Armee eine regelrechte Hetzjagd 
auf die Demonstrantlnnen veran¬ 
staltete. (RTV, 5.4., ISKU) 

Friedensmütter festgenommen 

In Istanbul fand eine Aktion der 
Friedensmütter und von TUHAD 
gegen die Vergiftung Öcalans 
statt. Die Aktion wurde von der 
Polizei angegriffen, wobei drei 
Friedensmütter festgenommen 
wurden. 

Die Friedensmütter hatten das 
sechste Mal in Folge vor dem 
Galatasaray Gymnasium gefor¬ 
dert, dass eine unabhängige 
Kommission nach Imrali gehen 
soll, um die gesundheitliche Situ¬ 
ation Öcalans zu untersuchen. Sie 
versammelten sich mit Nelken in 
ihren Händen und weißen 
Tüchern als Symbol für den Frie¬ 
den und entrollten ein Transpa¬ 
rent mit der Forderung nach 
einer unabhängigen Kommission. 
Behiye Duman sprach im Namen 
der Friedensmütter und sagte, 
die Status quo Kräfte würden den 
Fieden vergiften. Als die Mütter 
mit ihrer Sitzprotestaktion began¬ 
nen, wurde Behiye Duman fest¬ 
genommen. Auch die Vertreter 
von TUHAD Sedat Qayci und 
Kemal Aydin wurden festgenom¬ 
men. (RTV, 5.4., ISKU) 

Gefechte in Besta und Botan 

Die türkische Armee startete am 
25. März eine umfassende Militär¬ 
operation im Gebiet Botan/ 
Bester, die am 31. März endete. 
Am 27. 3. kam es im Gebiet Cek- 
metahlo und Mergumar an drei 
Orten zu heftigen Zusammenstö¬ 
ßen zwischen den türkischen 
Armee und der Guerilla. Dabei 
kamen drei Soldaten und ein Gue¬ 
rillakämpfer ums Leben. 

Bei mehreren Gefechten im Rah¬ 
men einer Militäroperation in 


14 Tote und kein Prozess 


Der IHD Diyarbakir hat darauf 
hingewiesen, dass die tragischen 
Ereignisse vom März 2006, wo 
nach der Beerdigung von gefalle¬ 
nen Guerilla-Mitgliedern 14 
Menschen durch Sicherheits¬ 
kräfte getötet wur¬ 
den, noch immer 
nicht durch einen 
Gerichtsprozess 
untersucht wurden. 

"Die Justiz hat es 
nicht geschafft, für 
Gerechtigkeit zu 
sorgen, nachdem im 
vergangenen Jahr 
14 Menschen getö¬ 
tet und Dutzende 
gefoltert wurden. 

Wenn es bis Mitte 
des Jahres keine 
weiteren Entwik- 
klungen gibt, wer¬ 
den wir uns an den 
Europäischen 
Gerichtshof für 
Menschenrechte wenden, ohne 
den nationalen juristischen Pro¬ 
zess abzuwarten. Der äußerst 
langsame Fortgang der Ermitt¬ 
lungen weckt Zweifel an der 
Möglichkeit eines gerechten Ver¬ 
fahrens", so Selahattin Demirtas 
vom IHD. 

Im März 2006 kam es nach der 
Beerdigung von 14 Guerilla-Mit¬ 
gliedern zu tagelangen Demon¬ 
strationen und Auseinanderset¬ 


zungen. Spezialeinheiten wurden 
eingesetzt und gingen mit äußer¬ 
ster Brutalität vor. In Batman, 
Kiziltepe und Diyarbakir kamen 
dabei 14 Menschen ums Leben - 
sechs von ihnen waren Kinder. 


Mehr als 600 Menschen wurden 
verhaftet und hunderte gefoltert. 
Demirtas kritisierte die Vergess¬ 
lichkeit der Ermittler in Bezug 
auf die Tötungen und die ande¬ 
ren Anschuldigungen. "Sie wei¬ 
gern sich, die Aktionen der 
Sicherheitskräfte zu untersuchen 
und die Verantwortlichen zu 
ermitteln." Er erinnerte daran, 
dass die Justiz durchaus in der 
Lage ist, schnell zu reagieren, 


beispielsweise wenn es um 
Anschuldigungen gegen den 
Bürgermeister von Diyarbakir, 
Osman Baydemir geht. 

Der IHD habe alle Vorwürfe, die 
ihm bekannt wurden, untersucht 
und die Akten an die 
rmittlungsbehörden 
übergeben. Darunter 
sind mehr als 300 Vor¬ 
würfe der Folter in 
Polizeihaft. 

Alle Foltervorwürfe 
wurden mit medzini- 
schen Untersu¬ 
chung sberichten, 
Photographien und 
anderen handfesten 
Beweisen untermau¬ 
ert. "Die Handlungen 
der Sicherheitskräfte 
werden von Behör¬ 
den und Justiz tole¬ 
riert. Aber wir sind 
entschlossen, in die¬ 
ser Frage nicht nach¬ 
zugeben." 

Yavuz Önen von der türkischen 
Menschenrechtsstiftung erklärte 
gegenüber Bianet, dass die von 
der Regierung ausgegebene Paro¬ 
le "Keine Toleranz gegenüber Fol¬ 
ter" keine realen Auswirkungen 
habe. Am Beispiel der Ereignisse 
des letzten Jahres zeige sich, dass 
Folter überall, zu jeder Zeit und 
auf jede Art weiter existiere. 

(BN, 3.4., ISKU) 



März 2006: Schwerbewaffnete Soldaten - hier in Kiziltepe - machen 
Jagd auf die Zivilbevölkerung (Foto: DIHA) 




Prozesse gegen kritische 


Intellektuelle haben Hochkonjunktur 


Große Hoffnungen wurden an 
die umfangreiche Reform des 
türkischen Strafgesetzbuches 
vor drei Jahren geknüpft - 
besonders von denen, die am 
meisten unter den restriktiven 
Bestimmungen des alten Kode¬ 
xes zu leiden hatten. Vor allem 
der schreibenden Zunft hatten 
die Repressionen, die der Militär¬ 
putsch von 1980 und der langjäh¬ 
rige Bürgerkrieg in der Südost¬ 
türkei mit sich brachten, das 
Leben schwer gemacht. »Damals 
habe ich zahlreiche Gerichtssäle 
von innen kennengelernt«, 
erinnert sich Ismet Berkan, der 
in den neunziger Jahren Heraus¬ 
geber des Yeni Yüzyil war. »Im 
Laufe der Zeit bin ich wegen aller 
Paragraphen, die damals auf die 
Journalisten angewandt wurden, 
angeklagt worden.« Leute wie 
Berkan versprachen sich mehr 
Freiheit durch die Strafrechtsän¬ 
derungen, die auf Druck der EU 
zustande kamen. 

Doch eine kürzlich vorgelegte 
Untersuchung der »Vereinigung 
türkischer Verleger« zeigt, daß 
die Prozesse gegen Journalisten, 
Autoren und Verlage im vergan¬ 
genen Jahr wieder deutlich zuge¬ 
nommen haben. 293 Intellektuel¬ 
le standen 2006 wegen ihrer Mei¬ 
nung vor dem Kadi; ein Jahr 
zuvor waren es noch 157. »Das 


Jahr 2006 war aus Sicht der Mei¬ 
nungsfreiheit eines der finster¬ 
sten Jahre überhaupt«, kommen¬ 
tiert Ragip Zarakolu vom Verle¬ 
gerverband die Zahlen. »Und lei¬ 
der wird das Jahr 2007 kaum 
anders verlaufen.« 

Verantwortlich für den steilen 
Anstieg ist nach Ansicht von 
Ministerpräsident Tayyip Erdo- 
gan vor allem ein Mann namens 
Kemal Kerincsiz. »Um berühmt 
zu werden, erstattet dieser 
Mensch wegen jeder Kleinigkeit 
eine Anzeige«, wetterte Erdogan 
kürzlich. Tatsächlich ist Kerinc¬ 
siz längst zum Problem gewor¬ 
den. Denn mit seinen Prozessen 
will der ultranationalistische 
Anwalt nicht nur berühmt wer¬ 
den, sondern vor allem sein 
Vaterland vor den Umtrieben 
»der Verräter« retten. Die von 
ihm angeregten Prozesse gegen 
Orhan Pamuk, Elif Safak und 
Hrant Dink sorgten auch interna¬ 
tional für Proteste. Sie sind 
jedoch nur die Spitze der Prozeß¬ 
lawine gegen kritische Intellek¬ 
tuelle, die Kerincsiz losgetreten 
hat. Und alles deutet darauf hin, 
daß sein Beispiel nun sogar 
Schule macht. Auch der »Verein 
für das Gedankengut Atatürks« 
hat in den vergangenen Tagen 
durch eine Reihe spektakulärer 


Strafanzeigen auf sich aufmerk¬ 
sam gemacht, unter anderem 
gegen die Zeitung Milliyet, weil 
diese in einer Artikelserie 
gezeigt hat, daß durchaus nicht 
nur Türken in der Türkei leben. 
(Siehe auch den fogenden Arti¬ 
kel.) 

Viele der Anzeigen beruhen auf 
Paragraph 301 des Strafgesetzbu¬ 
ches, der die »Herabsetzung des 
Türkentums« unter Strafe stellt. 
Kritiker sind sich darin einig, 
daß gerade diese schwammige 
Formulierung die Prozeßwelle 
erst ermöglicht hat. An der Not¬ 
wendigkeit einer erneuten 
Reform des Paragraphen hegt 
auch Erdogan inzwischen keine 
Zweifel mehr. Ob diese aber 
noch vor den Parlamentswahlen 
im November zustandekommt, 
ist ungewiß. Denn Umfragen 
haben gezeigt, daß eine deutli¬ 
che Mehrheit , der Wählerschaft 
gegen eine Änderung ist. So 
bleibt den Verurteilten auch 
weiterhin nur der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 
als letzte Instanz. Ohnehin ist 
Ankara dort schon einsamer Spit¬ 
zenreiter. Rund 61 Prozent der 
Verstöße gegen die Meinungs¬ 
freiheit, die das Gericht zwischen 
1999 und 2006 geahndet hat, wur¬ 
den in der Türkei begangen. 

(jW, 3.4., ISKU) 


Nationalisten gegen Wissenschaft 


Der »Verein für das Gedankengut 
Atatürks« (ADD) in Diyarbakir 
versucht mit Strafanzeigen, gegen 
die Tageszeitung Milliyet vorzuge¬ 
hen. Die Zeitung hatte die Ergeb¬ 
nisse einer umfangreichen wis¬ 
senschaftlichen Studie veröffent¬ 
licht, die die Rolle von ethnischen, 
religiösen und ideologischen 
Identitäten in der Türkei unter¬ 
sucht hat. 

Die ADD beschuldigt die Umfra¬ 
ge, die unter dem Titel "Wer sind 
wir" durchgeführt wurde, "Hass 
und Volksverhetzung" zu schüren. 
Die Milliyet hatte zwischen dem 
19. Und 23. März eine Serie von 


Das Newroz-Fest in Stockholm 
war letztes in einer Reihe ähn¬ 
licher Veranstaltungen. Neben 
einem weit gefächerten Kultur¬ 
programm war auch die Rednerli¬ 
ste beachtlich. Politikerinnen 
wie Boldil Ceballos und Rebwar 
Hasan, beide Mitglied der Grü¬ 
nen Partei Schwedens, Veronica 
Palm, Mitglied der Sozialdemo¬ 
kratischen Partei, sowie die 
Gemeinderätin von Wan-Bostani- 
fi, Gülcihan Simsek und Selim 
Sadak (DTP) nahmen an der Ver¬ 
anstaltung teil. Selim Sadak ging 
mit folgenden Worten noch ein¬ 
mal auf die Situation von Abdul- 


Artikeln veröffentlicht, die die 
Ergebnisse der Studie zusam¬ 
menfassen. Die Artikel erschie¬ 
nen unter Überschriften wie "Die 
Hälfte der Ärmsten lebt im Südo¬ 
sten" und "4,5 Millionen haben 
eine Identität als Aleviten." Die 
Zeitung wollte mit der Veröffentli¬ 
chung "auf objektive und wissen¬ 
schaftliche Weise den wahren 
Charakter der modernen türki¬ 
schen Gesellschaft" beleuchten. 
Für die Studie wurden 48.000 
Menschen aus der gesamten Tür¬ 
kei befragt. 

Im Ergebnis zeigte sich, dass die 
Bevölkerung der Türkei keine 


Iah Öcalan ein. Er erklärte: 
"Obwohl Abdullah Öcalan der 
Führer aller Kurden ist, ist er 
heute allein der PKK überlas¬ 
sen." Im Folgenden rief er dann 
alle Kurdinnen dazu auf, sich für 
Öcalan einzusetzen, damit 
sichergestellt werden könne, 
dass eine unabhängige Untersu¬ 
chungskommission die gesund¬ 
heitliche Situation Öcalans über¬ 
prüfen könne. Schließlich rief er 
die skandinavischen Länder dazu 
auf Vermittler im Konflikt zwi¬ 
schen Kurden und Türken zu 
sein. "Von hier" so sagte er "rufe 
ich alle skandinavischen Länder 


Scheu hat, sich zu seiner ethni¬ 
schen Identität zu bekennen. 55 
Millionen bezeichnen sich selbst 
als Türken, 11,5 Millionen als Kur¬ 
den. Die Studie zeigte auch, dass 
es ein starkes Gefälle im Niveau 
der Bildung und der Einkommen 
zuungunsten der südlichen und 
östlichen Landesteile gibt. 

Die Frage nach den wichtigsten 
Kriterien der eigenen Identität 
beantworteten 59% mit "Ich 
komme aus der Türkei", für 42% 
spielt auch die religiöse Identität 
eine große Rolle und 14% stellen 
andere ethnische Identitäten an 
erste Stelle. (BN, 26.3., ISKU) 


auf, Vermittler zu sein. Es wird 
von Demokratie und Freiheit 
gesprochen. Aber dann bitte 
schön, vermittelt und bereitet 
auch dem Geschwister-Mord in 
der Türkei ein Ende. Ob die Tür¬ 
kei will oder nicht, eines Tages 
werden alle politischen Gefange¬ 
nen, darunter auch Öcalan, wie¬ 
der frei sein und es wird zum 
Dialog kommen. Wichtig ist, 
nicht zu spät dahin zu kommen. 
In dem Moment, in dem die Tür¬ 
kei die Kurden mit deren eigener 
Realität anerkennt, wird wahre 
Geschwisterlichkeit herrschen." 

(ANF, 31.3., ISKU) 


Besta (Sirnak) sind am 27. März 
nach Angaben der HPG ein Gue¬ 
rillakämpfer und vier Soldaten 
ums Leben gekommen. Vier wei¬ 
tere Soldaten wurden verletzt. 

(ANF, 3.4., HPG, 4.4, ISKU) 

Demonstration in Hamburg 
für Sakine Cansiz 

In Hamburg fand am Samstag 
eine Demonstration für die Frei¬ 
lassung der kurdischen Politike¬ 
rin Sakine Cansiz stattg. Ca. 1000 
Menschen, darunter Vertreter 
der Partei Die Linke und anderer 
linker Organisationen, versam¬ 
melten sich am Hauptbahnhof, 
von wo aus sie mit Transparenten 
mit der Aufschrift "Freiheit für 
Sakine Cansiz" und "Freiheit für 
alle politischen Gefangenen" zum 
Untersuchungsgefängnis Hol¬ 
stenglacis liefen. Dort fand eine 
lautstarke Abschlusskundgebung 
statt. (ANF, 1.4., ISKU) 

Brandanschlag auf 
kurdischen Verein 

Auf den Mesopotamischen Kul¬ 
turverein (MED) in Brüssel 
wurde in der Nacht zum 1. April 
ein Brandanschlag verübt. Bei 
dem Anschlag, der möglicher¬ 
weise von türkischen Nationali¬ 
sten verübt wurde, entstand 
erheblicher Sachschaden. An¬ 
wohner in den darüber liegenden 
Wohnungen kamen nicht zu 
Schaden, waren allerdings tät¬ 
lichen Übergriffen der Sicher¬ 
heitskräfte ausgesetzt und wur¬ 
den vorübergehend in Haft 
genommen. Die Anwohner, die 
nach der Freilassung ins Kran¬ 
kenhaus mussten, ließen verlau¬ 
ten, dass sie zu den Ereignissen 
auf einer Pressekonferenz Stel¬ 
lung nehmen werden. Am Mor¬ 
gen protestierten Hunderte Kur¬ 
den vor dem Vereinsgebäude 
gegen den Anschlag. 

(ANF, 1.4., ISKU) 
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Türkische Spezialeinheiten 
überschreiten irakische Grenze 


Spezialeinheiten der türkischen 
Armee sind nach einem Zeitungs¬ 
bericht bis zu 40 Kilometer tief 
auf irakisches Staatsgebiet vorge¬ 
stoßen. Ziel der Kommandoaktio¬ 
nen seien Lager der kurdischen 
Rebellengruppe PKK in der 
Umgebung von Zaho im Nordirak 
gewesen, berichtete die Zeitung 
"Zaman" am Mittwoch. Für weite¬ 
re Vorstöße würden Minenfelder 
entlang der Grenze geräumt. 
Andere Zeitungen berichteten 
von Truppenbewegungen und 
Schießübungen türkischer Ver¬ 
bände nahe der irakischen Gren¬ 
ze. Augenzeugen gaben Zaman 
gegenüber an, sie hätten einen 
langen Konvoi mit gepanzerten 
Fahrzeugen auf dem Weg zur 
Grenze gesehen. Insgesamt könn¬ 
ten bis zu 200.000 zusätzliche Sol¬ 
daten in das Grenzgebiet verlegt 
worden sein, spekuliert die Zei¬ 
tung. Offizielle Stellungnahmen 
zu den Meldungen lagen nicht 
vor. 

Konfrontationskurs 

Angesichts wachsender Spannun¬ 
gen zwischen der Türkei und den 
nordirakischen Kurden geht 
Ankara verstärkt auf Konfronta¬ 
tionskurs zum Irak. Wie türkische 
Medien am Mittwoch berichteten, 
drohte der nationale Sicherheits¬ 
rat nach einer vierstündigen Sit¬ 
zung mit "politischen, wirtschaft¬ 
lichen und anderen Maßnah¬ 
men", wenn der Irak nicht endlich 
gegen die vom Nordirak aus ope¬ 
rierende Kurdische Arbeiterpar¬ 
tei (PKK) vorgehe. Damit schlie¬ 
ße die Türkei grenzüberschrei¬ 
tende militärische Operationen 


nicht aus, wenn politischer und 
ökonomischer Druck auf den 
Irak keine Wirkung zeigen soll¬ 
ten, kommentierten türkische 
Zeitungen am Mittwoch. "Militär¬ 
operation" lautet die Botschaft 
des Sicherheitsrates (an den 
Irak)", schrieb die Zeitung "Milli- 
yet". Von einem "Dreistufenplan" 
berichtete das Blatt "Radikal". 
Der türkische Sicherheitsrat, in 
dem sich die politische und die 
militärische Führung abstimmen, 
habe dem Irak "eine Frist von 
zwei Wochen" eingeräumt. 

Protestnote 

Erst Anfang der Woche hatte die 
Türkei Bagdad in einer Protest¬ 
note aufgefordert, den Aktivitä¬ 
ten der PKK im Nordirak ein 
Ende zu setzen und die PKK-Mit- 
glieder auszuliefern. Darin hatte 
die Regierung in Ankara aus¬ 
drücklich auf das ihr "nach inter¬ 
nationalem Recht" zustehende 
Option hingewiesen, auch grenz¬ 
überschreitend gegen die als 
Terrororganisation eingestufte 
PKK vorzugehen. 

Während einer Offensive der tür¬ 
kischen Armee gegen kurdische 
Rebellen im Südosten der Türkei 
waren über das vergangene 
Wochenende zehn Soldaten getö¬ 
tet worden. Außerdem soll 
Außenminster Abdullah Gül bei 
seiner US-Amtskollegin Condo- 
leezza Rice interveniert haben: 
"Bringen Sie diesen Mann (Barz- 
ani, Anm.) zum Schweigen, oder 
wir tun es", zitiert ihn die türki¬ 
sche Zeitung Hürriyet. 

Der Präsident der Föderalen 
Region Kurdistan, Mesut Barzani 


hat sich vehement gegen eine 
Einmischung der Türkei in die 
Kirkuk-Frage ausgesprochen: 
"Wenn die Türken sich in Kirkuk 
einmischen, werden wir uns in 
Diyarbakir einmischen", erklärte 
Barzani gegenüber dem Fern¬ 
sehsender El Arabiya. Man 
fürchte sich nicht vor der militä¬ 
rischen und diplomatischen Stär¬ 
ke der Türkei, führte Barzani 
weiter aus. Kirkuk habe eine kur¬ 
dische Identität und sei untrenn¬ 
barer Bestandteil Kurdistans. 

"In der Türkei gibt es 30 Millio¬ 
nen Kurden. Wir mischen uns 
nicht in ihre inneren Angelegen¬ 
heiten ein. Aber wenn eine Ein¬ 
mischung der Türkei in die Kir¬ 
kuk-Frage stattfinden sollte, wer¬ 
den wir uns ebenfalls in die inne¬ 
ren Angelegenheiten Diyarba- 
kirs und anderer Städte einmi¬ 
schen. Ich möchte nicht, dass es 
soweit kommt. Aber wenn die 
Türken auf einer Einmischung in 
der Kirkuk-Frage bestehen, wer¬ 
den wir alle Konsequenzen in 
Kauf nehmen und ihr Programm 
zu verhindern suchen." 

Es handele sich um ein legitimes 
Recht des kurdischen Volkes, 
einen unabhängigen Staat zu 
haben, fuhr Barzani fort. "Solan¬ 
ge die Kurden, die innerhalb der 
Grenzen Syriens, der Türkei und 
Irans leben, nicht dazu gezwun¬ 
gen werden, sollten sie sich von 
der Gewalt fern halten. Ein Vor¬ 
gehen gegen die Unabhängigkeit 
der Kurden zählt jedoch als 
feindliche Haltung gegen die 
Kurden in den genannten Län¬ 
dern." 

(DS, 11.4./ANF, 7.4., ISKU) 


Meldungen 

Besuch bei Öcalan verhindert 

Der rein rechtlich einmal wöchent¬ 
lich vorgesehene Besuch der Ver¬ 
teidiger und Familienmitglieder 
von Abdullah Öcalan ist diese 
Woche mit der Begründung, das 
zur Gefängnisinsel Imrali fahrende 
Schiff sei defekt, verhindert wor¬ 
den. Wie die Anwälte mitteilten, 
wird bei der zuständigen Staatsan¬ 
waltschaft eine Besuchserlaubnis 
für einen anderen Tag beantragt 
werden. (ANF, 11.4., ISKU) 

Gefechte zwischen HPG 
und türkischer Armee 

Im Rahmen von Militäroperatio¬ 
nen der türkischen Armee gegen 
die kurdische Guerilla sind am 
Wochenende bei Gefechten nach 
ersten Angaben zehn Soldaten 
getötet worden. Allein in der 
Region Dersim sind 13.000 Solda¬ 
ten an Operationen beteiligt. In 
Dersim-Hozat wurden bei einem 
Gefecht außerdem vier Guerilla¬ 
kämpfer der DHKP-C getötet In 
der Leichenhalle von Malatya sol¬ 
len sich insgesamt zehn Leichna¬ 
me von Guerillakämpfern befin¬ 
den. (ANF, 9.4., ISKU) 

HPG spricht Warnung 
wegen Ilisu aus 

Das Hauptquartier der Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG) hat in 
einer Erklärung den geplanten 
Ilisu-Staudamm als ein "militäri¬ 
sches Projekt" bezeichnet, von 
dem sofort Abstand genommen 
werden müsse. Das Projekt mit 
dem kurdische historische und 
kulturelle Werte vernichtet wür¬ 
den, solle in einem militärischen 
Gebiet umgesetzt werden, in dem 
Gefechte stattfinden würden. Aus¬ 
ländische Staaten seien aufgefor¬ 
dert, ihre Unterstützung zurückzu¬ 
ziehen. (ANF, 6.4., ISKU) 

Friedensrat der Türkei 
vor Gründung 

Nach der im Januar in Ankara 
durchgeführten Konferenz "Die 
Türkei sucht ihren Frieden" haben 
Friedensaktivistinnen beschlos¬ 
sen, ihre Bemühungen für Frieden 
über eine organisierte Struktur 
fortzusetzen, um eine kontinuierli¬ 
che und systematische Arbeit zu 
gewährleisten. Diese Friedensor¬ 
ganisation, in die Friedensaktivi¬ 
sten, Intellektuelle, Politiker und 
Vertreter zivilgesellschaftlicher 
Organisationen eingebunden wer¬ 
den sollen, soll im Mai voraus¬ 
sichtlich unter dem Namen "Frie- 
densrat der Türkei" gegründet 
werden. Zur Vorbereitung dessen 
werden von einer 15-köpfigen Vor¬ 
bereitungsgruppe seit drei Mona¬ 
ten Versammlungen in verschiede¬ 
nen Städten der Türkei durchge- 
führt. (ANF, 8.4., ISKU) 


Hungerstreik für Öcalan 


In Strasbourg hat für die Durch¬ 
setzung der Forderung einer 
gesundheitlichen Untersuchung 
von Abdullah Öcalan durch eine 
unabhängige internationale Ärzte¬ 
abordnung ein unbefristeter Hun¬ 
gerstreik begonnen. Die Aktion 
wurde mit einer Kundgebung vor 
dem Europarat eingeleitet. Die 
Aktivistinnen forderten das Komi¬ 
tee zur Verhinderung von Folter 
(CPT) dazu auf, aktiv zu werden. 
Die Vergiftung Öcalans sei seit 
vierzig Tagen öffentlich bekannt 
und die kurdische Bevölkerung in 
großer Sorge, erklärte Ahmet 
Dere vom Nationalkongress Kur¬ 
distan (KNK). 

Im Anschluss an die Kundgebung 
wurde ein Informationsdossier im 
Europarat übergeben und erneut 


dringend dazu aufgerufen, in 
Aktion zu treten. Danach liefen 
die Aktivistinnen geschlossen 
zum Französisch-Kurdischen Kul¬ 
turzentrum, wo der Hungerstreik 
durchgeführt wird. Von insgesamt 
70 Teilnehmern führen 17 einen 
unbefristeten Hungerstreik 
durch, die weiteren 53 im Wechsel 
einen jeweils fünftägigen Hunger¬ 
streik. 

Hungerstreiks in den 
Gefängnissen 

Die Hungerstreiks gegen die Ver¬ 
giftung Öcalans weiten sich auch 
in den Gefängnissen der Türkei 
aus. In Amed begann im D-Typ 
Gefängnis ein unbefristeter Hun¬ 
gerstreik mit der Forderung nach 
einer unabhängigen Untersu¬ 


chungskommission. In der Grup¬ 
pe der Hungerstreikenden sind: 
Sedat Adsiz, Mehmet Berk, Vedat 
Haci Ali, Veli Tosun, Tajdin Turan, 
Mustafa Tunayüzlü, Nazmi Nansa- 
cak und Seref Inang. 

Ein Hungerstreik mit der selben 
Forderung begann in Izmir Buca 
im F-Typ Gefängnis. Eine Gruppe 
beginnt unbefristet, weitere Grup¬ 
pen treten in einen rotierenden 
Hungerstreik. 

Der Hungerstreik im Gefängnis 
Dilok, in dem es ebenfalls eine 
Gruppe unbefristet Hungerstrei- 
kender gibt, ist schon am 21 Tag, 
ebenso die Gruppe in Merdin. 

Der Hungerstreik der Gefange¬ 
nen u.a. in Semsur befindet sich 
am 15. Tag. 

(ANF, 11.4./RTV, 12.4., ISKU) 





Prozess gegen DTP-Vorsitzenden von Diyarbakir - DTP protestiert 
gegen anhaltende Repressionswelle 

Hilmi Aydogdu vorerst freigelassen 


Hilmi Aydogdu, Vorsitzender des 
DTP-Provinzverbandes Diyarba¬ 
kir, ist am ersten Verhandlungs¬ 
tag des Prozesses gegen ihn 
wegen Volksaufstachelung aus 
der Haft entlassen worden. Ihm 
droht eine Haftstrafe zwischen 
1,5 und 4,5 Jahren. Aydogdu 
wurde von 25 Rechtsanwältinnen 
vertreten. Während der Verhand¬ 
lung kam es zu heftigen Wortge¬ 
fechten zwischen den Verteidi¬ 
gern und dem Vorsitzenden Rich¬ 
ter sowie Staatsanwalt. 

Der Angeklagte wies die 
Anschuldigung der Volksaufsta¬ 
chelung in scharfer Form zurück 
und erklärte, sein Ziel sei es, der 
Demokratie in der Türkei zu die¬ 
nen. Als Politiker habe er ledig¬ 
lich seine Meinung zu einer mög¬ 
lichen Militärintervention der 
Türkei in Kirkuk auf der Inter¬ 
netseite PUK zum Ausdruck 
gebracht. "Ich habe nicht gesagt, 
dass wir einen Angriff auf Kirkuk 
wie einen Angriff auf Diyarbakir 
bewerten. Stattdessen habe ich 
darauf hingewiesen, dass eine 
militärische Intervention in Kir- 


Ankara plant Intemetzensur 


Die türkische Regierung legt sich 
rechtliche Instrumente zu, um 
ihre Bürger vor "beleidigenden" 
Inhalten im Internet zu "schüt¬ 
zen". Ein Parlamentsausschuss 
billigte jetzt einen Gesetzentwurf, 
der es Behörden erlauben soll, 
Webseiten zu blocken, wenn sie 
beleidigendes Material über 
Staatsgründer Mustafa Kemal Ata- 
türk enthalten. Bereits im März 
hatte ein türkisches Gericht die 


Die Feyli-Kurden im Irak 
bekommen ihre Pässe zurück 


Vorsitzende des DTP-Provinzver¬ 
bandes Istanbul Dogan Erbas 
erklärte, befinden sich zurzeit 
fünf Provinzvorsitzende und über 
50 Vorstandsmitglieder im 
Gefängnis. Als jüngstes Beispiel 
seien am heutigen Tag in Bursa 
der Provinzvorsitzende sowie sie¬ 
ben weitere Vorstandsmitglieder 
festgenommen worden. Weiter¬ 
hin verwies Erbas auf den Pro¬ 
zess gegen 56 Bürgermeister 
aufgrund eines Briefes an den 
dänischen Ministerpräsidenten 
Rasmussen, in dem sich diese 
gegen eine Schließung des von 
Dänemark aus sendenden kurdi¬ 
schen TV-Kanals Roj TV ausge¬ 
sprochen hatten. "Es gibt keinen 
DTP-Bürgermeister mehr, gegen 
den kein Ermittlungs- oder Straf¬ 
verfahren eingeleitet worden 
ist", erklärte Erbas. 

Unterdessen laufen vor allem in 
Cizre die Proteste gegen die Ver¬ 
haftung des dortigen Bürgermei¬ 
sters Aydin Budak weiter. Nach 
seiner Verhaftung waren spontan 
Tausende Menschen auf die Stra¬ 
ße. (ANF, 5./9. 4., ISKU) 


In der Diskussion ist auch, die 
staatliche Telekommunikations- 
Aufsicht zu ermächtigen, Inter¬ 
netseiten zu sperren, auf denen 
"Grundprinzipien der säkularen 
Staatsordnung oder die Einheit 
des türkischen Staates in Frage 
gestellt wird". Die Überlegungen 
gelten offenbar in erster Linie 
den Internetseiten kurdischer 
Exilorganisationen. 

(FR, 11.4., ISKU) 


Die Feyli-Kurden im Irak bekom¬ 
men nach 27 Jahren ihre Pässe 
zurück. 1970 begann die Vertrei¬ 
bung der Feyli-Kurden aus dem 
Irak. Sie wurden nach Iran abge¬ 
schoben. Ihre Vertreibung hielt 
bis in die 1980er Jahre an. 1980 
hat der damalige irakische Dikta¬ 
tor Saddam Hussein während 
des Iran-Irak Krieges den Feyli- 
Kurden (Schiitische Kurden) 

Kurdische 

Das noch junge kurdische Kino 
zeichnet sich besonders durch 
seine Vielfalt aus. Nicht zuletzt 
aufgrund der Teilung Kurdistans 
benutzen kurdische Regisseurin¬ 
nen neben ihrer Muttersprache 
andere Sprachen wie armenisch, 
russisch, iranisch, türkisch, 
deutsch und arabisch. Da die Fil- 
memacherlnnen gleichzeitig Teil 
des jeweiligen Landeskinos sind, 
sind sie auch von sehr unter¬ 
schiedlichen "Filmschulen" 


kuk zu ernsten Problemen in der 
Türkei führen würde. In Kerkuk 
leben Kurdinnen, Turkmenin¬ 
nen und Araberinnen. Ich habe 
gesagt, dass die Türkei ihre eige¬ 
nen Erfahrungen dafür nutzen 
sollte, diese Communities mit 
einander zu versöhnen. Und ich 
habe gesagt, dass Kurdinnen in 
Diyarbakir, Batman oder Hakkari 
eine Militärintervention in Kir¬ 
kuk so empfinden würden, als 
wäre sie gegen sie selbst gerich¬ 
tet. Es handelte sich dabei um 
eine soziologische Feststellung." 
Seine Worte seien in verdrehter 
Form ständig in den Medien 
wiederholt worden, so dass 
damit seine Verhaftung vorberei¬ 
tet worden sei, erklärte Aydogdu 
weiter. 

Die Verhandlung wurde auf den 
26. Juli vertagt. 

DTP protestiert 
gegen Verhaftungen 
Die DTP Istanbul hat mit einer 
Kundgebung gegen die Festnah¬ 
me- und Verhaftungswelle gegen 
die Partei protestiert. Wie der 


Internetprovider im Land ange¬ 
wiesen, den Zugang zum Ama- 
teur-Videoportal YouTube zu 
sperren, weil dort Atatürk-Persi- 
flagen liefen. Da es aber keine 
sichere Rechtsgrundlage für die 
Abschaltung gab, wurde sie zwei 
Tage später rückgängig gemacht. 
Das neue Gesetz soll nun Rechts¬ 
sicherheit schaffen. Wann es vom 
Plenum verabschiedet wird und in 
Kraft tritt, ist noch unklar. 


vorgeworfen Iran zu unterstüt¬ 
zen und nahm ihnen auch noch 
ihre Pässe ab. Nach dem Sturz 
von Saddam kehrten die Feyli- 
Kurden in den Irak zurück. 2004 
wurde in Resadiye, nahe bei Bag¬ 
dad, ein Massengrab mit den 
sterblichen Überresten von 400 
Feyli-Kurden entdeckt. 

Nun entschied das irakische 
Innenministerium, dass die Feyli- 


beeinflusst. Unabhängig davon 
sind die Produktionen Ausdruck 
einer wiedererstarkten kurdi¬ 
schen Identität und des Mittei¬ 
lungsdrangs eines lange weitge¬ 
hend vergessenen Volkes. 

Mit den I. Kurdischen Filmta¬ 
gen bekommt nun auch das Ham¬ 
burger Publikum Gelegenheit, 
Bekanntschat mit aktuellen Wer¬ 
ken des kurdischen Films zu 
machen. Vom 19. bis zum 25. 
April zeigt das Kino 3001 (im 


Kurden ihre Pässe zurück erhal¬ 
ten können. Unter der Bedin¬ 
gung, dass sie drei Zeugen 
benennen, die bezeugen, dass sie 
oder ihre Familie 1957 bei der 
Volkszählung registriert wurden, 
sollen sie ihre Pässe zurücker¬ 
halten können. Inoffizielle Zah¬ 
len gehen von einer Anzahl von 
1,5 Millionen Feyli-Kurden im 
Irak aus. (ANF, 7.4., ISKU) 


Hof der Schanzenstr. 75) in Zu¬ 
sammenarbeit mit dem Verband 
der Studentinnen aus Kurdistan 
(YXK), dem Verein der Freien 
Frauen aus Mesopotaien und der 
Informationsstelle Kurdistan aktu¬ 
elle Spiel- und Dokumentarfilme 
sowie ein Vorprogramm mit Kurz¬ 
filmen. 

Das detaillierte Programm der 
Filmtage ist im Internet unter 
www.kurdischefilmtage.de/ha 
mburg zu sehen. (ISKU) 


Seferi Yilmaz freigelassen 

Seferi Yilmaz wurde nach zehn 
Monaten Haft aus dem F-Typ- 
Gefängnis Van entlassen und in 
Semdinli von Hunderten Men¬ 
schen empfangen. Yilmaz ist Besit¬ 
zer des Buchladens Umut, der im 
November 2005 von Unteroffizie¬ 
ren der Jandarma in die Luft 
gesprengt wurde. Seine Verhaf¬ 
tung wegen mutmaßlicher Mit¬ 
gliedschaft in einer terroristischen 
Organisation beruhte auf den Aus¬ 
sagen von Überläufern. 

(ANF, 5.4., ISKU) 

Erneut Gift-Brief an 
DTP-Bürgermeister 

Nach den DTP-Bürgermeistern 
von Hakkari, Kayapinar und Diyar¬ 
bakir hat auch der Bürgermeister 
von Bostanici einen Brief mit der 
Unterschrift Laz Direnc, in dem 
eine giftige Substanz enthalten 
war, erhalten. Zwei Angestellte der 
Stadtverwaltung, die mit der Sub¬ 
stanz in Berührung kamen, wur¬ 
den ins Krankenhaus eingeliefert. 
Auf einem Stück Papier stand 
neben einer türkischen Fahne 
lediglich der Satz 'Tod der DTP". 

(ANF, 10.4., ISKU) 

Verfahren gegen Erdogan 
eingestellt 

Das Ermittlungsverfahren gegen 
Ministerpräsident Erdogan wegen 
der Verwendung des Begriffes 
"Herr" in Verbindung mit Abdullah 
Öcalan in einem Radiointerview 
aus dem Jahr 2000 ist eingestellt 
worden. Die Staatsanwaltschaft 
begründete diesen Schritt damit, 
es sei keine Straftat festzustellen 
und die Angelegenheit ohnehin 
verjährt (ANF, 5.4., ISKU) 

14. April: Gedenktag für 
Anfal-Opfer 

Die Regierung Kurdistans im 
Nordirak hat den 14. April zum 
Tag des Gedenkens an die 182.000 
kurdischen Opfer der Anfal-Opera- 
tion unter Saddam Hussein ausge¬ 
rufen. Weiterhin wurde die Auf¬ 
nahme des Themas in Unterrichts¬ 
pläne, die Errichtung eines Mahn¬ 
mals in Hewler sowie die Grün¬ 
dung eines Völkermordmuseums 
beschlossen. (ANF, 5.4., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
RTV Roj TV 

DS Der Standard 

FR Frankfurter Rundschau 

NÜ^e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 
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Presseerklärung der Anwälte Abdullah Öcalans : 

"Unser Mandant hat das Recht, 
behandelt zu werden” 


In unserer Presseerklärung vom 
1. März 2007 haben wir erklärt, 
dass bei einer Laboruntersuchung 
durch ChemTox in Frankreich in 
Haarproben unseres Mandanten 
Abdullah Öcalan Konzentrationen 
der Elemente Strontium und 
Chrom festgestellt wurde, die 
deutlich über den Normalwerten 
liegen. Dazu haben wir die ern¬ 
sten gesundheitlichen Problem 
dargelegt, die eine Schwermetall¬ 
vergiftung in diesem Zusammen¬ 
hang mit sich bringt. Vom Staat 
haben wir in dieser Situation 
erwartet, dass er es einer neutra¬ 
len, unabhängigen Expertendele¬ 
gation, deren Objektivität über 
jeden Zweifel erhaben ist, unver¬ 
züglich ermöglicht, auf die Insel 
Imrali zu fahren und alle Sorgen 
um das Leben unseres Mandanten 
zu zerstreuen. Durch diese einfa¬ 
che und vernünftige Maßnahme 
hätte sich der Staat sowohl über 
jeden Verdacht erheben können 
als auch die Sorgen über über die 
gesundheitliche Situation unseres 
Mandanten weitestgehend beseiti¬ 
gen können. 

Diese Befürchtungen wurden 
jedoch nicht ausgeräumt, im 
Gegenteil wies das türkische 
Justizministerium noch am Tag 
unserer Presseerklärung ohne 
jegliche weitere wissenschaftliche 
Untersuchung alle Behauptungen 
vorschnell zurück und ordnete 
eine Ermittlung durch die Gene¬ 
ralstaatsanwaltschaft Bursa an. 
Am 5. März wurde dann eine drei¬ 
köpfige Fachärztedelegation nach 
Imrali entsandt, um die notwendi¬ 
gen Gewebeproben zu entneh¬ 
men. Noch am selben Tag ließ das 
Justizministerium die Medien wis¬ 
sen, dass „die Behauptungen 
Lügen“ seien und „Öcalan bei 
guter Gesundheit“ sei. Dies allein 
stellt bereits die Unabhängigkeit 
und Vertrauenswürdigkeit der 
Ermittlung ebenso wie der Unter¬ 
suchung durch das gerichtsmedi¬ 
zinische Institut ernsthaft in 
Frage. 

Nachdem wir aus der Presse über 
die Einleitung von Ermittlungen 
erfahren hatten, beantragten wir 
gemäß der Strafprozessordnung 
bei der Staatsanwaltschaft die 
Untersuchung der klimatischen 
Verhältnisse auf der Insel Imrali 
und der Örtlichkeiten, in denen 
unser Mandant gefangen gehalten 
wird, sowie die Entnahme von 
Materialproben der Zelle, der 
Lebensmittel, der Kleidung unse¬ 
res Mandanten sowie anderer auf 
der Insel befindlicher Personen. 


Obwohl diese Forderung den 
internationalen Standards für eine 
toxikologsche Untersuchung 
(STA) entspricht, wurde sie igno¬ 
riert. Die Ärztedelegation ent¬ 
nahm entsprechende Blut-, Stuhl-, 
Urin- und Haarproben, ohne unse¬ 
ren Mandanten zu untersuchen 
und ohne entsprechende Fragen 
zu seiner Gesundheit zu stellen. 
Darüber hinaus geht aus dem 
Bericht hervor, dass, obwohl der 
eigentliche Zweck der Delegation 
die Entnahme einer Haarprobe 
und deren Untersuchung auf die 
Konzentration von Chrom und 
Strontium war, es der Delegation 
nicht gelungen sein soll, eine aus¬ 
reichende Menge an Haar zu ent¬ 
nehmen. Es geht dagegen nicht 
klar aus dem Bericht hervor, wie 
das gerichtsmedizinische Institut 
an die Haare gelangt ist, mit 
denen später die Analyse durch¬ 
geführt wurde. Dies allein reicht 
aus, um bei der Delegation einen 
Mangel an Ernsthaftigkeit festzu¬ 
stellen und ihre Kompetenz und 
Unabhängigkeit ernsthaft anzu¬ 
zweifeln. 

Zum Zeitpunkt seiner Verschlep¬ 
pung in die Türkei am 15. Februar 
1999 litt unser Mandant abgese¬ 
hen von einer chronischen Sinusi¬ 
tis (Nebenhöhlenentzündung) an 
keinerlei ernsthaften gesundheit¬ 
lichen Beschwerden. Aufgrund 
der Bedingungen des Hochsicher¬ 
heitsgefängnisses Imrali leidet 
unser Mandat seit längerer Zeit 
unter Beschwerden der oberen 
Atemwege, einem brennenden 
Sekretfluss im Hals, Atemnot, 
massiven Schlafstörungen, Juck¬ 
reiz und Brennen sowie einem 
ungewöhnlichen Abschälen der 
Haut, intensivem Pfeifen auf 
einem Ohr und anderen ähnlichen 
Beschwerden. Obwohl wir mehr¬ 
fach eine umfangreiche medizini¬ 
sche Untersuchung beantragt 
haben, wurde nicht einmal ein 
Befund erstellt. 

Trotz unseren Anträgen und den 
immer akuter werdenden gesund¬ 
heitlichen Beschwerden unseres 
Mandanten hat das gerichtsmedi¬ 
zinische Institut ihre Untersu¬ 
chungen lediglich auf die Entnah¬ 
me von Haar-, Urin-, Stuhl und 
Blut-Proben beschränkt. Die 
Untersuchung der entnommenen 
Proben habe ergeben, dass die 
Werte der festgestellten Schwer¬ 
metalle im Normbereich lägen. 
Die Ergebnisse des Labors Chem¬ 
Tox wurden Fachleuten vorgelegt. 
Sie bestätigten eine erhöhte Kon¬ 
zentration von Schwermetallen, 


die deutlich über den normalen 
Wert liegen. Dies könne mittel- 
und langfristig zu erheblichen 
Gesundheitsschäden führen. Auf¬ 
grund der bestehenden Lebensge¬ 
fahr halten wir es für besonders 
wichtig, festzustellen, ob und 
wann diese Metalle durch Ernäh¬ 
rung, Klimaverhältnisse oder auf 
anderen Wegen in den Körper 
gelangt sind. 

Nationale und internationale 
Experten, die wir um einen Ver¬ 
gleich der Berichte des Gerichts¬ 
medizinischen Instituts der Tür¬ 
kei und dem Labor ChemTox 
gebeten haben, äußerten sich fol¬ 
gendermaßen: 

- Bei einer Gegenüberstellung bei¬ 
der Berichte ergeben sich erhebli¬ 
che Widersprüche bezüglich den 
im Körper festgestellten Konzen¬ 
trationen an Schwermetallen 

- Aus dem Bericht des gerichtsme¬ 
dizinischen Institutes geht hervor, 
dass keine systematische toxiko¬ 
logische Analyse durchgeführt 
wurde. Um die Konzentration der 
besagten Elemente interpretieren 
zu können, ist eine Analyse nach 
toxikologischen Leitfäden notwen¬ 
dig. 

- Das gerichtsmedizinische Insti¬ 
tut hat sich mit der Analyse der 
Urin-, Blut- und Haarproben 
begnügt. Vielmehr wären jedoch 
zusätzlich Untersuchungen ande¬ 
rer Proben von Personen, die in 
der selben Umgebung leben, der 
Wandfarbe, der Nahrung und des 
Wassers und ihre Analyse auf die 
besagten Stoffe geboten gewesen. 
Eine klinische Untersuchung 
hätte den Vorgang komplettieren 
müssen. 

- Obwohl ein Internist und eine 
Psychiaterin Teil der Delegation 
waren, die nach Imrali gefahren 
ist, enthält der Bericht keinerlei 
klinische Befunde dieser Diszipli¬ 
nen. Auf Untersuchung, Diagnose 
und Therapievorschläge für die 
gesundheitlichen Beschwerden 
von Öcalan, der sich seit 1999 im 
Einpersonengefängnis Imrali 
unter verschärften Isolationsbe¬ 
dingungen befindet, wird nicht 
eingegangen. 

- Aus dem Bericht des gerichtsme¬ 
dizinischen Institutes ist nicht zu 
ersehen, ob es sich bei dem im 
Körper nachgewiesenen Stron¬ 
tium um radioaktives Strontium 
handelt oder nicht. Ebenso ist aus 
dem Bericht nicht zu ersehen, aus 
welchem Grund sich Strontium 
im Körper befindet. 

(Fortsetzung auf Seite 2) 


Meldungen 

Izmir: 17 Folterfalle 
in einem Monat 

Nach einer Erklärung der Men¬ 
schenrechtsstiftung der Türkei 
(TIHV) in Izmir haben zwischen 
dem 1. März und dem 7. April die¬ 
sen Jahres 17 Menschen Hilfe auf¬ 
grund erlttener Folter gesucht. 
Vor und nach den Newrozfeiem 
Ende März wurden allein in Izmir 
mehr als 80 Menschen angeklagt 
und 26 inhaftiert. ‘Wiedereinmal 
hat sich die Realität dieses Landes 
offen gezeigt: Gewalt, Folter und 
Menschrechtsverletzungen sind 
an der Tagesordnung,” so der 
TIHV. Unter den Angeklagten und 
Vehafteten befinden sich zahlrei¬ 
che Funtionäre und Mitglieder 
der pro-kurdischen Partei für eine 
Demokratische Gesellschaft 
(DTP). (BI, 12.4., ISKU) 

DISK beharrt auf 1. Mai-Kund¬ 
gebung auf dem Taksim Platz 

Trotz des Verbotes durch den Pro¬ 
vinzgouverneur beharrt der 
Gewerkschaftsbund DISK darauf, 
die Mai-Kundgebung auf dem Tak¬ 
sim Platz durchzuführen. Wäh¬ 
rend Provinzgouvemeur Güler 
Strafanzeigen gegen Aufrufe zu 
einer illegalen Versammlung 
ankündigte, wird gemeldet, dass 
DISK auch in Ankara zur Kundge¬ 
bung auf dem Taksim Platz mobili¬ 
siert. 1977 war auf die Kundge¬ 
bung auf dem Taksim geschossen 
worden. Seitdem wurden Mai-Kun- 
degebungen auf dem Platz nicht 
mehr zugelassen. Eine der Forde 
rungen am 1. Mai wird sein, nach 
dreißig Jahren die Verantwort¬ 
lichen für das Gemetzel vor 
Gericht zu stellen. 

(NTV, 17.4., ISKU) 

Terror gegen linke Aktivisten 

Zehn in der Türkei angeklagte 
Aktivisten aus der Gewerkschafts-, 
Jugend- und Frauenbewegung 
mußten am Samstag von einem 
Istanbuler Gericht nach sechsmo¬ 
natiger Untersuchungshaft freige- 
sprochen werden. Sie waren im 
vergangenen September bei lan¬ 
desweiten Razzien gemeinsam mit 
Dutzenden anderen festgenom¬ 
men worden und sollten nach dem 
Antiterrorgesetz abgeurteilt wer¬ 
den, da die türkische Justiz sie der 
Unterstützung der in der Türkei 
verbotenen Marxistisch-Leninisti¬ 
schen Kommunistischen Partei 
(MLKP) beschuldigte. Weitere 14 
Angeklagte bleiben in Haft. Zahl¬ 
reiche Organisationen und promi¬ 
nente Menschenrechtler und 
Schriftsteller wie Akin Birdal und 
Haluk Gerger riefen zu ihrer sofor¬ 
tigen Freilassung auf. 

Am Samstag morgen lösten 
Sondereinheiten mit Schlagstock¬ 
einsätzen und Tränengas eine 





in Köln und Bayern 


Razzien 

Nach den Wohnungs- und Ver¬ 
einsrazzien in Köln am Dienstag 
haben am Mittwoch Morgen in 
einer gemeinsamen Aktion rund 
160 Polizeibeamte des Landeskri¬ 
minalamtes Bayern und der 
Ingolstädter Polizei 35 Wohnun¬ 
gen und Vereinsräume in Ingol¬ 
stadt, Nürnberg und im Groß¬ 
raum München durchsucht. 
Begründet werden die Durchsu¬ 
chungen - wie in Köln - mit 
Ermittlungen wegen des Ver¬ 
dachts von Verstößen gegen das 
Vereinsgesetz, insbesondere 
wegen des Sammelns von Spen¬ 
den für die PKK, die in Deutsch¬ 
land seit November 1993 mit 
einem Betätigungsverbot belegt 
ist. Um insbesondere in den 
Besitz von Informationen über 
Spender/innen, Beiträge, Quit¬ 
tungen oder anderweitige 
Finanzunterlagen zu kommen, 
rechtfertigen die Strafverfol¬ 
gungsbehörden derart großflä¬ 
chige Polizeiaktionen. 

Auffallend ist das Bemühen, die 
kurdische Bewegung nicht mehr 
primär über ihre politische Iden- 


Ein weiterer Justizskandal in der 
Türkei: Die vier Polizisten, die 
Ahmet Kaymaz und den zwölfjäh¬ 
rigen Ugur im Jahr 2004 in Kizil- 
tepe ermordet haben, sind 
gestern vom Gericht für schwere 
Straftaten in Eskisehir freige¬ 
sprochen worden. Als Rechtsan¬ 
walt der Familie kommentierte 
Tahir Elci: "Wir haben uns unse¬ 
re Hoffnung immer bewahrt, 
aber hier ist uns gesagt worden: 
Sucht nicht nach Gerechtigkeit. 


Außerdem erklärten Experten in 
ihren Stellungnahmen: “Im Urin 
jedes Menschen ist Blei nachzu wei¬ 
sen. Im Blut und Urin jedes Men¬ 
schen sind Blei und Arsen nachzu¬ 
weisen. Laut dem Bericht des 
gerichtsmedizinischen Instituts der 
Türkei seien jedoch weder im Blut 
noch im Urin Blei oder Arsen ent¬ 
halten. [...] Weder die Art der 
Haarentnahme noch das Datum der 
Entnahme sind beschrieben. [...] Im 
Gegensatz zu internationalen Richt¬ 
linien sind die Haarlänge, die Haar¬ 
farbe und andere visuelle Parameter 
nicht angegeben worden. [...] Das 
menschliche Haar ist das einzige 
Element, mithilfe dessen man nach- 
weisen kann, ob eine längerfristige 
Vergiftung vorliegt. Es ist also sehr 
erstaunlich, dass keine ausreichen¬ 
den Haarproben entnommen wor¬ 
den sein sollen und deshalb ein zwei¬ 
tes mal Haare entnommen werden 
mussten. Außerdem wurden einige 
Schwermetalle im Haar nicht in der 
normalen Konzentration gefunden. 
All diese genannten Punkte geben 
Grund und Anlass, die Zuverlässig¬ 
keit der Untersuchungsmethode 
infrage zu stellen. ” 


tität zu definieren, sondern sie 
als eine insgesamt kriminelle 
Organisation zu diffamieren. 
Hierzu gehören Behauptungen, 
die PKK bzw. der KONGRA-GEL 
finanziere sich durch Drogen- 
und Waffenhandel oder sei in 
Schutzgelderpressungen invol¬ 
viert. Diese Herangehensweise 
wurde in Köln sichtbar, wo die 
Polizei ihre gestrige Großrazzia 
mit dem Schlag gegen die "türki¬ 
sche Drogenmafia" begründet 
und den Eindruck vermittelt hat, 
die Durchsuchungen des kurdi¬ 
schen Vereins in Köln und zahl¬ 
reicher Wohnungen stünden in 
einem direkten Zusammenhang. 
Die bereits vor Monaten erklärte 
Absicht der sog. Anti-PKK-Koor- 
dinatoren aus den USA und der 
Türkei, gemeinsam mit den EU- 
Ländern gegen die kurdische 
Bewegung vorzugehen, wird 
konsequent verfolgt. Eine eigen¬ 
ständige politische und kulturel¬ 
le Organisierung von Kurdinnen 
und Kurden soll unterbunden 
und ihre Finanzierungsquellen 
ausgetrocknet werden. Mit der 


Das habe ich verstanden." In der 
Urteilsbegründung wird festge¬ 
halten, dass Ahmet und Ugur 
Kaymaz durch die Angeklagten 
getötet worden seien. Allerdings 
hätten die Polizisten dabei die 
Grenze der Selbstverteidigung 
nicht überschritten und seien 
daher freizusprechen. Rechtsan¬ 
walt Elci erklärte dazu, Gutach¬ 
ten der Gerichtsmedizin hätten 
eindeutig belegt, dass die Vertei¬ 
digung der Angeklagten nicht 


Im Lichte dieser Expertenmei¬ 
nungen und -kommentare fehlt 
zu einem wissenschaftlichen und 
befriedigenden Resultat Folgen¬ 
des: 

1. Eine unabhängige und unpar¬ 
teiische Delegation, die in Bezug 
auf Objektivität in der Öffentlich¬ 
keit über jeden Zweifel erhaben 
ist, sollte wie es die StPO vor¬ 
schreibt, im Beisein von Öcalans 
Anwälten auf die Insel fahren, 
um die Haftbedingungen sowie 
die gesundheitlichen Beschwer¬ 
den unseres Mandanten vor Ort 
zu untersuchen. Durch eine 
umfangreiche Untersuchung des 
Gesundheitszustandes Abdullah 
Öcalans sowie durch Untersu¬ 
chungen der Haftbedingungen 
und deren Auswirkungen auf die 
Gesundheit unseres Mandanten 
sollten Diagnosen erstellt und 
Therapievorschläge erarbeitet 
werden. 

2. Diese Delegation sollte neben 
den oben genannten Untersu¬ 
chungen die Zelle in der unser 
Mandant gefangen gehalten 
wird, die Wandfarbe der Zelle, 


Stigmatisierung von PKK und 
KONGRA-GEL als terroristisch 
und kriminell, entledigen sich 
die Politiker gleichsam der Not¬ 
wendigkeit, sich weiterhin mit 
den ungelösten Fragen des kur¬ 
dischen Konfliktes zu beschäfti¬ 
gen. Diese Arbeit haben sie an 
die Strafverfolgungsbehörden 
delegiert. 

Die vielfältigen Versuche und 
Angebote der kurdischen Bewe¬ 
gung in den letzten Jahren, auf 
dem Wege der Veränderung, des 
Dialogs und der Vernunft zu 
Lösungsfindungen zu gelangen, 
sind abgeprallt am Unwillen und 
Desinteresse der politisch Ver¬ 
antwortlichen. Stattdessen sollen 
die kurdischen Stimmen zum 
Schweigen gebracht werden. 
Doch der Wunsch nach Frieden 
und Freiheit lässt sich nicht 
ersticken. 

Düsseldorf, den 18. April 2007 

AZADI - Rechtshilfefonds für Kur¬ 
dinnen und Kurden e. V. 

YEK-KOM - Föderation der kur¬ 
dischen Vereine in Deutschland 


der Realität entspreche. In der 
Akte seien genügend Beweise 
dafür enthalten, dass die Ange¬ 
klagten eine extralegale Hinrich¬ 
tung vorgenommen hätten. 

Direkt im Anschluss an die 
Urteilsverkündigung reichten 
die Anwälte der Familie als 
Nebenkläger Widerspruch ein. 
Der Prozess liegt somit jetzt 
beim Revisionsgerichthof. 

(ÖP, 19.4., ISKU) 


Lebensmittel sowie Getränke 
und Proben von anderen auf der 
Insel befindlichen Personen ana¬ 
lysieren. Diese Proben sollten in 
internationalen Laboratorien, die 
wie das gerichtsmedizinische 
Institut über eine Akkreditierung 
im Rahmen der Toxikologischen 
Protokolle verfügen, gemäß der 
toxikologischen Leitlinien unter¬ 
sucht werden. Diese Untersu¬ 
chungen sollten die im Körper 
nachgewiesene hohe Konzentra¬ 
tion an Schwermetallen aufklä¬ 
ren. 

Unser Mandant hat das Recht, in 
einer nicht gesundheitsschäd¬ 
lichen Umgebung zu leben und 
medizinisch behandelt zu wer¬ 
den. Außerdem hat er das Recht, 
eine zweite Meinung von einer 
unabhängigen Delegation von 
Ärzten zu beantragen. Es ist eine 
der grundlegenden Aufgaben 
des Staates, die volle Ausübung 
dieser Rechte zu gewährleisten. 
Wir appellieren an die Sensibi¬ 
lität aller Menschen und rufen 
die Zuständigen auf, verantwor¬ 
tungsbewusst zu handeln. 

(Asrin, 10.4., ISKU) 


genehmigte Kundgebung mit etwa 
1000 Teilnehmenden vor dem 
Gerichtsgebäude auf. 

(jW, 16.4., ISKU) 

Weitere Angriffe auf Presse 

Jüngstes Opfer ist das Nachrich¬ 
tenmagazin Nokta, das Ende März 
den Plan einiger hochrangiger 
Militärs enthüllt hatte, die Regie¬ 
rung Erdogan im Jahre 2004 durch 
einen Putsch zu stürzen. Während 
die Staatsanwaltschaft die beteilig¬ 
ten Generäle weiter unbehelligt 
läßt, sind vergangenes Wochenen¬ 
de die Redaktionsräume von 
Nokta von einem Antiterrorkom¬ 
mando der Istanbuler Polizei 
durchsucht worden. Beobachter 
vermuten das Militär als Drahtzie¬ 
her hinter dem Vorgehen, da die 
Zeitschrift in der Vergangenheit 
bereits mehrfach kritisch über die 
Streitkräfte berichtet hatte. 

Doch auch kurdische Zeitungen 
werden gegenwärtig mit Hoch¬ 
druck verfolgt. So. wurden allein 
im März Ülkede Özgür Gündem 
und Azadiya Welat mit einem 
mehrwöchigen Erscheinungsver¬ 
bot belegt, weil sie in ihrer Berich¬ 
terstattung nach Ansicht der 
Staatsanwälte nicht die verordnete 
Distanz zur PKK eingehalten 
haben sollen. Im letzten halben 
Jahr sind so bereits fünf kurdische 
Zeitungen geschlossen worden. 
Den rechtlichen Hintergrund 
dafür bilden die sehr flexiblen Arti¬ 
kel des neuen Antiterrorgesetzes 
sowie des Pressegesetzes, wonach 
die Pressefreiheit dann einge¬ 
schränkt werden kann, wenn »die 
Gesundheit und die Moral der 
Gesellschaft, die nationale Sicher¬ 
heit (...) oder die Einheit des Lan¬ 
des« gefährdet sind. Auch ein 
Paragraph, der die »Herabsetzung 
des Ansehens der Streitkräfte« 
unter Strafe stellt, wird häufig 
genutzt, um unliebsame Berichte 
über die Armee zu unterbinden. 
Gegenwärtig steht der kurdische 
Journalist Muharrem Sahin vor 
Gericht, weil er die Vermutung 
äußerte, neun Angehörige der 
PKK könnten 1995 nach ihrer 
Festnahme durch türkische Solda¬ 
ten ermordet worden sein. Sahin 
droht nun eine dreijährige Haft¬ 
strafe. (jW, 19.4., ISKU) 
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Hanseatisches Oberlandesgericht Hamburg lehnt Auslieferung 
der kurdischen Politikerin ab 

Sakine Cansiz wieder frei ! 



Azadi begrüßt den gestrigen 
Beschluss des 1. Strafsenats des 
Hanseatischen Oberlandesge¬ 
richts Hamburg, die Ausliefe¬ 
rung der kurdischen Politikerin 
Sakine Cansiz in die Türkei abzu¬ 
lehnen. Der Haftbe¬ 
fehl wurde aufgeho¬ 
ben und die Kurdin 
aus dem Hamburger 
Gefängnis entlassen. 

Sakine Cansiz war 
aufgrund eines inter¬ 
nationalen Haftbe¬ 
fehls am 19. März in 
Hamburg fest- und in 
Auslieferungshaft 
genommen worden. 

Die türkischen Ju¬ 
stizbehörden hatten 
ihr "Mitgliedschaft 
in der Organisation 
PKK/Kongra-Gel ab 
1988 in der Provinz 
Tunceli" vorgewor¬ 
fen. Das reichte dem 
Hamburger Gericht 
nicht aus, um einer 
Auslieferung zuzustimmen. Die 
vorgelegten Unterlagen der tür¬ 
kischen Justizbehörden, insbe¬ 
sondere ein von der Oberstaats¬ 
anwaltschaft Malatya erstellter 
Bericht vom 23. Februar 2007, 
sei bei weitem nicht geeignet 
gewesen, den der Festnahme 


zugrunde liegenden Haftbefehl 
"wirksam zu ergänzen". Es fehle 
"jegliche Sachverhaltsschilde¬ 
rung", auch sei darin "keine nach 
Zeit, Ort und Art der Begehung 
konkret beschriebene Straftat, 


die der Verfolgten zur Last gelegt 
wird", enthalten. Somit hätten 
die Dokumente in keiner Weise 
den Mindestanforderungen an 
den europäischen Rechtsstan¬ 
dard im Hinblick auf Ausliefe 
rungsersuchen entsprochen. 
Deshalb habe das Gericht einer 


Überleitung der vorläufigen in 
eine formelle Auslieferungshaft 
eine Absage erteilen müssen. 
Dieser Fall zeigt wie eine Reihe 
ähnlicher Auslieferungsersuchen 
aus der Türkei, dass es den dorti¬ 
gen Justizbehörden 
weniger auf den 
Erfolg ihrer Bemü¬ 
hungen, im Exil le¬ 
bender politisch 
Verfolgten habhaft 
zu werden, an- 
kommt. Mit ihrem 
Vorgehen beabsich¬ 
tigen sie vielmehr, 
Unruhe und Verun¬ 
sicherung zu erzeu¬ 
gen und innenpoli¬ 
tisch der Öffentlich¬ 
keit zu demonstrie¬ 
ren, wie mächtig 
und lang die Arme 
der türkischen Ver¬ 
folgungsbehörden 
angeblich sind. Gut, 
dass diese Strategie 
von deutschen Ge¬ 
richten durchkreuzt wird. 

Azadi wünscht Sakine Cansiz 
weiterhin Kraft und Zuversicht in 
ihrem politischen Kampf um eine 
politische und friedliche Lösung 
der kurdischen Frage. 

(Azadi, 26.4., ISKU) 


Zahlreiche Gefechte nach Offensive der türkischen Armee 

Türkische Spezraleinheiten im Iran 


Türkische Spezialeinheiten ha¬ 
ben offenbar die Grenze nach 
Iran überschritten. Das berichtet 
das Pressezentrum der Volksver¬ 
teidigungskräfte Kurdistans 
HPG. 

So kamen rund 500 türkische 
Soldaten am 21. April in einem 
Konvoi von 60 Fahrzeugen an 
den Grenzübergang Esendere. 
Hier geht es vom türkischen in 


den iranischen Teil Kurdistans. 
Um Mitternacht holten iranische 
Soldaten dann die türkischen 
Spezialtruppen mit Fahrzeugen 
ab und brachten sie in Richtung 
des Gebiets Sino. Sino liegt auf 
iranischem Staatsgebiet. 

Der grenzüberschreitende Ein¬ 
satz ist Teil der türkischen Offen¬ 
sive, die seit Tagen über Kurdi¬ 
stan rollt. Seit 7. April greift die 


türkische Armee im Gebiet Pülü- 
mür, Kigi und Yedisu der Provinz 
Bingöl an, die Operation dauert 
an. Bei Gefechten seit dem 15. 
April im Gebiet Akdag der Pro¬ 
vinz Amed (Diyarbakir) kam es 
an verschiedenen Orten zu 
Zusammenstössen zwischen der 
türkischen Armee und den kurdi¬ 
schen Guerillakräften. 

(hpg, 25.4., ISKU) 


Von den verhafteten Müttern lernen 


Um die Frauen zu unterstützen, 
die am 8. März 2007 auf einer 
Demonstration die gesundheitli¬ 
che Situation Abdullah Öcalans 
thematisiert haben und sich seit¬ 
dem in Haft befinden, ist die DTP- 
Vorsitzende Aysel Tugluk mit 
einer Abordnung in Cizre einge¬ 
troffen. Dort fand aus Anlass des 
Prozessbeginns eine Kundgebung 
statt, an der sich über 1500 Men¬ 
schen beteiligten. Aysel Tugluk 
hielt eine Ansprache, in der sie 


erklärte: "Es gibt vieles, was 
Ankara von den momentan in Haft 
befindlichen Müttern lernen 
kann. Die Herzen und Köpfe die¬ 
ser Mütter stellen eine Lehre für 
die Menschheit dar. Die Türkei 
sollte sich sofort von der Schande 
befreien, dass sie im Gefängnis 
sind." 

Weiter verwies Tugluk auf die 
angestiegene Repression gegen 
die DTP, in deren Rahmen unter 
anderem auch der Bürgermeister 


von Cizre, Aydin Budak, verhaftet 
worden ist. "Wir wollen kein Leid, 
wir wollen nicht, dass irgendje¬ 
mand seine Angehörigen verliert. 
Deshalb denken wir, dass die Mili¬ 
täroperationen keine Lösung sind 
und dass die Lösung nur Frieden 
und Demokratie sein kann. Wenn 
ein Volk sich für Freiheit und 
Demokratie entschieden hat, wird 
dieses Volk gewinnen. Unser Volk 
wird gewinnen." 

(ANF, 26.4., ISKU) 
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Meldungen 

Treffen mit Öcalan abgesagt 

Das wöchentliche Treffen Abdul¬ 
lah Ocalan mit seinen Anwälten 
wurde erneut verhindert. 

Die Anwälte Ömer Günes, Süley- 
man Kaya, Mensur Isik und 
Muharrem Sahin waren heute 
morgen nach Gemlik gefahren, 
um ihren Mandanten zu treffen. 
Weil angeblich das Boot kaputt sei, 
konnten sie nicht übersetzen. Seit 
drei Wochen wird das Treffen aus 
demselben Grund verhindern. 

(RTV, 25. 4., ISKU) 

Europapariementarier 
unterstützen Hungerstreik 

Parlamentarierinnen verschiede¬ 
ner Fraktionen haben in einer 
Erklärung ihre Unterstützung für 
den Hungerstreik von 74 Men¬ 
schen in Straßbourg erklärt und 
sich deren Forderung nach der 
Entsendung einer unabhängigen 
Ärztedelegation zur Untersuchung 
des Gesundheitszustands Abdul¬ 
lah Öcalans angeschlossen. 

(ISKU) 

HPG Guerilla schließt 
Guerillagebiete für Zivilisten 

Das Hauptquartier der Volksver¬ 
teidigungskräfte (HPG) hat mit 
sofortiger Wirkung die Schließung 
der Guerillagebiete für Zivilistin¬ 
nen verfügt. Demnach sind bis auf 
weiteres sämtliche Besuche von 
Zivilistinnen auf einen unbestimm¬ 
ten Zeitpunkt verschoben worden. 
Laut Erlass der Kommandantur 
der HPG habe man sich aufgrund 
von massiven Sicherheitsbeden¬ 
ken zu diesem Schritt entschlos¬ 
sen. Sämtliche Familienbesuche 
müssen deshalb auf einen unbe¬ 
stimmten Zeitpunkt verschoben 
werden. (ANF24.4., ISKU) 

13-jähriges Kind durch 
Landmine schwer verletzt 

In der Region Egil Amed ist ein 13 
jähriger Hirte, der seine Schafe 
hütete von einer Mine schwer ver¬ 
letzt. Er wurde in die Notaufnahme 
der medizinische Fakultät Diele 
gebracht. Der Vorfall fand in der 
Nähe der lokalen Gendarmeriesta¬ 
tion statt. Der Junge ist schwerver¬ 
letzt. (1)1/IA , 25.4 ., ISKU) 

Teilnahme an Demonstration 
als Terrorstraftatbestand 

Der Kassationsgerichtshof ent¬ 
schied im Fall von zwei Angeklag¬ 
ten, denen die Teilnahme an Beer- 
digungsfeiem von PKK-Militanten 
sowie den danach folgenden Aus¬ 
einandersetzungen mit der Polizei 
vorgeworfen wird, dass diese nicht 
wegen Verstoß gegen das Demon¬ 
strationsrecht sondern als Mitglie- 
der einer illegalen Organisation 
bestraft werden sollen. In dem ein¬ 
stimmig gefällten Urteil wird 





Irakischer Wasserminister demen¬ 
tiert Zustimmung zu Ilisu-Projekt 


Wie am Mittwoch bekannt 
wurde, hat die irakische Regie¬ 
rung zu keinem Zeitpunkt dem 
Bau des Ilisu-Staudamms in der 
Türkei zugestimmt. Während die 
Bundesregierung behauptet, 
Konsultationenen hätten "zur 
Zufriedenheit des Irak stattge¬ 
funden", erklärt der irakische 
Wasserminister Latif Rashid, 
dass seine Regierung nicht ein¬ 
mal die angeforderten Informa¬ 
tionen aus der Türkei erhalten 
hatte, als die Bundesregierung 
die Hermesbürgschaft für das 
Projekt bewilligte. Damit ver¬ 
stieß die Türkei noch vor der 
Bewilligung gegen die Auflagen, 
stellt ein Bericht britischer 
Nichtregierungsorganisationen 
fest. 

"Irak hat die betroffenen Staaten 
offiziell durch ihre Botschaften 
darüber informiert, dass wir 
nicht umfassend über Ilisu kon¬ 
sultiert wurden und dass wir den 
Betriebsabläufen für den Damm 
nicht zugestimmt haben", so der 
irakische Wasserminister Rashid 
im Bericht von The Corner 
House und Kurdish Human 
Rights Project. 

Dem Irak droht eine drastische 
Reduzierung des Tigriswassers. 
Das Austrocknen weiter Lands¬ 
triche und die Verarmung der 
Bauern wären die Folge. Selbst 
das Schwemmland an der Tigris¬ 
mündung, das nach der Aus¬ 
trocknung durch Saddam Hus¬ 
sein derzeit renaturiert wird, 
wäre nach Expertenmeinung 
betroffen. 

"Der Irak fürchtet, dass ein mit 
deutschen Steuergeldern ver- 


Der kemalisitsche Oppositions¬ 
führer in der Türkei, Deniz Bay- 
kal, hat unmißverständlich klar¬ 
gemacht, was er von dem frisch¬ 
gekürten Präsidentschaftskandi¬ 
daten der Regierungspartei AKP, 
Abdullah Gül, hält. "Seine Auffas¬ 
sungen und Handlungen sind 
geprägt von dem radikalislami¬ 
schen Dunstkreis, dem er ent¬ 
stammt", meint Baykal. Und es 
gebe keinen Grund zu der 
Annahme, dass sich Gül auch 
nur einen Deut von Ministerprä¬ 
sident Erdogan unterscheide. 
Eine Bedrohung für die laizisti¬ 
sche Staatsordnung seien beide 
gleichermaßen. Erdogan hatte 
am Dienstag nach wochenlan¬ 
gem Zögern seinen Verzicht auf 
die Kandidatur erklärt und statt 
dessen seinen Außenminister 
und Vertrauten Gül nominiert. 
Der neue Präsident soll ab dem 
morgigen Freitag in bis zu vier 
Wahlgängen durch das Parla¬ 
ment bestimmt werden. 


bürgtes Projekt ihn seiner 
Lebensader berauben wird und 
hat dies den zuständigen Stellen 
mitgeteilt. Seine Interessen hat 
die Bundesregierung jedoch 
fahrlässig ignoriert", bewertet 
Heike Drillisch von der Entwick¬ 
lungsorganisation WEED das 
Vorgehen der Bundesregierung. 

Die mangelnde Einbeziehung 
Syriens und Iraks war lange von 
Nichtegierungsorganisationen 
bemängelt worden und hatte 
Anfang März dazu geführt, dass 
das deutsche Entwicklungsmini¬ 
sterium die Bürgschaftsvergabe 
blockierte. Am 24. März 2007 
bewilligte die Bundesregierung 
jedoch die Hermesbürgschaft. 
Konsultationen hätten zur Zufrie¬ 
denheit des Irak stattgefunden, 
teilte das Wirtschaftsministe¬ 
rium WEED auf Nachfrage mit. 
Diese Aussage wird nun vom ira¬ 
kischen Wasserminister wider¬ 
legt. Bei einem Treffen zwischen 
Türkei, Syrien und Irak am 22. 
März 2007 sei lediglich ein Rah¬ 
men für zukünftige Konsultatio¬ 
nen vereinbart worden. Bisher 
verfüge der Irak weder über die 
Unterlagen über die geplanten 
Betriebsabläufe des Ilisu-Dam- 
mes noch über die weiteren tür¬ 
kischen Pläne für den Tigris. 

Damit ist offensichtlich, dass der 
Ilisu-Staudamm das Völkerrecht 
bricht. Noch kurz vor der Bürg¬ 
schaftsentscheidung hatte 
WEED die Bundesregierung dar¬ 
auf hingewiesen, dass sie sich 
nach Meinung renommierter 
Völkerrechtler selbst davon 
überzeugen müsse, dass Konsul¬ 
tationen stattgefunden haben. 


Aus den Reihen der kemalisti- 
schen Opposition wurde nun ver¬ 
kündet, dass man gegenüber 
Abdullah Gül die gleiche Verhin¬ 
derungsstrategie wie gegenüber 
Erdogan betreiben wird. Hierzu 
gehört insbesondere ein Boykott 
der Abstimmung durch die Abge¬ 
ordneten der CHP. So soll erreicht 
werden, dass die nach Auffassung 
der Kemalisten von der Verfas¬ 
sung vorgeschriebene Mindest¬ 
zahl von 367 Abgeordneten nicht 
zustandekommt. Diese Auslegung 
der Verfassung ist zwar unter 
Rechtsexperten nicht unumstrit¬ 
ten. Die CHP hofft aber, durch 
einen Gang vor das Verfassungs¬ 
gericht die Annullierung der Wahl 
und eine Auflösung des Parlamen¬ 
tes zu erreichen. 

An sich kann die CHP durchaus 
gewichtige Argumente für ihre 
Opposition gegen einen Kandida¬ 
ten der Regierungspartei geltend 
machen. Denn die AKP konnte bei 
den Parlamentswahlen von 2002 


"Indem sie vor ihrer Finanzie¬ 
rungsentscheidung nicht den 
Ausgang von Konsultationen mit 
den Nachbarstaaten abgewartet 
hat, hat die Bundesregierung 
einen gefährlichen Präzedenzfall 
für die Unterminierung des Völ¬ 
kerrechts geschaffen", kommen¬ 
tiert WEED's Kampagnenleiterin 
Heike Drillisch. 

Die 150 Auflagen, die die 
Bundesregierung an ihre Bürg¬ 
schaft geknüpft hat und die das 
Projekt mit internationalen Stan¬ 
dards in Einklang bringen sol¬ 
len, erwähnen das Völkerrecht 
nicht und schreiben nicht die 
Konsultation der Nachbarstaa¬ 
ten vor. Lediglich die Informa¬ 
tion der Flussanrainerstaaten ist 
vorgesehen, doch auch diese ist 
- wie die Aussage des irakischen 
Wasserministers belegt - nicht 
erfolgt. Stattdessen führen die 
Auflagen eher dazu, die Ver¬ 
handlungsposition Syriens und 
Iraks zu schwächen, da sie eine 
Mindestmenge an Tigriswasser 
einseitig festlegen, die aus dem 
Ilisu-Staudamm abfließen soll. 
"Weitergehende Ansprüche 
durchzusetzen, dürfte dem Irak 
nach der Bürgschaftsentschei¬ 
dung wesentlich schwerer fal¬ 
len", so Drillisch. 

Weitere Informationen sowie der 
am Mittwoch veröffentlichte 
Bericht (The Corner House / 
Kurdish Human Rights Project: 
Ilisu Dam. Downstream Water 
Impacts and Iraq. Report of Fact 
Finding Mission the Iraq, 29 
March 2007) unter: 
www.weed-online. org/ ilisu 

(WEED e.V., 25.4., ISKU) 


aufgrund der hohen Sperrklausel 
von zehn Prozent mit nur 34 Pro¬ 
zent der abgegebenen Stimmen 
rund 66 Prozent der Parlaments¬ 
sitze einfahren. Dies ermöglichte 
ihr nicht nur eine Regierung ohne 
Koalitionspartner, sondern die 
AKP kann nun nach dem Mini¬ 
sterpräsidenten und dem Parla¬ 
mentspräsidenten auch noch den 
Staatspräsidenten stellen. Mit 
dem Wählerwillen sei dies nicht 
mehr zu vereinbaren, heißt es nun 
nicht nur aus den Reihen der 
CHP. 

Doch durch ihre Fundamentalop¬ 
position und ihre radikale Rheto¬ 
rik schafft es die CHP nicht, 
ihrem Anliegen beim Wähler das 
nötige Gehör zu verschaffen. Es 
ist deshalb zweifelhaft, ob Deniz 
Baykal von vorgezogenen Neu¬ 
wahlen wirklich profitieren würde. 
Umfragen zeigen, dass die CHP 
wieder als klarer Verlierer aus den 
Wahlen hervorgehen würde. 

(jW, 26.4., ISKU) 


erklärt, dass eine PKK-Zeichen tra¬ 
gende Gruppe öffentliches Eigen¬ 
tum beschädigt und die Polizei 
angegriffen habe. Die beiden 
Angeklagten hätten sich in dieser 
Gruppe befunden und sich damit 
der Mittäterschaft schuldig 
gemacht. Aufgrund der Artikel 314 
und 220 des Strafgesetzbuches 
müsse die Teilnahme als Mittäter¬ 
schaft an der Aktion einer illegalen 
Organisation bewertet werden. 

(Ra, 19.4., ISKU) 

40 "Ehrenmorde" in drei 
Monaten in Südkurdistan 

Nach Angaben der UN-Hilfsmis- 
sion für Irak (Unami) sind in der 
Föderalen Region Kurdistan (Süd¬ 
kurdistan/Nordirak) in den letzten 
drei Monaten 40 Frauen in soge¬ 
nannten "Ehrenmorden" getötet 
worden. Unami kritisierte die 
Regierung dafür, sich in dieser 
Frage zu langsam zu bewegen. Bei 
den 40 getöteten Frauen handele 
es sich lediglich um die Anzahl der 
Fälle, die offiziell registriert wer¬ 
den konnten. (ÖP, 26.4., ISKU) 

Hungerstreik in Mus verlängert 

Die Frist des Hungerstreiks von 
TUHAD-DER Mus zur Gesund¬ 
heitssituation von Abdullah Öcalan 
wurde verlängert. TUHAD-DER 
hatte am 21. April mit sieben Per¬ 
sonen einen Hungerstreik begon¬ 
nen. Zunächst wurde die Frist bis 
zum 27. April verlängert. Mitglie¬ 
der des Jugendrates der DTP 
beteiligten sich als Unterstützer an 
dem Hungerstreik. 

(DIHA; 25.4., ISKU) 

Simak: Kind bei 
Explosion getötet 
Drei Kinder, die an der Mauer der 
Kaserne Taxta Nuh (Simak) 
gespielt hatten, wurden am 21.4. 
durch eine Explosion verletzt Der 
siebenjährige Suleyman Sengul 
(7) erlag seinen schweren Verlet¬ 
zungen im Staatskrankenhaus von 
Simak. Auch Huseyin Ozbey (7) ü 
Agit Kulter (6) sind schwer ver¬ 
letzt. (DIHA, 21.4., ISKU) 
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Solidaritätshungerstreik für Abdullah Öcalan in Straßbourg 

Hungerstreikende in Lebensgefahr 


Vor dem Hintergrund des politi¬ 
schen Schweigens der EU und 
ihrer Institutionen, sind aus Sorge 
um das Leben von Herrn Abdullah 
Öcalan und der bedrohlichen Situa¬ 
tion in der Türkei und in Kurdistan, 
am 11. April 2007 in Straßburg 70 
Kurdinnen und Kurden - davon 18 
unbefristet - in einen Hungerstreik 
getreten. Sie befinden sich in den 
Räumen des französisch-kurdi¬ 
schen Kultur-Zentrums in Straß¬ 
burg. 

Wie das Hungerstreikkomitee am 
l.Mai, dem 21 Hungerstreiktag 
bekannt gab, befinden sich zwei 
der Aktivisten seit dem 28. April in 
einem schlechten Gesundheitszu¬ 
stand Sie mussten ins Krankenhaus 
eingeliefert werden, wo sie jedoch 
jegliche medizinische Behandlung 
verweigerten. Die gesundheitliche 
Situation einer weiteren Aktivistin 
ist seit dem 28. April kritisch. 
Solidarisch mit der Forderung der 
Hungerstreikenden zeigte sich 
eine Gruppe Frauen, die in Cannes 
eine Straße besetzte. Ca. 15 Frauen 
und Kinder wurden dabei festge¬ 
nommen. 

Der Hungerstreik wurde von den 
Europaparlamentariern Louisa 
Morgantini, Feleknaz Uca, Bart 
Staes, Pia Lokatelli, Jens Holm, 
Soren Sondergoord, Aleksander 
Alvaro, Jeyn Lambert und Covani 
Kladio Fava besucht Diese drück¬ 
ten ihre Unterstützung aus und 
gaben den Start einer Unterschrif¬ 
tenkampagne bekannt. 

(http://www.yxk-hamburg.de/) 
Weitere Hungerstreiks werden in 
London, Stockholm, Hewler und 
Mus durchgeführt. 

Die Forderungen der Hungerstrei¬ 
kenden richtet sich insbesondere 


12 500 Unterschriften für den 
Frieden, die auf Initiative des 
Kurdischen Frauenbüros für 
Frieden (CENI) mit Unterstüt¬ 
zung der Feministischen Initiati¬ 
ve Europas (IFE) und der Inter¬ 
nationalen Freien Frauenstiftung 
gesammelt worden sind, konnten 
nicht an Angela Merkel als Vor¬ 
sitzende der EU-Ratspräsident- 
schaft überreicht werden, da 
eine Anfrage zur Übergabe der 
Unterschriften unbeantwortet 
blieb. Stattdessen wurden die 
Unterschriften der PDS-Abge- 
ordneten Sevim Dagdelen über¬ 
reicht. 

Wie Songül Karabulut von CENI 
erklärte, sei Ziel der Kampagne 


an das Komitee zur Verhinderung 
von Folter des Europarats (CPT), 
das Abdullah Öcalan bereits zuvor 
auf der Gefängnisinsel Imrali 
besucht hatte. Am Mittwoch begab 
sich eine 15-köpfige Gruppe der 
Hungerstreikenden erneut zur 
Zentrale des CPT, die sich im 
Gebäude des Europäischen Ge¬ 
richtshof für Menschenrechte be¬ 
findet, um ihre Forderung zu 
wiederholen. Im Gespräch mit 
einem Mitarbeiter des CPT-Sekre- 
tariats drangen die Aktivisten dar¬ 
auf, das Komitee solle handeln, 
bevor es zu bleibenden Schäden 
oder gar Todesfällen unter den 18 
unbefristet Hungerstreikenden 
komme. Ihnen wurde entgegnet, 
das Sekretariat habe nicht die 
Befugnis, eine Entscheidung zu 
treffen; dies könne lediglich über 
eine Versammlung aller Vertreter 
der 46 Mitgliedsländer geschehen. 
Remzi Kartal, der sich als Mitglied 
des Exekutivrats der KKK eben¬ 
falls im unbefristeten Hungerstreik 
befindet, bewertete diese Verlaut¬ 
barung als unaufrichtig. "Anstatt 
unsere Forderungen direkt abzu¬ 
lehnen, wird behauptet dass die 
Entscheidung über eine Entsen¬ 
dung einer Arztedelegation nicht 
bei ihnen liege, sondern einen 
Beschluss aller 46 Mitgliedsländer 
erfordere. Das ist nicht richtig." 
Seit der Veröffentlichung der Ver¬ 
giftung Abdullah Öcalans am 1. 
März 2007 in Rom habe das CPT 
das Thema ständig vertagt. "Die 
Antwort, die wir heute bekommen 
haben, stellt eine Fortsetzung die¬ 
ser Haltung dar. Man muss es klar 
sagen: Wenn man es dem CPT und 
seinen Entscheidungsorganen 
überlässt, dann steht eine Entsen- 


unter der Überschrift "Begraben 
wir die Waffen für immer" die 
Unterstützung eines beidseitigen 
Waffenstillstands in der Türkei 
gewesen. Die Gemeinschaft der 
Kommunen Kurdistans KKK 
hatte am 1. Oktober 2006 einen 
einseitigen Waffenstillstand er¬ 
klärt, der von der Türkei unbe¬ 
antwortet blieb. "Der türkische 
Staat setzt trotz des Waffenstill¬ 
standes auf Vernichtung. In den 
sieben Monaten des Waffenstill¬ 
stands sind Hunderte Militärope- 
rationen in den Bergen Kurdi¬ 
stans durchgeführt worden. Eine 
grenzüberschreitende Militär¬ 
operation auf irakischem Territo¬ 
rium befindet sich in der Vorbe- 


dung einer Abordnung im Moment 
nicht auf der Tagesordnung und es 
wird auch nicht dazu kommen." 
Aus diesem Grunde sei es notwen¬ 
dig, dass ein starker öffentlicher 
Druck auf den Europarat und das 
CPT hergestellt werde, so Kartal. 
Nur so lasse sich ein entsprechen¬ 
der Beschluss durchsetzen. "Das 
Sekretariat des CPT kann in allen 
dringenden Fällen einen Beschluss 
fassen und in das betreffende Land 
fahren. Wir sind davon überzeugt, 
dass es lediglich notwendig ist, 
dass in den politischen Mechanis¬ 
men des Europarates dafür grünes 
licht gegeben wird." 

Das Sekretariat des CPT 

Das Sekretariat des CPT ist an die 
Generaldirektion für Menschen¬ 
rechte des Europarates gebun¬ 
den, verfügt aber über die Befug¬ 
nis, eigene Beschlüsse zu treffen. 
So wie es den Mitgliedsländern 
des Europarates regelmäßige 
Besuche abstatten kann, kann es 
in notwendigen Situationen auch 
Besuche mit besonderem Zweck 
durchführen. Das CPT kann alle 
Orte der Ingewahrsamsnahme 
(wie Haftanstalten, Flüchtlings¬ 
unterkünfte und Psychiatrien) 
besuchen, die Behandlung der 
unter Freiheitsentzug befind¬ 
lichen Personen untersuchen und 
falls nötig dem betreffenden Staat 
Verbesserungsvorschläge ma¬ 
chen. Es ist also befugt, ohne 
Erlaubnis Gefangene aufzusuchen 
und Vorschläge zu machen. 
Bereits in den Jahren 2001 und 
2003 hatte das CPT die Haftbedin¬ 
gungen Abdullah Öcalans auf 
Imrali untersucht. 

(ANF, 27.4./1.5., ÖP, 3.5., ISKU) 


reitung. Auf die kurdische Forde¬ 
rung nach Frieden ist mit der 
Vergiftung Öcalans geantwortet 
worden. Wir haben diese Unter¬ 
schriften gegen den Krieg und 
für Frieden gesammelt." Weiter 
verwies Karabulut auf die 
Lebensbedingungen von Abdul¬ 
lah Öcalan und forderte, das 
Schweigen zu brechen. 

Die Bundestagsabgeordnete 
Sevim Dagdelen bezeichnete die 
Verweigerung der Annahme der 
Unterschriften durch Merkel als 
undemokratisches Vorgehen und 
kündigte an, die Inhalte der Kam¬ 
pagne in der bundesdeutschen 
Innenpolitik zu thematisieren. 

(ÖP, 28.4., ISKU) 


Meldungen 


Zweitägige Besetzung von AI 

Die Besetzung des Gebäudes von 
amnesty international ging nach 
28 Stunden am Freitag nach 
Erfüllung der Forderung der kur¬ 
dischen Aktivisten zu Ende. Die 
Ai-Vertreter sagten zu, mit dem 
Komitee zur Verhinderung von 
Folter des Europarates (CPT) 
Kontakt aufzunehmen und ein 
Informationsdossier zur Al-Zen- 
trale in London zu schicken, 
damit die Arbeit zur Entsendung 
einer unabhängigen Ärzteabord¬ 
nung nach Imrali aufgenommen 
werden könne. 

(ANF, 28.4., ISKU) 

Keine Haftentlassung 
trotz Freispruch 

Die 24 Frauen, die am 8. März in 
Cizre verhaftet worden sind, weil 
sie auf einer Kundgebung auf die 
Vergiftung Abdullah Öcalans auf¬ 
merksam gemacht haben, sind 
trotz eines Freispruchs des Amts¬ 
gerichts in Cizre zur Anklage des 
Verstoßes gegen das Versamm¬ 
lungsgesetzes nicht aus der Haft 
entlassen worden, weil wegen des 
gleichen Vorfalls noch ein Verfah¬ 
ren gegen sie vor dem Gericht für 
schwere Straftaten Diyarbakir 
läuft. Hier lautet die Anklage auf 
"Werbung für eine terroristische 
Organisation" nach dem neuen 
türkischen Antiterrorgesetz. 

(ÖP, 28.4., ISKU) 

April-Bilanz der HPG 

Die kurdische Guerilla HPG hat 
ihre Kriegsbilanz des Monats 
April 2007 veröffentlicht. Dem¬ 
nach hat die türkische Armee 68 
Militäroperationen durchgeführt, 
bei denen es zu 62 Gefechten 
gekommen ist. Bei diesen seien 
mindestens 119 Soldaten und 22 
Guerillakämpfer ums Leben 
gekommen. (ANF, 30.4., ISKU) 

Neuwahlen im Juli 

Nach den massiven Putschdro¬ 
hungen des türkischen General¬ 
stabs und der Entscheidung des 
Verfassungsgerichts, den ersten 
Wahlgang zum Staatspräsidenten 
zu annulieren, hat das Parlament 
der Türkei Neuwahlen zm 22. Juli 
beschlossen. 

Zur Zeit ist ebenfalls in der 
Diskussion, dass der Staatspräsi¬ 
dent künftig direkt und nicht 
mehr vom Parlament gewählt 
wird. Dazu ist jedoch eine Ände¬ 
rung der Verfassung notwendig 
(3.5, ISKU) 

DTP-Vorsitzende treffen 
mit Talabani zusammen 

Die beiden DTP-Vorsitzenden 
Aysel Tugluk und Ahmet Türk 
sind in der südkurdischen Stadt 


Merkel verweigert Annahme von 
Unterschriften für den Frieden 





^ • • 

"Bunkerstrafe" gegen Ocalan 


Erneut wurde Abdullah Ocalan 
mit einer 20-tägigen "Bunkerstra¬ 
fe" belegt. Sein Radio und seine 
Bücher wurden beschlagnahmt, 
die von den Verteidigern einmal 
wöchentlich mitgebrachten Zei¬ 
tungen nicht an ihren Mandanten 
übergeben. 

Gestern fand nach drei Wochen 
erstmalig wieder ein Besuch sei¬ 
ner Verteidiger bei Abdullah Öca- 


lan auf der Gefängnisinsel Imrali 
statt. Im Anschluss teilten die Ver¬ 
teidiger mit, seit acht Tagen 
werde eine "Bunkerstrafe" gegen 
ihren Mandanten angewendet, die 
von der Strafvollzugsverwaltung 
aus einem nicht bekannten Grund 
ausgesprochen worden sei und 
noch weitere zwölf Tage andauern 
werde. Eine Anfrage zu dieser 
Disziplinarstrafe an das zuständi¬ 


ge Gericht in Bursa habe zu kei¬ 
nen Ergebnissen geführt, teilten 
die Anwälte mit, die gleichzeitig 
ankündigten, Widerspruch gegen 
die Strafe einzulegen. Ihr Man¬ 
dant habe sich dafür ausgespro¬ 
chen, seinen Fall vor den Europäi¬ 
schen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte zu bringen, falls der Wider¬ 
spruch ergebnislos bleibe. 

64 VF, 2.5., ISKU) 


l.Mai: Kurden fordern Frieden 


Tausende Menschen sind am 1. 
Mai in den kurdischen Gebieten 
der Türkei auf die Straße gegan¬ 
gen und haben Frieden und eine 
demokratische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage gefordert. Als Reak¬ 
tion auf die jüngste Erklärung des 
türkischen Generalstabs zur 
Frage der Präsidentschaftswahl, 
entsprechend der jeder, der sich 
nicht hinter die Atatürk-Parole 
"Glücklich ist, wer sich Türke nen¬ 
nen darf" stelle, ein Feind sei, war 


Gegen alle 54 Bürgermeisterin¬ 
nen der DTP wurden Ermitt¬ 
lungsverfahren eingeleitet, weil 
diese die Regierung dazu aufge¬ 
rufen hatten, die Aussagen zu 
einer Vergiftung Abdullah Öca- 
lans durch eine unabhängige 
Expertenabordnung untersu¬ 
chen zu lassen. Damit hätten sie 
"Werbung für eine terroristische 
Organisation" betrieben. 

Im Namen aller Bürgermeister¬ 
innen hatte Osman Baydemir als 


Am Mittwoch letzter Woche ende¬ 
ten die 1. Kurdischen Filmtage in 
Hamburg, die gemeinsam vom 
Verband der Studierenden aus 
Kurdistan (YXK), der Informa¬ 
tionsstelle Kurdistan (ISKU) und 
dem Verein Freier Frauen aus 
Mesopotamien organisiert wur¬ 
den. An insgesamt sieben Tagen 
wurden im ununterbrochen aus¬ 
verkauften Kino 3001 13 Kurz-, 
Spiel- und Dokumentarfilme 
gezeigt. 


auf den kurdischen Transparen¬ 
ten zu lesen: "Ich bin Bürger der 
Republik Türkei, ich bin Kurde, 
aber ich bin kein Feind". 

In Diyarbakir wurde eine Massen¬ 
kundgebung in der Stadt verbo¬ 
ten, woraufhin mehrere kleinere 
Kundgebungen und Demonstra¬ 
tionen stattfanden. Weitere Aktio¬ 
nen wurden in Batman, Yükseko- 
va, Dogubeyazit und Wan durch¬ 
geführt, außerdem in der Westtür¬ 
kei in Ankara und Izmir. 


Oberbürgermeister von Diyarba¬ 
kir eine Erklärung abgegeben, in 
der er darauf verwiesen hatte, 
dass die Spannungen in der Tür¬ 
kei durch die bevorstehenden 
Staatspräsidentschaftswahlen, 
die Diskussion um den umstritte¬ 
nen Paragraphen 301, die Ermor¬ 
dung von Hrant Dink und weite¬ 
re Vorfälle stark angestiegen 
seien. Die Aussagen zu einer Ver¬ 
giftung Abdullah Öcalans hätten 
diese Anspannung auf ein noch 


Am letzten Tag war neben der 
Regisseurin Özay Sahin des Films 
"Can Baz", der von kurdischen 
Jugendlichen handelt, die in Istan¬ 
bul auf der Straße leben und Musik 
machen, auch die kurdische Politi¬ 
kerin Sakine Cansiz anwesend. 
Sakine Cansiz war nach fünfwöchi¬ 
ger Auslieferungshaft aufgrund 
eines internationalen Haftbefehls 
auf Gesuch der Türkei am Mittag 
desselben Tages aus der Haft ent¬ 
lassen worden und hielt eine kurze 


In Istanbul wurden 695 Personen 
festgenommen und vier verletzt, 
davon eine schwer. Die Demon¬ 
stranten wollten den 1. Mai auf 
dem Taksim-Platz begehen, wo 
vor 30 Jahren bei einer Demon¬ 
stration 34 Menschen getötet wor¬ 
den waren. Die DTP verurteilte in 
einer Erklärung das Vorgehen der 
Sicherheitskräfte scharf und 
machte die Regierung für die Vor¬ 
fälle verantwortlich. 

(ANF, 1.5., ISKU) 


gefährlicheres Niveau gebracht. 
Um alle Zweifel in dieser Angele¬ 
genheit auszulöschen, die zu 
schweren gesellschaftlichen Pro¬ 
blemen führen könne, müsse 
eine unabhängige Untersuchung 
durch Institutionen wie die Ärzte¬ 
kammer und die Menschen¬ 
rechtsstiftung durchgeführt und 
die Ergebnisse unverzüglich der 
Öffentlichkeit bekannt gegeben 
werden. (ANF, 28.4., ISKU) 


Ansprache. Im Anschluss an die 
Filmvorführung beantwortete die 
Regisseurin Özay Sahin die Fragen 
der Zuschauer. 

Die an der Organisation der Filmta¬ 
ge beteiligten Gruppen bewerteten 
die Veranstaltung als einen vollen 
Erfolg und kündigten eine Fortset¬ 
zung zu einem späteren Zeitpunkt 
an. Weitere vom YXK organisierte 
kurdische Filmtage werden zwi¬ 
schen dem 4. und 6. Mai in Stutt¬ 
gart stattfinden. (ÖP, 27.4., ISKU) 


Dokan mit dem irakischen Staats¬ 
präsidenten Celal Talabani zu¬ 
sammen getroffen. Bei dem 
Gespräch ging es um die Mög¬ 
lichkeiten einer Lösung der kur¬ 
dischen Frage mit politischen 
Mitteln über einen Dialog. 

(ANF, 1.5., ISKU) 

Kurdische Jugendliche beset¬ 
zen französischen TV-Sender 

Eine Gruppe kurdischer Jugend¬ 
licher hat gestern abend für drei 
Stunden den Sender "France 
Televisions" in Paris besetzt, wäh¬ 
rend die Präsidentschaftskandi¬ 
daten Nicolas Sarkozy und Sego- 
lene Royal in einer Livesendung 
debattierten. Die elf Aktivisten 
drangen gegen 20.30 Uhr mit Bil¬ 
dern von Abdullah Öcalan und 
Fahnen des demokratischen Kon- 
föderalismus in das Gebäude ein, 
in dem sich die Sender France 2 
und France 3 befinden, und 
erklärten, ihr Ziel sei es, für die 
Forderung der Entsendung einer 
unabhängigen Ärzteabordnung 
zu Abdullah Öcalan eine Öffent¬ 
lichkeit herzustellen. Zu diesem 
Zweck wollten sie ein Informa¬ 
tionsdossier zum Thema an die 
Verantwortlichen des Fernse¬ 
hens einreichen. Aufgrund der 
Livedebatte war keiner der Ver¬ 
antwortlichen zu sprechen. Nach¬ 
dem den Aktivisten nach drei 
Stunden ein Termin für den 
Nachmittag gegeben wurde, ver¬ 
ließen sie das Gebäude. 

(ANF, 3.5., ISKU) 

13 Friedensmütter 
festgenommen 

In Istanbul sind 13 Mitglieder der 
Initiative "Mütter für den Frie¬ 
den", die seit zehn Wochen jeden 
Mittwoch zur Unterstützung des 
einseitig von der HPG am 1. Okt¬ 
ober 2006 erklärten Waffenstill¬ 
stands eine Kundgebung am 
Galatasaray-Gymnasium abhal¬ 
ten, festgenommen worden. Als 
Begründung für das Verbot der 
Kundgebung wurden die vom 
Istanbuler Gouverneur nach dem 
1. Mai erlassenen Sicherheitsbe¬ 
stimmungen genannt. Ebenfalls 
festgenommen wurde das IHD- 
Vorstandsmitglied Dogan Gene. 

(ANF, 2.5., ISKU) 
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Wieder Prozess gegen Pinar Selek 


Der Revisionsgerichtshof in Anka¬ 
ra hat Teile des Urteils gegen Pinar 
Selek und weitere Personen im 
Prozess um die Explosion im Misir- 
Basar aufgehoben. Da nach Mei¬ 
nung des Gerichts nicht einwand¬ 
frei festgestellt werden konnte, ob 
die Explosion von einer Bombe 
oder einer sich entzündenden Gas¬ 
flasche resultierte, hatte das 12. 
Istanbuler Gericht für schwere 
Straftaten in seiner Urteilsverkün¬ 
dung erklärt, eine Bestrafung der 
Soziologin Pinar Selek und eines 
weiteren Angeklagten, Abdülmecit 


Öztürk, sei "nicht notwendig". Der 
Revisionsgerichtshof verwies jetzt 
darauf, dass ein Urteil gefunden 
werden müsse und hob das zuvor 
vom Istanbuler Gericht ausgespro¬ 
chene Urteil auf. Damit muss der 
Prozess erneut in Istanbul aufge¬ 
rollt werden. 

Auch im Urteil gegen weitere 
Angeklagte fand das Revisionsge¬ 
richt Formfehler und entschied auf 
N euverhandlung. 

In dem Prozess gegen insgesamt 
15 Angeklagte hatte das 12. Istan¬ 
buler Gericht für schwere Strafta¬ 


ten am 8. Juni 2006 drei Angeklagte 
zu lebenslanger, zwei Angeklagte 
zu 12,5 Jahren und einen Angeklag¬ 
ten zu fünf Monaten Haftstrafe ver¬ 
urteilt. Der Anklagepunkt gegen 
Pinar Selek und weitere Angeklag¬ 
te wegen "Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Organisation" war 
wegen Verjährung fallen gelassen 
worden. 

Bei der Explosion am 9. Juli 1998 
im Misir-Basar in Eminönü waren 
sieben Menschen getötet und 127 
Personen verletzt worden. 

(ANF, 3.5., ISKU) 


Weiteres Ermittlungsverfahren 
gegen 54 BIP-Bürgermeister 


Kurdische Filmtage in Hamburg 
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Türkei denunziert Friedensaufrufe als Kriegsdrohung 

Bunkerstrafe gegen Öcalan 


Öcalan hat bei der jüngsten Konsul¬ 
tation mit seinen Anwälten, die am 
2. Mai nach vier Wochen der Total¬ 
isolation stattfand, eindringlich vor 
einer Eskalation der gesellschaft¬ 
lichen Konflikte gewarnt. Die kurdi¬ 
sche Frage identifizierte er als 
Hintergrund der aktuellen politi¬ 
schen Krise und wertete die Haltung 
Europas als "Verkaufen der Kurden ". 
Erstmals erfuhren die Anwältlnnen 
bei der Konsultation auch, dass 
momentan eine 20-tägige Bunker¬ 
strafe vollstreckt wird. 

"Diese 20-tägige Bunkerstrafe 
wurde gegen mich wegen zweier 
Sätze verhängt, die ich in einer 
Konsultation gesagt habe. Seit acht 
Tagen wird sie vollstreckt, seit acht 
Tagen bin ich in Isolation, zwölf 
Tage liegen noch vor mir. Ich habe 
dagegen Widerspruch eingelegt 
und eine 125-seitige Eingabe an das 
Gericht in Bursa geschrieben. 
Diese Strafe wird wie beim letzten 
Mal mit dem Paragrafen "Ausbil¬ 
dung von Mitgliedern der Organi¬ 
sation und Propaganda" begründet. 
Dabei werden alle unsere Konsulta¬ 
tionen aufgezeichnet. Offensicht¬ 
lich interessieren sich die zuständi¬ 
gen Stellen für das, was ich sage, 
und analysieren es (...). 

Diese Bunkerstrafen sind keine 
juristischen Praktiken, sondern 
politische und administrative 
Repressalien. Ich werde durch 
diese Praktiken bestraft. Das ist der 
eigentliche Grund für die Bunker¬ 
strafen. Es geht nicht darum, dass 
ich zum Krieg aufrufe, jeder weiß, 
dass ich mich seit vierzehn Jahren 
um den Frieden bemühe. Das 
erkläre ich bei jeder Gelegenheit. 
In allen meinen Büchern und Ein¬ 
gaben habe ich versucht, Wege zu 
einer friedlichen Lösung aufzuzei¬ 
gen. Ich weise lediglich auf drohen¬ 
de Gefahren hin." 

Öcalan wies auf die Gefahr hin, dass 
der Konflikt eskaliert: 

"Ich habe in dieser Eingabe 
geschrieben, dass wir uns in einer 
höchst gefährlichen Phase befin¬ 
den. Wenn jetzt ein Krieg ausbricht, 
dann wird er nicht mehr zwischen 
den Kurden und dem Staat stattfin¬ 
den, sondern als gesellschaftlicher 
Krieg ausbrechen. Ich betone: als 
gesellschaftlicher Krieg. Wenn ich 
auf diese Gefahr hinweise, sagen 
sie 'Apo will Krieg 1 . Das ist nicht 
wahr. Ich bin hier im Gefängnis. Ich 
bin überhaupt nicht in der Position, 
über Krieg und Frieden zu ent¬ 
scheiden." 

Kein Putsch ohne direkte 
Unterstützung der USA 
"Wenn die USA es nicht direkt 
unterstützen, kann es keinen 


Putsch geben. Die AKP ist durch 
eine breite Unterstützung an die 
Macht gekommen. Dahinter stand 
auch die Erwartung, dass sie eini¬ 
ges verändern werde. Allerdings 
versucht sie seither auch, den 
Staat auf eine islamische Grundla¬ 
ge hin auszurichten. 

Die AKP glaubte, in der Frage des 
Staatspräsidenten den Staat und 
den Generalstab einschläfern zu 
können, aber sie hat sich 
getäuscht. Der Versuch endete 
mit dem Memorandum. 

Mein Vorschlag ist der einer 
demokratischen Republik. Die 
Demokratie ist kein Widerspruch 
zur Republik, die Republik ist die 
Staatsform der Demokratie. Ohne 
Demokratie kann die Republik 
weder ihre Probleme lösen noch 
weiter Bestand haben. Eine demo¬ 
kratische Republik war auch das, 
woran Mustafa Kemal ursprüng¬ 
lich gedacht hatte. Aber wegen 
der Bedingungen zu seiner Zeit 
gelang es ihm nicht, sie zu ver¬ 
wirklichen. Diejenigen, die sich 
heute Kemalisten nennen, haben 
in Wirklichkeit nichts mit Mustafa 
Kemal zu tun. Mustafa Kemal hat 
die Kurden als Element [der 
Republik] akzeptiert. Er hat die 
Besatzer aus dem Land gejagt, 
indem er mit den Kurden ein 
Bündnis schloss. Die kurdischen 
Aufstände und die Interessen und 
Pläne der Briten in der Region 
haben dazu geführt, dass Mustafa 
Kemal seine Pläne aufschob. Das 
von ihm "muhtariyet" genannte 
Modell sah eigentlich eine Art 
demokratischer Autonomie vor. 
Man muss sich die damaligen 
Umstände vor Augen führen. Die 
Republik war noch jung, gerade 
erst gegründet, und gab eine 
erhebliche Paranoia, das sie 
gespalten werden könnte. Außer¬ 
dem gab es den Streit [mit den 
Briten] um Mossul und Kirkuk. 
Als genau zu diesem Zeitpunkt die 
kurdischen Aufstände losbrachen, 
ergriff Mustafa Kemal die Panik 
um den Erhalt der Republik. Um 
die Republik zu retten opferte er 
sogar Mossul und Kirkuk. Beide 
Städte gehörten zu dem Gebiet, 
das durch "Misak-i Milli", den 
Nationalpakt definiert wird. Die¬ 
sen Nationalpakt darf man nicht 
unterschätzen. Die Republik, die 
gerade erst aus einem Krieg her¬ 
vorgegangen war, konnte sich 
aber auch keinen neuen Krieg lei¬ 
sten. Wenn Mustafa Kemal sich 
dagegen sicher gewesen wäre, 
dass die Kurden wieder mit ihm 
zusammen kämpfen würden, 
hätte er es mit jedem Feind aufge¬ 
nommen. Mustafa Kemal war für 
die Einheit mit den Kurden. 


"Einige schlagen schon vor, die 
Kurden in den Süden zu vertrei¬ 
ben" 

Damals gab es keine Möglichkeit 
für eine Lösung der kurdischen 
Frage auf der Grundlage einer Ein¬ 
heit und mit den Mitteln des demo¬ 
kratischen Dialogs, weil den Kur¬ 
den eine starke Führung fehlte. 
Dieser fehlende Dialog war auch 
eine Ursache für die folgenden Auf¬ 
stände, die dann brutal niederge¬ 
schlagen wurden. Hier rühren auch 
die Vorurteile gegen Mustafa 
Kemal her. 

Heute jedoch gibt es solche, die 
diese Tatsachen erkannt haben und 
für eine demokratische Lösung ein- 
treten, und solche, die den Krieg 
wollen, der als "Spezialkrieg" 
bekannt ist. Auch in der Armee gibt 
es die, die eine Lösung wollen, und 
die, die Krieg wollen. Es gibt solche, 
die gegen die Kurden dieselbe Poli¬ 
tik betreiben wollen wie seinerzeit 
gegen die Armenier und die Grie¬ 
chen. Einige schlagen ganz offen 
vor, die Kurden in den Süden zu 
vertreiben. Folglich kann man 
davon ausgehen, dass eine großan¬ 
gelegte Vemichtungspolitik gegen 
die Kurden betrieben werden soll. 
Ein Teil soll vernichtet werden, wer 
assimiliert werden kann, soll assi¬ 
miliert werden, die übrige Masse 
soll nach Süden getrieben werden. 
Das ist ein ungeheuerlicher Plan, 
und er wird sich unmöglich ver¬ 
wirklichen lassen. Die Situation der 
Kurden ist eine andere. Die Kurden 
sind mittlerweile in der Lage, sich 
selbst zu verteidigen. Es gibt tat¬ 
sächliche Leute, die dieses Katas¬ 
trophenszenario als Lösung für die 
Türkei präsentieren wollen. Auf der 
anderen Seite sind da Leute wie Ex- 
General Kenan Evren, die jahrelang 
gegen uns Krieg geführt haben, 
aber verstanden haben, dass der 
Krieg nicht zu einer Lösung führt. 
Es ist auf keinen Fall wahr, dass ich 
Krieg will. Ich möchte, dass das 
besonders die türkische Öffentlich¬ 
keit versteht, die türkischen Intel¬ 
lektuellen, die türkische linke. Alle 
meine Bemühungen gelten einer 
demokratischen, friedlichen Lö¬ 
sung. Dafür habe ich alles getan, 
was in meiner Macht steht Aber 
wenn man in dieser Weise gegen 
die PKK und die Kurden vorgeht, 
werde ich in das, was sie dann erwi¬ 
dern, nicht einmischen. Das wer¬ 
den sie selbst entscheiden. Ich sehe 
es als meine Pflicht an, diese War¬ 
nung auszusprechen. Es ist eine 
Tatsache, dass die Gefechte zuneh¬ 
men werden, wenn man gegen das 
kurdische Volk vorgeht. Meine 
Bemühungen jedoch dienen alle 
dem gesellschaftlichen Frieden." 

(II, ISKU) 


Meldungen 


DTP: Im Westen Koalitionen 
mit linken Parteien 

Auf einer zweitägigen Versamm¬ 
lung zur Festlegung ihrer Wahl¬ 
strategie hat die DTP neben der 
Aufstellung parteiunabhängiger 
Kandidaten zur Vermeidung 
eines Scheiterns an der Zehn-Pro- 
zent-Hürde beschlossen, in der 
Westtürkei unabhängige Koalitio¬ 
nen mit linken Parteien wie 
EMEP und SDP zu schließen. In 
den kurdischen Provinzen hinge¬ 
gen wird auf eine Zusammenar¬ 
beit mit anderen Parteien ganz 
verzichtet werden. Diskutiert 
worden war eine solche u.a. mit 
den kurdischen Parteien KADEP 
und Hak-Par, abgelehnt wurde sie 
aufgrund politischer Meinungs¬ 
verschiedenheiten. 

Mit der Aufstellung unabhängi¬ 
ger Kandidaten wird angestrebt, 
die Zehn-Prozent-Hürde zu umge¬ 
hen und im Parlament eine Grup¬ 
pe zu bilden. Als sichere Kandida¬ 
ten gelten bisher die beiden Par¬ 
teivorsitzenden Aysel Tugluk und 
Ahmet Türk sowie die ehemali¬ 
gen DEP-Abgeordneten Leyla 
Zana, Hatip Diele, Orhan Dogan 
und Selim Sadak. 

(ANF, 9./10.5., ISKU) 

Prozess gegen mutmaßliche 
Dink-Mörder am 2. Juli 

Vom 2. Juli an müssen sich die 
mutmaßlichen Mörder des arme¬ 
nisch-türkischen Journalisten 
Hrant Dink in Istanbul vor 
Gericht verantworten. Diesen 
Termin habe das zuständige 
Schwurgericht in der türkischen 
Metropole festgesetzt, meldete 
die Nachrichtenagentur Anadolu 
am Montag. Die Staatsanwalt¬ 
schaft fordert für den mutmaß¬ 
lichen Todesschützen Ogün S. bis 
zu 24 Jahre Haft; S. ist noch nicht 
volljährig und kann deshalb nicht 
mit lebenslanger Haft bestraft 
werden. Dagegen sollen zwei 
mutmaßliche Hintermänner der 
Tat, Erhan T. und Yasin H., nach 
dem Willen der Anklagebehörde 
lebenslang hinter Gitter. Insge¬ 
samt gibt es 18 Angeklagte, von 
denen zwölf in Untersuchungs¬ 
haft sitzen. (AFP, 7.5., ISKU) 

TV-Besetzung zeigt Resultate 

Nach der Besetzung des französi¬ 
schen TV-Kanals France 2 durch 
kurdische Aktivisten hat ein 
Gesprächstermin zwischen Ber- 
nard Lebrun, dem Verantwort¬ 
lichen für Außenpolitik im Sen¬ 
der, und kurdischen Vertretern 
stattgefunden. Lebrun wurde ein 
Informationsdossier überreicht, 
woraufhin er erklärte, er sei über 
die Geschehnisse informiert. 
Lediglich aufgrund der Präsident- 





12.5.:Demonstration in Strasbourg 


Seit dem 11. April befinden sich 
in Strasbourg 75 Kurdinnen und 
Kurden im Hungerstreik, davon 
18 im unbefristeten Hunger¬ 
streik. Sie fordern die unverzügli¬ 
che Entsendung einer unabhängi¬ 
gen Ärzteabordnung zu Abdullah 
Öcalan nach Imrali. Die Forde¬ 
rung richtet sich insbesondere an 
das Antifolterkomitee des Euro¬ 
parats (CPT), das als einzige 
Institution die Befugnis hat, ohne 
Genehmigung durch den türki¬ 
schen Staat Untersuchungen in 
Haftanstalten durchzuführen. Am 
Samstag, den 12.5. findet in Stras¬ 
bourg eine europaweite Demon¬ 
stration mit derselben Forderung 
statt. 

Zur Unterstützung dieser Forde¬ 
rung sind innerhalb der vergan¬ 
genen Woche in fünf europäi¬ 
schen Ländern acht TV-Sender 
und Büros von Amnesty Interna¬ 


tional vorübergehend besetzt 
worden. So wurde beispielsweise 
das BBC-Gebäude in London von 
einer 15-köpfigen Gruppe 
besetzt, die auf den Gesundheits¬ 
zustand Öcalans, die fortgesetz¬ 
ten Militäroperationen der türki¬ 
schen Armee sowie den Hunger¬ 
streik in Strasbourg aufmerksam 
machen wollten. Auf die Zusage 
des TV-Senders, am 12. Mai zur 
Demonstration zu kommen, 
wurde die Aktion beendet. Das 
gleiche Ergebnis erbrachten 
Besetzungen des Schweizer 
Fernsehens (SF) in Zürich sowie 
des Kanals France 2 in Paris. 
Unterdessen haben Wissen¬ 
schaftler des britischen König¬ 
lichen Labors erklärt, dass der 
am 12. März veröffentlichte 
Bericht der Gerichtsmedizin in 
Istanbul zu den Untersuchungs¬ 
ergebnissen der Abdullah Öcalan 


entnommenen Proben nicht der 
medizinischen Ethik und der 
toxikologischen Prozedur ent¬ 
spreche. Dies machte Kerim Yil- 
diz als Vorsitzender des Kurdish 
Human Rights Project (KHRP) in 
London bekannt, der dem König¬ 
lichen Labor den Istanbuler 
Untersuchungsbericht vorgelegt 
hat. Die türkische Regierung 
habe nach der Veröffentlichung 
der Vergiftung Öcalans durch 
seine Verteidiger richtig gehan¬ 
delt und eine Ärzteabordnung 
nach Imrali entsandt, erklärte Yil- 
diz: "Aber aus dem Untersu¬ 
chungsbericht geht hervor, dass 
keine gründliche und umfassen¬ 
de Untersuchung von Herrn Öca¬ 
lans und dementsprechend auch 
keine solche Analyse stattgefun¬ 
den hat. Ich denke, dass die Ärz¬ 
teabordnung unter Druck gestan¬ 
den hat." (ANF, 9.5., ISKU) 


Weitere Besetzungen in Europa 


Um auf die Vergiftung Abdullah 
Öcalans aufmerksam zu machen 
und die Entsendung einer unab¬ 
hängigen Ärzteabordnung nach 
Imrali zu erreichen, finden immer 
mehr Besetzungsaktionen kurdi¬ 
scher Aktivisten in europäischen 
Ländern statt. So wurde am 9.5. 
das Büro von Amnesty Internatio¬ 
nal in Bern vorübergehend 
besetzt. Ca. 20 Personen betraten 
mit Öcalan-Bildern und unter 
Parolenrufen das Büro und teilten 
mit, dass sie das Büro mit den For¬ 
derungen besetzten, dass eine 
unabhängige Ärztedelegation 
nach Imrali geschickt wird, das 


Am 26. April begann die türkische 
Armee eine Militäroperation in 
Bagok (Ömeryan) in der Provinz 
Mardin. Am 28. Äpril kam es dort 
zu Gefechten mit der Guerilla. Bei 
den Gefechten wurden vier Solda¬ 
ten (davon ein Oberleutnant) und 
ein Dorfschützer getötet Das Mili¬ 
tär zog zogen sich am 4.5. zurück. 
Am 29. April führte die türkische 
Armee eine Militäroperation in 
Besta (Botan) durchgeführt. Die 
Operationen konzentrierten sich 
auf die Gebiete Navyan, Gelenime- 
ja, Girexane, SArmang, Meviske, 
Osyan und Äqir. Am 1. Mai hatte 
sich die Operationen auf die Gebie¬ 
te Avyan, Zorava, faqgaqo und 
Dehrebend ausgeweitet. 

Am 1. Mai wurde Haysem Anik 
(Code Name: Alan) während eines 
Wohnungsüberfalles in Derik in 
der Provinz Mardin von Spezialein¬ 
heiten und Polizisten getötet 
Am 2. Mai führte die türkische 
Armee in den Gebieten Kanibotke, 
Bestabuke und Giremese Operatio¬ 
nen durch. In Bestabuke kam es zu 
Gefechten zwischen der türkischen 
Armee und der Guerilla. An den 
Operationen nahmen insgesamt 
10.000 Soldaten teil, die hauptsäch¬ 
lich aus Segirke, Uludere, Osyan 
(Doganli) und der Provinz Siirt 
kamen. 


CPT sein Schweigen bricht und AI 
eine Eilaktion startet. "Für jede 
weitere Aktion, die unternommen 
werden wird, sind die örtlichen 
und internationalen Institutionen 
verantwortlich, die weiter schwei¬ 
gen. Wir sammeln Unterschriften, 
treten in Hungerstreik, machen 
Demonstrationen, wenden uns an 
das CPT und das Europaparla¬ 
ment, aber nichts passiert. Wir 
werden nicht weiter bloß zuschau¬ 
en, sondern als kurdische Jugend 
überall und in jeder Hinsicht unse¬ 
rem Volk zur Seite stehen." 

Die Besetzung wurde beendet, 
nachdem ein Ai-Sprecher zuge¬ 


in den Morgenstunden des 1. Mai 
führte die türkische Armee eine 
Operation in Sehit Remzi, Provinz 
Amed durch. Die Operationen kon¬ 
zentrierten sich auf Geliye Kuviya, 
Geliye Vahsa, Bawerde und Mag- 
dag. Währen der Operationen wur¬ 
den Verstärkungstmppen mit 
Kobra Hubschraubern in den 
Gebieten verlegt. Auch im Dreieck 
von Lice-Geng-Kulp haben Bodent¬ 
ruppen an dieser Öperationen teil¬ 
genommen. 

Am 2. Mai kam es in den Wäldern 
von Karat zu Gefechten zwischen 
der türkischen Armee und der Gue¬ 
rilla. Bei den Gefechten wurden 
drei Soldaten (davon ein Offizier) 
getötet, zwei verletzt 
Am 3. Mai führte die türkische 
Armee eine Militäwroperation in 
den Morgenstunden im Gebiet 
Besta (Botan) durch. Bei der Ope¬ 
ration wurden zahlreiche Kräfte mit 
Kobra Hubschraubern in das Ope¬ 
rationsgebiet verlegt. Bei den 
Gefechten wurden drei Soldaten 
getötet, zahlreiche verletzt. Die 
Guerillakämpfem Medine Isikli 
(Codename: Dersim Rezan) und 
Mehmet Bayram (Sait Asi) sind 
gefallen. 

Am 3. Mai kam es zwischen den 
Gebieten Bawerdi (Iice) und dem 
Dorf Pecak in der Provinz Amed zu 


sagt hatte, das Thema zu behan¬ 
deln und ihm die nötige Aufmerk¬ 
samkeit zu widmen. Weiter teilte 
der Sprecher mit, dass die AI- 
Zentrale in London zu dem 
Thema arbeite. 

In Marseille wurde unterdessen 
der TV-Sender M6 besetzt. In 
Düsseldorf ging eine zwanzig¬ 
köpfige Gruppe in den Landtag, 
verteilte Flugblätter und rief 
Parolen. Es kam zu 17 Festnah¬ 
men. 

In Stockholm ketteten sich 15 
Aktivisten vor dem Parlament an. 
Auch sie wurden festgenommen. 

(ÖP, 10.5., ISKU) 


Gefechten. Die Gefechte fanden 
nach dem Rückzug der türkischen 
Armee statt. Bei den Gefechten 
wurde ein Oberleutnant getötet, 
zahlreiche verletzt. Die Operatio¬ 
nen dauern an. 

Am 3. Mai führte die türkische 
Armee in Asingir und in der Umge¬ 
bung der Dörfer Sergole in Baskale 
in der Provinz Wan Militäroperatio¬ 
nen durch. Die Armee zog sich am 
selben Tag erfolglos zurück. 
Außerdem führte die türkische 
Armee am 3. Mai eine Militärwope- 
ration in der Nähe des Dorfes Kizil- 
ca in Baskale in der Provinz Wan 
durch. Die Operationskräfte zogen 
sich am selben Tag erfolglos 
zurück. 

In Hassa in der Provinz Hatay 
wurde Filiz Ürün (Code Name: 
Ronahi Mardin) von der türkischen 
Armee getötet. Sie war während 
des Geschehnisses unbewaffnet. 
Am 5. Mai wurde das Gebiet Gabar 
den ganzen Tag von vier Kobra 
Hubschraubern massiv bombar¬ 
diert. Am selben Tag führte die tür¬ 
kische Armee in Cimbak und Sele 
(Hani) in der Provinz Amed (Diyar- 
bakir) eine Militäroperation durch. 
Während der Operationen führte 
die Guerilla eine Aktion durch. Die 
Operation in Hani dauert an. 

(HPG, 6.5., ISKU) 


Schaftswahlen in Frankreich sei 
es dem Sender noch nicht mög¬ 
lich gewesen, sich mit dem 
Thema zu befassen. Weiterhin 
sagte Lebrun zu, ein Kamerateam 
werde zur Demonstration am 12. 
Mai in Strasbourg erscheinen 
und auch mit den Hungerstrei¬ 
kenden sprechen. 

(ANF, 4.5., ISKU) 

Öcalan richtet Botschaft 
an Hungerstreikende 

Im Verteidigergespräch am 2. 
Mai erklärte Abdullah Öcalan 
zum unbefristeten Hungerstreik 
in Strasbourg: "Den Freunden, 
die sich im Hungerstreik befin¬ 
den, sage ich folgendes: Sie sol¬ 
len es auf keinen Fall so weit brin¬ 
gen, dass ihr Leben gefährdet 
wird und ihnen Schaden entsteht. 
Und auch als Reaktion auf die 
Bunkerstrafe soll niemand Aktio¬ 
nen wie Selbstverbrennung oder 
ähnliches machen. Ich bin ganz 
klar gegen so etwas. Widerstand 
wird geleistet, indem man lebt 
und sich anstrengt. Im übrigen ist 
offensichtlich, wie gefährlich die 
momentane Zeit ist. Die militäri¬ 
schen und zivilen Freunde, die in 
der Türkei, in Europa und anders¬ 
wo sollen sich selbst gut schüt¬ 
zen. Und ich tue hier, was ich 
kann. Ich grüße alle voller Liebe." 

(ANF, 4.5., ISKU) 

Dänemark lehnt Schließung 
von Roj TV ab 

Das für die Lizenzvergabe für TV- 
Sender zuständige dänische 
Mediensekretariat des Kultusmi¬ 
nisteriums hat die Vorwürfe der 
Türkei, Roj TV würde zur Gewalt 
und Hass anstacheln sowie Kin¬ 
der bei gewalttätigen Ausein¬ 
andersetzungen einsetzen, als 
nicht zutreffend zurückgewiesen. 
In einer neu veröffentlichten sie¬ 
benseitigen Erklärung legt das 
Mediensekretariat dar, warum 
Roj TV die von der Türkei 
behaupteten Rechtsverletzungen 
nicht begangen habe. Die Türkei 
habe keine konkreten Beweise 
vorgelegt. Ein weiteres rechtli¬ 
ches Vorgehen der Türkei sei 
ebenfalls nicht möglich. 

(ANF, 3.5., ISKU) 
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Hungerstreik und Solidaritätsdemonstration für Abdullah Öcalan 

Zehntausende in Strasbourg 


Zehntausende Kurdinnen und 
Kurden haben in Strasbourg für 
die Entsendung einer unabhängi¬ 
gen Ärzteabordnung zu Abdullah 
Ocalan demonstriert. An der 
Abschlusskundgebung nahmen 
auch 18 Aktivistinnen teil, die sich 
seit dem 11. April im unbefristeten 
Hungerstreik befinden. 

Nach der Demonstration und der 
vorherigen Übergabe von 103.000 
Unterschriften zur Unterstützung 
derselben Forderung an das Anti¬ 
folterkomitee des Europarats 
(CPT) erklärte Feleknas Uca als 
Abgeordnete des Europaparla¬ 
ments, die die Unterschriftenkam¬ 


pagne mit initiiert hatte, sie erwar¬ 
te vom CPT eine positive Reaktion. 
Eine Entscheidung über eine 
Fortsetzung des Hungerstreiks 
wird für diese Woche erwartet. 
Ausschlaggebend ist dabei die 
Haltung des CPT. Im Namen der 
Hungerstreikenden erklärte 
Remzi Kartal erneut, dass eine 
Beendigung ihrer Aktion nur 
stattfinden werde, wenn das Ziel 
erreicht worden sei. Es sei des¬ 
halb besonders wichtig, neben 
dem Hungerstreik weiterhin 
aktiv zu bleiben, um den Druck 
auf die verantwortlichen Stellen 
zu erhöhen. 


Die europaweiten Aktionen laufen 
unterdessen weiter. Für nächsten 
Freitag sind in Paris, Berlin, Genf 
und Brüssel zweitägige Sitzstreiks 
geplant. 

Auch in der Türkei und Kurdistan 
wurden auf Initiative der Angehö¬ 
rigenorganisation TUHAD-FED 
am Mittwoch Hungerstreiks im 
jeweils zweitägigen Wechsel 
gestartet. 

Amnesty International hat sich 
unterdessen in einem Brief an den 
KNK-Repräsentanten in London 
Akif Rizgar Wan zum Thema geäu¬ 
ßert. Halya Gowan als Al-Verant- 
wortliche für die Bereiche Europa 
und Zentralasien erklärte in ihrem 
Brief, die Situation Öcalans werde 
von AI beobachtet und die Sorgen 
der Kurden träfen auf Verständnis. 
Man versuche derzeit, detaillierte 
Informationen über den Gesund¬ 
heitszustand Öcalans zu erhalten 
und werde den türkischen Auto¬ 
ritäten gegenüber zur Sprache 
bringen, dass der Gefangene einer 
unabhängigen ärztlichen Untersu¬ 
chung unterzogen werden solle. 
Der KNK-Repräsentant Wan 
erklärte dazu, es reiche nicht aus, 
seine Sorge zum Ausdruck zu 
bringen, stattdessen erwarte man 
konkrete Schritte. 

Europarat richtet Aufruf 
an Hungerstreikende 

In einer Erklärung hat der Gene¬ 
ralsekretär des Europarats Terry 
Davis die in Strasbourg hunger¬ 
streikenden Kurdinnen und Kur¬ 
den dazu aufgerufen, ihre Aktion 
zu beenden. Davis teilte mit, er 
habe erfahren, dass sich die 
gesundheitliche Situation von eini¬ 
gen der Aktivisten verschlechtert 
habe; diese betrachte er mit Sorge 
und fordere sie deshalb auf, jede 
Art von Aktion zu vermeiden, mit 
der sie ihre Gesundheit weiter 
gefährdeten. Erst vor kurzem sei 
es zu einem Gespräch zwischen 
Sprechern des Europarats und 
einigen der Hungerstreikenden 
gekommen; das CPT habe die 
Haftsituation von Öcalan in jeder 
Hinsicht und sorgfältig geprüft. 

103 OOO Unterschriften 
für Öcalan 

Im Rahmen der von mehreren 
Abgeordneten des Europaparla¬ 
ments gestarteten Unterschriften¬ 
kampagne für die Entsendung 
einer unabhängigen Ärzteabord¬ 
nung zu Abdullah Öcalan sind 
103.417 Unterschriften an das 
Antifolterkomitee (CPT) des 
Europarats überreicht worden. 
Dies teilte die Abgeordnete Felek¬ 
nas Uca mit (ANF, 10./11./15.5., 
ÖP, 15.5., ISKU) 


Meldungen 


Bürgerbewegung läuft von 
Amed nach Hasankeyf 

Die "Bewegung für gleiche und 
freie Bürger" sowie das Bündnis 
der Initiativen für Hasankeyf wer¬ 
den am 20. Mai von Diyarbakir 
aus nach Hasankeyf marschieren, 
um auf die Auswirkungen des 
geplanten Ilisu-Staudamms auf¬ 
merksam zu machen und gegen 
die Zerstörung der historischen 
Stadt zu protestieren. Wie Zülküf 
Atay vom Hasankeyf-Bündnis 
erklärte, werde mit dem Stau¬ 
damm unwiederbringlich die 
Umwelt zerstört. "Der Staudamm 
ist auch kein Aufschwungspro¬ 
jekt, das den Menschen ins Zen¬ 
trum stellt. Mit diesem Projekt 
werden 183 Siedlungen unter 
Wasser gesetzt und damit der 
natürliche Lebensraum von Men¬ 
schen vernichtet." 

(ANF, 10.5, ISKU) 

Ermittlungsverfahren wegen 
Kritik am Generalstab 

Wegen "Aufwiegelung gegen die 
Streitkräfte", wurden gegen die 
Unterzeichner einer Erklärung, 
die die Presseerklärung des 
Generalstabs vom 27. April kriti¬ 
sierte, in Urfa ein Ermittlungsver¬ 
fahren nach Artikel 301 Strafge¬ 
setzbuch eingeleitet. Zu den 
Unterzeichnern gehörten die 
Vorsitzenden der Provinzgliede¬ 
rung von MazlumDer, des türki¬ 
schen Menschenrechtsvereins, 
der Kammer der Architekten und 
Ingenieure, des Gewerkschafts¬ 
bundes DISK und der Föderation 
der Gewerkschaften im öffent¬ 
lichen Dienst KESK sowie der 
Anwaltsverein Sanliurfa und der 
Ruha-Der. (Ra, 5.5., ISKU) 

Journalisten protestieren 
gegen Behinderung der 
Berichterstattung am 1. Mai 

Mehr als 100 Journalisten sind 
dem Aufruf der Joumalistenge- 
werkschaft gefolgt und haben an 
einem Protest vor dem Sitz des 
Istanbuler Provinzgouverneurs 
teilgenommen. Der Gouverneur 
Muammer Güler empfing eine 
Delegation der Journalisten und 
versprach eine Untersuchung der 
Vorfälle. Am 3. Mai meldete die 
Radikal, Innenminister Aksu 
habe sich hinter den Gouverneur 
gestellt und erklärt, die getroffe¬ 
nen Sicherheitsmaßnahmen 
seien wirksam gewesen und hät¬ 
ten "Provokationen" verhindert. 
Am 1. Mai war durch Sicherheits¬ 
maßnahmen der Verkehr in Istan¬ 
bul weitgehend zum Stillstand 
gekommen. Der Journalistenver¬ 
ein protestierte gegen Einschrän¬ 
kung der Berichterstattung, der 
Polizei wurde in verschiedenen 


Solidarität: Besuchen Sie die 
Hungerstreikenden! 


Seit dem 11. April befinden sich 18 
Kurdinnen und Kurden in Straß¬ 
burg im unbefristeten Hunger¬ 
streik. Dazu haben mittlerweile 
mehre Hundert Personen jeweils 
fünftägige Solidaritätshunger¬ 
streiks durchgeführt. Ihrer aller 
Forderung: Das Europäische Anti¬ 
folterkomitee (CPT) soll eine Ärzte¬ 
delegation auf die Gefängnisinsel 
Imrali senden, um den Vorwurf 
einer Vergiftung Abdullah Öcalans 
aufzuklären. 

Warum ein Hungerstreik? 

Seit am 1. März Laboranalysen ver¬ 
öffentlicht wurden, die deutlich auf 
eine chronische Vergiftung Öcalans 
mit Schwermetallen hinweisen, hat 
noch immer keine unabhängige 
Untersuchung der Vorwürfe statt¬ 
gefunden. Dutzende Demonstratio¬ 
nen, Petitionen und Appelle blieben 
bisher ohne Wirkung, so auch eine 
Unterschriftenkampagne von sechs 
Mitgliedern des Europäischen Par¬ 
laments, die von 103.427 Menschen 
unterzeichnet wurde. Die Vergif¬ 
tung wurde während des einseiti¬ 
gen Waffenstillstandes der kurdi¬ 
schen Guerilla bekannt und wird 
allgemein als Antwort auf die Frie¬ 
densbemühungen der kurdischen 
Seite und Öcalans interpretiert. 
Eine Gruppe von kurdischen 
Repräsentanten entschloss sich 
daher aus Sorge um das Leben 
Öcalans und den gesellschaftlichen 
Frieden in der Türkei zu diesem 
radikalen Schritt. 

Was wollen die 
Hungerstreikenden? 

Öcalan ist die zentrale Figur der 
kurdischen Friedensbemühungen. 
Jeder Angriff auf ihn lässt eine 
friedliche, demokratische Lösung 
der kurdischen Frage in weitere 
Feme rücken. Kurden in Kurdistan 
und in Europa fordern eine rück¬ 


haltlose Aufklärung der Vergif¬ 
tungsvorwürfe und fürchten um 
das Leben ihres politischen Reprä¬ 
sentanten. Das CPT ist die einzige 
Institution, die das Recht hat, in 
allen Gefängnissen der Mitglieds¬ 
länder Untersuchungen anzustel¬ 
len. Daher muss das CPT schnell¬ 
stens eine Delegation entsenden, 
bevor es zu spät ist! Denn die Hun¬ 
gerstreikenden sind entschlossen, 
bis zum Letzen zu gehen und ihr 
Leben einzusetzen. 

Was ist bisher passiert? 

Mehrere Gespräche der Hunger¬ 
streikenden mit europäischen Insti¬ 
tutionen, vor allem dem CPT, führ¬ 
ten bisher zu keinem Ergebnis. 
Mehrere der Hungerstreikenden 
mussten bereits ins Krankenhaus 
eingeliefert werden, einer davon 
mit Herzbeschwerden. Da sie 
medizinische Behandlung jedoch 
ablehnen, verschlechtert sich die 
gesundheitliche Situation täglich. 
Europa schweigt und das CPT 
schaut weg - das ist nicht länger 
hinnehmbar. 

Daher: 

Besuchen Sie die Hungerstreiken¬ 
den! 

Am Sonntag, den 20. Mai, am 40. 
Tag des Hungerstreiks, organisie¬ 
ren wir einen Solidaritätsbesuch 
bei den Hungerstreikenden. 

Zeigen Sie ihre Solidarität! 
Besuchen Sie die Hungerstreiken¬ 
den! 

Leisten Sie einen Beitrag zur Auf¬ 
klärung der Vergiftungsvorwürfe! 

Wenn Sie mitfahren wollen, wen¬ 
den Sie sich bitte umgehend an das 
Solidaritätskomitee mit den Hun¬ 
gerstreikenden, c/o YEK-KOM: 
Graf Adolf Sh. 70a, 

40210 Düsseldorf 
Tel:+(49) 0211-17 11 452 
E-mail: yekkom@gmx.net 






Neue Anklage gegen Leyla Zana 


Die Kurdenpolitikerin Leyla Zana 
will sich mehr als ein Jahrzehnt 
nach dem abrupten Ende ihrer 
Karriere als türkische Parlaments¬ 
abgeordnete im Sommer erneut in 
die Volksvertretung von Ankara 
wählen lassen. Zana werde bei den 
vorgezogenen Neuwahlen am 22. 
Juli als unabhängige Kandidatin 
der Kurdenpartei DTP antreten, 
berichtete die türkische Presse am 
Donnerstag. Die heute 46-jährige 
Zana war 1991 erstmals ins Parla¬ 
ment gewählt worden. Weil sie bei 
ihrer Vereidigung einige Sätze auf 
Kurdisch sprach, wurde ihr die 
parlamentarische Immunität entzo¬ 
gen. Ein Gericht verurteilte sie 
und einige ihrer Mitstreiter wegen 
Unterstützung der PKK zu langen 
Haftstrafen. Die Politiker kamen 
erst im Sommer 2004 frei. 

1991 zog sie für die pro-kurdische 
"Demokratische Partei" (DEP) ins 


türkische Parlament ein. Bei ihrem 
Amtseid trug sie ein Band in den 
traditionellen kurdischen Farben 
Gebl, Grün und Rot um den Kopf 
und fügte dem auf türkisch gespro¬ 
chenen Loyalitätseid auf Kurdisch 
hinzu, dass sie sich für das Zusam¬ 
menleben von Kurden und Türken 
einsetzen werde. Dafür und wegen 
einiger ihrer Schriften zur Verteidi¬ 
gung der kurdischen Werte wurde 
sie verhaftet und wegen Landes¬ 
verrats zu 15 Jahren Haft verur- 
teiltNeben Zana wollen sich nun 
auch drei weitere kurdisch-türki¬ 
sche Ex-Abgeordnete erneut um 
ein Parlamentsmandat bewerben. 
Die Kurdenpartei DTP schickt ihre 
Politiker bei den Wahlen als unab¬ 
hängige Kandidaten ins Rennen, 
um so die für einen Parlamentsein¬ 
tritt geltende Zehnprozent-Hürde 
zu umgehen. In den kurdisch 
besiedelten Gebieten im Südosten 


der Türkei haben die DTP-Kandi- 
daten gute Chancen auf ein Direkt¬ 
mandat. Nach Presseberichten will 
die DTP auch der Witwe des im 
Januar erschossenen armenisch¬ 
türkischen Journalisten Hrant 
Dink, Rakel Dink, eine Kandidatur 
anbieten. 

Offensichtlich als Reaktion auf die 
Bekanntgabe der Kandidatur 
Leyla Zanas benatragte Staatsan¬ 
walt Süleyman Kaya bei einem 
Gericht in Diyarbakir, Zana wegen 
Propaganda für eine separatisti¬ 
sche Gruppe zu fünf Jahren Haft 
zu verurteilen. In einer Rede wäh¬ 
rend der Newroz-Feiern in Diyar¬ 
bakir hatte sie Abdullah Öcalan 
als eine von drei Führungspersön¬ 
lichkeiten der Kurdinnen bezeich¬ 
net. 

Ein Prozesstermin ist noch nicht 
anberaumt. 

(DW, 10.5., AP, 15.5, ISKU) 


Kritische Opposition unerwünscht 


In der türkischen Hafenstadt Izmir 
haben am Sonntag zum fünften Mal 
Hunderttausende Menschen für 
die Trennung von Staat und Kirche 
demonstriert. Die grassierende 
Arbeitslosigkeit, eine grotesk unge¬ 
rechte Einkommensverteilung, die 
neoliberale Privatisierungspolitik 
oder die Demontage der Sozialver¬ 
sicherung auf Geheiß des Interna¬ 
tionalen Währungsfonds - all diese 
Themen spielten dagegen keine 
Rolle. Deniz Baykal, Chef der "sozi¬ 
aldemokratischen" Oppositionspar¬ 
tei CHP, ist es lieber, wenn die Mas¬ 
sen vor allem Parolen gegen die 
islamistische Unterwanderung des 
Landes skandieren. Damit wolle 
die CHP auch darüber hinwegtäu¬ 
schen, daß sie über keine klare 
Agenda verfügt, meinen Kritiker. 
Und so soll die Tür offengehalten 
werden für ein möglichst breites 
Parteienbündnis, das Baykal für die 
bevorstehenden Wahlen schmie¬ 
den will. Neben der sozialdemokra¬ 
tischen DSP sollen nämlich auch 
die Liberalen von der Gene Parti 
ins Boot geholt werden. Und selbst 
einem Bündnis mit der faschisti¬ 
schen MHP hat sich Baykal in der 
Vergangenheit nicht abgeneigt 
gezeigt. Die Zuspitzung des Wahl¬ 
kampfes auf den Konflikt zwischen 
Laizisten und Religiösen wäre da 

Gericht 

Das Oberlandesgericht (OLG) 
Stuttgart hat am Montag die Aus¬ 
lieferung eines anerkannten Asyl¬ 
bewerbers an die Türkei gestoppt. 
Wie das OLG am Montag mitteilte, 
war der Mann 1995 durch ein tür¬ 
kisches Staatssicherheitsgericht 
zu zwölfeinhalb Jahren Haft wegen 
Mitgliedschaft in einer terroristi¬ 
schen Vereinigung verurteilt wor¬ 
den. 1996 reiste er nach Deutsch¬ 
land ein und wurde als Asylbe¬ 
rechtigter anerkannt, weil das tür¬ 
kische Strafverfahren als politi¬ 
sche Verfolgung gewertet wurde. 
Nachdem 2005 ein türkisches 
Gericht die Strafe auf sechs 


der kleinste gemeinsame Nenner, 
auf den sich ein solches Bündnis 
einigen könnte. 

Der Regierungspartei AKP kann es 
nur recht sein, wenn der Mantel 
des Schweigens über die sozialen 
Mißstände des Landes gedeckt 
wird. Auch das Reformpaket, das 
Ministerpräsident Erdogan vergan¬ 
gene Woche durch das Parlament 
gepeitscht hat und das eine Direkt¬ 
wahl des Präsidenten vorsieht, 
dient diesem Zweck. Denn der 
Widerstand der CHP gegen das 
Gesetzespaket ist heftig, und der 
jetzige Staatspräsident, Ahmet 
Sezer, wird das Vorhaben durch 
sein Veto nach allgemeiner Erwar¬ 
tung erst einmal stoppen. Dies 
ermöglicht es Erdogan, einen 
Wahlkampf über Verfassungsfra¬ 
gen und ideologische Grundsatzde¬ 
batten zu führen, ohne Rechen¬ 
schaft für seine Regierungszeit 
ablegen zu müssen. 

In der Öffentlichkeit habe sich 
schon längst der Eindruck breitge¬ 
macht, als ob es bei den Wahlen 
nur um eine Entscheidung zwi¬ 
schen Laizisten und Religiösen 
ginge, kritisiert Ahmet Türk, Vor¬ 
sitzender der kurdischen "Partei 
der Demokratischen Gesellschaft" 
(DTP). Seine Partei, die in zahlrei¬ 
chen Großstädten ein Wahlbündnis 


Jahre und drei Monate herabge¬ 
setzt hatte, hatte die Türkei um 
Auslieferung des Mannes zur 
Vollstreckung dieser Strafe gebe¬ 
ten. Das Bundesjustizministe¬ 
rium hatte mitgeteilt, in der 
Bundesregierung bestünden 
keine Bedenken, die Ausliefe¬ 
rung zu bewilligen, wenn sie 
gerichtlich für zulässig erklärt 
werde. Das OLG erklärte nun 
aber die Auslieferung für unzu¬ 
lässig, weil die damalige türki¬ 
sche Verurteilung "nicht mit den 
völkerrechtlich verbindlichen 
Mindeststandards" im Einklang 
gestanden habe. 


mit der kommunistischen EMEP 
und der sozialistischen ÖDP 
anstrebt, will deshalb einen "Drit¬ 
ten Block" ins Leben rufen, der 
sich im Gegensatz zu den anderen 
beiden Blöcken, den Laizisten und 
den Religiösen, sozialer Themen 
und der kurdischen Minderheit 
annimmt. Durch die Unterstützung 
von gemeinsamen unabhängigen 
Kandidaten hätte dieser "Dritte 
Block" aus Kurden und Linken 
gute Aussichten, in das kommende 
Parlament einzuziehen. 

Wie unbequem ein solcher "Dritter 
Block" den etablierten Parteien ist, 
zeigt nun eine Änderung des Wahl¬ 
gesetzes, die ausgerechnet mit den 
vereinten Stimmen von Religiösen 
und Laizisten verabschiedet wor¬ 
den ist. Demnach sollen Parteien 
und unabhängige Kandidaten nicht 
länger auf getrennten Wahlzetteln 
aufgeführt werden, sondern auf 
einem einzigen Bogen dem Wähler 
vorgelegt werden. Durch diese 
Maßnahme will man erreichen, 
daß weite Teile der kurdischen 
Wählerschaft des "Dritten Bloc¬ 
kes", die des Lesens unkundig 
sind, ihren Kandidaten auf dem 
Wahlzettel schlichtweg nicht 
wiederfinden - und ihr Kreuz an 
der falschen Stelle machen. 

(jW, 15.5, ISKU) 


Das OLG sah begründete 
Anhaltspunkte dafür, dass der 
Mann "1993 in türkischem Poli¬ 
zeigewahrsam gefoltert wurde 
und seine Verurteilung auf einem 
hierdurch erzwungenen Geständ¬ 
nis beruhte". Es gebe zudem Hin¬ 
weise, dass "die früheren türki¬ 
schen Staatssicherheitsgerichte 
keine unabhängigen und unpar¬ 
teilichen Gerichte waren, weil 
einer der drei Richter dem Militär 
angehörte". Ob der Mann poli¬ 
tisch verfolgt wurde und ob ihm 
noch heute politische Verfolgung 
droht, ließ das OLG offen. 

(yahoo, 14.5., ISKU) 


Fällen unverhältnismäßiger Ge¬ 
walteinsatz vorgeworfen. Au¬ 
ßerdem wurde der Vorwurf erho¬ 
ben, der 75-jährige Ibrahim 
Sevendik sei aufgrund des Einsat¬ 
zes von Reizgas und der Verzöge¬ 
rung beim Transport ins Kran¬ 
kenhaus gestorben. Der Vorwurf 
wurde jedoch zurückgewiesen. 

(Ra, 5.5, ISKU) 

Semdinli-Urteil aufgehoben 

Der Revisionsgerichtshof in 
Ankara hat das Urteil gegen die 
beiden Unteroffiziere Ali Kaya 
und Özcan Ildeniz im Semdinli- 
Prozess wegen "unzureichender 
Ermittlungen" aufgehoben und 
angeordnet, dass das zuständige 
örtliche Gericht ein Militärge¬ 
richt sein müsse. 

Kaya und Ildeniz waren im Pro¬ 
zess zum Bombenanschlag auf 
den Buchladen Umut in Semdinli 
wegen Mord, Bildung einer kri¬ 
minellen Vereinigung und Mord¬ 
versuch zu über 39 Jahren Haft¬ 
strafe verurteilt worden. 

(ANF, 16.5, ISKU) 

Anklage gegen Ferhat Tune 

Aufgrund einer Ansprache, die 
der bekannte Sänger Ferhat Tune 
im vergangenen Jahr während 
eines Konzertes gehalten hatte, 
wurde von der Staatsanwaltschaft 
Izmir Anklage wegen „Porpagan- 
da für eine illegale Organisation“ 
erhoben. 

Am 22. Juli 2006 hatte Tune 
gesagt: „ Guerillas, die sterben, 
sind ebenso Söhne dieses Landes 
wie Soldaten, die sterben. Mein 
Herz blutet wegen jedem Solda¬ 
ten und jedem Guerilla, der sein 
Leben verliert.“ 

Im Falle einer Verurteilung dro¬ 
hen Tune zwischen 1,5 und 5 Jah¬ 
ren Haft. Gegen Ferhat Tune sind 
aufgrund eines Artikels in der 
Zeitung Ülkede Özgür Gündem 
und wegen seines Besuchs bei 
dem von der Guerilla gefangenge¬ 
nommenen und später freigelas- 
senen Soldaten Coskun Krandi 
noch zwei weitere Verfahren 
anhängig. (Bi, 15.5, ISKU) 
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125-seitige Beschwerdeschrift gegen Bunkerhaft 

• • _ 

Ocalan: Das Recht ist hier außer Kraft gesetzt 


Während die 20-tägige Bunker¬ 
haft weiter andauert, konnte 
Abdullah Öcalan am 9. Mai mit 
seinen Anwälten Zusammentref¬ 
fen. Er unterstrich dabei zum 
wiederholten Male seine Bemü¬ 
hungen für eine friedliche Lösung 
und forderte, seine jüngst verfas¬ 
ste schriftliche Verteidigung den 
Anwälten auszuhändigen. [...] Die 
125-seitige Beschwerdeschrift 
gegen die Bunkerhaft, die dem 
Anwaltsteam immer noch nicht 
ausgehändigt wurde, enthält laut 
Öcalan Passagen, die bestimmte 
Leute in Schwierigkeiten bringen 
könnten.!...] 

„Ein Exemplar dieser Schrift geht 
wahrscheinlich an den Staat. Ver¬ 
mutlich sorgt sie dort bereits für 
Diskussionen. Im Staat gibt es die¬ 
jenigen, die den Krieg fortsetzen 
wollen, diese Richtung reicht auch 
bis in die Bewegung hinein. In 
Politik und Bürokratie gibt es sol¬ 
che, die dafür die Verantwortung 
tragen. In dieser Verteidigungs¬ 
schrift werden einige Fakten offen 
gelegt. Das mag bestimmte Leute 
in Schwierigkeiten bringen. Dies 
könnte ein Grund dafür sein, 
warum einige verhindern wollen, 
dass sie ausgehändigt wird. Ich 
gehe darin auf den Friedens- und 


Mit einer schriftlichen Erklärung 
hat der Exekutivrat der Gemein¬ 
schaft der Kommunen Kurdistans, 
KKK jegliche Beteiligung an dem 
Selbstmordanschlag in Ankara am 
Dienstag zurückgewiesen: „Wir 
haben die Entwicklungen um den 
Bombenanschlag in Ankara-Ulus, 
bei dem sechs Menschen ums 
Leben gekommen sind und über 
hundert Menschen verletzt wur¬ 
den, in den Medien verfolgt. Als 
Freiheitsbewegung Kurdistans 
erklären wir, dass wir mit diesem 
Anschlag nichts zu tun haben und 
diese Aktionsform nicht befürwor¬ 
ten. Wir sprechen den Angehöri¬ 
gen der Toten unser Beileid aus 
und wünschen den Verletzten bal¬ 
dige Besserung.“ 

Weiter heißt es in der Erklärung: 
„Noch bevor sich der Rauch der 
Explosion verzogen hatte, sind 
Generalstabschef Yasar Büyükan- 
it, der Ministerpräsident und 
Deniz Baykal am Ort des 
Anschlags aufgetaucht und haben 
Verlautbarungen abgegeben, dem¬ 
nach die Schuld dieses Anschlags 
unserer Bewegung zugeschoben 
wird. Danach haben die Medien 
die Anschuldigungen - ohne dass 
der geringste Beleg vorliegt - auf- 


Dialogprozess ein, der seit gut 14 
Jahren, seit der Kontaktaufnahme 
Özals stattgefunden hat, und was 
es für Bemühungen gab, diesen 
Dialog zu sabotieren. Lösungsvor¬ 
schläge und die Konsequenzen 
dieser Lösung führe ich in acht 
Punkten auf, ebenso die Konse¬ 
quenzen, die eintreten, wenn es 
nicht zu einer Lösung kommt. 
Wenn es Schritte hin zu einer 
demokratischen Lösung gibt, 
dann kann es wieder zu einem 
Rückzug der Guerilla aus dem 
Territorium der Türkei kommen. 
Also, wenn wirklich Schritte 
unternommen werden. Ich treffe 
also Feststellungen und mache 
Lösungsvorschläge, aber das wird 
als ‘Befehle’ interpretiert. Das ist 
nicht richtig, ich treffe Vorhersa¬ 
gen und sage: Wenn dies passiert, 
dann wird entweder das oder das 
passieren.’ Es gibt keinen Grund, 
sich über meine Verteidigung auf¬ 
zuregen. Diese Beschwerde¬ 
schrift stößt auch für den Staat die 
Tür zu einer Lösung auf. Seit Jah¬ 
ren verhindert man, dass das Pro¬ 
blem wirklich gelöst wird. 

Ich spreche mich klar gegen 
einen Nationalstaat aus. Trotzdem 
versucht eine kleine Minderheit 
innerhalb des Staates [das Gegen¬ 
teil zu suggerieren und] eine 


gegriffen und damit die ethischen 
Grundwerte und Prinzipien der 
Medienwelt mit Füßen getreten. 
Es heißt „Dieser Angriff richtet 
sich gegen die Nation“: damit ver¬ 
wenden sie einen provokativen 
Sprachgebrauch, mit dem die 
Feindschaft zwischen den Völkern 
angestachelt wird. Die Verlautba¬ 
rungen der Medien und einiger 
offizieller Sprecher bestehen aus 
Verdrehungen, Lügen und Provo¬ 
kationen. Wir weisen diese 
Anschuldigungen zurück, die dar¬ 
auf ausgelegt sind, die vom Gene¬ 
ralstab in der Türkei angeführte 
[... ] rassistisch-chauvinistische 
Welle und die kurdenfeindliche 
Massenpsychologie zu vertiefen.“ 

Zu den möglichen Hintergründen 
des Anschlags erklärt die KKK: 
„Es ist bekannt, dass der türkische 
Staat seit jeher vielseitigen Druck 
ausübt, um die USA und die politi¬ 
schen Kräfte Südkurdistans gegen 
uns in Bewegung zu versetzen. 
Die jüngste Erklärung des Gene¬ 
ralstabchefs, die er anlässlich des 
Anschlags in Ulus abgegeben hat 
und in der er versucht, unserer 
Bewegung die Aktion anzuhän¬ 
gen, ist darauf ausgerichtet, für die 
seit langer Zeit geplante grenz- 


Lösung zu verhindern. Dabei 
haben diese Leute mit Türkentum 
gar nichts zu tun. Es gibt sogar 
Kurden darunter. Das türkische 
Volk wäre mit einem Massaker an 
den Kurden keinesfalls einver¬ 
standen. Und auch wir hegen kei¬ 
nerlei Feindschaft gegen die Tür¬ 
ken. Meine Großmutter Hawa 
war Türkmenin. Aber diese Grup¬ 
pe versucht beharrlich, einen Völ¬ 
kermord gegen die Kurden anzu¬ 
zetteln. Sie wollen mit den Kurden 
das tun, was sie bereits mit den 
Armeniern und den Griechen 
getan haben, und glauben, so das 
Problem aus der Welt schaffen zu 
können. Aber sie können die Kur¬ 
den nicht so loswerden wie die 
Armenier und die Griechen, sie 
können die Kurden nicht vernich¬ 
ten. Wo wollen sie 25 Millionen 
Menschen denn hin vertreiben? 
Die Kurden im Süden haben sich 
gut vorbereitet, sich organisiert. 
Amerika hat die Kurden dort mit 
allen möglichen Waffen ausgerü¬ 
stet, sie auf jede erdenkliche Art 
unterstützt. Diese Leute verste¬ 
hen das nicht. Sie versuchen, die 
Türkei in eine große Falle zu lok- 
ken. Das ‘Time Magazine’ hat 
geschrieben, dass eine Invasion in 
Südkurdistan ein strategischer 
Fortsetzung nächste Seite ^ 


überschreitende Militäroperation 
die Unterstützung der USA und 
der südkurdischen Kräfte zu 
sichern. Mit einer solchen Politik 
jedoch werden nur die ohnehin 
bestehenden Konflikte verschärft. 
Außerdem sagt der Generalstab¬ 
schef, in den Metropolen der Tür¬ 
kei müsse mit solchen Anschlägen 
gerechnet werden. Damit wird 
bezweckt, die Angst in der Bevöl¬ 
kerung vor dem Terror zu schü¬ 
ren und somit die gewünschte 
Atmosphäre herzustellen. [...] Es 
ist weiterhin auffällig, dass der 
Anschlag in Ulus direkt nach der 
Amtsenthebung Edip Basers 
durch die Regierung stattgefun¬ 
den hat. Hinter den von den 
Medien und vom Generalstab in 
Umlauf gebrachten Verlautbarun¬ 
gen, mit denen sie unsere Bewe¬ 
gung mit dem Vorfall in Verbin¬ 
dung bringen, obwohl nicht der 
geringste Hinweis für eine Urhe¬ 
berschaft vorliegt, steckt eine 
bestimmte Absicht. Sie sind darauf 
ausgerichtet, eine Grundlage für 
kommende Anschläge und Massa¬ 
ker gegen unsere Bewegung und 
unser Volk im Rahmen eines 
Schritt für Schritt entstehenden 
totalen Krieges zu schaffen.“ 

(ANF, 23.5., ISKU) 


Meldungen 


Kein Besuch bei Öcalan 

Der gesetzlich einmal wöchent¬ 
lich festgelegte Besuch des Ver- 
teidigerteams von Abdullah Öca¬ 
lan ist am vergangenen Mittwoch 
erneut verhindert worden. Als 
Begründung wurde genannt, das 
Schiff habe während der Über¬ 
fahrt einen Schaden erlitten, wes¬ 
wegen es zum Festland zurük- 
kfahren müsse. 

(ANF, 23.5, ISKU) 

DTP, EMEP, ÖDP, SDP: 
Anschlag ist Provokation 

Die Vorsitzenden der Parteien 
DTP, EMEP, ÖDP und SDP 
haben in einer gemeinsamen 
Erklärung den Selbstmordan¬ 
schlag in Ankara verurteilt. Bei 
dem Anschlag handele es sich 
um eine Provokation, die darauf 
ausgerichtet sei, die bevorstehen¬ 
den Parlamentswahlen am 22. Juli 
zu sabotieren. 

(ANF, 23.5, ISKU) 

Grünes Licht für grenzüber¬ 
schreitende Operation 

In einem TV-Interview des türki¬ 
schen Kanals ATV hat Minister¬ 
präsident Recep Tayyip Erdogan 
grünes Licht für eine grenzüber¬ 
schreitende Operation der türki¬ 
schen Armee gegeben: „Wenn 
eine solche Forderung kommt, 
werden wir im Parlament den ent¬ 
sprechenden Beschluss fassen. 
Wir werden den Streitkräften die 
gesetzliche Unterstützung 
geben.“ Die Regierung werde 
alles tun, was notwendig sei für 
die Ruhe und das Glück des Lan¬ 
des. ,An diesem Punkt kann auch 
nicht die Rede davon sein, dass es 
Meinungsverschiedenheiten zwi¬ 
schen unseren Sicherheitskräf¬ 
ten, unserem Militär und uns 
gibt. Ob im In- oder im Ausland, 
wird alles getan, was nötig ist. Die 
Vorbereitungen dafür sind ohne¬ 
hin schon getroffen.“ 
Generalstabschef Büyükanit 
hatte bereits in einer Erklärung 
am 2. April auf eine grenzüber¬ 
schreitende Operation im Nord¬ 
irak gedrängt und eine politische 
Entscheidung der Regierung 
gefordert. (ANF, 24.5, ISKU) 

Iran bombardiert Südkurdistan 

Einheiten der iranischen Armee 
haben am 22.5. das Gebiet Haci 
Umran in Südkurdistan (Nord¬ 
irak) mit Raketenwerfern 
beschossen. Dies teilte das Pres¬ 
sebüro der PUK (PUKmedia) 
mit. Es habe sich um eine gegen 
die PJAK-Guerilla gerichtete 
Aktion gehandelt, allerdings 
seien in der betroffenen Region 
keine PJAK-Militanten. Über Tote 


KKK dementiert Beteiligung an Bombenanschlag 





Hungerstreik in Strasbourg am 39. Tag beendet 


Der am 11. April 2007 begonnene 
Hungerstreik in Strasbourg ist am 
39. Tag beendet worden. Für die 
Durchsetzung der Forderung, 
eine unabhängige Ärztedelegation 
zu Abdullah Öcalan zur Untersu¬ 
chung seines Gesundheitszu¬ 
stands nach der durch seine 
Anwälte am 1. März öffentlich 
gemachten Schwermetallvergif¬ 
tung zu schicken, waren 18 Kur¬ 
dinnen und Kurden in einen unbe¬ 
fristeten Hungerstreik getreten. 
Unterstützt wurden sie von knapp 
500 Personen, die einen jeweils 
fünftägigen Hungerstreik im 
Wechsel durchführten, sowie zahl¬ 
reichen Aktionen in Europa, Kur¬ 
distan und der Türkei. 

Im Namen der Aktivisten erklärte 
Remzi Kartal, ausschlaggebend 
für die Beendigung des Hunger¬ 
streiks sei der Aufruf Abdullah 
Öcalans bei einem Verteidigerge¬ 
spräch am vergangenen Mittwoch 
gewesen. Öcalan hatte sich aus¬ 
drücklich dagegen ausgespro¬ 
chen, dass jemand sein Leben bei 
einer solchen Aktion gefährde. 

Die Aktivistinnen betonten auf der 
Pressekonferenz, an der auch die 
EP-Abgeordnete Feleknas Uca 
teilnahm, die Aktionen zur Durch¬ 
setzung der Forderung müssten 
fortgesetzt werden: 

"Innerhalb der 39 Tage, die wir 
nun schon im Hungerstreik sind, 
haben wir zahlreiche Gespräche 
mit Verantwortlichen der EU, des 
Europarates und natürlich auch 
mit dem eigentlichen Ansprech- 
partner unserer Aktion, dem Anti- 
folter-Komitee (CPT). In diesen 
Gesprächen wurden sie aufgefor¬ 
dert, aktiv zu werden. Abgesehen 
davon wurde eine wichtige Aktion 
von einer Gruppe von Mitgliedern 
des Europäischen Parlamentes 
durchgeführt. Sie starteten eine 
Unterschriftenaktion mit der For¬ 


derung nach einer unabhängigen 
Ärztedelegation, die unverzüglich 
auf die Insel fahren soll, um den 
Gesundheitszustand Abdullah 
Öcalans zu untersuchen. Inner¬ 
halb von 10 Tagen wurden 103.417 
Unterschriften gesammelt und an 
das CPT überreicht. 

Unsere Aktion, die wir aufgrund 
der Vergiftung unseres Vorsitzen¬ 
den Abdullah Öcalan starteten, 
beinhaltete die Forderung an das 
CPT, im Rahmen einer unabhängi¬ 
gen Ärztedelegation die Insel zu 
besuchen. In unserem letzten 
Gespräch mit dem Generalsekre¬ 
tär des CPT, Herrn Trevor Steven, 
versprach uns Herr Steven, dass 
das Komitee alle erforderlichen 
und nützlichen Schritte unterneh¬ 
men werde'. Außerdem äußerte er 
sich folgendermaßen: Die Hun¬ 
gerstreikenden sollten diese 
Aktion beenden, das CPT beob¬ 
achtet diesen Fall mit großer Sen¬ 
sibilität'. Aufgrund dieses Verspre¬ 
chens und dieser Aussage haben 
sich unsere Hoffnung und der 
Glaube daran verstärkt, dass sich 
eine Delegation in kürzester Zeit 
in Bewegung setzen wird. 

Wir möchten darauf hinweisen, 
dass unsere Aktion in einer Zeit¬ 
spanne durchgeführt wurde, in 
der die Haftbedingungen ver¬ 
schärft sowie die Gesundheitssitu¬ 
ation extrem kritisch war. Uns, die 
Hungerstreikenden, sowie das 
kurdische Volk, waren von der 
Aussage Öcalans zu dieser Aktion 
stark getroffen; er teilte in der vor¬ 
letzten Konsultation mit seinen 
Anwälten folgendes mit: 'Lebend 
sollte Widerstand geleistet wer¬ 
den. Sie sollten ihr Leben nicht 
aufs Spiel setzen, ihre Gesundheit 
nicht gefährden. Ich billige es 
nicht, dass sie sich gefährden.' 
Dass Öcalan trotz seiner ver¬ 
schärften Haftbedingungen und 


obwohl sein Leben auf dem Spiel 
steht, den Streikenden davon abrät 
und an das Leben anderer denkt, 
hat uns alle sehr gerührt. 

Wir, die Hungerstreikenden, 
haben diesen Aufruf von Öcalan 
sowie alle anderen stattgefunde¬ 
nen Entwicklungen bewertet und 
uns entschlossen, den Hunger¬ 
streik zu beenden. 

Zu dieser Entscheidung hat u.a. 
beigetragen, dass wir innerhalb 
dieser 39 Tage unserer Aktion 
gewisse Punkte erreichen konn¬ 
ten: die Versprechen von Abgeord¬ 
neten des Europäischen Parla¬ 
ments, der Aufruf des Generalse¬ 
kretärs des Europarates an die 
Hungerstreikenden, die positiven 
Botschaften des CPT sowie die 
positive Herangehensweise und 
verschiedene Aktionen des Gou¬ 
verneurs von Straßburg, haben 
uns in der Überzeugung bestärkt, 
dass in kürzester Zeit eine Delega¬ 
tion nach Imrali geschickt wird. 
Wir, die Hungerstreikenden, 
haben uns hierfür bereit erklärt, 
unsere Aktion zu beenden. Wir 
erwarten selbstverständlich, dass 
all diese Ansprechpartner ihre 
Versprechen in kürzester Zeit in 
die Praxis Umsetzern Wir möchten 
bekannt geben, dass wir verfolgen 
werden, inwieweit diese prakti¬ 
ziert werden. Wir sind der Mei¬ 
nung, dass aufgrund des Wider¬ 
standes des kurdischen Volkes 
erneut klargestellt wurde, dass 
das Konzept der Vernichtung nicht 
erfolgreich sein kann. Um dieses 
Konzept jedoch vollkommen 
außer Kraft zu setzen, ist es unse¬ 
rer Meinung nach wichtig, diesen 
Wiederstand weiter fortzuführen. 
Wir werden wie bisher auch schon 
im Rahmen unserer Rechte demo¬ 
kratische Aktionen durchführen. 
Strasbourg 

(ANF, 19.5., ISKU) 


Fortsetzung: Das Recht ist hier außer Kraft gesetzt 


Fehler wäre, ganz richtig. Es wäre 
ein verhängnisvoller Fehler. So 
lässt sich das Problem nicht lösen. 
Wer es so lösen will, richtet gro¬ 
ßen Schaden an.[...j 

Seit Jahren bemühe ich mich 
geduldig und maßvoll um den 
Frieden. Ich will den sozialen Frie¬ 
den. Meine Ansichten dazu habe 
ich bereits 1999 in meinen Thesen 
über die ‘demokratische Republik’ 
dargelegt. Wenn ich jedoch von 
Frieden rede, heißt es: ‘Apo hat 
Angst’ oder ‘Apo lässt sich mani¬ 
pulieren’. Nein, ich habe keine 
Angst, und ich lasse mich auch 
nicht hereinlegen. Ich bin sowohl 
aus politischen als auch aus mora¬ 
lischen Gründen gegen den Krieg. 
Der Gegenseite ist es nicht gelun¬ 
gen, die PKK auszulöschen. Jetzt 
denken sie, sie könnten sie liqui¬ 
dieren und vernichten, indem sie 
auf mich Druck ausüben. Aber 
wie können sie von mir erwarten, 
dass ich einfach so zum Niederle¬ 
gen der Waffen und zur Kapitula¬ 
tion aufrufe? Ich habe schon 
mehrfach erklärt, dass die Waffen 
natürlich niedergelegt werden, 
wenn der Weg zu einer Lösung 


beschritten wird. Das ist über¬ 
haupt kein Problem. Ich habe im 
September die PKK zum einseiti¬ 
gen Waffenstillstand aufgerufen, 
was diese auch befolgt hat. Seit¬ 
her hat keinerlei Schritt hin zu 
einer Lösung stattgefunden, die 
PKK ist mit breitesten Militärope¬ 
rationen angegriffen worden. Die¬ 
ser Krieg hat 400 Milliarden Dol¬ 
lar gekostet, vielleicht gibt es 
Leute, die noch einmal 400 Milli¬ 
arden ausgeben wollen.“ 

Seit Wochen finden in der Türkei 
große nationalistische Demonstra¬ 
tionen „für die Republik“ statt. 
Öcalan kommentierte den dahin¬ 
ter stehenden Nationalismus. 

„Auch dahinter stehen die Grup¬ 
pen, die als ‘Roter-Apfel-Fraktion’ 
bezeichnet werden. Die meisten 
von ihnen sind gar keine Türken, 
sie haben mit Türkentum nichts 
zu tun. Es handelt sich um eine 
kleine, aber gut organisierte Zahl 
von zivilen Bürokraten und Politi¬ 
kern, die auf ihren eigenen Vorteil 
aus sind. Auch dieses Thema 
führe ich in der Verteidigungs¬ 
schrift breit aus. Diese Fraktion 


hatte auch im Befreiungskrieg 
großen Einfluss. [...]“ 

Öcalan gab einige persönliche 
Einschätzungen zu den bevorste¬ 
henden Parlamentswahlen ab, bei 
denen Linke und Kurden mit 
unabhängigen Kandidaten antre- 
ten werden. Besonders betonte er 
die Bedeutung weiblicher Kandi¬ 
datinnen. 

„Zwischen uns und den Türken 
gibt es keine Probleme. Eine 
demokratische Zusammenarbeit 
ist gut möglich. Es wird wohl 
schon aus Zeitgründen nicht mehr 
möglich sein, gemeinsam unter 
dem Dach einer Partei zu den 
Wahlen anzutreten. Besonders 
wichtig finde ich, dass viele Frau¬ 
en kandidieren. Bei der Kandida¬ 
tenauswahl sollte man darauf ach¬ 
ten, fähige Menschen auszuwäh¬ 
len, die gut arbeiten werden. Vier¬ 
zig Abgeordnete sollten wohl zu 
schaffen sein. Zusammen mit 
demokratischen Kandidaten im 
Westen der Türkei könnten es 
noch mehr werden.“ 

(ANF, 11.5., ISKU) 


oder Verletzte liegen noch keine 
Meldungen vor. 

(ANF, 22.5, ISKU) 

PKK-Koordinator gefeuert 

Die türkische Regierung hat nach 
nur neun Monaten den „Sonder¬ 
koordinator im Kampf gegen die 
PKK“, Exgeneral Edip Baser, des 
Amtes enthoben und an seiner 
Stelle Rafet Akgünay eingesetzt, 
der bisher stellvertretender 
Staatssekretär im Außenministe¬ 
rium war. Baser hatte kurz zuvor 
den Medien gegenüber seinen 
Rücktritt für Juni angekündigt, da 
„dieser Mechanismus vorbei“ sei. 
Die Pressestelle des türkischen 
Ministerpräsidenten erklärte 
dazu, die Verlautbarungen Basers 
in den Medien hätten die Arbeit 
negativ beeinflusst. 

Das System der „PKK-Koordina- 
toren“ war im vergangenen Jahr 
entstanden, um die Zusammenar¬ 
beit der Türkei, der USA und 
Iraks zum Thema zu koordinie¬ 
ren. (ANF, 21.5, ISKU) 

Frau durch Mine verletzt 

Im Dorf Kawal bei Colemerg 
(Hakkari) wurde Hanife Duman 
durch eine Mine lebensgefährlich 
verletzt. 

Zwei weitere Frauen wurden 
ebenfalls verletzt. Das Dorf 
Kawal wurde 1994 geräumt, in 
den letzten vier Jahren waren 
einige Dorfbewohnerinnen im 
Sommer ins Dorf zurückgekom¬ 
men, um sich um ihre Bäume und 
Felder zu kümmern. 

(DIHA, 20.5, ISKU) 

Auseinandersetzungen in 
Amed und Cevvlik (Bingöl) 

In den Regionen Amed und Qe w- 
lik kam es in der Nacht zum 20.5. 
zu militärischen Auseinanderset¬ 
zungen. Bei dem Dorf Topalana 
bei Qewlik sollen drei Soldaten 
verletzt worden und ins Staats¬ 
krankenhaus von Eleziz (Elazig) 
gebracht worden sein 
Auch in der Region Lice/ Amed 
und bei Darahene/(Jewlik kam es 
in derselben Nacht gegen 1:30 zu 
Gefechten. Dabei wurde der Sol¬ 
dat Yavuz Yildirim getötet. Vier 
weitere Soldaten wurden verwun¬ 
det. 

(DIHA, 20.5, ISKU) 

Quellen: 

DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
ANF Firat 

N achrichtenagentur 
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Erklärung von YEK’KOM zum G8 Gipfel in Heiligendamm 


Gerechtigkeit, Freiheit und Gleichheit 


Jedes Jahr treffen sich die reich¬ 
sten Industrienationen, um ihre 
Politik zu manifestieren, die auf 
Macht und Profite aufgebaut ist. Sie 
entscheiden über die politischen, 
wirtschaftlichen und militärischen 
Interessen, die ihren Verhältnissen 
Stabilität verschaffen sollen. So 
wird diese Politik in die verschiede¬ 
nen internationalen Gremien hin¬ 
eingetragen, um Abhängigkeiten 
herzustellen und Vormachtstellun¬ 
gen festzuklopfen. 

Die Probleme, die die Politik der 
Industriestaaten verursachen, 
werden dagegen nicht wahrge¬ 
nommen. Am meisten davon 
betroffen sind die so genannten 
Dritte-Welt-Länder. Die wirtschaft¬ 
lichen und politischen Änderun¬ 
gen und Interessen, die durch den 
globalen Umbruch entstanden 
sind, haben den Wettbewerb der 
Nationen völlig verzerrt. So ent¬ 
stehen Probleme durch das unge¬ 
heure Ausmaß von Privatisierung 
der staatlichen Einrichtungen, 
deren Folge massive Arbeitslosig¬ 
keit, der Abbau der Sozialsysteme 
und des Gesundheitswesens sind. 
Das hat das Leben der Menschen 
von Grund auf verändert. Hierbei 
haben es die Bevölkerungen der 
Dritte-Welt-Länder weit schwerer, 
weil sie die Ausbeutung ihrer Roh¬ 
stoffe und Arbeitskraft, Vertrei¬ 
bung, Kriege und vor allem die 
Umweltkatastrophen ertragen 
müssen. 

Die durch die Politik der G8 ent¬ 
standenen katastrophalen Folgen 
zeigen sich durch: 

- die Zerstörung der Natur und des 
Klimas durch die wirtschaftlichen 
Interessen, die den Kapitalanlegem 
die Ausbeutung der armen Länder 
profitabel macht. 

- eine "Sicherheitspolitik", durch 
die Kriege angezettelt werden und 
Rüstungsfirmen ganz legal ihre töd¬ 
lichen Produkte verkaufen können. 


- eine "Sicherheitspolitik", durch 
die die Menschenrechte verletzt, 
Freiheit und Rechte eingeschränkt 
und Menschen dazu gezwungen 
werden, ihre Heimat zu verlassen. 

- das Selektieren in den USA und in 
der EU von Migrantinnen und 
Migranten in "gute" und "böse", 
um so die "Festungen" der Sicher¬ 
heit zu schaffen und zu legalisie¬ 
ren. 

Kurdistan ist ein Prototyp dieser 
globalen Entwicklung. Durch die 
Aufrechterhaltung bzw. Intensivie¬ 
rung des politischen und wirt¬ 
schaftlichen Profits durch die aus¬ 
beutenden Staaten wird Kurdistan 
seiner Bodenschätze beraubt. So 
werden beispielsweise die reichen 
Wasservorkommen zum Spielball 
der Politik und auf diese Weise 
fremde Monopole geschaffen. In 
aufwändigen Projekten werden 
umweltzerstörende Staudämme in 
den kurdischen Regionen gebaut 
und unwiederbringliche Kultur¬ 
schätze wie Hasankeyf geopfert 
Internationale Rüstungsfinnen ver¬ 
kaufen ihre tödlichen Produkte an 
die Türkei, mit denen nicht nur das 
Leben der kurdischen Bevölke¬ 
rung bedroht, sondern auch die 
Natur zur Wüste gemacht wird: 
Dörfer und Wälder werden nieder¬ 
gebrannt, um so eine Vertreibung 
der Bevölkerung zu erreichen. Das 
Ergebnis dieser Vemichtungs- und 
Leugnungspolitik ist Arbeitslosig¬ 
keit, Armut und Entvölkerung der 
kurdischen Regionen und liefert 
letztendlich den politischen Hinter¬ 
grund für Fluchtgründe, die die 
verschiedenen deutschen Regie¬ 
rungen seit Jahren angeblich besei¬ 
tigen wollen. Bisher allerdings 
erfolglos. Nach wie vor sind die 
Menschen in den kurdischen 
Regionen dazu gezwungen, ihre 
Heimat und ihr Land zu verlassen. 
Um gegen diese neue Weltordnung 
und die durch sie erschaffenen Pro¬ 


bleme auf ökologischen und ökono¬ 
mischen Gebiet eine grundlegende 
Änderung der Lebensgrundlagen 
der Weltbevölkerung zu erreichen, 
muss ein neues demokratisches, 
ökologisches und ökonomisches 
Gleichgewicht geschaffen werden. 

Gegen diese Form der globalen 
Ausbeutung müssen wir gemein¬ 
sam eine eigene Dynamik entwick¬ 
eln, um der Ausbeutungs- und Pro¬ 
fitlogik der G8 entgegenzutreten. 
Die wissenschaftlich- technischen 
Fortschritte der Globalisierung 
sollten dafür eingesetzt werden, um 
die Kräfte zu bündeln und die Völ¬ 
ker gemeinsam gestärkt für eine 
gerechte, auf Gleichheit und Frei¬ 
heit basierende Zukunft zu gestal¬ 
ten. Hier sind die zivilen Organisa¬ 
tionen gefordert, die sich und stär¬ 
ker noch global als auch lokal bil¬ 
den müssen. Nur dadurch kann der 
staatlichen Interessenpolitik ent¬ 
gegengewirkt werden. Weltweit 
muss der die Existenz der Men¬ 
schen bedrohenden Kriegs- und 
Expansionspolitik ein Ende bereitet 
werden. Das Ziel muss eine gerech¬ 
te Verteilung des Kapitals sein, ver¬ 
bunden mit dem Zugang aller Men¬ 
schen zu sozialen Rechten, Wohl¬ 
stand und einem Leben in Würde. 

Eine andere Welt ist möglich, wenn 
sich dieses Gedankengut verbreitet 
und die Kräfte gebündelt werden. 
Eine andere Welt ist möglich, wenn 
alle die gleichen sozialen Rechte 
haben und alle Menschen gleich 
sind. 

Eine andere Welt ist möglich, wenn 
alle Kriege beendet sind und der 
Schutz der Ökologie gesichert ist. 
Eine andere Welt ist möglich, wenn 
kein Mensch mehr gezwungen 
wird, seine Heimat zu verlassen. 

YEK-KOM 

Föderation der kurdischen Vereine 
in Deutschland e.V. 


CPT bei Öcalan 


Nach einem 39 Tage währenden 
Hungerstreik, einer Großdemon¬ 
stration in Strasbourg mit ca. 
70.000 Teilnehmern, einer von 
EP-Abgeordneten gestarteten 
Unterschriftenkampagne und 
unzähligen dezentralen Aktionen 
kurdischer Aktivisten hat sich 
das Antifolterkomitee des Euro¬ 
parats (CPT) endlich in Bewe¬ 
gung gesetzt und am 20. und 21. 
Mai Abdullah Öcalan auf der 
Gefängnisinsel Imrali im Marma- 
ra-Meer aufgesucht. Am 22. Mai 
traf die CPT-Abordnung mit dem 
neuen türkischen Justizminister 


Fahri Kasirga zusammen, um 
ihm ihre Erkenntnisse zu über¬ 
mitteln. 

Wie das CPT in einer Erklärung 
mitteilte, sei es bei dem Besuch 
auf Imrali um die Haftbedingun¬ 
gen, die Gewährung des 
Besuchsrechts durch Angehöri¬ 
ge und Verteidiger sowie um die 
Gesundheitssituation Öcalans 
gegangen. Über die gewonnenen 
Erkenntnisse gab das Komitee 
jedoch keine Erklärung ab. Betei¬ 
ligt an der Abordnung waren der 
belgische Anwalt Marc Neve, der 
schweizer Mediziner Jean-Pierre 


Restellini, der Psychiater Timo¬ 
thy Harding von der Gerichtsme¬ 
dizin der Genfer Universität 
sowie Fabrice Kellens als Vor¬ 
standsmitglied des CPT. 
Rechtsanwältin Hatice Korkut 
vom Verteidigerteam Öcalans 
bezeichnete den Besuch als posi¬ 
tiv. Die Verteidiger hätten von 
dem Besuch nichts gewusst, son¬ 
dern von der CPT-Internetseite 
davon erfahren. Weiter drückte 
Korkut ihre Hoffnung aus, das 
der Bericht des Komitees klären¬ 
de Erkenntnisse liefern werde. 

(ÖP, 26.5., ISKU) 


Meldungen 

Freispruch für Polizisten, Pro¬ 
zess gegen Anwalt 
Gegen Tahir Elci, der als Rechts¬ 
anwalt die Familie Kaymaz im Pro¬ 
zess um die Tötung von Ahmet 
Kaymaz und seines zwölfjährigen 
Sohns Ugur in Mardin-Kiziltepe 
vertreten hat, ist ein Prozess eröff¬ 
net worden, weil er das Gericht 
beeinflusst habe. Elci hatte nach 
der Verlegung des Verhandlungs¬ 
ortes von Mardin nach Eskisehir 
[in der Westtürkei] am ersten Ver¬ 
handlungstag in Eskisehir erklärt, 
nachdem sämtliche Anträge der 
Verteidigung abgelehnt worden 
waren: "Ich denke nicht, dass wir 
es mit einer gerechten Haltung zu 
tun haben. Diese Situation ist ent¬ 
standen, weil der Vorsitzende Rich¬ 
ter keine besonders gerechte Hal¬ 
tung gezeigt hat. Unseren Forde 
rungen gegenüber blieb er gleich¬ 
gültig. Wir wollen einen unabhän¬ 
gigen Prozess. Wir wollen, dass 
hier Gerechtigkeit herrscht." 
Nachdem diese Worte in den 
Medien zitiert wurden, stellte das 
Gericht Strafanzeige gegen Elci. 
Das Justizministerium gab die für 
Strafverfahren gegen Rechtsan¬ 
wälte erforderliche Genehmigung 
für ein Ermittlungsverfahren, wor¬ 
aufhin die Staatsanwaltschaft einen 
Prozess eröffnete. 

(Mi, 29.5., ISKU) 

Frauen-Bustour für Frieden in 
Kurdistan: 

Stoppt die Vergiftung Öcalans 

Wir Mitglieder des Kurdischen 
Frauenbüros für Frieden e.V. 
(CENI) haben erheblichen Grund 
und großen Anlass, die aktuellen 
Entwicklungen im Zeichen der 
"Kurdischen Frage" als äußerst 
besorgniserregend zu begreifen. 
Erneut stehen wir entsetzt vor 
einem weiteren Höhepunkt natio¬ 
nalistischer und chauvinistischer 
Bedrohungen, die auch eng ver¬ 
bunden sind mit staatlicher 
Kriegstreiberei. Die konkreten 
Planungsmerkmale für die Aus¬ 
weitung des Krieges gegen die 
Kurdinnen und Kurden sind jetzt 
unübersehbar: Das türkische 
Militär sammelt und konzentriert 
eine riesige Belagerungsarmee 
an den Grenzen zum Irak. Täg¬ 
lich ereignen sich aggressive 
militärische Operationen, eng 
verknüpft mit Verhaftungswellen 
und intensiver Verfolgung der 
kurdischen Zivilbevölkerung und 
deren demokratischen Einrich¬ 
tungen. 

Der letzte Fünfte einseitige Waf¬ 
fenstillstand der kurdischen Bewe¬ 
gung vom 1. Oktober 2006 blieb 
auch diesmal ohne positive Reak¬ 
tion der offiziellen Türkei. Erneut 
droht die große Hoffnung auf 
Frieden wieder zu erlöschen. 





Angriffsvorbereitungen im Nordirak 


Die jüngsten Befürchtungen, dass 
Ankara eine Militäroffensive auf 
die kurdischen Gebiete des Nord¬ 
irak vorbereitet, erhielten aktuell 
weitere Nahrung. So erklärte der 
türkische Sonderbotschafter für 
den Irak, Oguz Celikkol, am Mitt¬ 
woch im Fernsehsender CNN- 
Türk nicht nur, dass die türkische 
Armee ihre Präsenz im Grenzge¬ 
biet der Südosttürkei verstärkt hat 
und einen möglichen Angriff in 
ausgedehnten Manövern probt. 
Auch verkündete Celikkol aggres¬ 
siv, dass die Guerilla der PKK 
(Arbeiterpartei Kurdistan) "aus¬ 
gelöscht" werden müsse, weil sie 
"ein Problem zwischen dem Irak 
und der Türkei" darstelle. Am 


Das Grab von Engin Sincer (Erdal) 
im Dorf Seyrantepe in Maras-Pazar- 
cik soll abgerissen werden, weil 
damit Propaganda für die PKK 
betrieben werde. Wie Sincers Bru¬ 
der Ali Sincer erklärte, ist aus dem 
gleichen Grund bereits zuvor ein 
Prozess eröffnet worden; allerdings 
sei dieser Prozess im Jahr 2005 
gewonnen worden. 

Engin Sincer war am 15. August 
2003 in den Kandil-Bergen durch 
einen Unfall ums Leben gekom¬ 
men und in seinem Heimatdorf 


Türkische Anwälte und Men¬ 
schenrechtsvereinigungen sind 
besorgt wegen eines neuen Poli¬ 
zeigesetzes, das die Befugnisse 
der Sicherheitskräfte erheblich 
erweitern soll. 

Veto unwahrscheinlich 

Nicht zuletzt unter dem Eindruck 
des Bombenanschlags vor einer 
Woche im Ankaraner Geschäfts¬ 
viertel Ulus, der fünf Tote und 
rund 100 Verletzte forderte, unter¬ 
stützen die regierende islamisch 
orientierte Regierungspartei AKP 
und die meisten Oppositionspar¬ 
teien die Gesetzesvorlage. Auch 
der bewaffnete Konflikt in den 
südostanatolischen Kurdengebie¬ 
ten hat den Ruf nach schärferen 
Sicherheitsgesetzen verstärkt. 
Innenminister Osman Günes 
meinte, das Gesetz sei ein wichti¬ 
ges Instrument zu Verhinderung 
von Terrorattacken. Die Vorlage 
könnte bis zum Wochenende vom 
Parlament verabschiedet werden. 
Es wird erwartet, dass der seit 16. 
Mai nur mehr interimistisch amtie¬ 
rende Staatspräsident Ahmet Nec- 
det Sezer kein Veto dagegen einle- 
gen wird. 

"Schritt zurück" 

Bedenken gegen das neue Polizei¬ 
gesetz hat der Präsident der Türki¬ 
schen Anwaltsvereinigung (TBB), 
Özdemir Özok, angemeldet. Er 
forderte, dass sich die Polizei in 
Fragen der Bürgerrechte und der 
Sicherheit gemäß internationalen 
Rechts und im Rahmen der 
Rechtsstaates bewegen müsse. 


Dienstag hatte der türkische 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan die USA Irak aufgefor¬ 
dert, die Stützpunkte der PKK im 
Nordirak zu zerstören. Das 
Außenministerium in Ankara 
bekräftigte diese Position am Mitt¬ 
woch in einer Botschaft an die 
Bagdader Regierung, in der an 
maßgeblicher Stelle Vertreter der 
nordirakischen Kurden sitzen: 
Handeln sei dringend erforder¬ 
lich. Zugleich beschwerte sich 
Ankara bei der US-Regierung in 
Washington und protestierte in 
einer offiziellen Note gegen die 
Verletzung des türkischen Luft¬ 
raums durch zwei US-Kampfflug- 
zeuge am 24. Mai. Zwei F-16- 


Seyrantepe beerdigt worden. Die 
Staatsanwaltschaft in Pazarcik stell¬ 
te jetzt Strafanzeige, da mit dem 
Grab "Propaganda für eine [terrori¬ 
stische] Örganisation" betrieben 
werde. Beanstandet wurde in der 
Anklageschrift auch, dass das Grab 
aus ähnlichem Marmor wie die 
Gräber "türkischer Größen" errich¬ 
tet worden sei. Damit stelle das 
Grab nach Paragraph 54/1 des tür¬ 
kischen Strafgesetzbuches eine 
Gefahr für die Öffentlichkeit dar. 
Ali Sincer erklärte dazu: "In der 


Menschenrechtsaktivisten, die 
sich noch bis vor Kurzem zuver¬ 
sichtlich über die Reformbemü¬ 
hungen in der Türkei geäußert 
hatten, sprechen nun von einem 
"großen Schritt zurück". Özök 
meinte, eines der Probleme sei 
die Haltung mancher hochrangi¬ 
ger Polizeivertreter. So etwa habe 
der Istanbuler Polizeichef Celalet- 
ting Cerrah einmal öffentlich 
einen Lynchmord verteidigt. "Wir 
müssen uns zwei Mal überlegen, 
ob wir die Befugnisse solcher 
Leute ausweiten sollen", meinte 
Özok. 

Die Wurzel des Problems liege in 
der Zeit nach dem 11. September 
2001, so der Generalsekretär der 
Türkischen Menschenrechtsstif¬ 
tung, Metin Bakkalci. Weltweit 
gebe es einen von Furcht getrie¬ 
benen Trend, die Menschenrech¬ 
te an zweite Stelle hinter die 
Sicherheit zu setzen. Zugleich 
verwies er darauf, dass der den 
Nationalisten verhasste türkisch¬ 
armenische Publizist Hrant Dink 
im Jänner "am helllichten Tag vor 
unser aller Augen" erschossen 
worden sei. 

Der frühere Präsident der Istan¬ 
buler Anwaltskammer, Yücel Say- 
man, meinte, die Polizei habe 
schon jetzt die für sie nötigen 
Befugnisse. Die Umstände mach¬ 
ten es nicht erforderlich, dass sie 
auf den Persönlichkeitsrechten 
und der Privatsphäre der Bürger 
herumtrample. Die neuen Befug¬ 
nisse seien von einer Art, wie sie 
ein Polizeistaat seinen Sicher¬ 
heitskräften geben würde. 


Maschinen hatten türkisches 
Staatsgebiet überflogen, was von 
türkischen Medien als gezielter 
Versuch zur Einschüchterung 
Ankaras wegen dessen Angriffs¬ 
vorbereitungen auf die PKK in 
Nordirak gewertet wurde. Natür¬ 
lich dementierte Washington 
umgehend. Der Sprecher des US- 
Außenministeriums, Tom Casey, 
behauptete, es habe sich um eine 
"ungewollte Verletzung des türki¬ 
schen Luftraums" gehandelt. 
Nach Angaben der Streitkräfte 
Ankaras befinden sich entlang der 
Grenze bis zu 3800 PKK-Kämpfer 
im Irak, bis zu 2300 sollen in der 
Türkei aktiv sein. 

(jW, 31.5., ISKU) 


Türkei ist den Kurden schon viel 
angetan worden, aber bisher sind 
kurdische Gräber noch nicht einge¬ 
rissen worden. Wenn es dazu kom¬ 
men sollte, wäre das eine Katastro¬ 
phe. Jedes Jahr wird der Weg zum 
Dorf vom 15. bis zum 21. August 
mit militärischen Einheiten und 
Panzern besetzt. In dieser Zeit wird 
den Dorfbewohner jede denkbare 
Schlechtigkeit angetan." Weiter for¬ 
derte er Achtung vor der Totenru¬ 
he, so wie es Kultur und Glauben 
erforderten. (ÖP, 29.5., ISKU) 


Mehr Macht für Polizei denn je 

Durch das neue Polizeigesetz, des¬ 
sen Entwurf vom AKP-Abgeordne- 
ten Selami Uzun und einer Gruppe 
weiterer Parlamentarier ausgear¬ 
beitet wurde, enthält die türkische 
Polizei mehr Macht als je zuvor, um 
dadurch Verbrechen und Terrorak¬ 
tionen verhindern zu können. 

Nach Angaben von "Turkish Daily 
News" wird die Polizei Gewalt 
gegen Menschen und Fahrzeuge 
anwenden dürfen, wenn sie auf 
Aufforderung nicht stehen bleiben. 
Sie kann ohne vorherige Warnung 
Gewalt anwenden - auch in Form 
von Schusswaffengebrauch -, je 
nachdem, welches Maß an Wider¬ 
stand die Verdächtigen an den Tag 
legen. 

Das Gesetz ermächtigt die Sicher¬ 
heitskräfte zudem, Personen in 
Gewahrsam zu nehmen, die keine 
Auskunft über ihre Identität geben 
wollen. Fingerabdrücke werden 
von allen Antragstellern für Waffen- 
und Führerscheine, Reisepässe, 
Staatsbürgerschaft sowie für 
Posten im Sicherheitsbereich 
genommen, ebenso von Asylsu¬ 
chenden, nötigenfalls von ins Land 
kommenden Ausländem und von 
Festgenommenen. 

Die Fingerabdrücke sollen nach 
dem Willen der Gesetzgeber zehn 
Jahre lang von den Sicherheitsbe¬ 
hörden aufbewahrt werden, außer, 
der Betroffene stirbt früher. Außer¬ 
dem wird die Polizei ermächtigt, 
präventive Durchsuchungen 

durchzuführen und jede Art von 
Geheimdiensterkenntnissen auszu¬ 
werten. (DS, 31.5., ISKU) 


Die unzähligen Aktionen gerade 
von kurdischen Frauen für den 
Frieden wurden durch den türki¬ 
schen Staat mit Verboten, Festnah¬ 
men und Sanktionen beantwortet. 
Anstelle von vernünftigen Schrit¬ 
ten zur weiteren Ausgestaltung 
der Friedensphase provoziert der 
türkische Staat verantwortungslos 
den weiteren Krieg. So wurde - 
während des Waffenstillstandes 
der kurdischen Bewegung - am 1. 
März 2007 bekannt, dass der politi¬ 
sche Repräsentant des kurdischen 
Volkes auf der Gefängnisinsel 
Imrali mit Schwermetall-Elemen¬ 
ten vergiftet wird. 

Öcalan zu vergiften bedeutet, den 
Frieden zu vergiften. Denn, 

... die Spirale von Leid und Tod 
erfährt so kein Ende. 

... die Gräben zwischen dem kur¬ 
dischen und türkischen Volk wer¬ 
den weiter vertieft. 

... die sozialen Schäden und 
menschlichen Verluste, die der 
Krieg seit über 23 Jahren ange¬ 
richtet hat, werden derart kein 
Ende nehmen. 

Wir kurdischen Frauen sehen die 
Friedensgestaltung in unserem 
Land als die unumgängliche Auf¬ 
gabe einer konkreten Friedensar¬ 
beit an. 

Daher möchten wir jetzt auch mit 
unserer Bus-Rundreise unsere 
Fordemng „Frieden in Kurdistan - 
Stoppt die Vergiftung Öcalans!“ in 
verschiedene europäischen Städte 
tragen: Um sie mit Kundgebun¬ 
gen, Informationsständen, Veran¬ 
staltungen und durch Gespräche 
mit Vertretern der Politik und Zivil¬ 
gesellschaft zu thematisieren. 

Alle Frauen sind herzlich eingela¬ 
den, sich durch ihre Teilnahme an 
unseren Aktivitäten mit uns 
gemeinsam für einen gerechten 
Frieden in Kurdistan und im Mitt¬ 
leren Osten einzusetzen. (Ceni) 

Die Tour startet am 1 Juni um 
23.00 Uhr am Bahnhof Köln-Mül¬ 
heim und bewegt sich dann zur 
Teilnahme an der Großdemonstra¬ 
tion gegen den G8-Gipfel in Rich¬ 
tung Rostock. Weitere Stationen 
sind Berlin, Amsterdam, Brüs¬ 
sel, Paris und Strasbourg. 

Das genaue Programm kann auf 
der Webseite der ISKU eingesehn 
werden. 

Quellen: 

ÖP Özgür Politika 

Mi Milliyet 

jW junge Welt 

DS Der Standard 

NÜ^e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 
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Blutige Kriegsbilanz in 


Über hundert gefallene türki¬ 
sche Soldaten in einem Monat - 
diese blutige Bilanz für den 
Monat Mai gab das Hauptquar¬ 
tier der Kurdischen Volksvertei¬ 
digungskräfte jetzt bekannt. 
Auch zwölf Guerillakämpfer 
seien bei den Gefechten ums 
Leben gekommen. Die Guerilla 
der Arbeiterpartei Kurdistans 
PKK zählte 67 türkische Militär¬ 
operationen sowie eine gemein¬ 
same Operation der türkischen 
und iranischen Armee. Nach 
dem Ende des einseitigen Waf¬ 
fenstillstands der Guerilla Mitte 
Mai gingen deren Kämpfer auch 
wieder in die Offensive. 

Ihr spektakulärster Schlag war 
ein Angriff auf einen Güterzug in 
der Provinz Bingöl. Bei der Sabo¬ 
tageaktion am 25. Mai waren 
neun Wagen mit Munition zer¬ 
stört worden. Nachdem türki¬ 
sche Medien die Theorie verbrei¬ 
teten, die Guerilla habe derartige 


Sabotageakt mit Hilfe »fremder 
Mächte« verwirklicht, stellten 
die PKK-nahen Kurdischen 
Volksverteidigungskräfte HPG 
jetzt klar, »dass wir als Vereini¬ 
gung in Kurdistan über ausrei¬ 
chende militärische als auch 
Geheimdienstaktivitäten verfü¬ 
gen«. 

Zehntausende türkische Solda¬ 
ten stehen weiterhin in der 
Grenzregion bereit, um gegen 
Stützpunkte der Arbeiterpartei 
Kurdistans PKK im Nordirak vor¬ 
zugehen. Rund 3000 Guerilla¬ 
kämpfer sollen sich in den 
undurchdringlichen Kandil-Ber- 
gen an der irakisch-iranischen 
Grenze aufhalten. Kampfbereit 
zeigte sich Murat Karayilan von 
der Führung der Kurdischen 
Volksverteidigungskräfte. »Nie¬ 
mand sollte erwarten, dass wir 
angesichts eines Angriffs, der 
uns zerstören soll, unseren Hals 
wie Schafe zum Schlachten hin- 


Gedenken an Uta und Amara 


Im Frauenzentrum UTAMARA ist 
Uta Schneiderbanger und Ekin 
Ceren Dogruak (Amara) gedacht 
worden, die vor zwei Jahren am 31. 
Mai bei einem Autounfall in Süd¬ 
kurdistan ums Leben kamen. 
Anna-Kristin Kowarsch vom Frau¬ 
enzentrum erklärte in einem 
Redebeitrag: "Sie haben für die 
Verwirklichung ihrer Träume 
gekämpft. Sie hatten den Traum 
von einer Welt ohne Kriege, in der 
alle Menschen gleich und gren¬ 
zenlos leben können. Und sie 
haben diesen Traum verfolgt. Die- 


Zwei kurdische Arbeiter aus Di- 
yarbakir sind in Sakarya (Westtür¬ 
kei) auf der Straße angegriffen 
worden, weil sie die Tageszeitung 
Gündem gelesen hatten und einer 
von ihnen ein T-Shirt mit einem 
Bildaufdruck von Ahmet Kaya 
trug. Ein ähnlicher Lynchversuch 
fand in Sapanca statt. In Eskisehir 
wurde das DTP-Gebäude in Brand 
gesetzt. 

Bei dem Vorfall in Sakarya kam es 
nach einem Streit mit einigen 
MHP-Anhängern zu einem Lynch¬ 
versuch einer Menschenmenge, 
die rasch auf 500 Personen 
anwuchs. Einer der beiden kurdi¬ 
schen Arbeiter wurde schwer ver¬ 
letzt. Der andere konnte sich in 
ein Gebäude retten. Nachdem sie 
durch Intervention der Polizei 
und des örtlichen Gouverneurs 
vor der Menschenmenge gerettet 


sen Mut können nur wenige Men¬ 
schen aufbringen." Beide interna¬ 
tionalistischen Revolutionärinnen 
hätten ihr Leben ihrer eigenen 
Entscheidung entsprechend aus¬ 
gerichtet. "Ihre Gedanken und 
Träume leben in uns weiter. Beide 
kamen aus verschiedenen Leben 
und trafen sich in Kurdistan. Sie 
hatten sich in dem Bewusstsein 
aller Schwierigkeiten auf den Weg 
gemacht, um eine freie Gesell¬ 
schaft zu erschaffen. Ihr Weggang 
hat bei uns allen eine große Lücke 
hinterlassen. Aber mit ihrem Mut 


werden konnten, wurden beide 
festgenommen. 

Im Anschluss zog die Menschen¬ 
menge unter Parolenrufen wie 
"Nieder mit den Kurden" und "Die 
Märtyrer sind unsterblich, das 
Vaterland unteilbar" zur DTP-Zen- 
trale, wurde aber von der Polizei 
daran gehindert, ins Gebäude ein¬ 
zudringen und löste sich anschlie¬ 
ßend auf. 

Ein ähnlicher Vorfall hat sich nach 
Angaben der IHD-Anwältin Han- 
dan Olcan gegenüber Bianet 
bereits am 4.6. in Sapanca ereig¬ 
net. Dort seien zwei kurdische 
Saisonarbeiter aus Batman ange¬ 
griffen worden, wobei einer 
schwer verletzt worden sei. Olcan 
verwies auf das "rassistische 
Motiv" der Angreifer. 

In Eskisehir ist am 4.6. nachts 
zum wiederholten Male das DTP- 


Kurdistan 

halten«, sagte er der Nachrichte¬ 
nagentur Firat. 

Unterdessen warnten der iraki¬ 
sche Marionetten-Ministerpräsi- 
dent Nuri Al Maliki und der Prä¬ 
sident der kurdischen Autono¬ 
mieregion Massoud Barzani auf 
einer gemeinsamen Pressekonfe¬ 
renz am Wochenende im nordira¬ 
kischen Erbil die Türkei vor 
einem Einmarsch in den Nord¬ 
irak. Seine Regierung werde es 
nicht zulassen, die relativ ruhige 
Region in einen Kriegsschauplatz 
zu verwandeln, so Maliki. In den 
vergangenen Tagen kam es 
immer wieder zu Kämpfen zwi¬ 
schen türkischen Truppen und 
Kurdenstellungen im Nordirak. 
Türkische Spezialkräfte sind 
bereits seit den 90er Jahren dort 
stationiert, weitere sickern in 
den in den letzten Wochen in Vor¬ 
bereitung einer größeren Militär¬ 
operation in die grenznahen 
Gebiete ein. (jW, 6.6., ISKU) 


haben sie auch anderen Men¬ 
schen Mut machen können. Und 
wir versuchen mit diesem Zen¬ 
trum, zu dem auch sie beigetragen 
haben, ihre Träume zu verwirk¬ 
lichen." 

Im Anschluss wurden im Geden¬ 
ken an Uta und Amara verfasste 
Texte und Gedichte verlesen. 
Weiterhin wurde ein kurzer Film 
über das Leben der beiden 
gezeigt. Die Sängerin Sosin sang 
im Verlauf der Veranstaltung Lie¬ 
der, die Uta und Amara gerne 
mochten. (ÖP, 5.6., ISKU) 


Gebäude mit Molotow-Cocktails 
in Brand gesetzt worden. Die 
Innenausstattung brannte kom¬ 
plett aus. Da sich zum Zeitpunkt 
des Brandanschlags keine Perso¬ 
nen im Gebäude befanden, kamen 
keine Menschen zu Schaden. Die 
DTP verurteilte in einer Erklä¬ 
rung den Anschlag und erklärte, 
sie werde aufgrund der bevorste¬ 
henden Parlamentswahlen ange¬ 
griffen: "Im Vorfeld der Wahlen 
werden auf der einen Seite gegen 
Vorstandsmitglieder unserer Par¬ 
tei und unsere Abgeordnetenkan¬ 
didatinnen Prozesse wegen Ver¬ 
lautbarungen eingeleitet, die 
unter die Meinungsfreiheit fallen. 
Auf der anderen Seite wird unsere 
Partei als Angriffsziel dargestellt, 
was wiederum zu Anschlägen wie 
diesem führt". 

(ÖP, 6.6., ISKU) 


Meldungen 


Guerilla holt Hubschrauber 
vom Himmel 

Die Guerilla hat während einer 
Militäroperation der türkischen 
Armee einen Kobra-Hubschrau¬ 
ber im Grenzgebiet zum Irak in 
Hakkari-Cukurca zu einer Not¬ 
landung gezwungen. Der Hub¬ 
schrauber war nach Beschuss in 
Brand geraten und mußte notlan¬ 
den. (ANF, 4.6., ISKU) 

HPG bekennen sich zu 
Anschlag in Dersim 

Die HPG haben sich zu einem 
Anschlag auf einen Militärposten 
in Dersim-Pülümür bekannt, bei 
dem mindestens acht Soldaten 
ums Leben gekommen sind. In 
einer HPG-Erklärung heißt es, 
eine "Fedai-Einheit" sei mit 
einem Fahrzeug in den Militär¬ 
posten eingedrungen, habe dort 
Handgranaten geworfen und das 
Feuer eröffnet. Die Verluste der 
türkischen Armee seien weit 
höher, als von den türkischen 
Medien bekannt gegeben. 
Genauere Einzelheiten würden 
zu einem späteren Zeitpunkt ver¬ 
öffentlicht. (ANF, 4.6., ISKU) 

Türkischer Generalstab ruft 
Ausnahmezustand aus 

Der Generalstab der türkischen 
Armee hat in einer Mitteilung 
auf seiner Internetseite in der 
kurdischen Region den Ausnah¬ 
mezustand (OHAL) ausgerufen. 
Die so genannten "Sicherheits¬ 
gebiete" umfassen Sirnak, Hak- 
kari und Siirt. Zwischen dem 9. 
Juni und dem 9. September wer¬ 
den für diese Region, deren 
genaue Koordinaten ebenfalls in 
der Mitteilung bekannt gegeben 
wurden, erhöhte Sicherheits¬ 
maßnahmen und Betretungsver¬ 
bote gelten. (ANF, 6.6., ISKU) 

Treffen Barzani-Talabani 

Bei einem Treffen zwischen dem 
irakischen Staatspräsidenten 
Celal Talabani und dem Präsi¬ 
denten der Föderalen Region 
Kurdistan Mesud Barzani in der 
Kleinstadt Dukan bei Süleman- 
iya haben die beiden Politiker 
ihre Auffassung wiederholt, die 
bestehenden Probleme der Tür¬ 
kei müssten über einen Dialog 
gelöst werden. 

Bei dem Treffen ging es weiter¬ 
hin um die jüngsten politischen 
Entwicklungen, die irakische 
Verfassung, das Ölgesetz und 
die Kirkuk-Frage. Gegenüber 
der Presse machten Talabani 
und Barzani im Anschluss auf 
die Truppenkonzentration der 
türkischen Armee an der Grenze 
nach Südkurdistan aufmerksam 
und forderten eine Lösung der 


Lynchversuch und Brandanschläge 





Frauenbustour in Amsterdam 

Der vom Kurdischen Frauenbüro rinnen der Frauenbustour sich am Meseumplein einen Informations- 
für Frieden CENI organisierte 5.5. aufhielten, wurden sie von stand auf und verteilten Material 
Frauenbus, der unter dem Motto einer Gruppe türkischer Faschi- zur Gesundheitssituation und den 
"Freiheit für Öcalan, Frieden für sten angegriffen. Die niederländi- Flaftbedingungen Abdullah Öca- 
Kurdistan" Europa bereist, war am sehe Polizei begnügte sich lans, als sie von einer zehnköpfigen 
4.6. in Berlin. Dort fand eine Ver- zunächst damit, dem Angriff zuzu- Gruppe angepöbelt und angegrif- 
anstaltung im kurdischen Kultur- sehen. fen wurden. Die Polizei nahm 

Zentrum statt, auf der Vertreterin- Die Frauen des Tourbus', der am schließlich einen anwesenden kur- 
nen von CENI über den Zweck der 2. Juni in Rostock mit der Anti-G8- dischen Jugendlichen und drei der 
Reise und die aktuelle Situation Demonstration gestartet und nach Angreifer fest, die jedoch umge- 
von Abdullah Öcalan berichteten. Berlin schließlich in Amsterdam hend wieder auf freien Fuß gesetzt 
In Amsterdam, wo die Teilnehme- eingetroffen ist, stellten auf dem wurden. (OP, 5./6.6.,ISKU) 

Repression gegen Dorfbevölkerung 

Täglich werden neue Formen der der Situation bewusst wurden, ver- Richtung Grenze aufgebrochen, 
Repressions der türkischen Armee suchten sie zu fliehen. Daraufhin aufgrund geleisteter Versprechun¬ 
gegen die Bewohnerinnen des Dor- eröffneten die Militärs das Feuer, gen jedoch in ihr Dorf zurückge- 
fes Elemun (Andac) in Simak-Ulu- Die Dorfbewohner flüchteten in ihr kehrt. 

dere bekannt. Dieses Mal sollten Dorf, woraufhin die militärische In Siirt-Pervari wurden unterdes- 
die Dörfler über ein Minenfeld Sondereinheit das Dorf besetzte sen 56 Personen festgenommen, 
getrieben worden sein. Als sie sich und sechs Personen festnahm, dar- die ihre Tiere auf die Hochalm brin- 
wehrten, wurde auf sie geschos- unter auch Minderjährige. gen wollten. Sie waren zunächst 

sen. Es kam zu sechs Festnahmen. Im Anschluss an den Militärüber- von Militärs aufgehalten und zur 
Der Vorfall ereignete sich am Vor- fall wurden Strom und Telefonlei- Rückkehr aufgefordert worden, 
mittag des 3.6., als eine Gruppe tungen im Dorf abgestellt. Die weil das Betreten der Hochalm ver- 
Dorfbewohner auf dem Weg zur Bewohner des Dorfes, das sich boten sei. Als sie sich weigerten, 
Feldarbeit von einer Sondereinheit nahe der Grenze zu Südkurdistan kam es zu Spannungen mit den Sol- 
gestoppt wurde. Die Dörfler, dar- befindet, sollen aufgrund der unauf- daten, woraufhin 56 Personen fest¬ 
unter Jugendliche im Alter von 15 hörlichen Repression beschlossen genommen wurden, darunter auch 
Jahren, wurden aufgefordert, über haben, nach Südkurdistan zu flüch- Frauen und Kinder, 
ein Minenfeld zu laufen. Als sie sich ten. Bereits im Mai waren sie in (OP, 5.6., ISKU) 

DIHA-Korrespondent gefoltert 

Der Korrespondent der Nachrich- fen hatte. Er sei gezwungen wor- ihm jedoch keine Verletzungen 
tenagentur DIHA, Musa Askara, den, in einen Wagen einzusteigen; bescheinigt habe, und daraufhin 
ist festgenommen und im die Vorhänge des Fahrzeugs seien zum Polizeipräsidium, wo er mor- 
Anschluss gefoltert worden, wäh- verschlossen und das Licht gens gegen vier Uhr frei gelassen 
rend er als Berichterstatter die gelöscht worden. Dann sei er mit worden sei. Am nächsten Tag sei 
Beerdigung der HPG-Guerilla- Schlagstöcken auf den Kopf er zur Oberstaatsanwaltschaft vor¬ 
kämpferin Fatma Özer (Hevi geschlagen und geohrfeigt wor- geladen worden, wo er dazu 
Botan), die bei einem Gefecht in den. Er sei beschimpft und sein befragt worden sei, ob eine Ver- 
Siirt-Eruh ums Leben gekommen Kopf zwischen zwei Sitze einge- bindung zwischen ihm und Roj TV 
war, beobachtete. Die Festnahme quetscht worden. Der Polizeichef bestehe. Falls dies der Fall wäre, 
fand statt, nachdem die Polizei, von Siirt persönlich habe ihm würde er wieder festgenommen, 
die bei der Beerdigung anwesen- dabei gesagt: "Hier ist die Repu- ohnehin stehe er unter Beobach- 
de Menschenmenge mit Schlag- blik Türkei". Im Anschluss sei er tung, habe ihm der Staatsanwalt 
stocken und Tränengas angegrif- zum Arzt gebracht worden, der mitgeteilt. (OP, 6. 6., ISKU) 

Freiheit für Binali Yildirim 

In Hamburg fanden Kundgebun- Auf Mallorca wurde er aufgrund Auf Mallorca befand er sich als Vor¬ 
gen vor dem spanischen Konsulat eines internationalen Haftbefehls Standsmitglied der Fußballmann- 
für einen Revolutionär aus der Tür- am 29.5.2007 in einem Hotel festge- Schaft Dersimspor, wo er mit Vor- 
kei statt, der in Spanien in Ausliefe- nommen. Yildirim hatte die Türkei bereitungen für ein Trainingslager 
rungshaft genonunen worden ist. nach seiner Haftentlassung auf- beschäftigt war. Nach seiner Fest- 
Binali Yildirim, der aus der Region grund von Gesundheitsproblemen nähme wurde er nach Madrid über- 
Dersim stammt, hat in der Türkei und der drohenden Verbüßung sei- führt, wo eine Haftprüfung zu 
bereits jahrelang als TKP(ML)- ner verbleibenden Haftstrafe ver- erwarten ist. 

Anhänger im Gefängnis gesessen, lassen und war vor ungefähr vier Infos auch auf der Internetseite: 

bis er 2001 auf Bewährung aus der Jahren in Deutschland als polti- www.freebinali.tk 

Haft entlassen wurde. scher Flüchtling anerkannt. (OP, 5.6., ISKU) 

DTP: 60 unabhängige Kandidaten 

Nach dem Beschluss der DTP, nungsfreiheit; Projekte für kurdi- Abschaffung der Wehrpflicht; 
nicht als Partei bei den Paria- sehen Unterricht; Erlass einer Abschaffung der Wahlhürde; 
mentswahlen anzutreten, sondern Generalamnestie, mit der ein Arbeit für den Umweltschutz und 
unabhängige Kandidatinnen zu gesellschaftlicher Frieden ange- gegen Atomenergie; Unterstüt- 
unterstützen, haben sich 60 Perso- strebt wird; Steigerung der Ver- zung des EU-Beitritts; Außenpoli- 
nen in 42 Wahlkreisen als Kandi- tretung durch Frauen; Erstellung tisch die Unterstützung von Frie¬ 
datinnen aufstellen lassen. Davon eines Wirtschaftsprogramms, das den und Geschwisterlichkeit der 
sind elf Frauen. statt Profit auf Produktion setzt; Völker insbesondere im Mittleren 

Alle Kandidatinnen sind folgen- Kostenlose Bildung und Gesund- Osten und auf Zypern; Aufbau 
den Zielen verpflichtet: heitsversorgung; Rückzug der friedlicher und demokratischer 

Arbeit für den Frieden; Arbeit für Armee aus der Wirtschaft; Arbeit Beziehungen zur kurdischen föde- 
eine demokratische Verfassung zum Thema Jugend und Arbeitslo- ralen Regierung im Irak 
und die Gewährleistung der Mei- sigkeit;- Abschaffung des YÖK; (ANF, 2.6., ISKU) 


bestehenden Probleme über 
einen Dialog. Man versuche, den 
"türkischen Geschwistern" 
näher zu kommen. Zu diesem 
Zweck hätten wiederholt Gesprä¬ 
che in Bagdad mit einer türki¬ 
schen Abordnung stattgefunden. 

(ÖP, 5.6., ISKU) 

PUK: Artilleriebeschuss 

durch türkische Armee 

Laut einer Meldung auf der 
Internetseite der PUK haben tür¬ 
kische Militäreinheiten iraki¬ 
sches Territorium unter Artille¬ 
riebeschuss genommen. Die tür¬ 
kische Armee habe Truppenver¬ 
bände an der Grenze zum Irak 
zusammengezogen und vor zwei 
Tagen nachts das Dorf Dirare in 
der Nähe der Stadt Zaxho unter 
Beschuss genommen. Zu Toten 
sei es dabei nicht gekommen. 

(Mi, 5.6., ISKU) 

AP-Falschmeldung zu grenz¬ 
überschreitender Operation 

Die Meldung der Nachrichtena¬ 
gentur AP, die Türkei habe mit 
Tausenden von Soldaten die 
Grenze zum Irak überschritten 
und somit die vieldiskutierte 
grenzüberschreitende Militär¬ 
operation in Südkurdistan einge¬ 
leitet, ist von der HPG, der 
Regierung der Region Südkurdi¬ 
stan sowie den USA dementiert 
worden. 

Die "Eilmeldung" der AP beruft 
sich auf einen türkischen Militär, 
der anonym bleiben wolle, und 
wurde von diversen Intemetsei- 
ten übernommen. Eine Quelle 
wusste gar von 50.000 Soldaten, 
die die Grenze überschritten hät¬ 
ten. 

Gegenüber Reuters dementier¬ 
ten auch das türkische Außenmi¬ 
nisterium sowie Quellen des 
Generalstabs die Meldung als 
"Desinformation". 

Der HPG-Kommandant Bahoz 
Erdal erklärte, die Falschmel¬ 
dung sei darauf angelegt, die 
Reaktionen zu testen. 

(ANF, 6.6., ISKU) 
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Türkei bombardiert Südkurdistan 


Die türkische Armee hat in der 
Nacht des 7. Juli die Gebiete Haf- 
tanin, Zap, Cemco, Avasin und 
Xakurke in Südkurdistan unter 
starken Artilleriebeschuss ge¬ 
nommen. In einer Erklärung des 
KCK-Exekutivrates heißt es, die 
Guerilla habe dabei keine Verluste 
verzeichnet, allerdings sei Scha¬ 
den für die Zivilbevölkerung ent¬ 
standen. Die türkische Armee 
habe damit erneut dem kurdi¬ 
schen Volk den Krieg erklärt. 

Zur gleichzeitigen Ausrufung des 
Ausnahmezustandes in der 
Region zwischen Siirt und Hakka- 
ri heißt es in der Erklärung, beab¬ 
sichtigt werde damit auch ver¬ 
sucht, eine Repräsentation des 
politischen Willens des kurdi¬ 
schen Volkes im Parlament zu ver¬ 
hindern. Mit der Truppenkonzen- 
tration an der Grenze nach Süd¬ 
kurdistan werde bezweckt, die 
politischen Kräfte im Süden unter 
Druck zu setzen und eine Ver¬ 
schiebung des Referendums zur 
Kirkuk-Frage zu erzwingen. 
Zeitgleich zum Artillerieangriff 
veröffentlichte der Generalstab 
auf seiner Intemetseite eine aus 
sieben Punkten bestehende Erklä¬ 
rung zur PKK, in der "die hohe 
türkische Nation" dazu aufgeru¬ 
fen wird, sich "massenweise 
gegen den PKK-Terror" zu stel¬ 
len. 

Der KCK-Exekutivrat erklärte 
dazu, der Zeitpunkt der Veröffent¬ 
lichung der Generalsstabserklä¬ 
rung sei kein Zufall: "Auf der 
einen Seite wird in einem Teil 
Kurdistans der Ausnahmezustand 
ausgerufen und in Südkurdistan 
der Angriff gestartet, auf der 
anderen Seite wird versucht, 
bestimmte Kreise, die in langer 
Vorbereitung mit einer rassi¬ 
stisch-chauvinistisch-faschisti¬ 
schen Denkweise vergiftet wur¬ 
den, gegen die kurdische Bevöl¬ 
kerung in Bewegung zu verset¬ 
zen. Mit Aufrufen dieser Art sol¬ 
len die Angriffe und Lynchversu¬ 
che, die in den Metropolen der 
Türkei gegen die kurdische 
Bevölkerung auf unterschiedli¬ 
chem Niveau stattfinden, in einen 
komplexen, gewalttätigen Kampf 
zwischen Türken und Kurden 
ausgeweitet werden." Teil dieses 
Plans seien auch in Diyarbakir 
und Sirnak angekündigte Kund¬ 
gebungen "rassistischer Kräfte". 
Mit der Erklärung des General¬ 
stabs sei die Existenz des kurdi¬ 
schen Volkes und das Leben von 
der kurdischen Gesellschaft ange- 
hörigen Individuen in ernster 
Form bedroht. Alle Kurden seien 
deshalb aufgerufen, sich auf der 
Basis der Geschwisterlichkeit der 
Völker selbst zu schützen und 
entsprechend der jeweils vorlie¬ 


genden Bedingungen Verteidi¬ 
gungsmaßnahmen zu treffen. 

Grenzgebiet für 
Journalisten geschlossen 

Das Grenzgebiet zwischen Ulude- 
re und Beytüssebap (Sirnak) ist 
derweil für Journalistinnen 
geschlossen worden. Ab dem 
militärischen Kontrollpunkt Orta- 
su bei Uludere ist Medienvertre¬ 
terinnen die Weiterfahrt nach 
Beytüssebap und ins Grenzgebiet 
"bis auf weiteres" verboten. 

Im südkurdischen Selahattin tra¬ 
fen unterdessen am Donnerstag 
erneut der irakische Staatspräsi¬ 
dent Talabani und der Präsident 
der Region Südkurdistan zusam¬ 
men und gaben im Anschluss 
eine gemeinsame Erklärung ab, 
in der sie wiederholten, eine Mili¬ 
täroperation der türkischen 
Armee auf irakischem Territo¬ 
rium werde unter keinen Umstän¬ 
den toleriert werden. Talabani 
teilte mit, eine solche Operation 
auf kurdischem Boden werde als 
ein Angriff auf den Gesamtirak 
aufgefasst werden. Barzani 
erklärte erneut, die Türkei wolle 
eine Beteiligung der südkurdi¬ 
schen Kräfte an dem Krieg gegen 
die PKK, man selbst fordere 
jedoch eine lüsung auf politi¬ 
schem Weg. 

Das PUK-Pressebüro veröffent¬ 
lichte am Freitag eine Meldung, 
nach der drei Militärhubschrau¬ 
ber der türkischen Armee die 
Grenze zur Föderalen Region 
Kurdistan überquert und im 
Gebiet Guli in Behdinan statio¬ 
niert worden seien. Nach Augen¬ 
zeugenberichten befanden sich 
unter der Hubschrauberbesat¬ 
zung mindestens zehn hochrangi¬ 
ge Offiziere. 

Irak verwarnt Türkei 
wegen Artilleriebeschuss 
Wie das irakische Außenministe¬ 
rium am 8.6. bekannt gab, hat es 
aus Protest gegen den Beschuss 
irakischer Grenzdörfer durch tür¬ 
kische Artillerie den türkischen 
Botschafter einbestellt und ihm 
eine Protestnote überreicht. 
Darin wird festgehalten, dass 
durch den Beschuss schwerer 
Sachschaden in den Regionen 
Dohuk und Hewler entstanden 
und die Bevölkerung in Panik 
geraten sei. Der stellvertretende 
Außenamtsleiter Mohammed al 
Hadsch Mahmud habe eine sofor¬ 
tige Einstellung des Beschusses 
gefordert, hieß es in der am 
Samstag veröffentlichten Erklä¬ 
rung. Derartige Aktionen schade¬ 
ten den Beziehungen zwischen 
beiden Ländern. 

In der vergangenen Woche ist es 
nach Angaben der PUK erneut zu 


einem zeitgleichen Artilleriean¬ 
griff türkischer und iranischer 
Militäreinheiten gekommen. 
Mehrere Dörfer seien getroffen 
worden, drei komplett niederge¬ 
brannt. Ein Verlust von Men¬ 
schenleben sei nicht zu verzeich¬ 
nen, die Bewohnerinnen befän¬ 
den sich auf der Flucht aus den 
Bergregionen in die Täler. 
US-Außenministerin Rice warnte 
am Freitag die Türkei, dass eine 
grenzüberschreitende Operation 
gegen die PKK die Spannungen in 
der Region erhöhen werde und 
weder zum Wohle des Irak noch 
der Türkei sei. 

Auch Stimmen aus dem Europa¬ 
parlament sprachen sich gegen 
eine grenzüberschreitende Mili¬ 
täroperation der Türkei aus. So 
erklärte der ehemalige Türkeibe¬ 
richterstatter Johannes Swoboda, 
ein Einmarsch der Türkei im 
Nordirak bedeute die Beendi¬ 
gung der EU-Beitrittsverhandlun- 
gen. Joost Lagendijk verwies dar¬ 
auf, dass die Reaktion der EU von 
der Größe der Operation abhän- 
ge. Wenn lediglich die Bombar¬ 
dierung von PKK-Lagern geneh¬ 
migt werde, wäre niemand zufrie¬ 
den. Wenn es jedoch zu einer 
groß angelegten Operation 
komme, werde dies eine interna¬ 
tionale Krise auslösen und die EU 
werde die Beitrittsverhandlungen 
mit der Türkei stoppen. 

Guerilla betont Bereitschaft 
zur Waffenruhe 

»Wir erneuern unsere Erklärung, 
alle Angriffe gegen die türkischen 
Streitkräfte einzustellen«, erklär¬ 
te Guerillakommandant Abdul 
Rahman Chaderchi am Dienstag 
in einem Lager der Arbeiterpartei 
Kurdistan (PKK) im Nordirak. 
»Wir wünschen uns Frieden und 
sind zu Verhandlungen bereit.« 
Allerdings werde man weiter von 
seinem Recht auf Selbstverteidi¬ 
gung Gebrauch machen und im 
Falle fortgesetzter Militäropera¬ 
tionen den Widerstand verstär¬ 
ken. 

In Istanbul und Izmir protestier¬ 
ten linke Organisationen gegen 
den Ausnahmezustand und für 
die »Geschwisterlichkeit der Völ¬ 
ker«. Gewerkschaften und 
Berufskammern wie die Gewerk¬ 
schaft des Öffentlichen Dienstes 
(KESK), die Revolutionären 
Arbeitergewerkschaften (DISK) 
und die Architekten- und Inge¬ 
nieurskammer (TMMOB) wand¬ 
ten sich gegen die Aufrufe des 
Generalstabs an die türkische 
Bevölkerung, »massenhafte Reak¬ 
tionen« gegen eine angebliche 
innere Bedrohung zu zeigen. 

(ANF/ÖP, 7J8./9.6., 
jW 14.6., ISKU) 


Meldungen 

Kandidatur von DEPlem 
verboten 

Wie der Hohe Wahlausschuss der 
Türkei bekannt gegeben hat, kön¬ 
nen die ehemaligen DEP-Abgeord- 
neten bei den bevorstehenden Par¬ 
lamentswahlen am 22. Juli nicht als 
unabhängige Kandidatinnen antre- 
ten. Da Orhan Dogan, Selim Sadak 
und Hatip Diele mit einem politi¬ 
schen Betätigungsverbot belegt 
seien, hätten ihre Kandidaturanträ¬ 
ge abgelehnt werden müssen, so 
heißt es in einer Veröffentlichung 
des Wahlausschusses. Das gleiche 
gilt für den ehemaligen Minister¬ 
präsidenten Erbakan. 

Orhan Dogan kündigte an, den 
Fall vor den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte 
zu bringen, da über die ehemali¬ 
gen DEP-Abgeordneten noch kein 
endgültiges Urteil gesprochen 
worden sei. Das letzte Urteil liege 
noch beim Kassationsgerichtshof, 
weswegen der Entscheid des 
Wahlausschusses keine rechtliche 
Grundlage habe. 

(ANF, 8.6., ISKU) 

Erneuter Anschlag auf DTP 

Unmittelbar nach dem mitter¬ 
nächtlichen Aufruf des General¬ 
stabs, "massenweise gegen den 
PKK-Terror" vorzugehen, ist ein 
Molotowcocktailanschlag gegen 
das DTP-Gebäude in Eskisehir 
verübt worden. Im Gebäude brach 
ein Feuer aus, es kam zu schwe- 
rem Sachschaden. 

Zuletzt war am 4. Juni ein Molo¬ 
towcocktailanschlag gegen das 
Gebäude verübt worden. 

(ANF, 8.6., ISKU) 

Iran will Grenzdörfer 
entvölkern 

Nach der zeitgleichen und koordi¬ 
nierten Bombardierung von süd¬ 
kurdischen Gebieten durch die 
türkische und die iranische Armee 
hat letztere jetzt nach Angaben von 
PUKmedia den Befehl zur Entvöl¬ 
kerung von kurdischen Grenzdör¬ 
fern auf iranischem Staatgebiet 
gegeben. Den Bewohnern wurde 
eine Frist von einer Woche gesetzt, 
andernfalls würden ihre Dörfer 
niedergebrannt. (ÖP, 12.6., ISKU) 

Kurdische Video-Intemetseite 

Kurdische Jugendliche haben in 
langer Vorbereitung eine neue 
Intemetseite mit kurdischen Vide¬ 
os erstellt. Unter der Adresse 
www.kurdtube.com können Kur¬ 
dinnen betreffende Videos ange- 
sehen und ins Netz gestellt wer¬ 
den. (ANF, 9.6., ISKU) 

Acht Festnahmen in Paris 

Die Polizei hat im Großraum Paris 
acht mutmaßliche Mitglieder der 
verbotenen kurdischen Arbeiter- 





Keine Aktionen außer im Rahmen 
der Selbstverteidigung 


Wie der KCK-Exekutivrat erklärt 
hat, habe die türkische Armee mit 
Hilfe der Medien die Anspannung 
in der Gesellschaft bewusst in die 
Höhe getrieben. Aufgrund dessen 
sei es zu mehr Gefechten in Kurdi¬ 
stan gekommen, bei denen beide 
Seiten Verluste erlitten hätten. Die 
Guerilla habe keine Aktionen 
außerhalb von Vergeltungsschlä¬ 
gen im Rahmen der Selbstverteidi¬ 
gung durchgeführt. 

Weiter heißt es in der Erklärung: 
"Wie bekannt besteht der am 1. 
Oktober 2006 ausgerufene einseiti¬ 
ge Waffenstillstand immer noch. 
Trotzdem wurden vermehrt Mili¬ 
täroperationen durchgeführt. 
Diese Operationen bezwecken die 
Vernichtung der sich in Selbstver¬ 
teidigungshaltung befindlichen 


Mit einer schriftlichen Erklärung 
hat das Menschenrechtsbündnis in 
der Türkei, das sich aus IHD, Maz- 
lum-Der, der Menschenrechtsstif¬ 
tung Türkei (TIHV), Amnesty 
International Türkei und dem Bür¬ 
gerverein Helsinki zusammen¬ 
setzt, darauf hingewiesen, dass mit 
dem jüngsten Aufruf des General¬ 
stabs, die "hohe türkische Nation" 
solle "massenhaft gegen den PKK- 


Umfangreiche Militäroperatio¬ 
nen der türkischen Armee fan¬ 
den in der vergangenen Woche 
in Erzincan, Dersim, Hakkari, 
Bingöl, Botan, Bitlis und Mus 
sowie im Iran statt. 

Am 12. Juni kamen bei einem 
Gefecht in Erzincan vier Soldaten 
und ein Guerillakämpfer ums 
Leben. In Dersim kam bei einem 
Gefecht ein Soldat ums Leben. In 
Hakkari wurden bei einem 
Gefecht zwischen der YJA STAR 
(Frauenarmee) und der türki¬ 
schen Armee zwei Soldaten getö¬ 
tet, zahlreiche Soldaten wurden 
verletzt. 

Am 9. Juni kam es in Botan bei 
Beytüssebab zu Gefechten, bei 
denen zwei Soldaten ums Leben 
kamen. Das Gebiet wurde massiv 


Guerilla und zwingen diese dazu, 
sich zu verteidigen. Angesichts der 
erlittenen Verluste nutzt die Gueril¬ 
la natürlicherweise ihr Recht auf 
Vergeltung. Wir erklären hiermit 
offen, dass die Anspannung ein 
Ende finden wird, wenn die Opera¬ 
tionen eingestellt werden. Die Auf¬ 
rufe und Forderungen verschiede¬ 
ner demokratischer Kreise, Intel¬ 
lektueller und unseres Volkes, die 
Operationen zu stoppen, sind des¬ 
halb richtig und müssen Beach¬ 
tung finden. Wenn dies geschieht, 
wird es auch nicht mehr möglich 
sein, dass es zu Gefechten kommt. 
Wenn die Regierung die Anspan¬ 
nung mindern will und die Wahlen 
in einer sichereren Atmosphäre 
stattfinden sollen, ist der einzige 
Weg dazu die Einstellung der 


Terror" und die ihn unterstützen¬ 
den Institutionen Vorgehen, ein 
Ansteigen der Lynchangriffe und 
Anschläge zu erwarten sei. Weiter¬ 
hin wies das Bündnis darauf hin, 
dass die Armee nicht über die Legi¬ 
timation verfüge, eine solche 
Erklärung abzugeben. "Welche 
Personen oder Einrichtungen wer¬ 
den die Verantwortung dafür tra¬ 
gen, wenn aufbauend auf dieser 


mit Kobra Hubschraubern bom¬ 
bardiert. Im Gebiet Gabar/ 
Botan wurde am selben Tag ein 
Militärkonvoi der türkischen 
Armee angegriffen, wobei meh¬ 
rere teilweise hohe Offiziere 
getötet wurden. Nach der Aktion 
begann die türkische Armee eine 
umfangreiche Militäroperation. 
Bei einem Gefecht in Mus kam 
ein Guerillakämpfer ums Leben, 
zwei Guerillas wurden festge¬ 
nommen. 

Seit Anfang Juni startete die tür¬ 
kische Armee eine umfangreiche 
Operation im Gebiet Bingöl. Am 
7. Juni kam es zu schweren 
Gefechten zwischen der türki¬ 
schen Armee und der Guerilla, 
dabei ist ein Guerillakämpfer 
gefallen. In der Provinz Bingöl 


Angriffe der Armee. Ganz offen¬ 
sichtlich wollen bestimmte Kreise 
bewusst die Anspannung steigern 
und daraus politischen Profit schla¬ 
gen. Insbesondere geht es dabei 
um den Plan, die rassistischen Krei¬ 
se der "Rote-Apfel-Fraktion" an die 
Macht zu bringen." 

Die Guerilla trage nicht zu einem 
Ansteigen der Spannungen bei: 
"Unsere Kräfte können sich verant¬ 
wortungsvoll verhalten. Wer nicht 
daran glaubt, kann persönlich kom¬ 
men, die Lage beobachten und fest¬ 
stellen, wer die Anspannungen för¬ 
dert. Bis jetzt sind es ausschließlich 
die türkische Armee und der türki¬ 
sche Staat, die für die auf beiden 
Seiten erlittenen Verluste und die 
genannte Anspannung verantwort¬ 
lich sind." (ANF, 12.6., ISKU) 


Erklärung bestimmte Kreise im 
Namen des Antiterrorkampfs' 
Menschen angreifen, die die 
Demokratie und den Rechtsstaat 
verteidigen oder Menschen, von 
denen sie aufgrund ihrer ethni¬ 
schen Identität denken, sie würden 
den Terror' unterstützen?", heißt 
es weiter in der Erklärung des 
Menschenrechtsbündnisses. 

(RTV, 8.6., ISKU) 


kam es zu Gefechten mit türki¬ 
schen Soldaten. 

Ein Guerillakämpfer kam ums 
Leben. Die Verluste der türki¬ 
schen Armee konnte man nicht 
feststellen. Am selben Tag wurde 
ein Militärkonvoi zwischen Siirt 
und Sirvan von der Guerilla 
angegriffen, die sich auf dem 
Weg zu einer Operation befand. 
Bei dieser Aktion wurde ein Pan¬ 
zer total zerstört und 12 Soldaten 
getötet. 

Im Iran begann die Armee am 11. 
Juni eine Operation im Gebiet 
Kelares, Meydane, Hereke, 
Dostane, Servaniye und Herdi. In 
dem Gebieten steigerte die irani¬ 
sche Armee die Repression 
gegen die Bevölkerung. 

(HPG, 7.-13.6., ISKU) 


Partei PKK festgenommen. Anlass 
waren Ermittlungen nach Anschlä¬ 
gen auf türkische Einrichtungen in 
drei französischen Städten im 
Frühjahr. Wie ein Justizsprecher 
am Dienstag mitteilte, wurden die 
acht Personen im Alter von 17 bis 
29 Jahren am Montag und 
Dienstag aufgegriffen. 

(AP, 12.6., ISKU) 

Türkische Vereine 
meiden Stadtfest 

Das Internationale Stadtfest in 
Friedrichshafen wird ohne offiziel¬ 
le Beteiligung der türkischen Ver¬ 
eine stattfinden. Acht Vereine, die 
zuletzt zwölf Verkaufshütten stell¬ 
ten, haben ihre Teilnahme in 
einem Brief an den Oberbürger¬ 
meister zurückgezogen. Begrün¬ 
det wird der Rückzug mit der Auf¬ 
nahme der Deutsch-Kurdischen 
Gesellschaft in den Integrations¬ 
ausschuss der Stadt Friedrichsha¬ 
fen. Besonders stört die Türken, 
dass die Deutsch-Kurdische 
Gesellschaft bislang nicht bereit 
gewesen sei, sich "öffentlich auf 
Vorstandsebene von den ethnisch¬ 
terroristischen Aktivitäten der 
PKK" zu distanzieren. 

(SZ, 14.6., ISKU) 

Türkei erneut wegen 
Mißhandlung verurteilt 

Zum fünften Mal innerhalb von 
sechs Wochen hat der Europäi¬ 
sche Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte die Türkei wegen Miss¬ 
handlung verurteilt. Das Gericht 
in Straßburg gab am Dienstag 
einem 53-jährigen Türken kurdi¬ 
scher Abstammung Recht, der im 
November 1997 nach Handgreif¬ 
lichkeiten mit Passanten von 
einem Polizisten festgenommen 
wurde. 

Nach eigenem Bekunden wurde 
er in Polizeigewahrsam so schwer 
geprügelt, dass er anschließend an 
einem Fuß operiert werden mus¬ 
ste. Die Regierung in Ankara 
wurde angewiesen, dem Mann 
10.000 Euro Schmerzensgeld zu 
zahlen. (DS, 12.6., ISKU) 
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Anklage gegen Atabeyler 
weitgehend fallen gelassen 


Vor einem Jahr, nach dem 
Anschlag auf dem Verwaltungsge¬ 
richtshof, machte die Festnahme 
der "Atabeyler" genannten Grup¬ 
pe Schlagzeilen. Zu den festge¬ 
nommenen gehörten auch Armee¬ 
angehörige. Es wurden Spreng¬ 
stoff und Waffen sichergestellt. 
Ein Lageplan wurde als Vorberei¬ 
tung eines Attentats auf Minister¬ 


präsident Erdogan bewertet und 
der Vorwurf erhoben, die Gruppe 
habe die Herbeiführung eines 
Militärputsches zum Ziel gehabt. 
Am 30. Mai hielt die Staatsanwalt¬ 
schaft am 11. Großen Strafgericht 
Ankara ihr Plädoyer. Aufgrund 
von Sachverständigenberichten 
werden die sichergestellten Mate¬ 
rialien nicht als Sprengstoff 


bewertet. Auch lägen keine aus¬ 
reichende Beweise vor, die Grup¬ 
pe als "kriminelle Vereinigung" zu 
qualifizieren, die das Ziel verfolgt 
habe, mit Gewalt einen Regie¬ 
rungswechsel herbeizuführen. 
Der Strafantrag bezieht sich nur 
noch auf Verstoß gegen das 
Sprengstoffgesetz sowie illegalen 
Waffenbesitz. (RA, 31.5., ISKU) 


Menschenrechtier verurteilen 
Generalstabserklärung 


Gefechte der vergangenen Woche 
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Schweizer Bank: Kein Kredit für 
Ilisu-Staudamm 


Die Erklärung von Bern (EvB) 
freut sich, dass die Zürcher Kanto¬ 
nalbank (ZKB) ihren bereits 
gesprochenen Kredit an das um¬ 
strittene Ilisu-Projekt am Tigris in 
der Türkei zurückgezogen hat. 
Denn der geplante Staudamm in 
Südost-Anatolien ist in keinster 
Weise mit dem gesetzlichen Nach¬ 
haltigkeitsauftrag der ZKB verein¬ 
bar. Nach dem ZKB-Ausstieg ver¬ 
stärkt die internationale NGO-Koa- 
lition nun den Druck auf die übri¬ 
gen beteiligten Kreditinstitute 
(Bank Austria, Societe Generale 
sowie türkische Banken) und for¬ 
dert sie auf, dem Beispiel der ZKB 
zu folgen. 

"Es war höchst skandalös, dass 
eine sonst vertrauenswürdige 
Staatsbank, die sich zur Einhaltung 
von Umweltschutz und Menschen¬ 
rechten bekennt, heimlich ein 
Großprojekt mit weit reichenden 
negativen Folgen finanziert und 
diese krasse Fehlentscheidung erst 
auf massiven öffentlichen Druck 
der Öffentlichkeit korrigiert", kriti¬ 
siert Christine Eberlein von der 
EvB. Der heute endlich erfolgte 
Rückzug wird von der EvB den¬ 
noch sehr willkommen geheißen. 
Denn der gegen den Willen der 


Der achte Senat des Obersten 
Verwaltungsgerichts der Türkei 
hat den Bürgermeister des Stadt¬ 
teils Sur in der Stadt Diyarbakir, 
Abdullah Demirbas, abgesetzt 
und den Gemeinderat aufgelöst. 
Sie hatten die Dienste ihrer 
Stadtverwaltung auf Türkisch, 
aber auch auf Kurdisch angebo- 
ten. Auch nach seiner Absetzung 
laufen gegen den populären Bür¬ 
germeister zwölf Ermittlungen 
der türkischen Justiz weiter. In 
einem Fall wirft sie Demirbas 
„Veruntreuung öffentlicher Mit¬ 
tel“ vor. Denn er hatte in einem 
Park von Sur ein Denkmal für 
Ugur Kaymaz aufstellen lassen. 
Der war zwölf Jahre alt, als ihn 
Soldaten der türkischen Armee 
zusammen mit seinem Vater 
Ahmet Kaymaz erschossen. Die 
staatlichen Ermittler sind der 
Ansicht, der Schüler sei im 
Zusammenhang mit dem Kampf 
gegen Terror getötet worden. 
Ein türkisches Gericht hat seine 
Mörder freigesprochen. Das 
Denkmal zeigt nun die 13 Ein¬ 
schüsse, an denen das Kind ver¬ 
blutete. Demirbas ließ im Denk¬ 
mal den Text der Charta der Ver¬ 
einten Nationen zum Schutz der 
Kinder anbringen. Im Mai 2006 


betroffenen Bevölkerung geplante 
150 km lange Stausee droht, 50.000 
Menschen zu vertreiben, 9000 
Jahre alte Kulturgüter zu zerstören 
und einzigartige Vogelrückzugsge¬ 
biete zu überschwemmen. 

Hinzu kommt, dass sich die Türkei 
seit Monaten weigert, jene von der 
Schweizer, der deutschen und der 
österreichischen Regierung ge¬ 
stellten Bedingungen, die das Pro¬ 
jekt verbessern sollen, zu akzeptie¬ 
ren. Konkret geht es um eine vor¬ 
zeitige Fälligstellung der europäi¬ 
schen Exportkredite, sollte die Tür¬ 
kei die Projektauflagen hinsichtlich 
Umwelt, Bevölkerung und Kultur¬ 
güter nicht erfüllen. Die Verhand¬ 
lungspartner beim umstrittenen 
Ilisu-Staudamm-Projekt sind die 
Türkei gemeinsam mit dem türki¬ 
schen Bauherrn, der staatlichen 
Wasserbaugesellschaft DSI, sowie 
die Exportkreditagenturen der 
Länder Österreich, Schweiz und 
Deutschland. Alle drei Versicherer 
haben bereits grünes Licht für das 
letzte grösste Staudammprojekt in 
Südostanatolien gegeben - unter 
Einhaltung der gestellten Bedin¬ 
gungen und der gesicherten Finan¬ 
zierung des Projekts. Durch die 
Größe und Dimension des geplan- 


veranstaltete er im Park und um 
das Denkmal ein internationales 
Kinderfestival, an dem Kinder¬ 
gruppen aus der Türkei und dem 
Ausland teilnahmen. 

In weiteren Verfahren werden 
Demirtas u.a. die Herausgabe 
eines zweisprachigen Spiel- und 
Bastelbuchs für Kinder, eine 
Rede zur Problematik mehrspra¬ 
chiger Stadtverwaltungen beim 
“Europäischen Sozialforum” und 
die Förderung des freien 
Betriebssystems Ubuntu - das 
neben 166 weiteren Sprachen 
auch Kurdisch unterstützt - vor¬ 
geworfen. 

Nichts hat die Hüter des türki¬ 
schen Nationalismus aber so auf¬ 
gebracht wie die Grundsatzent¬ 
scheidung des Gemeinderats von 
Sur vom 6. Oktober 2006, ihre 
Dienste neben Türkisch auch in 
anderen Sprachen anzubieten. 
Denn, so hat eine unabhängige 
wissenschaftliche Erhebung des 
Soziologen Aslan Özdemir her¬ 
ausgefunden, im Stadtteil Sur 
sprechen 24 Prozent der Bürger 
überwiegend Türkisch, 72 Pro¬ 
zent aber Kurdisch, 3 Prozent 
Armenisch und Süryanisch 
sowie 1 Prozent Arabisch. Daher 
stimmte der Gemeinderat mit 17 


ten Tigris-Staudamms und seines 
Kraftwerks mit einer Kapazität von 
1.200 Megawatt sind von den euro¬ 
päischen Versicherungsagenturen 
rund 130 Auflagen formuliert wor¬ 
den, die zum Teil vor Baubeginn, 
zum Großteil im Zuge der Errich¬ 
tung umgesetzt werden müssen. 
Für die EvB und lokale Organisa¬ 
tionen zur Vertretung der Betroffe¬ 
nen bleibt das Projekt auch trotz 
der 130 Auflagen inakzeptabel, 
denn ihre Einhaltung kann von der 
betroffenen Bevölkerung nicht 
gesetzlich eingefordert werden. 
Aufgrund der Komplexität der 
Umstände, wie die laxen türki¬ 
schen Gesetze bezüglich der 
Umsiedlung von 11.000 bis 50.000 
Menschen, des türkisch-kurdi¬ 
schen Konflikts in der Region und 
der mangelnden Kooperation der 
türkischen Behörden, kann sich 
das Projekt nach Ansicht der Bür¬ 
germeister der nahen Städte Bat- 
man und Diyarbakir zu einer sozia¬ 
len Katastrophe entwickeln. Zudem 
täuschen die Auflagen darüber hin¬ 
weg, dass das kulturelle Erbe 
Mesopotamiens in den Fluten des 
Stausees verschwinden wird. 

Erklärung von Bern, 15.7. 
www. evb. ch/p48.html 


gegen sieben Stimmen dem Vor¬ 
schlag von Demirbas zu, neben 
Türkisch auch andere Sprachen 
zu nutzen, um die Dienstleistun¬ 
gen der Gemeindeverwaltung zu 
verbessern. 

In Diyarbakir, einer Stadt von 
7000 Jahren Geschichte mit vie¬ 
len Zivilisationen und Herren, sei 
die Vielsprachigkeit heute mehr 
denn je ein Gebot, hieß es zur 
Begründung. Schließlich ver¬ 
wende die türkische Fluggesell¬ 
schaft Turkish Airlines auf ihren 
Flügen bei Ansagen auch Eng¬ 
lisch, obwohl Türkisch ja die offi¬ 
zielle Sprache der Republik sei, 
sagt Demirbas. Zudem ist im tür¬ 
kischen Gesetz keine Passage 
bekannt, die in der offiziellen 
Korrespondenz staatlicher Stel¬ 
len zwingend die Verwendung 
des Türkischen vorschreibt. 

Das hielt das Innenministerium 
nicht davon ab, ohne Einschal¬ 
tung des gewöhnlichen Rechts¬ 
wegs bei dem Obersten Verwal¬ 
tungsgericht die Absetzung von 
Demirbas und die Auflösung sei¬ 
nes Gemeinderats zu beantra¬ 
gen. Abdullah Demirbas hatte 
die Entscheidung zur Einfüh¬ 
rung einer mehrsprachigen 

(Fortsetzung auf Seite 2) 


Meldungen 

Gebiete in Simak zum militä¬ 
rischen Sperrgebiet erklärt 

Nach der Ausrufung bestimmter 
Gebiete in Siirt, Hakkari und Sir- 
nak als "militärische Sperrgebie¬ 
te" für den Zeitraum zwischen 
dem 9. Juni und dem 9. Septem¬ 
ber 2007 hat der türkische Gene¬ 
ralstab in einigen Gebieten in Sir- 
nak Warnschilder aufstellen las¬ 
sen, dass diese Regionen bis zum 
Mai 2008 "Sicherheitsgebiete" 
seien. Das Betreten dieser Gebie¬ 
te sei lebensgefährlich und verbo¬ 
ten. (ANF, 17.6., ISKU) 

Lynchversuch an verletztem 
Guerillakämpfer 

Ein Guerillakämpfer, der bei 
einem Gefecht zwischen der tür¬ 
kischen Armee und der HPG ver¬ 
letzt in Gefangenschaft geraten 
ist, ist im Krankenhaus in Erzin- 
can von einem Lynchmob ange¬ 
griffen worden. Eine Gruppe 
MHPler drang in die Notaufnah¬ 
me ein und stürzte sich auf den 
Verletzten, der auf einer Trage 
lag. Er wurde von der Polizei in 
einen Krankenwagen gebracht, 
woraufhin die Menschenmenge 
die Scheiben des Wagens ein¬ 
schlug. Warnschüsse der Polizei 
in die Luft konnten den Mob 
schließlich stoppen. 

(ANF, 19.6., ISKU) 

Ilisu: Dorfbewohner 
sollen enteignet werden 

In den Dörfern Ilisu und Kara- 
bayir, die als Baugrund für den 
umstrittenen Ilisu-Staudamm vor¬ 
gesehen sind, hat offenbar die 
Enteignung der Dorfbewohner 
begonnen. Ihnen wird eine Ent¬ 
schädigung zwischen 15.000 und 
45.000 YTL (8.500 - 25.500 Euro) 
pro Hektar Land angeboten. 
Lediglich zwei Familien sollen 
dieses Angebot angenommen 
haben, alle anderen legten 
Beschwerde vor Gericht ein. 

(ISKU, 21.6.) 

Neun kurdische Jugendüche 
in Frankreich verhaftet 

Von 13 kurdischen Jugendlichen, 
die vergangene Woche im Rah¬ 
men von Hausdurchsuchungen in 
Paris, Marseille und Bordeaux 
festgenommen worden waren, ist 
gegen neun Haftbefehl wegen 
Mitgliedschaft in der PKK, 
Sprengstoffbesitz und mutmaß¬ 
licher Beteiligung an Anschlägen 
gegen türkische Einrichtungen 
erlassen worden. 

(ANF, 16.6., ISKU) 

Kurdisches Parlament schlägt 
Türkei Generalamnestie vor 

Gegenüber Journalisten hat der 
Parlamentspräsident der Region 
Kurdistan (Irak), Adnan Müftü 


Kritischer Bürgermeister abgesetzt 





Konterguerilla in den Städten tätig 


Mit einer Erklärung haben die 
KCK, Vereinigte Gemeinschaften 
Kurdistans, auf eine zunehmen¬ 
de Konterguerillatätigkeit in den 
kurdischen Städten als Teil der 
vom Generalstab bewusst in die 
Wege geleiteten Politik der 
Anspannung aufmerksam 

gemacht. Mit dem Bombenan¬ 
schlag in Diyarbakir am vergan¬ 
genen Donnerstag habe die kur¬ 
dische Bewegung nichts zu tun: 
"Wir protestieren ausdrücklich 
gegen diesen niederträchtigen 
Anschlag [...] und rufen unser 
Volk dazu auf, sich nicht von die¬ 
ser Art von Angriffen entmutigen 
zu lassen, sondern ihre Proteste 
noch lauter werden zu lassen." 
Aufgrund der Erfolglosigkeit bei 


den laufenden Militäroperatio¬ 
nen habe die türkische Armee 
die Konterguerilla in den Städten 
aktiviert; Zweck dessen sei es, 
die kurdische Bevölkerung ein- 
zuschüchtem und Einfluss auf 
die bevorstehenden Parlaments¬ 
wahlen am 22. Juli zu nehmen. 
Ähnlich äußerte sich der DTP- 
Vorstand, der den Anschlag als 
"provokative, gegen die Kräfte 
der Demokratie gerichtete 
Aktion in der Vorwahlzeit" 
bezeichnete und die Regierung 
dazu aufrief, die Verantwort¬ 
lichen für den Anschlag zu fin¬ 
den. Bei dem Anschlag könne es 
einen Zusammenhang mit den 
"dunklen Szenarien" geben, die 
auf einer Sitzung unter Beteili¬ 


gung hochrangiger Militärs in 
den USA behandelt worden 
seien. Bezweckt werde über 
undemokratische Handlungswei¬ 
sen, das Land ins Chaos zu stür¬ 
zen und damit einer grenzüber¬ 
schreitenden Militäroperation 
den Boden zu bereiten. 

Bereits am Vortag hatten mehre¬ 
re DTPler, darunter der Ober¬ 
bürgermeister von Diyarbakir, 
Osman Baydemir, und der ehe¬ 
malige DEP-Abgeordnete Hatip 
Diele, die bei dem Bombenan¬ 
schlag Verletzten im Kranken¬ 
haus besucht und den Anschlag 
als "Angriff auf unsere Stadt, 
unsere Demokratie, unseren 
Frieden" verurteilt. 

(ANF, 16.6., ISKU) 


Militär bedroht Dorfbewohner 
wegen Wahlen 


Soldaten der Gendarmerie-Kom¬ 
mandantur Diyarbakir haben in 
mindestens acht Dörfern die 
Bewohnerinnen bedroht, bei den 
bevorstehenden Parlamentswah¬ 
len ihre Stimmen nicht den von 
der DTP unterstützten unabhän¬ 
gigen Abgeordnetenkandidatln- 
nenen zu geben, sondern der 
MHP. Ein Dorfvorsteher, der 
anonym bleiben wollte, erklärte 
dazu folgendes: "Sie forderten, 


Am 18. Juni griff die Guerilla 
einen Militärkonvoi, der sich auf 
dem Weg zu einer Operation 
befand, in der Nähe des Dorfes 
Qempirke bei Beytüssebap an. 
Bei dieser Aktion fiel ein Gueril¬ 
lakämpfer. 

Am selben Tag griff die Guerilla 
einen Militärkonvoi, der sich auf 
dem Weg zu einer Operation 
befand, zwischen Dersim und 
Pülümür an, dabei wurden vier 


dass wir unsere Stimmen nicht 
den unabhängigen Kandidaten 
geben. Nachdem sie uns ver¬ 
warnt hatten, drohten sie: ,Bei 
den letzten Wahlen hattet Ihr 
schon gesagt, dass Ihr die 
DEHAP nicht wählen werdet. 
Aber in den Wahlurnen waren 
lauter DEHAP-Stimmen. Wenn 
das dieses Mal wieder passiert, 
wäre das gar nicht gut für 
Euch'." 


Mitglieder des türkischen 
Geheimdienstes JITEM verletzt, 
ein Militärfahrzeug wurde total 
zerstört. 

Am 15. Juni startete die türki¬ 
sche Armee in Gebiet (Jiyayebi- 
zin / Gabar (Botan) eine umfang¬ 
reiche Operation. 

Im Gebiet Kelaserefiye wurde 
ein Sikorsky-Hubschrauber von 
der Guerilla beschossen, der 
Munition in das Operationsge- 


Der ehemalige IHD-Vorsitzende 
von Diyarbakir Selahattin Demir- 
tas, der ebenfalls als Parteiunab¬ 
hängiger kandidiert, kündigte 
an, die zu Diyarbakir gehören¬ 
den Dörfer mehrfach aufzusu¬ 
chen. "Somit werden wir auch 
mit den Dörflern sprechen, die 
bedroht worden sind, und wir 
werden die notwendigen juristi¬ 
schen Schritte unternehmen." 

(ÖP, 15.6., ISKU) 


biet transportierte. Der Hub¬ 
schrauber wurde schwer beschä¬ 
digt. Nach dem Ereignis wurde 
die Operation auch auf andere 
umliegende Gebiete ausgeweitet. 
Im Gebiet Gawser kam es zu hef¬ 
tigen Gefechten zwischen der 
Guerilla und der türkischen 
Armee. Bei den Gefechten wur¬ 
den zwei Soldaten getötet, vier 
verletzt. 

(hpg, 16.-20.6., ISKU) 


erklärt, die Türkei werde sich im 
Falle einer grenzüberschreiten¬ 
den Militäroperation auf iraki¬ 
schem Territorium die USA, den 
Irak, den Iran und die EU zum 
Feind machen und sich damit nur 
selbst schaden. Das "PKK-Pro- 
blem" lasse sich nicht mit Krieg, 
sondern nur über einen Dialog 
lösen. Das richtige Mittel dafür 
sei der Erlass einer 
Generalamnestie in der Türkei. 

(ANF, 17.6., ISKU) 

Ostkurdistan: 63 Gefangene 
im Gefängnis Urmiye gefol¬ 
tert 

In Ostkurdistan nehmen die 
Repressionen des Staates in den 
Gefängnissen erneut zu. Nach 
aktuellen Informationen kam es 
im Gefängnis von Urmiye zu hef¬ 
tigen Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen den Gefangenen und den 
Staatskräften. Die Kräfte des ira¬ 
nischen Staates reagierten brutal 
auf Proteste der PKK- und PJAK- 
Gefangenen und verletzten 63 
Gefangene. 

(ROJTV, 18.6., ISKU) 

Türkei sperrt Konten 
von Amnesty 

Das Innenministerium in Ankara 
hat alle Bankkonten der türki¬ 
schen Sektion der Menschen¬ 
rechtsorganisation Amnesty 
International (AI) gesperrt. Zur 
Begründung hieß es, die Organi¬ 
sation habe Spenden gesammelt, 
ohne die erforderliche Genehmi¬ 
gung des Ministeriums einzuho¬ 
len. "Dies ist eine massive Ein¬ 
schränkung der Organisations¬ 
freiheit", sagt Levent Korkut, Vor¬ 
sitzender der türkischen Amne- 
sty-Sektion. Amnesty habe gegen 
die Sperre der Konten rechtliche 
Schritte eingeleitet und werde 
notfalls den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte 


anrufen. 

(FR, 20.6., ISKU) 
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Kritischer Bürgermeister abgesetzt (Forts.) 


Verwaltungsarbeit in Sur mit der 
Unabhängigkeit der kommuna¬ 
len Verwaltung begründet und 
auf die türkische Verfassung und 
internationale Verträge verwie¬ 
sen. Nun will er in Straßburg am 
Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte klagen. Die 
Entscheidung, eine mehrsprachi¬ 
ge Verwaltung einzuführen, sei 
kein Versuch gewesen, die Tür¬ 
kei zu spalten, sondern sie zu 
einen. 

Die Bevölkerung von Diyarbakir 
feiert Demirbas nun aber als Hel¬ 
den. Auf einem Konzert wurde er 
mit dem Ruf begrüßt: „Du bist 
der Stolz von Diyarbakir.“ Mit 
Tränen in den Augen wandte 
sich der abgesetzte Bürgermeis¬ 
ter an seine Bürger: „Wir sind 


mit unserer Identität, mit unse¬ 
rer Sprache und mit unserer Kul¬ 
tur geboren. Unsere Ämter kön¬ 
nen wir verlieren. Aber nicht ver¬ 
lieren können wir unsere Iden¬ 
titäten, die uns zu uns machen.“ 
In einer gemeinsamen Erklärung 
haben alle 54 DTP-Bürgermeiste- 
rlnnen in der Türkei ihre Unter¬ 
stützung für Abdullah Demirbas 
ausgesprochen. In der von Ober¬ 
bürgermeister Osman Baydemir 
verlesenen Erklärung heißt es: 
"Niemand sollte daran zweifeln, 
dass wir sowohl im Alltagsleben 
als auch bei bestimmten Dienst¬ 
leistungen die kurdische Spra¬ 
che, die Teil des Reichtums der 
Türkei ist, weiterhin benutzen 
werden. Wenn es eine Straftat 
darstellt, kurdisch zu sprechen, 


dann begehen wir diese Straftat 
täglich und werden es weiter 
tun." 

Die Ermittlungen und Verfahren 
gegen Demirbas sind kein Ein¬ 
zelfall. Er ist Mitglied der kurdi¬ 
schen „Partei für eine demokrati¬ 
sche Gesellschaft“ (DTP). Allein 
in den vergangenen zwei Mona¬ 
ten sind 70 ihrer Bürgermeister 
und Angestellten der Stadtver¬ 
waltung verhaftet worden. Die 
Grundlage ist häufig die Neufas¬ 
sung des Antiterrorgesetzes vom 
Juni 2006. Allein gegen den 
Oberbürgermeister von Diyarba¬ 
kir, Osman Baydemir, sind mehr 
als 60 Ermittlungen und sieben 
Gerichtsverfahren eingeleitet. 

(ANF, 16.6., FAZ, 21.6., ISKU) 


Militärische Auseinandersetzungen 
der vergangenen Woche 
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Generalstabschef fordert erneut Militärschlag gegen den Nordirak 

Kriegstrommein werden lauter 


Das türkische Militär ist derzeit 
bemüht, die Öffentlichkeit für 
einen Feldzug gegen die Guerilla 
der Arbeiterpartei Kurdistan 
(PKK) im Nordirak zu mobilisie¬ 
ren. Zwei Tage lang ist der türki¬ 
schen Presse in einem Militärcamp 
vorgeführt worden, wie Komman¬ 
doeinheiten auf ihren Einsatz in 
den Kurdenregionen vorbereitet 
werden. Verfehlt hat die Propagan¬ 
daveranstaltung ihre Wirkung 
nicht. Alle großen Tageszeitungen 
zeigten sich am Mittwoch begei¬ 
stert über den Ausbildungsstand 
der Truppen. Bedenken gegen eine 
militärische Eskalationspolitik oder 
einen Einmarsch in den Nordirak 
sind in den Massenblättem gegen¬ 
wärtig rar. 

Generalstabschef Yasar Büyükanit, 
der schon seit Monaten auf einen 
Militärschlag gegen die Stützpunk¬ 
te der Guerilla im Nordirak drängt, 
nutzte die Gunst der Stunde und 
begab sich am Mittwoch persönlich 


Die Gewalt gegen Frauen im Irak 
breitet sich immer stärker aus. 
Nach Angaben von Amnesty Inter¬ 
national sind jährlich Tausende 
von Frauen und jungen Mädchen 
im Irak von innerfamiliärer 
Gewalt betroffen. In Südkurdistan 
werden Frauen durch sogenannte 
"Ehrenmorde" getötet. 
Insbesondere der Fall der jungen 
Yezidin Xatu Dua, die am 7. April 
in Behzan (Südkurdistan) vor 
hunderten von Menschen gestei¬ 
nigt wurde, hat die Aufmerksam¬ 
keit erneut auf die Verletzung von 
Frauenrechten in der Region 
gelenkt. Am 12. Mai wurde in 
Dokan bei Sülemaniya die neun¬ 
zehnjährige Shewbo Raif Ali 
gesteinigt, nachdem ihr zuvor die 
Hände gebrochen worden waren, 
weil der "Verdacht auf Ehebruch" 
bestanden haben soll. Xatu Duas 
Schuld war es, sich mit einem sun¬ 
nitischen Mann einzulassen, 
Shewbos Schuld bestand lediglich 
aus einem Verdacht. Wie der AI- 
Vertreter in der Region, Zahir 


Im kurdischen Parlament wird 
über eine Aufhebung des Geset¬ 
zes, das die Eheschließung eines 
Mannes mit vier Frauen erlaubt 
und im Irak generell Anwendung 
findet, und somit ein Verbot der 
Polygamie diskutiert. 

Die Polygamie wurde zunächst in 
der von der PUK beherrschten 
Region verboten, fand aber in der 


in das Ausbildungslager, um vor 
der versammelten Presse noch ein¬ 
mal seine Forderung nach einer 
grenzübergreifenden Operation zu 
erneuern. »Ein Militärschlag ist 
notwendig und von großem Nut¬ 
zen«, diktierte Büyükanit den Jour¬ 
nalisten. Gleichzeitig forderte der 
General eine politische Offensive 
gegen die »Unterstützer des Terro¬ 
rismus« im Ausland. Gemeint ist 
damit insbesondere die EU, die 
durch ihre Forderungen nach Ein¬ 
haltung der Menschenrechte den 
Militärs bei der »Lösung des Kur¬ 
denproblems« angeblich in den 
Arm fällt. 

Doch auch der innertürkische 
Kampf gegen die Guerilla soll nun 
noch rücksichtsloser geführt wer¬ 
den, als es bislang der Fall ist. Denn 
für jeden »Terroristen in den Ber¬ 
gen« gebe es zehn zivile Unterstüt¬ 
zer, meint Büyükanit: »Wichtiger 
noch als die militärische Operation 
ist es, diese Unterstützer auszu- 


Canmuhammed, darlegt, sind im 
Irak weniger "Ehrenmorde" doku¬ 
mentiert als beispielsweise in Jor¬ 
danien oder im Gazastreifen. Dies 
könne aber auch darauf zurückge¬ 
führt werden, dass die irakische 
Gesellschaft über Jahrzehnte hin¬ 
weg von der Außenwelt abge¬ 
schlossen gewesen sei und weder 
Journalisten noch Menschen¬ 
rechtler diese Art von Verbrechen 
bezeugen konnten, so Canmu- 
hammed. Ausschlaggebend für 
die Verbreitung von Gewalt gegen 
Frauen sei insbesondere die Tole¬ 
ranz von Regierung und Justiz. In 
einem Land wie dem Irak, in dem 
die Achtung von Bürgerrechten 
wenig ausgeprägt sei, werde auch 
Gewalt gegen Frauen leichter tole¬ 
riert. 

Nach Angaben der Internationa¬ 
len Kampagne gegen Ehrenmor¬ 
de (ICAHK) sind in den andert¬ 
halb Monaten zwischen der 
Ermordung Duas und der Sew- 
bos in Kurdistan mindestens 
zwölf Frauen ermordet worden. 


Praxis niemals Anwendung, weil 
das Verbot einfach dadurch über¬ 
gangen wurde, indem man sich in 
das KDP-Gebiet begab und dort 
heiratete. Nachdem die Verwal¬ 
tungen beider Regionen im Jahr 
2005 zusammengeschlossen wur¬ 
den, ist jetzt eine gemeinsame 
Haltung zum Thema notwendig. 
In einem Gesetzesentwurf, der 


schalten.« Nötig sei auch eine Aus¬ 
weitung der gesetzlichen Befug¬ 
nisse des Militärs, um mit aller 
Härte gegen die Guerilla und ihre 
zivilen Helfer Vorgehen zu können. 
Mit seinen jüngsten Verlautbarun¬ 
gen versucht Büyükanit bereits 
zum dritten Mal innerhalb weniger 
Wochen, die Regierung zu einer 
weiteren Eskalation in der »Kur¬ 
denfrage« zu drängen. Die kurdi¬ 
sche »Partei der gerechten Gesell¬ 
schaft« (DTP) warnte derweil vor 
einer Militarisierung des innenpoli¬ 
tischen Klimas und einer Hetzjagd 
auf vermeintliche »Unterstützer 
des Terrorismus«. Keine der bür¬ 
gerlichen Parteien wagt es derzeit, 
sich dem Kriegsgeschrei entgegen¬ 
zustellen. In den meisten Parteipro¬ 
grammen für die anstehenden Par¬ 
lamentswahlen finde sich kein ein¬ 
ziger Ansatz zur friedlichen Lösung 
des Problems, hieß es in einer 
Erklärung der DTP vom Dienstag. 

(jW, 27.6., ISKU) 


Es wird vermutet, dass die tat¬ 
sächliche Anzahl viel höher ist. 
Nach UN-Angaben haben sich 
seit 2003 bis heute allein in der 
Stadt Hewler 358 Frauen selbst 
verbrannt. 218 Frauen überlebten 
Selbstverbrennungen. Die UN 
nennen als Hauptgrund dafür den 
Druck, der von Männern ausge¬ 
übt wird. Die UN nennen für den 
Zeitraum von Januar bis März 
2007 eine Anzahl von vierzig 
"Ehrenmorden" allein in den Pro¬ 
vinzen Hewler, Dohuk, Süleman¬ 
iya und Selahaddin. 

Nach Krankenhausberichten ha¬ 
ben sich in der Region Dohuk im 
vergangenen Jahr mindestens 
294 Frauen selbst verbrannt. 
Dabei seien 56 Frauen ums 
Leben gekommen. In 35 Fällen 
von Selbstverbrennungen waren 
die Opfer unter 14 Jahren. Ledig¬ 
lich eine Frau sei über 50 Jahre 
alt gewesen. In diesem Jahr sind 
70 Selbstverbrennungen von 
Frauen in Dohuk und Zaxo regi¬ 
striert. (ANF, 24./26.6., ISKU) 


dem Parlament vorgelegt wurde, 
ist ein Verbot der Polygamie vor¬ 
gesehen, dessen Missachtung 
mit 6000 Dollar Geldstrafe und 
einer Haftstrafe zwischen drei 
und fünf Jahren geahndet werden 
soll. Es wird erwartet, dass der 
Gesetzentwurf zu erhitzten 
Debatten im Parlament führen 
wird. (ANF, 24.6, ISKU) 


Meldungen 


Orhan Dogan erleidet 
Herzinfarkt 

Der kurdische Politiker und ehe 
malige DEP-Abgeordnete Orhan 
Dogan hat während einer Rede auf 
dem Kulturfestival in Dogubeyazit 
einen Herzinfarkt erlitten. Er 
wurde ins Krankenhaus in Van ein¬ 
geliefert Nach Angaben der Ärzte 
ist die Lebensgefahr noch nicht 
gebannt. Hunderte Menschen 
warteten vor dem Krankenhaus 
auf positive Nachrichten. 

(ÖP, 27.6, ISKU) 

HPG dementiert 
Selbstmordanschlag 

Die Volksverteidigungskräfte 
(HPG) haben in einer Erklärung 
einen Zusammenhang mit einem 
Anschlag auf einen Soldatenposten 
in Dersim-Karsilar dementiert. Es 
habe auch keine Verluste dabei 
gegeben. 

In den türkischen Medien war die 
ungeklärte Explosion eines Tank¬ 
lastwagens, bei der der Fahrer und 
eine weitere Person ums Leben 
gekommen sein sollen, als Selbst¬ 
mordanschlag der PKK dargestellt 
worden. (ANF, 26.6, ISKU) 

Frauen aus vier Teilen 
Kurdistans in Europa 

Die Frauenkommission des Natio¬ 
nalkongress Kurdistan (KNK) ver¬ 
anstaltet in Zusammenarbeit mit 
der kurdischen Frauenbewegung 
in Europa und dem Kurdischen 
Frauenbüro für Frieden Ceni vom 
30. Juni bis zum 1. Juli 2007 eine 
Konferenz unter Beteiligung von 
Frauen aus allen vier Teilen Kurdi¬ 
stans in Deutschland. Eine solche 
Konferenz hat zuvor bereits in 
Amed (Türkei) stattgefunden. 

In einer Erklärung des Vorberei¬ 
tungskomitees wird auf die Bedeu¬ 
tung der Einheit für eine Lösung 
der von kurdischen Frauen erleb 
ten Probleme hingewiesen. Die 
Politik der herrschenden Kräfte 
zum Thema „Lösung der kurdi¬ 
schen Frage“ vertiefe nur die Sack¬ 
gasse und mache deutlich, dass an 
einer wirklich demokratischen 
Lösung kein Interesse bestehe, so 
heißt es in der Erklärung: "Kurdi¬ 
sche Frauen haben einen hohen 
Preis dafür gezahlt, ein freies 
Leben leben zu können. In der 
Erschaffung einer nationalen Ein¬ 
heit haben sie eine große Rolle 
gespielt. Wir sind davon über¬ 
zeugt, dass unsere Konferenz zum 
Frieden im Mittleren Osten beitra¬ 
gen und die Rolle von Frauen im 
Frieden sowie Möglichkeiten des 
Handelns zu diesem Thema her¬ 
ausgearbeitet werden können." 
Ziel der Konferenz ist ein Aus¬ 
tausch über Kampferfahrungen 
kurdischer Frauen, eine Kollekti- 


Krieg und innerfamiliäre Gewalt 


Polygamie in Südkurdistan 





Todesfälle auf Polizeirevieren 


Nach Änderungen im Polizeige¬ 
setz, mit denen die polizeilichen 
Befugnisse erheblich ausgeweitet 
wurden, ist es innerhalb von zwei 
Wochen zu drei "zweifelhaften 
Todesfällen" in Polizeigewahrsam 
gekommen. So kamen zwei Perso¬ 
nen, die wegen mutmaßlichen 
Diebstahls in Canakkale und 
Izmir festgenommen wurden, auf 
Polizeirevieren ums Leben. Die 
offizielle Version lautet "Selbst¬ 
mord durch Erhängen". Zuletzt 
wurde der 24-jährige Mustafa 
Ktikce am 13. Juni in Istanbul fest¬ 
genommen und am 14. Juni ins 
Gefängnis Ümraniye überstellt, 
wo er am gleichen Tag starb. Ein 
medizinisches Attest belegt 
Schlagspuren an seinem Körper. 
Die Familie erstattete Anzeige. 
Gestern fand zu dem Vorfall eine 
Pressekonferenz im IHD Istanbul 
statt. Rechtsanwältin Eren Keskin 
erklärte, Kükce sei in Polizeige¬ 
wahrsam gefoltert worden. Sein 
Tod sei Resultat von Schlägen und 
Folter. Beleg dafür seien Aussa¬ 


gen von Augenzeugen sowie die 
Spuren an seinem Körper. 

Die Menschenrechtsstiftung der 
Türkei (TIHV) gab eine schriftli¬ 
che Erklärung zu den verdächti¬ 
gen Todesfällen ab, in der sie dar¬ 
auf verwies, dass die Ausweitung 
polizeilicher Befugnisse die 
Todesfälle vermehrt habe. Die 
Vorfälle zeigten, dass die Regie¬ 
rung vollkommen von der Ansa¬ 
ge "Null Toleranz der Folter" 
abgesehen habe. 

Türkei muss 80.000 Euro 
an Hinterbliebene zahlen 

Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat die Türkei 
für den gewaltsamen Tod eines 
Mannes verantwortlich gemacht, 
der nach seiner Festnahme durch 
Soldaten gefesselt und mit sieben 
Schusswunden aufgefunden wur¬ 
de. Zugleich wiesen die Straßbur¬ 
ger Richter die Regierung in Anka¬ 
ra an, den Hinterbliebenen des 
Toten 80.000 Euro an Entschädi¬ 
gung und Schmerzensgeld zu zah¬ 


len. Ankara habe keine plausible 
Erklärung für den gewaltsamen 
Tod des Mannes abgegeben, heißt 
es in dem Urteil. Die türkische 
Justiz habe das Leugnen der Sol¬ 
daten akzeptiert, ohne belastende 
Zeugenaussagen zu überprüfen. 
Damit habe sie gegen das Grund¬ 
recht auf Schutz des Lebens ver¬ 
stoßen. 

Mehreren Zeugen zufolge war der 
damals 43 Jahre alte Geschäfts¬ 
mann im Januar 1996 im vorwie¬ 
gend von Kurden bewohnten Süd¬ 
osten der Türkei festgenommen 
und in das zuständige Militärkom¬ 
mando gebracht worden. Wenige 
Tage zuvor hatte er Anzeige 
wegen eines Militäreinsatzes 
gegen kurdische Rebellen erstat¬ 
tet, bei der sein Haus beschädigt 
worden war. Die türkische Justiz 
trug diesen Zeugenaussagen nicht 
Rechnung und sprach die drei 
beschuldigten Soldaten frei. Der 
Fall wurde im Jahr 2001 zu den 
Akten gelegt. 

(ÖP, 23.3., DS, 26.6., ISKU) 

Köhler 

Gewicht habe, appelliert Ayata: 
"Tragen Sie zu einer friedlichen 
Lösung der kurdischen Frage 
bei. Unsere Väter und Vorväter 
haben Leid erlitten, aber sie 
haben das Problem nicht lösen 
können. Wir arbeiten seit dreißig 
Jahren an einer Lösung. Krieg, 
Schmerz, Verleugnung und Ver¬ 
nichtung sollten nicht das 
Schicksal der Kurden sein. In 
diesem Krieg leiden am meisten 
Kinder und Frauen. Sie leben in 
Armut, sie leiden. Tausende 
Frauen sind Witwen, Tausende 
Kinder Waisen. Kurdische Frau¬ 
en haben jahrelang vor den 
Gefängnistoren gewartet. Ich 
appelliere an Ihr Gewissen." 

In der Antwort des Bundespräsi¬ 
dialamtes wird auf die Bemühun¬ 
gen der deutschen Regierung im 
Rahmen der Anpassung der Tür¬ 
kei für einen EU-Beitritt hinge¬ 
wiesen. Wesentliche Punkte 
dabei seien Presse- und Mei¬ 
nungsfreiheit, kulturelle Vielfalt 
sowie die Einhaltung des Europä¬ 
ischen Menschenrechtsabkom¬ 
mens, die auch den Schutz von 
Minderheiten beinhalte. 

(ÖP, 23.6, ISKU) 


Briefwechsel Ayata 


In einem Brief hat der kurdische 
Politiker Muzaffer Ayata, gegen 
den zur Zeit vor dem Frankfurter 
Oberlandesgericht ein Prozess 
läuft, an den deutschen Bundes¬ 
präsidenten Horst Köhler appel¬ 
liert, sich für eine demokratische 
Lösung der kurdischen Frage 
einzusetzen. In der Antwort aus 
dem Bundespräsidialamt wird 
Ayatas Brief als "beeindruckend" 
bezeichnet. 

Ayata war im vergangenen 
August als mutmaßlicher Füh¬ 
rungskader des Kongra-Gel ver¬ 
haftet worden. Zwischen 1980 
und 2000 hatte er bereits zwanzig 
Jahre in der Türkei im Gefängnis 
verbracht. Im Mai begann der 
Prozess gegen ihn. In seinem 
sechsseitigen Brief an Bundes¬ 
präsident Köhler erläutert Ayata 
zunächst die Bedingungen, die 
zur Entstehung der kurdischen 
Befreiungsbewegung geführt 
haben, und fordert Köhler auf, 
sich für eine Beendigung des 
Krieges in Kurdistan einzuset¬ 
zen. Hunderttausende Kurden 
seien aufgrund der Verleug- 
nungs- und Vernichtungspolitik 


der Türkei gezwungen gewesen, 
ihr Land zu verlassen. In 
Deutschland lebten über 500 000 
Kurden, ein Teil von ihnen sei 
inzwischen im Besitz der deut¬ 
schen Staatsbürgerschaft. Somit 
sei Köhler auch der "Bundesprä¬ 
sident einer nicht gering einzu¬ 
schätzenden kurdischen Masse". 
Weiter warnt Ayata vor kommen¬ 
den Gefahren im Zusammen¬ 
hang mit der kurdischen Frage. 
Es bestehe das Risiko, dass der 
herrschende Krieg an Gewalt 
zunehme und sich auf die gesam¬ 
te Region ausbreite. Die Kurden 
setzten sich dafür ein, das Pro¬ 
blem "innerhalb der Grenzen der 
Türkei mit friedlichen und demo¬ 
kratischen Methoden" zu lösen. 
Wenn die Militäroperationen ein¬ 
gestellt werden würden, sei die 
kurdische Seite ebenfalls bereit, 
die notwendige Verantwortung 
für einen bleibenden Frieden zu 
übernehmen. Um ein weiteres 
Blutvergießen zu verhindern, 
müsse sofort etwas geschehen. 
An Köhler als obersten Repräsen¬ 
tanten der Bundesrepublik 
Deutschland, die sowohl in Euro¬ 
pa als auch in der Türkei 


Gefechte der vergangenen Woche 


Am 21. Juni startete die türkische 
Armee eine Operation zwischen 
Dersim (Tunceli) und Elazig. 
Gegen 19.00 Uhr kam es zu 
Zusammenstößen mit der Guerilla. 
Dabei wurde ein Offizier getötet, 
zwei Soldaten verletzt. Zwei Gueril¬ 
lakämpfer sind bei dem Gefecht 
gefallen. 

Am 22. Juni fand eine Militäropera¬ 
tion zwischen Hozat und Q emisge- 
zek in der Provinz Dersim statt. Die 
Armee setzte umliegende Wälder 
in Brand. Am selben Tag startete 
die Armee eine Operation im 
Gebiet Cilo der Provinz Hakkari, 


die mit Hubschraubern unterstützt 
wurde. Dort kam es am 24. Juli zu 
Gefechten. Dabei fielen zwei Gue¬ 
rillakämpfer. 

Am 23. Juni startete die türkische 
Armee in Gebiet Yayladere der Pro¬ 
vinz Bingöl eine Operation in der 
Nähe des Dorfes Dest. Gegen 
10.00 Uhr morgens wurde eine 
bewegliche Einheit der türkischen 
Armee von der Guerilla angegrif¬ 
fen. Die Gefechte dauerten zwei 
Stunden. Bei der Aktion wurden 
ein Offizier, ein Unterleutnant, ein 
Feldwebel und fünf Soldaten getö¬ 
tet sowie sechs Soldaten verletzt. 


Sikorsky Hubschrauber transpor¬ 
tierten die Leichen ab. Nach dem 
Gefecht wurde das Gebiet mit 
Mörsergranaten massiv bombar¬ 
diert. 

Am selben Tag führte die Armee 
eine Operation am Cudi Berg (Sir- 
nak) im Raum Kelajahre und Sikef- 
tiya durch, die ohne Ergebnisse 
blieb. 

In Gebiet Yayladere und Karakofan 
der Provinz Bingöl war die Bevöl¬ 
kerung verstärkter Repression 
durch die Armee ausgesetzt. Ein 
Nahrungsmittelembargo wurde 
befohlen. (HPG, 22.-25.6., ISKU) 


vierung dieser Erfahrungen und 
damber einen Beitrag zu einer 
politischen Lösung der kurdischen 
Frage zu leisten. (ÖP, 23.6, ISKU 

Todesstrafe für "Chemle-Ali" 
Bagdad (AP) Ein Gericht in Bag¬ 
dad hat den als "Chemie-Ali" 
bekannten Cousin des früheren 
irakischen Staatschefs Saddam 
Hussein am Sonntag zum Tod ver¬ 
urteilt. Wegen ihrer Beteiligung an 
einem Militäreinsatz gegen die 
Kurden in den 80er Jahren sollen 
dem Urteil zufolge auch Saddam 
Husseins früherer Verteidigungs¬ 
minister und der ehemalige stell¬ 
vertretende Einsatzleiter der 
Streitkräfte gehängt werden. Bei 
der so genannten Operation Anfal 
kamen nach Angaben der Staats¬ 
anwaltschaft 180.000 Menschen 
ums Leben. (AP, 24.6., ISKU) 

17 Prozent für die Kurden 
des Nordirak 

Die Regierung in Bagdad und die 
kurdische Regionalverwaltung in 
Erbil haben einen Streitpunkt aus 
der Welt geschafft und sich auf 
eine Gesetzesvorlage zur Vertei¬ 
lung der Staatseinnahmen geei¬ 
nigt. Mit mehr als 90 Prozent bil¬ 
den die Erlöse aus den Erdölver¬ 
käufen den Löwenanteil an den ira¬ 
kischen Staatseinnahmen, so dass 
die Einigung einen wichtigen 
Durchbruch im Streit über das 
neue Ölgesetz bedeutet. Den Kur¬ 
den steht demnach ein Anteil von 
17 Prozent zu, der monatlich aus¬ 
bezahlt werden soll. Von den Ein¬ 
nahmen werden die Staatsausga¬ 
ben, die für sogenannte strategi¬ 
sche Projekte vorgesehenen 
Beträge und die Ausgaben für 
einen «Zukunftsfonds» abgezogen. 
Der Überschuss wird verteilt, 
wobei davon der kurdische Teil¬ 
staat 17 Prozent und die restlichen 
15 Provinzen einen Anteil nach 
Massgabe ihrer Bevölkerungszahl 
erhalten. (NZZ, 23.6., ISKU) 
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Wir trauern um Orhan Dogan 


Am 29. Juni 2007 starb der kurdi¬ 
sche Politiker, ehemalige DEP- 
Abgeordnete und unermüdliche 
Kämpfer für Demokratie und Frie¬ 
den Orhan Dogan an den Folgen 
eines Herzinfarkts, den 
er während einer Rede 
auf einem Kulturfestival 
in Dogubayazit erlitten 
hatte, im Krankenhaus 
in Van im Alter von 52 
Jahren. Er wurde in sei¬ 
ner Heimatstadt Cizre 
im Beisein von Zehn¬ 
tausenden Trauernden 
beigesetzt. 

Der Jurist Orhan 
Dogan machte sich 
schon früh zum Anwalt 
seines Volkes. Er 
kämpfte bis zum 
Schluss für Demokra¬ 
tie, Menschenrechte, Frieden und 
eine Lösung der kurdischen Frage. 
In seinen letzten Worten rief er 
erneut zum Frieden auf. 

Sein viel zu früher Tod stellt einen 
großen Verlust für uns dar. 

Ein schwerer Lebenskampf 

Orhan Dogan, der zu verschiede¬ 
nen Zeiten sein Leben an mehreren 
Orten der Türkei verbrachte, 
schloss überall im Land Freund¬ 
schaften, aber aufgrund seiner kur¬ 
dischen Identität war sein Leben 
auch geprägt von Diskriminierung 
und Schwierigkeiten. 

Orhan Dogan wurde in Mardin- 
Kiziltepe eingeschult, setzte die 
Grundschule in Sivas fort und 
schloss sie schließlich in Antep ab. 
Die Mittelschule begann er in Agri 
und schloss sie in Hatay ab. 

Sein politisches Leben begann auf 
dem Gymnasium in Aydin. In Sam¬ 
sun machte er Abitur. Über seine 
Zeit in Aydin erzählte Dogan, dass 
ein Mitschüler eines Tages seine 
Jacke hochgezogen und mit Erstau¬ 
nen festgestellt habe, dass er kei¬ 
nen Schwanz am Hinterteil 
habe [Es hieß lange, die Kurden 
hätten einen Schwanz; Anm. d. Ü.]. 
So erlangte Orhan Dogan aufgrund 
von Diskriminierung schon früh 
ein Bewusstsein über seine eigene 
kurdische Identität, was gleichzei¬ 
tig den Beginn seines politischen 
Lebens darstellte. 

1974 begann Orhan Dogan in Anka¬ 
ra Jura zu studieren und betätigte 
sich politisch bei der revolutionä¬ 
ren Jugendorganisation Dev-Genf. 
Zwischen 1975 und 1981 arbeitete 
er in Ankara an einer Grundschule 
als Buchhaltungsbeamter. Danach 
ging er zum Militär und arbeitete 
seit 1983 als Rechtsanwalt in Cizre. 
1976 heiratete Dogan im Alter von 
21 Jahren. Aus dieser Ehe gingen 
fünf Kinder hervor. 


1989 gründete Orhan Dogan eine 
Zweigstelle des Menschenrechts¬ 
vereins IHD in Cizre. Er war Grün¬ 
dungsmitglied der Arbeiterpartei 
des Volkes (HEP) und wurde 1991 



Parlamentsabgeordneter von Sir- 
nak für die SHP. Einhergehend mit 
der Gründung der DEP wechselte 
Do?an als Abgeordneter zu dieser 
Partei. Am 2. März 1994 wurde er 
gemeinsam mit Hatip Diele, Selim 
Sadak und Leyla Zana im Parla¬ 
ment verhaftet. Den Abgeordneten 
wurde wegen Mitgliedschaft in 
einer terroristischen Organisation 
der Prozess gemacht Insgesamt 
verbrachte Orhan Dogan zehnein¬ 
halb Jahre im Gefängnis. Aufgrund 
eines Urteils des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte, 
das eine Neuverhandlung des Pro¬ 
zesses gegen die ehemaligen DEP- 
Abgeordneten vorsah, wurden 
diese am 9. Juni 2004 aus der Haft 
entlassen. 

Nach der Haftentlassung war 
Orhan Dogan Gründungsmitglied 
der Bewegung für eine demokrati¬ 
sche Gesellschaft (DTH) und 
schließlich Vorstandsmitglied der 
Partei für eine demokratische 
Gesellschaft (DTP). 

Der Antrag auf eine parteiunabhän¬ 
gige Kandidatur als Parlamentsab¬ 
geordneter bei den vorgezogenen 
Neuwahlen am 22. Juli 2007 wurde 
vom Hohen Wahlausschuss negativ 
beschieden. Dogan hatte zuvor 
erklärt, er wolle kandidieren, weil 
er das Parlament als den geeigne¬ 
ten Ort für eine Lösung der kurdi¬ 
schen Frage betrachte. 

Im Verlauf seines politischen 
Lebens war Orhan Dogan vielfa¬ 
cher Repression ausgesetzt Vor 
seinen Augen wurden Kampfge¬ 
fährten ermordet In einem Inter¬ 
view hatte Dogan einst zum Aus¬ 
druck gebracht, er habe sein Leben 
seinen ermordeten Freunden 
gewidmet. 

Seine letzten Worte 

In seiner letzten Rede, die er auf¬ 
grund seines Herzinfarktes nicht 


beenden konnte, auf einem Kultur¬ 
festival in Dogubayazit, sagte er: 
"Diejenigen, die uns vor 13 Jahren 
im Parlamentseingang am Nacken 
gepackt und gefangen genommen 
haben, dachten, sie 
könnten auch unsere 
Verbundenheit und 
liebe dem kurdischen 
Volk gegenüber gefan¬ 
gen nehmen. Aber da 
haben sie sich geirrt, sie 
haben sich sogar ganz 
stark geirrt. Sie haben 
verhindert, dass wir bei 
den Wahlen am 22. Juli 
kandidieren. Das macht 
nichts. Wir sind ohnehin 
nicht auf Ämter und Stel¬ 
lungen aus. Am 22. Juli 
werden wir Dutzende 
von Orhan Dogan, Leyla 
Zana, Hatip Diele und Selim Sadak 
ins Parlament schicken. Bis heute 
haben wir auf Befehl des Volkes 
gehandelt. Wir werden Euch weiter 
dienen. [...] 

1992 kam Süleyman Demirel und 
sagte, er erkenne die kurdische 
Realität an. Ciller sprach vom baski- 
schen Modell, Ydmaz sagte, der 
Weg in die EU führe über Diyarba- 
kir, Erdogan meinte, das kurdische 
Problem sei sein Problem. [...] 
Aber hat einer von ihnen die kurdi¬ 
sche Frage gelöst? Meine Freunde, 
Tränen haben keine Farbe, aber 
die Farbe von Blut ist rot. Sowohl 
die sterbenden Soldaten als auch 
die in den Bergen sind unsere 
Geschwister. Das Blutvergießen 
muss gestoppt werden. Wir sind 
bereit uns vor dem zu verbeugen, 
dem das gelingt. In letzter Zeit sind 
große Anstrengungen unternom¬ 
men worden, um die kurdische 
Frage zu lösen. Aber die Generäle 
haben auch hier eingegriffen. Sie 
lassen es nicht zu, dass die kurdi¬ 
sche Frage gelöst wird. Ich frage 
Euch, wird Deniz Baykal sie lösen? 
Dieses Land hat fünf Putsche 
erlebt. Dieses Land wurde von lin¬ 
ken, Rechten und solchen, die sich 
Moslems nennen, regiert. Nur die 
Kurden waren nicht an der Regie¬ 
rung. Jetzt am 22. Juli sind die Kur¬ 
den an der Reihe. Jetzt ist die Zeit 
der Kurden gekommen. Ihr seid es, 
die diese Gesellschaft demokrati¬ 
sieren werdet. Die Kurden werden 
diesem Land Demokratie bringen. 
Am 22. Juli werden wir eine neue 
Türkei erschaffen. Das sind wir uns 
schuldig. liebe Freunde, ich ent¬ 
schuldige mich dafür, dass ich 
Euch bis heute keinen Frieden 
geschaffen habe. Ich entschuldige 
mich im Namen meiner Freunde. 
Am 22. Juli werden wir vor allem 
"Frieden" sagen." 

(ANF, ÖP, 29./30.6., ISKU) 
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Meldungen 

Erneuter Anstieg von Frauen- 
selbstmorden 

Die Selbstmordquote von Frauen 
und Mädchen aufgrund von 
innerfamiliären Problemen und 
traditionellen Vorgehensweisen 
in den kurdischen Gebieten in 
der Türkei ist erneut angestie¬ 
gen. Insbesondere junge Frauen 
und Mädchen sind oftmals hilflos 
dem Druck ihrer eigenen Fami¬ 
lien ausgesetzt und sehen den 
einzigen Ausweg im Suizid. Das 
jüngste Beispiel ist ein elfjähriges 
Mädchen, das sich in Ägri das 
Leben nahm. 

Allein gestern unternahmen vier 
Frauen im Alter zwischen 17 und 
21 Jahren in Urfa und Sirnak 
Selbstmordversuche. Alle vier 
konnten gerettet werden. Für die 
elfjährige Y.Y. aus Agri kam alle 
Hilfe zu spät: Sie erschoss sich 
mit dem Jagdgewehr ihres 
Onkels. (ANF, 28.6., ISKU) 

Alle 24 Stunden verbrennt 
sich eine Frau in Süleymaniye 

Laut einer Meldung des Radio¬ 
senders Nawa hat sich im Mai 
2007 in der Region Süleymaniye 
im Durchschnitt alle 24 Stunden 
eine Frau selbst verbrannt. Insge¬ 
samt seien im Mai 164 Personen 
aufgrund von Verbrennungen in 
die Krankenhäuser der Region 
eingeliefert worden. Bei der gro¬ 
ßen Mehrheit davon handele es 
sich um Frauen zwischen 15 und 
45 Jahren aus der ländlichen 
Gegend um Süleymaniye. 

(ANF, 1.7., ISKU) 

HRW veröffentlicht Südkurdi- 
stan-Bericht 

In einem 58-seitigen Bericht, der 
heute veröffentlicht wurde, for¬ 
dert die Menschenrechtsorgani¬ 
sation Human Rights Watch 
(HRW) die Regierung Südkurdi¬ 
stans dazu auf, Folter und Miss¬ 
handlung in den Haftanstalten zu 
unterbinden. 

Der Bericht, der auf Gesprächen 
mit 150 Gefangenen im Zeitraum 
zwischen April und Oktober 2006 
basiert, hält fest, dass Folter als 
Verhörmethode eingesetzt wird. 
Ebenso sei Folter wie der Einsatz 
von Elektroschocks und Schläge 
mit Eisenstangen Routine im 
Umgang mit Gefangenen. Darü¬ 
ber hinaus seien die Gefängnisse 
überfüllt, oftmals liege nicht ein¬ 
mal eine Anklage vor und die 
Gefangenen verfügten nicht über 
das Recht der Verteidigung. Fol¬ 
ter und Misshandlung würden 
systematisch angewendet. 

(ANF, 3.7, ISKU) 

Ermittlungen gegen Gericht 
wegen Semdinli Verfahren 

Das 3. Große Strafgericht ist im 




IHD fordert Wahlbeobachtung 


Der Menschenrechtsverein IHD 
hat für einen demokratischen 
Ablauf der vorgezogenen Parla¬ 
mentswahlen in der Türkei am 22. 
Juli 2007 internationale Organisa¬ 
tionen und Einzelpersonen dazu 
aufgerufen, die Wahlen zu beob¬ 
achten. 

Wie die IHD-Vorsitzende Reyhan 
Yalcindag erklärte, seien insbe¬ 
sondere die Provinzen Hakkari, 
Siirt und Sirnak schon immer pro¬ 
blematisch in Hinsicht auf eine 
demokratische Stimmabgabe ge¬ 
wesen. "Wir sind besorgt, dass 
eine Widerspiegelung des freien 
Willens der Wähler in den Wahl¬ 
urnen verhindert werden wird", 
erklärte Yalcindag im Verweis auf 
die fortgesetzten Kampfhandlun¬ 
gen in der Region. 


Kaum ein halbes Jahr ist vergan¬ 
gen seit den letzten bundesweit 
organisierten Durchsuchungsak¬ 
tionen kurdischer Objekte. In den 
frühen Morgenstunden des 5. Juli 
haben ca. 190 Polizeibeamte in 
Bayern, Baden-Württemberg und 
Nordrhein-Westfalen die Privat¬ 
wohnungen und Geschäftsräume 
von "mutmaßlichen Anhängern 
der verbotenen Organisation 
KONGRA-GEL" durchsucht. 
Nach Angaben des Polizeipräsidi¬ 
ums München und der Staatsan¬ 
waltschaft waren allein im Groß¬ 
raum München hiervon 23 Objek¬ 
te betroffen. Ziel der polizeilichen 
Aktion sollte das Auffinden von 
Beweismaterial zum Nachweis 
der Unterstützung von KONGRA- 
GEL sein, der auf Druck der Tür¬ 
kei im Jahre 2004 auf die EU-Ter- 
rorliste gesetzt worden ist. 
Begründet wurden die Razzien in 
München ferner mit der Behaup¬ 
tung, es werde am Aufbau einer 
PKK-nahen Jugendorganisation 
gearbeitet. Beschlagnahmt wur¬ 
den offenbar Handys, Bücher, 
Kassetten und PCs. 

Neben der Festnahme mehrerer 
Personen, ist gegen den 69-jähri- 
gen kurdischen Schriftsteller und 
Publizisten, Haydar Isik., wegen 


Auch in der letzten Woche setzte 
die türkische Armee ihre militäri¬ 
schen Operationen fort. Am 27. 
Juni startete sie eine Operation im 
Gebiet Uludere in der Provinz Sir¬ 
nak. Es kam zu heftigen Gefech¬ 
ten zwischen der Armee und den 
Verteidigungskräften der HPG. 
Die türkische Armee zog sich im 
Anschluß an die Gefechte zurück, 
bombadierte das Gebiet aber 
durch Kampfhubschrauber. Bei 
diesem Bombardement wurden 
acht Mitglieder der HPG getötet 
Zwei Tage später startete die tür¬ 
kische Armee im Gebiet 
Mutki/Sarigazi der Provinz Bitlis 


In Briefen an internationale Orga¬ 
nisationen macht der IHD darauf 
aufmerksam, dass mit der Dekla- 
rierung der drei genannten Pro¬ 
vinzen als "Gebiete mit hoher 
Sicherheitsstufe" Rechtsverlet¬ 
zungen im Zusammenhang mit 
der Freiheit und Sicherheit von 
Personen der Boden bereitet 
werde. Einige Abgeordnetenkan¬ 
didaten hätten bereits Todesdro¬ 
hungen erhalten. Die Wahlen 
seien von großer Bedeutung hin¬ 
sichtlich von Menschenrechten 
und Demokratie. 

Yalcindag, die selbst bei den letz¬ 
ten beiden Wahlen an Beobach¬ 
tungsdelegationen teilnahm, er¬ 
klärte weiterhin, dass es immer 
wieder vorkomme, dass Dorf¬ 
schützer oder Sicherheitskräfte 


des Vorwurfs der Mitgliedschaft 
in der "Führungsriege der verbo¬ 
tenen Vereinigung" ein Haftbefehl 
durch das Amtsgericht München 
erlassen worden. Er wird noch 
heute dem Ermittlungsrichter 
vorgeführt. 

Das Polizeipräsidium versteigt 
sich in seiner Pressemitteilung zu 
der Behauptung, der KONGRA- 
GEL kämpfe "mit massiver Waf¬ 
fengewalt" für einen "autarken 
kurdischen Staat" und eine "Sepa¬ 
ration von der Türkei" ein. Dies 
ist eine glatte Verleumdung und 
gibt lediglich das wider, was der 
türkische Staat unablässig 
erklärt. Vor dem Hintergrund der 
bevorstehenden Parlamentswah¬ 
len am 22. Juli überbieten sich zur 
Zeit die Parteien in der Hetze 
gegen die kurdische Bevölke¬ 
rung, die Mitglieder der prokurdi¬ 
schen DTP und insbesondere 
gegen den früheren PKK-Vorsit- 
zenden Abdullah Öcalan. So for¬ 
dert die ultrarechte "Partei der 
Nationalistischen Bewegung" 
(MHP) auf öffentlichen Wahlver¬ 
sammlungen dessen Hinrichtung, 
den Verzicht auf die Gewährung 
von Rechten für die kurdische 
Bevölkerung sowie eine Abkehr 
von den Kopenhagener Kriterien 


eine Operation. Auch hier kam zu 
Gefechten zwischen der türki¬ 
schen Armee und den Guerilla¬ 
kräften. Die Operation dauert 
weiterhin an. 

Ebenfalls am 29. Juni startete die 
Armee eine Operation in der Nähe 
der Landstraße Erzincan. Zum 
Abend hin kam es zu Zusammen¬ 
stößen zwischen der Armee und 
der Frauenguerilla der YJA STAR. 
Am 30. Juni gegen 13.00 Uhr Mit¬ 
tag führte die YJA STAR eine Ver¬ 
geltungsaktion gegen die Aktivitä¬ 
ten der Armee durch. Dabei kam 
ein Unteroffizier, zwei Feldwebel 
und ein Soldat ums Leben. Bei die- 


insbesondere in ländlichen Ge¬ 
genden auf verschiedene Weise 
Druck auf die Wähler ausübe. Für 
gerechte Wahlen sei es notwen¬ 
dig, dass die Kandidaten ungehin¬ 
dert ihren Wahlkampf betreiben 
könnten, die Wähler frei ihre 
Stimmen abgeben könnten und 
die Stimmzettel auch wirklich den 
Wahlausschuss erreichten. 

(ANF, 28.6., ISKU) 

YEK-KOM e.V. und Birati e.V. 
organisieren eine Delegation zur 
Wahlbeobachtung. Bei Interesse 
an dieser Delegation vom 19. Juli 
bis 24. Juli bitte an YEK-KOM 
wenden. 

YEK-KOM: 

E-mail: yekkom@gmx.net 
Tel.: 0211-17 11 452 


als Voraussetzung für einen Bei¬ 
tritt der Türkei zur EU. Die MHP 
kann sich mit derartigen Forde¬ 
rungen der Unterstützung der 
militärischen Elite des Landes 
sicher sein. Erst kürzlich hatte 
der Generalstabschef Yasar Büy- 
ükanit insbesondere das europäi¬ 
sche Ausland zu einer politischen 
Offensive gegen die "Unterstüt¬ 
zer des Terrorismus" aufgefor¬ 
dert. Bei der "Lösung des Kur¬ 
denproblems" falle die EU der 
Türkei durch ihre Forderungen 
nach Einhaltung der Menschen¬ 
rechte in den Rücken. 

Deutschland hat wieder einmal 
verstanden. Die heutigen Durch¬ 
suchungsaktionen dürften auf 
große Zustimmung dieser natio¬ 
nalistisch-chauvinistischen Polit- 
und Militärkreise fallen. Die Straf¬ 
verfolgungsbehörden haben 
ihnen einen Bärendienst erwie¬ 
sen. Sie müssen sich den Vorwurf 
gefallen lassen, Handlanger die¬ 
ser schmutzigen Politik zu sein. 
Wir verurteilen das Vorgehen der 
Behörden und fordern die Frei¬ 
lassung aller Festgenommenen 
und ein Ende der Verfolgungspra¬ 
xis. 

(YEK-KOM, AZADI, 5.7, ISKU) 


sen Gefechten hat die Guerilla 
keine Verluste erlitten. 

Eine weitere Operation startete 
am 30. Juni im Gebiet Akdag der 
Provinz Amed-Diyarbakir. Die 
Guerilla führte darauf eine Vergel¬ 
tungsaktion im Raum Sehit Haki 
durch. Verluste der Armee konn¬ 
ten nicht festgestellt werden. 

Von Seiten der türkischen Armee 
wurden in den Provinzen Gabar, 
Sirnak Feuer gelegt und die Wäl¬ 
der in Brand gesetzt. Die Wald¬ 
brände halten weiterhin an. 

(PdV, 30.6./1.7, ISKU) 


vom Kassationsgerichtshof zu¬ 
rückverwiesenen Verfahren zum 
Bombenanschlag in Semdinli 
nicht der Auffassung des Kassa¬ 
tionsgerichtshofes gefolgt, dass 
das Verfahren vor einem Militär¬ 
gericht geführt werden müsse. 
Auf Antrag der Verteidigung wur¬ 
den nun zwei Inspektoren des 
Justizministeriums beauftragt, zu 
ermitteln, ob ein Verstoß gegen 
Dienstverpflichtungen der Rich¬ 
ter besteht. Die Strafprozessord¬ 
nung sieht vor, dass sich die 
Gerichte dem Spruch des Kassa¬ 
tionsgerichtshof in Fragen der 
gerichtlichen Zuständigkeit beu¬ 
gen müssen. (Am 28. Juni meldet 
die Zaman, dass der Hohe Rat der 
Richter und Staatsanwälte eine 
Versetzung der Mitglieder der 
zuständigen Kammer angeordnet 
habe.) (Radikal, 27 6., ISKU) 

EU-Terrorliste aktualisiert 

Die Europäische Union hat ihre 
Liste terroristischer Organisatio¬ 
nen aktualisiert. Die am Freitag 
im Journal der Europäischen 
Union veröffentlichte Liste 
umfaßt aktuell 48 Organisatio¬ 
nen. 

Als terroristisch gelten unter 
anderem die palästinensische 
Hamas und die kommunistische 
Volksfront zur Befreiung Palästi¬ 
nas PFLP, die kolumbianische 
FARC-Guerilla, die Arbeiterpartei 
Kurdistans PKK und der Volks¬ 
kongreß Kurdistan, die türkische 
Revolutionäre Volksbefreiungs¬ 
partei/Front DHKP-C sowie die 
baskische ETA inklusive ihrer 
angeblichen Teilorganisation 
Batasuna. Unter den 54 auf der 
liste genannten Einzelpersonen 
befinden sich vor allem Islami¬ 
sten und ETA-Aktivisten, ausge¬ 
rechnet Osama bin Laden fehlt 
dagegen. 

Alle genannten Organisationen 
seien "soweit dies praktisch mög¬ 
lich war" informiert worden, 
erklärte der EU-Ministerrat. Die 
Genannten wurden aufgefordert, 
"binnen zwei Monaten nach der 
Veröffentlichung dieser Mittei¬ 
lung" Einwände zu erheben, 
"damit die Anträge bei der näch¬ 
sten Überprüfung berücksichtigt 
werden können". 

(j.W., 2.7, ISKU) 
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Gewalt im Vorfeld der Wahlen 

Im Vorfeld der vorgezogenen Paria- in eine systematische Behinde- gespielt wurde. Die DTP erklärte, 
mentswahlen in der Türkei am 22. rungspolitik aus. So überfallen sie habe bereits zu Beginn des 
Juli häufen sich die Angriffe. In immer wieder Polizeieinheiten die Wahlkampfs ihre Sorge darüber 
Silopi wurde von einem Wahl- Wahlkampfbüros der Kandidaten zum Ausdruck gebracht, ob die 
kampfkonvoi der CHP auf einen 13- und ihre Autokonvois werden mit Wahlen in einer demokratischen 
jährigen Jungen geschossen, der der Begründung, dass kurdische und gerechten Weise stattfinden 
das Siegeszeichen gezeigt hatte. Musik gespielt wird, aufgehalten, werden. Die jüngsten Vorfälle hät- 
Der Junge wurde von zwei Kugeln Wie die DTP in einer Erklärung ten diese Bedenken bestätigt, 
an den Füßen getroffen und ins bekannt machte, kam es in Siirt, "Bekannterweise leben in diesem 
Krankenhaus eingeliefert. Hatay, Tekirdag, Erzurum, Urfa Land Gruppen, deren Mutterspra- 

In Istanbul-Kücükcekmece überfie- und Adana zu solchen juristisch chen türkisch, kurdisch, lazisch, 
len ca. 50 bis 60 MHP-Anhänger nicht zu rechtfertigenden Vorfäl- armenisch oder georgisch sind. 
Wohnungen kurdischer Familien, len. So wurden Bußgelder wegen Die Unterdrückung dieser Men- 
Bei den daraus entstandenen des Abspielens kurdischer Musik sehen, weil sie ihre Muttersprache 
gewalttätigen Auseinandersetzun- verlangt, CDs zerbrochen, die Kan- sprechen, in ihrer Muttersprache 
gen wurden drei kurdische Jugend- didatlnnen und ihre Mitarbeiterin- Lieder singen und hören oder lesen 
liehe verletzt. Im Gegenzug wur- nen bedroht. Auch wurden an meh- und schreiben, ist eine Schande der 
den die Scheiben des örtlichen reren Orten Wahlkampfplakate von Menschheit, die es im heutigen 
MHP-Büros eingeworfen. Die Poli- Sicherheitskräften entfernt. Die Zeitalter nicht mehr geben dürfte, 
zei setzte Wasserwerfer ein. unabhängigen Kandidaten von Das Verbot des Gebrauchs anderer 

Die DTP hat unterdessen eine aus Tekirdag und Erzurum wurden Sprachen als der türkischen, wie es 
62 Anwälten bestehende Rechts- während der Wahlkampfarbeit mit im Wahlgesetz festgeschrieben ist, 
kommission gegründet, um gegen ihren Mitarbeiterinnen festgenom- ist vollkommen unakzeptabel. 
Rechtsverletzungen im Verlauf der men und stundenlang in Gewahr- Weiterhin kritisierte die DTP den 
Wahlen anzugehen. Die Rechtsan- sam gehalten. Versuch der CHP und anderer 

wälte werden am Wahltag als Beob- In Batman wurden außerdem der Kräfte, eine vom Europarat ange- 
achter an den Wahlurnen tätig sein, städtische Kulturdirektor und eine kündigte 42-köpfige Wahlbeobach- 
Die Repression gegen die unabhän- Mitarbeiterin der Stadtverwaltung tungsdelegation zu verhindern. Die 
gigen Kandidaten für die Paria- verhaftet, weil bei der Eröffnung DTP begrüße die Entsendung von 
mentswahlen in der Türkei am 22. des Stadtparks "Kine Em" das Wahlbeobachterlnnen und rufe 
Juli artet mit verschiedenen Vorge- gleichnamige Stück des kurdi- weiter dazu auf, so heißt es in der 
hensweisen der Sicherheitskräfte sehen Musiker Sirwan Perwer Erklärung. (ANF, 7./11.7., JISKU 

in Deutschland 

Kaumeinhalbesjahristvergangen jährigen Schriftsteller gesundheit- sondere das europäische Ausland 
seit den letzten bundesweit organi- lieh schlecht und er habe in der zu einer politischen Offensive 
sierten Durchsuchungsaktionen Haftanstalt nicht seine Medikamen- gegen die "Unterstützer des Terro- 
kurdischer Objekte. In den frühen te bekommen, die er regelmäßig rismus" aufgefordert. Bei der 
Morgenstunden des 5. Juli haben einnehmen müsse. "Lösung des Kurdenproblems" 

ca. 190 Polizeibeamte in Bayern, Das Polizeipräsidium versteigt sich falle die EU der Türkei durch ihre 
Baden-Württemberg und Nord- in seiner Pressemitteilung zu der Forderungen nach Einhaltung der 
rhein-Westfalen die Privatwohnun- Behauptung, der KONGRA-GEL Menschenrechte in den Rücken, 
gen und Geschäftsräume von "mut- kämpfe "mit massiver Waffenge- Deutschland hat wieder einmal ver- 
maßlichen Anhängern der verböte- walt" für einen "autarken kurdi- standen. Die heutigen Durchsu- 
nen Organisation KONGRA-GEL" sehen Staat" und eine "Separation chungsaktionen dürften auf große 
durchsucht. Nach Angaben des von der Türkei" ein. Dies ist eine Zustimmung dieser nationalistisch- 
Polizeipräsidiums München und glatte Verleumdung und gibt ledig- chauvinistischen Polit- und Militär- 
der Staatsanwaltschaft waren allein lieh das wieder, was der türkische kreise fallen. Die Strafverfolgungs- 
im Großraum München hiervon 23 Staat unablässig erklärt. Vor dem behörden haben ihnen einen 
Objekte betroffen. Ziel der polizei- Hintergrund der bevorstehenden Bärendienst erwiesen. Sie müssen 
liehen Aktion sollte das Auffinden Parlamentswahlen am 22. Juli über- sich den Vorwurf gefallen lassen, 
von Beweismaterial zum Nachweis bieten sich zurzeit die Parteien in Handlanger dieser schmutzigen 
der Unterstützung von KONGRA- der Hetze gegen die kurdische Politik zu sein. 

GEL sein, der auf Druck der Türkei Bevölkerung, die Mitglieder der 

im Jahre 2004 auf die EU-Terrorli- prokurdischen DTP und insbeson- Prosteste in München 
ste gesetzt worden ist. Begründet dere gegen den früheren PKK-Vor- Mit einer Kundgebung haben der 
wurden die Razzien in München sitzenden Abdullah Öcalan. So for- Kurdisch-Deutsche Freundschafts- 
femer mit der Behauptung, es dert die ultrarechte "Partei der verein, DIDF, die GEW, die Marxi- 
werde am Aufbau einer PKK-nahen Nationalistischen Bewegung" stische Initiative, Libertad, DKP 
Jugendorganisation gearbeitet. (MHP) auf öffentlichen Wahlver- und Die Linke gegen die jüngste 
Beschlagnahmt wurden offenbar Sammlungen dessen Hinrichtung, Repressionswelle gegen die kurdi- 
Handys, Bücher, Kassetten und den Verzicht auf die Gewährung sehe Bewegung protestiert. In 
PCs. Neben der Festnahme mehre von Rechten für die kurdische einem gemeinsamen Flugblatt 
rer Personen, ist gegen den 69-jäh- Bevölkerung sowie eine Abkehr wurde der deutsche Staat aufgefor- 
rigen kurdischen Schriftsteller und von den Kopenhagener Kriterien dert, nicht weiter Teilhaber im 
Publizisten, Haydar Isik wegen des als Voraussetzung für einen Beitritt schmutzigen Krieg des türkischen 
Vorwurfs der Mitgliedschaft in der der Türkei zur EU. Die MHP kann Staates gegen die Kurden zu sein. 
"Führungsriege der verbotenen sich mit derartigen Forderungen Brigitte Wolf (PDS) forderte in 
Vereinigung" ein Haftbefehl durch der Unterstützung der militäri- einem Redebeitrag die Aufhebung 
das Amtsgericht München erlassen sehen Elite des Landes sicher sein, des PKK-Verbots sowie die soforti- 
worden. Wie sein Rechtsanwalt H. Erst kürzlich hatte der General- ge Freilassung von Haydar Isik. 
Wächtler mitteilte, geht es dem 69- Stabschef Yasar Büyükanit insbe- (ANF, 5., ÖP, 9.7, ISKU) 



Meldungen 

Sezen Aksu ruft zu Protest 
gegen Illsu-Staudamm auf 

Die berühmte Sängerin Sezen 
Aksu aus der Türkei hat die 
geplante Überflutung Hasankeyfs 
durch den Bau des Ilisu-Stau- 
damms als "Verbrechen an der 
Menschheit" bewertet und zu Pro¬ 
testen aufgerufen. In einer auf 
ihrer eigenen Intemetseite veröf¬ 
fentlichten Botschaft bringt Sezen 
Aksu zur Sprache, dass Hasankeyf 
ein kulturelles Erbe nicht nur Ana¬ 
toliens, sondern der gesamten 
Menschheit in sich birgt. Außer¬ 
dem verweist sie darauf, dass es 
zur Verhinderung des Baus des 
Staudamms Vorschläge zivilgesell¬ 
schaftlicher Organisationen, die 
zum Thema Hasankeyf arbeiten, 
gebe, und sie diesen Vorschlägen 
eine Stimme geben wolle. An ihre 
Fans richtet sie die Botschaft: 
"Unsere Besonderheit, unser Pro¬ 
test und Widerstand soll eine 
Form finden; lasst uns nicht an die¬ 
sem Verbrechen an der Mensch¬ 
heit teilhaben." (ANF, 5.6., ISKU) 

Barzani begrüßt IIRW-Bericht 

Auf einer Pressekonferenz hat der 
Ministerpräsident der Region Kur¬ 
distan Necirvan Barzani unter 
anderem den Bericht der Men¬ 
schenrechtsorganisation Human 
Rights Watch (HRW) bewertet In 
dem kürzlich veröffentlichten 
Bericht heißt es in den Haftanstal¬ 
ten der Region Kurdistan werde 
Folter und Misshandlung systema¬ 
tisch angewandt. Barzani erklärte, 
er begrüße die Veröffentlichung 
des Berichts und es müsse eine 
Lösung gefunden werden, um die 
Menschenrechtsverletzungen zu 
unterbinden. Seine Regierung 
habe bereits eine Erklärung von 
den im HRW-Bericht erwähnten 
Polizeipräsidien in Hewler und 
Süleymaniye angefordert. 

(ANF, 5.6., ISKU) 

Eine weitere Frau von 
Frauenorganisation beerdigt 

"Schluss mit Ehrenmorden!" rufen 
die Frauen auf dem Friedhof für 
Menschen ohne Angehörige in 
Urfa. Weder ist es eine Frauenor¬ 
ganisation, die tätig wurde, als nie 
mand den Leichnam der jungen 
Frau begraben wollte. Y.K. war in 
Urfa von ihrem Vater erschossen 
worden, als sie sich von dem Mann 
scheiden lassen wollte, den sie 
zuvor ohne Einwilligung ihres 
Vaters geheiratet hatte. Als nach 
ihrem Tod niemand erschien, um 
ihren Leichnam zu beerdigen, griff 
der Frauenverein "Lebenshaus" 
ein, holte den Leichnam aus der 
Leichenhalle des Krankenhauses 
und begrub ihn. An der Beerdi¬ 
gung beteiligte sich eine Vielzahl 
von Frauen. (ANF, 5.6., ISKU) 
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Politiker zu Haftstrafe verurteilt 


Am 2. Juli 2007 verurteilte das 
Oberlandesgericht Düsseldorf den 
kurdischen Politiker und Journali¬ 
sten Riza Erdogan wegen Rädels¬ 
führerschaft in einer kriminellen 
Vereinigung (§129 StGB) zu einer 
Freiheitsstrafe von 2 Jahren und 9 
Monaten und folgte damit der For¬ 
derung der Bundesanwaltschaft. 
Das Gericht sah es als erwiesen an, 
dass sich der Angeklagte in der Zeit 
von August 2004 bis zum März 
2006 als Sektorleiter Mitte der PKK 
bzw. des KONGRA-GEF politisch 
betätigt habe und in dieser Funk¬ 
tion in die Strukturen der Bewe¬ 
gung eingebunden gewesen sei. 
Die Mitgliedschaft in der Organisa¬ 
tion allein rechtfertige eine Ankla¬ 
ge nach § 129 Strafgesetzbuch. Auf¬ 
grund dessen trage er eine Mitver¬ 
antwortung für "heimatgerichtete 
Aktivitäten" wie Schleusungen von 
Personen oder Fälschen von Aus¬ 
weispapieren. Zudem müsse er 


Nach dem Mord an Zeynep Boral 
am 25. Juni in Alkmaar durch ihren 
Exmann haben kurdische Frauen¬ 
organisationen in Holland auf einer 
Pressekonferenz den Mord verur¬ 
teilt und die Gleichsetzung von 
"Ehrenmorden" mit Kurden kriti¬ 
siert: "Es ist eine Tatsache, die wir 
in keiner Form akzeptieren, dass es 
in Kurdistan Gewalt gegen Frauen 
und Ehrenmorde gibt. Allerdings 
handelt es sich dabei nicht um eine 
Sache, die den Kurden eigen ist. Es 
widerspricht sogar der kurdischen 
Tradition und Kultur." Nach dem 
Mord habe eine zweitägige Sitzung 
der kurdischen Frauenvereine und 
der Internationalen Freien Frauen¬ 
stiftung stattgefunden. 


Nach Angaben des Polizeipräsidi¬ 
ums der Türkei hat es im Jahr 2006 
einen Anstieg von weiblichen 
Gewaltopfem um 76 Prozent gege¬ 
ben. Demnach ist in der Türkei alle 
drei Minuten eine Frau von Gewalt 
betroffen. Insgesamt handelt es 
sich um eine Anzahl von 72.643 
betroffenen Frauen. 842 Frauen 
wurden ermordet, 9317 verletzt 
und 5972 entführt. Dem Polizeiprä- 


Am 7. Juli begann eine Operation 
der türkischen Armee in der 
Region Bingöl. Die Operation wird 
weiterhin fortgesetzt. Mehrere 
Menschen wurden von der Armee 
verhaftet. Am 4. Juli startete die tür¬ 
kische Armee im Gebiet Gabar, 
eine Operation. Bei Gefechten wur¬ 
den zwei Soldaten getötet, zahlrei¬ 
che verletzt Die Armee setzte am 
22. Juni die Wälder im Gebiet Fin- 
dikberg, Gavser und Awenbenat in 
Brand. Die Feuer weiten sich aus. 
Am 4. Juli startete die türkische 
Armee eine Operation auf der 
Hochebene Eimali. Am gleichen 


Kenntnis von organisiert durchge¬ 
führten Bestrafungsaktionen von 
Abtrünnigen oder Erpressungen 
im Zusammenhang mit unwilligen 
Spendern gehabt haben, wobei ihm 
persönlich keine konkrete Straftat¬ 
beteiligung nachgewiesen worden 
ist. Der Vorsitzende Richter Klein 
bezog sich hierbei nicht nur auf etli¬ 
che Jahre zurückliegende Vorgän¬ 
ge, sondern bemerkte, dass sich 
bis heute an dem Strafsystem 
nichts geändert habe. In seiner 
Prozesserklärung hatte Riza Erdo¬ 
gan dieser Sichtweise des Gerichts 
widersprochen und den "tief grei¬ 
fenden Wandel" der kurdischen 
Bewegung in den letzten Jahren 
betont. Dies beinhalte auch, dass 
sowohl Statut als auch die Regeln 
der "alten Organisation nicht mehr 
gültig und verpflichtend" seien. 

In diesem wie in den zahlreichen 
anderen §129-Verfahren gegen poli¬ 
tisch aktive Kurden auch, werden 


Dabei sei entschieden worden, im 
Gedenken an Boral ein seit länge¬ 
rem geplantes Projekt zur Untersu¬ 
chung von Gewalt gegen kurdische 
Frauen in Holland umgehend 
umzusetzen. Mit dem langfristig 
angelegten Projekt werde ange¬ 
strebt, kurdischen Frauen, die von 
innerfamiliärer und gesellschaft¬ 
licher Gewalt betroffen seien, über 
den Aufbau eines Zentrums Schutz 
und Unterstützung zu bieten. Kurz¬ 
fristig sei geplant, Veranstaltungen 
für Frauen zum Thema "Gewalt 
und Ehre" durchzuführen. Auch 
eine Veranstaltung für Männer sei 
geplant. Zum Mord an Zeynep 
Boral erklärte Muazzez Kaya als 
Vorsitzende des kurdischen Frau¬ 
envereins in Amsterdam: "Wir ver- 


sidium liegen außerdem 9675 Fälle 
von Bedrohung von Frauen und 
14.989 Fälle von innerfamiliärer 
Gewalt gegen Frauen vor. Auch bei 
sexuellen Straftaten ist ein großer 
Anstieg zu verzeichnen. Nach Poli¬ 
zeiangaben kam es zu 1113 Fällen 
von Vergewaltigung von Frauen, 
872 Fällen von sexuellen Übergrif¬ 
fen und 380 Fällen von Zwangspro¬ 
stitution. Weiterhin kam es im Jahr 


Abend gegen 20.00 Uhr kam es zu 
Gefechten. Bei diesen Gefechten 
wurden zwei Kontra-Guerillas getö¬ 
tet, ein Soldat verletzt. Auch ein 
Guerillakämpfer kam ums Leben. 
Am 3. Juli startete die türkische 
Armee im Gebiet Sehit Brüsk der 
eine Operation. Am 4. Juli kam es 
beim Sehit Harun Berg zu Gefech¬ 
ten zwischen der Guerilla und der 
türkischen Armee. Am gleichen 
Abend wurde im Gebiet Sehit Zinar 
eine Vergeltungsaktion der Guerilla 
gegen die Armee durchgeführt. 
Bei der Aktion wurden drei Solda¬ 
ten getötet, zwei verletzt. Am 2. Juli 


die Erklärungen der Angeklagten 
während ihrer Prozesse zu den 
geschichtlichen und aktuellen 
Hintergründen des sog. Kurden¬ 
konflikts, zu den strukturellen Ver¬ 
änderungen der kurdischen Bewe¬ 
gung, der ernsthaften Auseinander¬ 
setzung um die Suche nach politi¬ 
schen Lösungen, den Bestrebun¬ 
gen, zu einem Dialog mit den poli¬ 
tisch Verantwortlichen auch in der 
Bundesrepublik zu gelangen, kon¬ 
stant ignoriert. Mit keinem Wort 
wird eingegangen auf die ganz nor¬ 
male politische, kulturelle und sozi¬ 
ale Aufgaben und Arbeit einer 
Organisation. Nicht gewürdigt wird 
das Bemühen um die Fortentwick¬ 
lung einer stark in Traditionen ver¬ 
hafteten Gesellschaft, um die 
Befreiung der Frau, das Vermitteln 
von Bildung und Aufklärung oder 
die Entwicklung von Perspektiven 
für die kommenden Generationen. 

(Az, 3.7, ISKU) 


urteilen die hinterhältige Ermor¬ 
dung von Zeynep Boral durch ihren 
Exmann. Wir haben Zeynep seit 
ihrer Kindheit gekannt. Sie war vol¬ 
ler Leben, sie beschäftigte sich mit 
der Frauenfrage und sie war eine 
erfolgreiche Jurastudentin. Der 
Mord an ihr läßt sich nicht einfach 
als "Ehrenmord" erklären. Zeynep 
ist nicht nur Opfer einer verkehr¬ 
ten Auffassung von Ehre, sondern 
ebenso der gesellschaftlichen 
Rückständigkeit der Ungleichheit 
und des patriarchalen Herrschafts¬ 
denkens sowie der Gewalt des tür¬ 
kischen Staates, mit der die feudale 
Gesellschaftsstruktur in Kurdistan 
aufrecht gehalten, jede Verände¬ 
rung verhindert und Gewalt ver¬ 
breitet wird." (ÖP, 7.7., ISKU) 


2006 zu 466 Frauenselbstmorden 
und 5853 Fällen von Selbstmord¬ 
versuchen. Insgesamt registriert 
das Polizeipräsidium in den letzten 
beiden Jahren 333.237 Gewaltver¬ 
brechen gegen Frauen. Da der 
Bericht nur die polizeilich regi¬ 
strierten Fälle wiederspiegelt, ist 
davon auszugehen, dass die Dun¬ 
kelziffer um ein Vielfaches höher 
ist. (ANF, 9.7, ISKU) 


startete die türkische Armee zwi¬ 
schen Nazmiye und Mazgirt in 
Raum üakaran un( ] Golek der Pro¬ 
vinz Dersim (Tunceli) eine umfang¬ 
reiche Operation. Am 3. Juli kam es 
zu Gefechten. Bei den Gefechten 
wurden ein Soldat getötet, zwei ver¬ 
letzt. Am 4. Juli wurde die Opera¬ 
tion ergebnislos zurückgezogen. 
Am 30. Juni begann eine Operation 
der türkischen Armee im Gebiet 
Bozan und Ali Bogazi der Provinz 
Dersim (Tunceli). Am nächsten 
Tag zog sich die Armee ohne 
Erfolg zurück. 

(HPG, 5-11.7. ISKU) 


Selbstmorde im Alter 
von 12 und 70 

Es vergeht kaum ein Tag in 
Kurdistan, an dem keine Frau 
Selbstmord begeht. In den beiden 
jüngsten Fällen ist es das Alter, das 
die Aufmerksamkeit weckt. Wäh¬ 
rend die eine Frau 70 Jahre alt war, 
handelt es sich bei der anderen um 
ein zwölfjähriges Mädchen. 

Die 70-jährige Fatma H. aus der 
ostkurdischen Stadt Mahabad 
beendete ihr Leben aufgrund von 
innerfamiliärer Probleme durch 
Gift. Die zwölfjährige R.D. aus 
Mardin-Derik erhängte sich. Der 
Grund ist unbekannt. 

(ÖP, 11.7, ISKU) 

Waldbrände am Cudi 

Die türkische Armee brennt weiter 
Wälder in Kurdistan nieder. Die 
Waldbrände am Cudi-Berg in der 
Provinz Simak breiten sich unge¬ 
hindert aus, weil die Region zum 
militärischen Sicherheitsbereich 
erklärt worden und jeder Eingriff 
verboten ist. Gleichzeitig findet bei 
Waldbränden in den westlichen 
Provinzen der Türkei, wie jüngst in 
Bodrum, eine riesige Mobilma¬ 
chung der Medien, der Armee, der 
Regierung und ziviler Einrichtun¬ 
gen gegen das Feuer statt. Die 
Brände in Kurdistan, die von Mili¬ 
tärs gelegt werden, finden in der 
Öffentlichkeit keine Beachtung. 
Besonders betroffen davon sind 
die Bauern der Umgebung, deren 
Felder mit verbrennen. 

Auch in Amed und Bingöl sind von 
Soldaten Waldbrände gelegt wor¬ 
den. (ÖP, 9.7., ISKU) 

Halbjahresbilanz der HPG 

Die HPG veröffentlichte eine 
Bilanz von Januar bis Juli 2007. 
Demnach führte die türkische 
Armee 252 Militäroperationen 
durch, die iranische Armee zwei. 
Dabei kam es zu insgesamt 186 
Gefechten. Dabei kamen 446 Sol¬ 
daten ums Leben, darunter 31 
Offiziere. Die Guerilla zerstörte 
24 Fahrzeuge und drei Hub¬ 
schrauber. In dem Zeitraum 
kamen 96 Guerillakämpferinnen 
ums Leben. (HPG, 11.7, ISKU) 
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Paramilitärische Einheiten morden in der Türkei 

Im tiefen Staat 


Illegale Waffenlager, ein Eid, für 
den Staat zu sterben und zu 
töten, graue Hintermänner im 
Militär und bei der Polizei: Das 
ist der Stoff, aus dem verschiede¬ 
ne paramilitärische Einheiten in 
der Türkei gemacht sind. Sie tra¬ 
gen heldenhafte Namen wie "Ein¬ 
heitskraft der patriotischen 
Streitkräfte" oder "Kuvayi Milli- 
ye" (Nationale Kräfte). So hießen 
die irregulären Verbände, mit 
denen Atatürk von 1919 an die 
ausländischen Besatzungsmäch¬ 
te bekämpfte. In den Köpfen die¬ 
ser Leute ist dieser Kampf noch 
nicht vorbei. Sie sehen ihren ver¬ 
götterten türkischen Staat in 
Gefahr. 

In einer Woche wählen die Tür¬ 
ken ihr neues Parlament. Wäh¬ 
rend auf der einen Bühne die 
demokratische Türkei ihr Stück 
aufführt, spielen auf der anderen 
die Vertreter des so genannten 
"tiefen Staates". Ihr Stück erzählt 
die "Erfolgsgeschichte" der 
Anschläge gegen die "inneren 
Feinde" wie im kurdischen Sem- 
dinli, handelt von der Ermor¬ 
dung des italienischen Priesters 
Santoro, des Richters Özbilgin 
und des türkisch-armenischen 
Intellektuellen Hrant Dink sowie 
der Christen von Malatya. 

Im Stück der demokratischen 
Türkei hingegen wird beinahe 
jeden Monat eine neue paramili¬ 
tärische Gruppe aufgedeckt. "Sie 
sind doch nur wirkungsvoll, weil 
einige Kreise ihre Hand schüt¬ 
zend über sie halten", sagte 
Außenminister Abdullah Gül. 
"Das Ziel all dieser Banden ist es, 
den Willen des Volkes wirkungs¬ 
los zu machen." 

Eine dieser Terrorgruppen heißt 
nach dem Ort ihrer Aufdeckung 
in einem Vorort von Ankara die 
"Atabeyler-Bande". Am 31. Mai 
2006 waren bei ihren Mitgliedern 
die Pläne für die Ermordung von 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan gefunden worden. Am 
12. Juni wurde im Istanbuler 
Stadtteil Ümraniye wieder einmal 
ein Waffenlager ausgehoben. 
"Seht ihr die Banden?", fragte 
Erdogan. "Ihre Kraft haben sie 
vom tiefen Staat." 

Seit der Nacht vom 3. November 
1996 bezeichnen die Türken die 
Verfilzung von Teilen des Mili¬ 
tärs und der Polizei mit der orga¬ 
nisierten Kriminalität als "tiefen 
Staat". In jener Nacht starben 
nahe Susurluk ein führender 
Polizist und der von Interpol 
gesuchte Oberpate der türki¬ 
schen Mafia. Sie saßen mit einem 
konservativen Abgeordneten im 
selben Auto. Mit einer Schön¬ 


heitskönigin, die ebenfalls bei 
dem Unfall starb, hatten sie ein 
Wochenende verbracht. 

Seither wissen die Türken, dass 
Teile der Sicherheitskräfte, der 
Politik und der Mafia sowohl kur¬ 
dische Bürgerrechtler töten als 
auch Intellektuelle, die eine 
demokratische Türkei wollen. 
Viele dieser Gruppen stehen 
untereinander nicht in Verbin¬ 
dung. Was sichtbar wurde, ist 
nur die Spitze eines Eisbergs. So 
hat der Hauptangeklagte im 
Mordfall Dink zu Protokoll gege¬ 
ben, er sei von Personen der 
Sicherheitskräfte geführt wor¬ 
den. Der AKP-Abgeordnete Cavit 
Torun zeigte auf die Polizei von 
Trabzon, nannte aus Angst aber 
keine Namen. 

Bei einer Razzia vor wenigen 
Tagen wurden in Ankara zwölf 
Mitglieder der "Einheitskraft der 
patriotischen Streitkräfte" festge¬ 
nommen. Die Anklage lautet auf 
Mitgliedschaft in einer terroristi¬ 
schen Vereinigung. Untersucht 
wird eine Verbindung der Grup¬ 
pe zum Mord am Richter Özbil¬ 
gin. Einer der Verhafteten war 
der pensionierte Divisionsgene¬ 
ral Hasan Kundakci, ein anderer 
der Waffenhändler Bozdag Gün- 
gör. Die anderen Verhafteten: 
Soldaten, Richter, Staatsanwälte, 
Polizisten. 

Meldungen über solche kriminel¬ 
len Verfilzungen werden indes 
längst nicht mehr so aufgeregt 
aufgenommen wie frühere Raz¬ 
zien gegen den "tiefen Staat". Am 
12. Juni hoben Einsatzkoniman- 
dos im Istanbuler Stadtteil Ümra¬ 
niye ein Waffenlager aus, das 
einem pensionierten Unteroffi¬ 
zier gehörte. Am selben Abend 
folgte in Eskisehir ein Waffenla¬ 
ger eines pensionierten Majors. 
Dort fand man Kalaschnikows, 
Pistolen, Sprengstoff und Hand¬ 
granaten. Sein Besitzer hatte in 
der Eliteeinheit der "Özel Kuv- 
vetler" gedient, die im Nordirak 
eingesetzt wurde und im Kampf 
gegen Terroristen. Sie unter¬ 
steht dem Generalstab. Auf der 
Website der "Kuvayi Milliye" 
wird sie aber als eine Einheit 
gelobt, die die "inneren Feinde 
und Besetzer" der Türkei 
bekämpfe. 

In ein Wespennest stießen die 
Ermittler in Ümraniye. Der Besit¬ 
zer des Waffendepots, Oktay Yil- 
dirim, war an allen Gerichtstagen 
zugegen, an denen sich Intellek¬ 
tuelle gegen den Vorwurf der 
"Herabsetzung des Türkentums" 
zu verteidigen hatten. Yildirim 
war Mitgründer der modernen 
"Kuvayi Milliye", die eine 


schwarze Liste mit 13 500 ange¬ 
blichen Landesverrätern führt 
und die ihre Neumitglieder 
schwören lässt, für den Fortbe¬ 
stand des Staates und dessen 
Erhöhung zu kämpfen. 

Zu dem Kreis um Yildirim gehört 
Muzaffer Tekin, ein pensionier¬ 
ter Hauptmann und ebenfalls 
Zuhörer bei den Verfahren 
gegen Orhan Pamuk und Hrant 
Dink, Elif Shafak und Murat 
Beige. Zunächst hatte Tekin sei¬ 
nen Freund Yildirim damit ver¬ 
teidigt, dass er nur Atatürks Prin¬ 
zipien befolgt habe. Dann nannte 
er die Razzia ein Komplott gegen 
die türkische Armee und alle 
Patrioten. Bald danach wurde 
auch er festgenommen. Sein 
Name war übrigens schon beim 
Susurluk-Skandal aufgetaucht. 
Darauf sprang der berüchtigte 
Rechtsanwalt Kerincsiz, der die 
Prozesse gegen die Intellektuel¬ 
len mit seinen Anzeigen eingelei¬ 
tet hatte, dem Freund zur Seite. 
Als Tekin abgeführt wurde, rie¬ 
fen ihm einige aus der Menge 
"Mein Kommandant" zu. 
Vermutet wird, dass die Waffen 
der Anschläge auf den Richter 
Özbilgin und auf die Zeitung 
"Cumhuriyet" aus dem Bestand 
in Ümraniye stammen. Tekin und 
Yildirim sind auch Mitglieder der 
"Kuvayi Milliye", an deren Spitze 
der pensionierte Oberst Fikret 
Karadag steht. Im Dunstkreis 
dieser Gruppe agierte auch die 
"Türkische Rachebrigade" von 
Semih Gülaltay, der zusammen 
mit dem Attentäter Alparslan 
Arslan den Mord auf den Richter 
Özbilgin geplant hatte. Auf den 
Computern des "Kommandan¬ 
ten" wurden Dokumente gefun¬ 
den, wie er sich seinen als faschi¬ 
stisch zu bezeichnenden Staat 
vorstellt. Dort fand man auch das 
"Rote Buch" des Nationalen 
Sicherheitsrats. 

Im "tiefen Staat" steht der pen¬ 
sionierte Gendarmeriegeneral 
Veli Kücük über dem Komman¬ 
danten Tekin. Eine Kommission 
aus drei Generälen hatte ihn frei¬ 
gesprochen, als er im Susurluk- 
Skandal vernommen werden soll¬ 
te, da er als einer der Letzten mit 
dem getöteten Mafioso telefo¬ 
niert hatte. Irgendwann zeichne¬ 
te er eine Landkarte, die den 
Norden des Iraks und Syriens 
der Türkei zuschlägt, später 
bedrohte er Hrant Dink persön¬ 
lich. Auch wurde er an der Seite 
des inzwischen inhaftierten 
Unterweltpaten Sedat Peker 
gesehen, und natürlich sind er 
und der Anwalt Kerincsiz Freun¬ 
de. (FASZ, 15.7., ISKU) 


Meldungen 

Todeskandidat Ocalan 

Die Schlussphase des türkischen 
Wahlkampfes wird von immer stär¬ 
keren Angriffen auf die kurdische 
Bevölkerung geprägt. Am Don¬ 
nerstag wiederholte der Führer 
der faschistischen "Partei der 
nationalen Bewegung" (MHP), 
Devlet Bahceli, gegenüber dem 
Fernsehsender Star TV seine 
Ankündigung, im Falle einer 
Regierungsübemahme nach den 
Wahlen die Todesstrafe wieder ein¬ 
zuführen und den seit 1999 in tür¬ 
kischer Haft befindlichen ehemali¬ 
gen Vorsitzenden der Arbeiterpar¬ 
tei Kurdistan (PKK), Abdullah 
Öcalan, hinrichtenzu lassen. "Falls 
nötig werden wir auch eine Volks¬ 
abstimmung über diese Frage her¬ 
beiführen", sagte Bahceli. 

(jW. 14.7., ISKU) 

Armee zerstört den 
Waldbestand in Kurdistan 

Die türkische Armee steckt gezielt 
Wälder in Brand. Nicht nur in den 
Gebieten Qerne, Desta Gabar, 
Deriye Gabar und Navser die Wäl¬ 
der wurden die Wälder in Brand 
gesetzt Durch massive Bombar¬ 
dierungen in der Provinz Dersim 
setzte die Armee Wälder in Brand. 
Die Waldbrände weiten sich aus, 
da Löscharbeiten gezielt verhin¬ 
dert werden. (HPG, 16.7., ISKU) 

Falsche Guerilla-Kräfte 

In der letzten Zeit häuften sich die 
Meldungen, dass Spezialeinheiten 
des türkischen Militärs sich als 
kurdische HPG-Kämpfer ausge¬ 
ben und die Bevölkerung unter 
Druck setzen. Die falschen Gueril¬ 
lakämpfer forderten unter ande¬ 
rem größere Geldbeträge. Die 
HPG distanziert sich ausdrücklich 
von diesen Machenschaften und 
ruft die Bevölkerung zu erhöhter 
Wachsamkeit auf. 

(HPG, 17.7, ISKU) 

Neues Verfahren gegen 
Osman Baydemir 

Gegen den Bürgermeister von 
Diyarbakir, Osman Baydemir, ist 
kurz vor den Wahlen einen erneu¬ 
tes Ermittlungsverfahren wegen 
„Propaganda für eine terroristi¬ 
sche Organisation“ eröffnet wor¬ 
den, nachdem er in einer Diskus¬ 
sion im kurdischen Fernsehsen¬ 
der ROJ-TV die PKK als „bewaff¬ 
nete Opposition“ bezeichnet hatte. 

(Hü, 19.8., ISKU) 

Straßenschlachten in 
Dogubeyazit 

Kurz vor der Parlamentswahl in 
der Türkei am kommenden Sonn¬ 
tag haben sich Anhänger der DTP 
und Rechtsnationalisten eine Stra¬ 
ßenschlacht geliefert. Bei den 
Zusammenstößen in Dogubeyazit 





Türkischem Kriegsdienst¬ 
verweigerer droht erneute Haft 


Der türkische Kriegsdienstver¬ 
weigerer Osman Murat Ülke ist 
von erneuter Inhaftierung 
bedroht. Er war wegen seiner 
Kriegsdienstverweigerung zwi¬ 
schen 1996 und 1998 bereits acht 
Mal verurteilt worden und insge¬ 
samt 701 Tage inhaftiert. Nun 
wurde er aufgefordert, eine Haft¬ 
strafe von 17 Monaten und 15 
Tagen anzutreten. Andernfalls 
würde Haftbefehl erlassen wer¬ 
den. Die Frist läuft voraussicht¬ 
lich am 18. Juli 2007 ab. Osman 
Murat Ülke hatte am 1. Septem¬ 
ber 1995 öffentlich seine Kriegs¬ 
dienstverweigerung erklärt und 
auf einer Pressekonferenz seine 
Einberufungspapiere verbrannt. 
Vor mehr als acht Jahren, am 9. 
März 1999, war er nur mit der 
Auflage aus der Haft entlassen 
worden, sich in die Kaserne zu 
begeben, um den Militärdienst 
anzutreten. Er kehrte nach Izmir 
zurück, wo er seitdem lebt. Er 
kann allerdings jederzeit als 
Deserteur verhaftet werden, 
womit erneut der Kreislauf von 
Verurteilung, Haft und Einberu¬ 
fung beginnen würde. Diesbe¬ 
züglich verurteilte der Europäi- 


Die Flucht des PKK-Aktivisten Riza 
Altun führt zu diplomatischen Ver¬ 
wicklungen zwischen der Türkei 
und Österreich. Der Grund: Es 
bestanden mehrere türkische Haft¬ 
befehle gegen den Mann, der nach 
neun Tagen Haft in Österreich frei¬ 
gelassen worden ist und sich dar¬ 
aufhin in den Irak abgesetzt hat. 
Ursprünglich hatten Innen- und 
Justizministerium nur vage Anga 
ben dazu gemacht, warum der Mit¬ 
begründer der kurdischen Arbei¬ 
terpartei bei der Ausreise am Flug¬ 
hafen Wien-Schwechat festgenom¬ 
men worden ist. Tatsächlich waren 
die Haftbefehle und weniger sein 
verfälschter Reisepass das Pro¬ 
blem, erläutert der Korneuburger 
Staatsanwalt Walter Geyer im 
Gespräch mit dem Standard. "In so 
einem Fall wird das Auslieferungs- 


sche Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte (EGMR) am 24. Januar 
2006 die Türkei, da sie gegenü¬ 
ber Osman Murat Ülke gegen 
Artikel 3 der Europäischen Men¬ 
schenrechtskonvention versto¬ 
ßen habe. "Die zahlreichen 
Anklagen in Verbindung mit der 
Möglichkeit, dass er einer 
lebenslangen Strafverfolgung 
unterliegen könnte, stehen im 
Missverhältnis zu dem Ziel, die 
Ableistung des Militärdienstes 
sicherzustellen." Das Leben im 
Geheimen, dass Osman Murat 
Ülke aufgrund seiner Gewissens¬ 
entscheidung als Kriegsdienst¬ 
verweigerer führen müsse, sei 
als "ziviler Tod" zu bezeichnen. 
Das Ministerkomitee des Euro¬ 
parates hat sich nach dem Urteil 
des EGMR mehrmals mit dem 
Fall befasst und bei seinem Tref¬ 
fen am 13./14. Februar 2007 
"missbilligt, dass die türkischen 
Behörden bis jetzt keine indivi¬ 
duellen Maßnahmen unternom¬ 
men haben, um die durch das 
Gericht befundenen Verletzun¬ 
gen zu beenden und der Antrag¬ 
steller immer noch einem Haft¬ 
befehl unterliegt, um die gegen 


verfahren routinemäßig eingelei¬ 
tet", meint der Jurist. Zunächst ent¬ 
scheidet das Justizministerium, ob 
dem Staat, der den Haftbefehl aus¬ 
gestellt hat, überhaupt eine Auslie¬ 
ferung angeboten wird. Was im Fall 
Altun nicht passiert ist. 

Möglicher Grund: Die Haftbefehle 
sind alt und betreffen eher politi¬ 
sche Delikte. Erst 2005 hat der 
Europäische Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte in Straßburg den Pro¬ 
zess gegen PKK-Führer Abdullah 
Öcalan als unfair und menschen¬ 
rechtswidrig verurteilt 
Der Botschafter Österreichs wurde 
Mittwochmorgen ins türkische 
Außenministerium zitiert, wo man 
offiziell protestierte. Es sei "inak¬ 
zeptabel, dass ein EU-Mitglied wie 
Österreich einen per Interpol 
gesuchten Terroristen in den Irak 


ihn vorliegende Strafe zu voll¬ 
strecken." 

Über seine Anwälte wandte sich 
Osman Murat Ülke am 11. Juli 
2007 an das Ministerkomitee und 
forderte, dass "die Entscheidung 
des Militärstaatsanwaltes, ihn 
zum Antritt weiterer Haft aufzu¬ 
fordern, sofort aufgehoben wird 
und dass die türkischen Behör¬ 
den unverzüglich Maßnahmen 
ergreifen, um meine vollen Bür¬ 
gerrechte zu garantieren". 
Connection e.V. schließt sich die¬ 
sen Forderungen an und bittet 
gemeinsam mit der War Resi- 
sters 1 International und der DFG- 
VK um Schreiben per Fax und E- 
Mail an das Ministerkomitee des 
Europarates mit der dringlichen 
Bitte, der türkischen Regierung 
die Besorgnis über die mögliche 
Yerhaftung von Osman Murat 
Ülke und über seine weiterhin 
ungelöste Situation mitzuteilen. 
Zudem bitten wir um Protest¬ 
schreiben an den türkischen Prä¬ 
sidenten Ahmet Necdet Sezer. 
Vorlagen für Aktionsmöglichkei¬ 
ten und mehr sind zu finden über 
http://www.Connection-eV.de/ 
aktion (Co, 16.7., ISKU) 

Freilassung 

reisen lässt", sagte der türkische 
Außenminister Abdullah Gül laut 
CNN-Türk. Der türkische Bot¬ 
schafter in Wien brachte am Mitt¬ 
woch im heimischen Außenressort 
die Causa vor. 

Westeuropa tut sich im Umgang 
mit PKK-Aktivisten schwer: 
Deutschland hat gegen Altun zwar 
ein Ermittlungsverfahren eingelei¬ 
tet, aber nie einen Haftbefehl aus¬ 
gestellt. Frankreich, wo er sieben 
Jahre lang geduldet war, hat ihn 
offenbar auf US-Druck im Februar 
verhaftet, aber bald wieder auf 
freien Fuß gesetzt, sodass er ent¬ 
kommen konnte. Haftbefehl wurde 
keiner ausgestellt, dafür habe 
Frankreich versucht, ihn nach der 
Landung im Irak verhaften zu las¬ 
sen, berichtet ein Insider. 

(DS, 19.7, ISKU) 


in der Nähe des Berges Ararat 
habe die Polizei Warnschüsse in 
die Luft abgegeben, berichtete der 
türkische Nachrichtensender NTV 
am Mittwoch. 

Die beiden Gruppen gerieten 
aneinander, als Anhänger der Kur¬ 
denpartei DTP auf dem Weg zu 
einer Wahlkundgebung am Gebäu¬ 
de der rechtsnationalen Partei 
MHP vorbeikamen. Laut NTV 
wurden dabei Parolen für den 
inhaftierten Chef der PKK-Kur- 
denrebellen, Abdullah Öcalan, 
gerufen; die MHP befürwortet die 
Todesstrafe für Öcalan. 

(DS, 18.7, ISKU) 

Haydar Isik freigelassen 

Nach Angaben seines Rechtsan¬ 
walts ist der kurdische Schriftstel¬ 
ler Haydar Isik, der in der vorletz¬ 
ten Woche in München verhaftet 
worden war (siehe Nuce 317), aus 
der Untersuchungshaft entlassen 
worden. Gegen ihn wurden jedoch 
erhebliche Auflagen verfügt; so ist 
ihm derzeit der Kontakt zu den 
Mitgliedern des von ihm selbst 
gegründeten „Dersim-Wiederauf- 
bauvereins“ untersagt. Sein Anwalt 
kündigte an, gegen diese Ein¬ 
schränkungen vorzugehen. 

(MG. 19.8, ISKU) 

Paramilitärische Verbände 
der Kurden sichern Kirkuk 

Die Gewährleistung der Sicherheit 
in der irakischen Provinz Kirkuk, 
wo vor zwei Tagen bei einem Bom¬ 
benanschlag 80 Menschen getötet 
und 200 verletzt worden sind, wird 
den kurdischen paramilitärischen 
Peshmerga übertragen, meldet die 
irakische Zeitung al-Mada unter 
Berufung auf den Vize-Präsiden- 
ten von Kurdistan, Kosrat Rassul 
Ali. 6000 Mann werden laut Mel¬ 
dung am Stadtrand von Kirkuk 
zusammengezogen, um die Bewa¬ 
chung der Ölpipelines und der 
Stromleitungen zu übernehmen 
sowie für Sicherheit in der Stadt zu 
sorgen. Auf die Entsendung der 
Peshmerga hätten sich Bagdad 
und die kurdische Regierung geei¬ 
nigt, heißt es in den Blatt. 

(RIA, 187, ISKU) 
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Gefechte der vergangenen Woche 


Am 15. Juli startete die türkische 
Armee eine umfangreiche Opera¬ 
tion im Dreieck von (Jatak, 
Beytüssebap und Hakkari. An der 
Operation beteiligten sich auch 
die örtlichen Einheiten von 
fatak, Beytüssebap, Sirnak und 
Pervari. Bis zum 17. Juli wurde 
die Operation in Raum Kato Jirka 
Berg, Derye Sekalok, Deriye 
Beranan und Deriye Qaye ausge¬ 
weitet. Es kam zu mehreren 
Gefechten zwischen dem türki¬ 
schen Militär und den Volksver¬ 
teidigungskräften HPG. Dabei 
wurde ein Unteroffizier, 14 Solda¬ 
ten getötet, ein Offizier und 15 
Soldaten verletzt. Nachdem sich 


die türkische Armee zurückgezo¬ 
gen hatte, wurde das Gebiet mit 
Kampf-Hubschraubern massiv 
bombardiert. Auf Seiten der 
Volksverteidigungskräfte kam es 
zu keinen Verlusten. 

Am frühen Morgen des 18. Juli 
nahm die türkische Armee die 
Regionen Haftanin, Zap, Kasura 
und Xakurke (Gebiete in Nord- 
Irak) unter Artilleriebeschuss. 
Schäden bei der Zivilbevölkerung 
konnten nicht festgestellt. 

Am 12. Juli kam es in Gebiet Sem- 
dinli der Provinz Hakkari zu Aus¬ 
einandersetzungen zwischen der 
HPG und dem türkischen Militär. 
Dabei kamen zwei Guerilla- 


Kämpfer ums Leben. Die Leich¬ 
name der beiden wurden von tür¬ 
kischen Einheiten in das Dorf 
Qelas gebracht und dort mit Gra¬ 
naten geschändet. 

Bei einer Vergeltungsaktion nahe 
der Militärkaserne Gare wurden 
2 Soldaten getötet, einige ver¬ 
letzt. 

Am 10. Juni führte die HPG eine 
Sabotageaktionen gegen zwei 
Güterzüge, die Kriegsmaterial 
transportierten, zwischen Erzin- 
can und Elazig und zwischen 
Erzincan und Sivas durch. Dabei 
wurden die Gleise und mehrere 
Wagons schwer beschädigt wor¬ 
den. (HPG, 13.-187. ISKU) 


Türkei protestiert gegen 
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Voraussichtlich 23 unabhängige Abgeordnete im türkischen Parlament 

Tausend Hoffnungen 


Als »Festtag« bezeichnete eine 
Sprecherin der kurdischen »Partei 
für eine Demokratische Gesell¬ 
schaft« (DTP) das Ergebnis der 
Parlamentswahlen in der Türkei. 
Vorraussichtlich 23 Unabhängige 
halten demnach Einzug in die 
»Große Nationalversammlung« der 
Türkei in Ankara - eine Zahl, 
die zur Bildung einer eigenen 
Fraktion berechtigt. Die nun ff 
gewählten Abgeordneten, die 
im linken Bündnis der »Kandi¬ 
daten der tausend Hoffnun¬ 
gen« angetreten waren, kom¬ 
men unter anderem aus den 
kurdischen Städten und Regio¬ 
nen Dersim, Diyarbakir, Hak- 
kari, Mersin, Mardin, Mus, 
Urfan, Van, Batman, Simak 
und Bitlis. Auch in Istanbul 
konnten zwei unabhängige 
Kandidatinnen die Mehrheit in 
ihren Wahlkreisen gewinnen. 

Vom Knast ins Parlament 

Die Anzahl der weiblichen 
Abgeordneten im Parlament 
der Türkei hat sich verdoppelt. 
Waren in der vergangenen 
Legislaturperiode 24 Frauen 
vertreten, so sind es in diesem 
Jahr 48 von insgesamt 550 
Abgeordneten. Von den von 
DTP unterstützten neun Kandida- 
ünnen sind acht per Direktwahl ins 
Parlament eingezogen. Somit hat 
die DTP ihr Ziel einer Frauenquote 
von 40 Prozent nicht ganz erreicht: 
34 Prozent - mehr als jemals zuvor 
in einer Partei oder parlamentari¬ 
schen Gruppe in der politischen 
Geschichte der Türkei - der von 
der DTP unterstützten Abgeordne¬ 
ten sind nach den vorläufigen End¬ 
ergebnissen Frauen. Die Ergeb¬ 
nisse stehen noch nicht endgültig 
fest, da die Wahlen in mehreren 
Wahlkreisen aufgrund verschwun¬ 
dener Wahlurnen und weiterer 
Ungereimtheiten angefochten wur¬ 
den. Der Einspruch in Urfa wegen 
17 verloren gegangener Wahlurnen 
wurde inzwischen abgelehnt 


Eine der gewählten acht Frauen ist 
SebahatTuncel, die ca. 90.000 Stim¬ 
men in Istanbul erhielt. Die Wahlen 
verfolgte sie im Gefängnis in 
Gebze, wo sie wegen des Vorwurfs 
der Mitgliedschaft in der PKK in 
Untersuchungshaft saß. Ihr Wahl¬ 
kampf, den sie aufgrund ihrer Haft 



Sebahat Tuncel nach ihrer Freilassung am Dienstag 

(Foto: DIHA) 


der 


nicht selber führen konnte, wurde 
von breiten Frauenkreisen unter¬ 
stützt. Am Dienstag wurde sie 
unter großem Jubel von 10.000 
Menschen empfangen, als sie auf¬ 
grund der gewonnenen Immunität 
das Gefängnis verlassen konnte. 
Eine weitere ist mit 31 Jahren die 
jüngste Abgeordnete im Parlament 
der Türkei: Ayla Akad Ata aus Bat¬ 
man. Somit hat die Stadt, die stets 
mit Frauenselbstmorden in die 
Schlagzeilen geriet, jetzt eine junge 
Frau als parlamentarische Vertrete¬ 
rin. 

Chancen auf Annäherung 

Noch stehen die Panzer und 
Geschütze an der Grenze zum 
Nordirak, 150 000 Soldaten haben 
die türkischen Streitkräfte hier 


aufgeboten. Aber dass sie im 
Nachbarland einmarschieren wer¬ 
den, ist seit der Parlamentswahl 
vom Sonntag viel unwahrschein¬ 
licher geworden. Schon seit 
Monaten widersetzt sich Minister¬ 
präsident Tayyip Erdogan dem 
Drängen der Generäle und der 
Opposition, militärisch gegen 
die kurdische Guerilla im 
Nordirak vorzugehen. Nach 
seinem triumphalen Wahlsieg 
kann Erdogan gegenüber den 
Scharfmachern selbstbewus¬ 
st ster auftreten. Der Premier 
weiß: Der Einmarsch im Nord¬ 
irak würde den Kurdenkon¬ 
flikt im eigenen Land stark 
anheizen. 

Erdogan hat jetzt ein klares 
Mandat für eine neue Kurden¬ 
politik: Seine AK-Partei schnitt 
in der kurdischen Region sehr 
erfolgreich ab. 2002 hatte sie 
dort noch 26,6 Prozent bekom¬ 
men, diesmal 53,1 Prozent. In 
Diyarbakir steigerte Erdogans 
Partei ihren Anteil von 16 auf 
42 Prozent und gewann sechs 
der zehn Mandate. Und mit 
dem Einzug kurdischer Abge¬ 
ordneter ins türkische Parla¬ 
ment vergrößert sich die 


Chance auf einen Dialog auf pala- 
mentarischer Ebene. 

Unter den neu gewählten kurdi¬ 
schen Abgeordneten ist auch Akin 
Birdal, früher Präsident des IHD, 
der 1998 den Mordanschlag eines 
Rechtsextremisten überlebte. Bir¬ 
dal will im Parlament für "Frieden 
statt Kriegshetze, Recht statt mili¬ 
tärischer Bevormundung" strei¬ 
ten. Auch der DTP-Vorsitzende 
Ahmet Türk bekam ein Mandat in 
der Nationalversammlung. "Wir 
wollen die Kultur des Konflikts 
und der Gewalt beenden", sagt er. 
Schon einmal, 1991 war er Abge¬ 
ordneter, wurde aber 1994 wegen 
angeblicher Kontakte zur PKK zu 
13 Jahren Haft verurteilt. 

(ÖP,24./25.7.,jW,24.7„ 
FR, 26.7., ISKU) 


Demonstration in Frankfurt 


In Frankfurt hat eine Demon¬ 
stration aus Protest gegen den 
"schmutzigen Krieg in Kurdi¬ 
stan", die fortgesetzten Militär¬ 
operationen und die Repression 
europäischer Staaten gegen Kur¬ 
den stattgefunden. An der vom 
Kulturzentrum Mesopotamien 
organisierten Protestaktion nah¬ 
men ca. 400 Personen teil. Unter¬ 
stützt wurde die Demonstration 
von AGIF und ATIK. 

Auf der Abschlusskundgebung 
am Römer hielt der KON-KURD- 


Vorsitzende Nizamettin Toguc 
einen Redebeitrag, in dem er zu 
einer Lösung der kurdischen 
Frage aufrief. An die europäi¬ 
schen Staaten gerichtet, erklärte 
er: "Wenn Ihr demokratische 
Länder seid, dann entzieht den 
Massakern des türkischen Staa¬ 
tes die Unterstützung. Mit der 
Repression gegen Kurden hier 
in Europa unterstützt Ihr diese 
Massaker. Wo bleiben Eure 
Menschenrechte? Seht endlich 
davon ab, für Eure eigenen Inter¬ 


essen die Kurden zu opfern. 
Stellt Euch nicht auf die Seite 
der Despoten, sondern auf die 
der Unterdrückten." Die Kurden 
forderte Toguc auf, ihre Rechte 
zu verteidigen. 

Weiterhin wurde eine Grußbot¬ 
schaft von AGIF verlesen, in der 
unter der Überschrift "Das kur¬ 
dische Volk ist nicht allein" die 
Repression des deutschen Staa¬ 
tes gegen Kurden verurteilt 
wurde. 

(ÖP, 23.7, ISKU) 


Meldungen 

Seit drei Wochen kein 
Kontakt zu Öcalan 

Seit drei Wochen findet kein 
Besuch seiner Anwälte und Ange¬ 
hörigen bei Abdullah Öcalan statt. 
Auch an diesem Mittwoch wurde 
die Fahrt zur Gefängnisinsel Imra- 
li von der Jandarma-Kommandan- 
tur in Gemlik mit der Begründung 
verweigert, das Schiff sei defekt. 

(ANF, 25.7, ISKU) 

Erneut Razzien in 
kurdischem Verein 

Die Repressionswelle des deut¬ 
schen Staates gegen Kurden reißt 
nicht am. Am Donnerstagmorgen 
wurden das kurdische Kulturzen¬ 
trum in Gießen sowie zwei Woh¬ 
nungen durchsucht. Der Vereins¬ 
vorsitzende Ali Aktas und das Ver¬ 
einsmitglied Ekrem Esiyok wur¬ 
den festgenommen. Bei den 
Durchsuchungen wurden die 
Türen aufgebrochen und mehrere 
Gegenstände beschlagnahmt. 

Seit Januar gab es fünf groß ange- 
legte Razzien gegen Kurden und 
kurdische Einrichtungen. Dabei 
wurden 132 Vereine, Wohnungen 
und Arbeitsplätze durchsucht und 
Dutzende Personen festgenom¬ 
men. Die letzte Durchsuchungs¬ 
welle fand am 5. Juli zeitgleich in 
München, Köln und Baden-Würt¬ 
temberg statt. (ANF, 26.7, ISKU) 

Hilferuf für kurdische 
Journalisten 

Die Organisation "Journalisten 
ohne Grenzen" hat die internatio¬ 
nale Gemeinschaft zu sofortigem 
Handeln für die beiden kurdischen 
Journalisten Adnan Hasanpur und 
Hiwa Botimar aufgerufen. Gegen 
beide hatte der Iran am 16. Juli 
unter dem Vorwurf der Spionage 
die Todesstrafe verhängt. Hasan¬ 
pur und Hiwa wurden mittlerweile 
ins Gefängnis Sine verlegt wo wei¬ 
tere kurdische Journalisten inhaf¬ 
tiert sind. Im Anschluss an das 
Urteil gegen die beiden kam es zu 
anhaltenden Protesten in der Stadt 
Merivan, über die mittlerweile die 
Ausgangssperre verhängt wurde. 

(ANF, 26.7, ISKU) 

Iran bombardiert Südkurdistan 

Die iranische Armee hat nach hef¬ 
tigen Gefechten mit der PJAK- 
Guerilla in letzter Zeit erneut die 
Region Haci Umran im Grenzge¬ 
biet bombardiert. Menschen ka¬ 
men dabei nicht ums Leben, aller¬ 
dings brannten Felder ab und die 
Bevölkerung flüchtete aus der 
Region. (ÖP, 26.7, ISKU) 

Französische Sozialisten 
fordern Lösung 

Die sozialistische Partei Frank¬ 
reichs (PS) hat nach den Parla¬ 
mentswahlen die türkische Regie 





Film über Morde an Frauen 


Im Rahmen eines Forschungs¬ 
projekts der Stadtverwaltung von 
Diyarbakir-Baglar zu Frauen¬ 
selbstmorden und Ehrenmorden 
entsteht ein zwanzigminütiger 
Dokumentarfilm, in dem die 
Geschichten betroffener Frauen 
festgehalten werden. Der For¬ 
schungsbericht wird als Buch 
veröffentlicht und Frauenorgani¬ 
sationen zur Verfügung gestellt. 
Die Projektkoordinatorin der 
Stadtverwaltung Baglar Ayse 
Göhkan erklärte zur Entstehung 
des Projekts, ausschlaggebend 
für die Idee sei die Problematik 
der Wahrung von Frauenrechten 
in der Türkei im Allgemeinen 
und dem Fakt, dass die sozioöko- 
nomische Struktur in der kurdi¬ 
schen Region zu einer Verstär¬ 
kung der schwierigen Lage von 
Frauen beitrage. Flucht und Ver¬ 
treibung sowie große Armut 
führten zu stärkerer Gewalt 
gegen Frauen, so Gökhan. Aus 
diesen Gründen sei es zu einer 
ernsten Vermehrung von Selbst- 


Auf dem dritten "Frauen-Frei- 
heitsrat" der kurdischen Fraue¬ 
norganisierung KJB in den 
"Medya-Verteidigungsgebieten" 
in den kurdischen Bergen ist von 
126 Delegierten zwischen dem 5. 
und dem 11. Juli 2007 über eine 
"kurdische Frauenverfassung" 
diskutiert und eine Schwerpunkt¬ 
setzung auf Basisorganisierung 
beschlossen worden. 

Weitere Themen waren die Not¬ 
wendigkeit des verstärkten Auf¬ 
baus von spezifischen Frauenor¬ 
ganisierungen innerhalb der 
Errichtung einer "demokrati¬ 
schen Nation". Dazu beitragen 
soll eine kurdische Frauenkonfe¬ 
renz, die innerhalb der kommen¬ 
den zwölf Monate stattfinden 


Der Menschenrechtsverein 
(IHD) kämpft seit 21 Jahren in 
der Türkei für Menschenrechte. 
Wie die Vorsitzende Reyhan Yal- 
cindag aus Anlass des Jahresta¬ 
ges des 1986 gegründeten Ver¬ 
eins auf einer Pressekonferenz 
erklärte, sei der Verein dabei 
"Zeuge von 21 schmerzhaften 
Jahren der Türkei" geworden. 
Trotz aller Anstrengungen sei 
Folter immer noch weit verbrei¬ 
tet, so Yalcindag. Im Zeitraum 
seit der Vereinsgründung seien 
so viele Parteien, Gewerkschaf¬ 
ten und weitere demokratische 
Massenorganisationen verboten 
worden, dass die Türkei buch¬ 
stäblich zu einem Grab für Par¬ 
teien und Organisationen gewor¬ 
den sei. Der IHD habe in dieser 
Zeit für Rechte und Freiheit 
gekämpft, indem er sich gegen 
jede Art von Rechtsverletzung 
gestellt habe. 

In den 21 Jahren des Bestehens 
seien vom IHD mehrfach Kam¬ 
pagnen betrieben worden, so 


und Ehrenmorden gekommen. 
Im Rahmen des Projekts werden 
Daten und Dokumente zu sol¬ 
chen Morden in Arned und 
Umgebung gesammelt. 

Das Projekt läuft seit sechs 
Monaten und soll bis Ende des 
Jahres andauern. Neben Daten¬ 
erhebungen aus den letzten fünf 
Jahren werden dabei zehn 
aktuelle Fälle ausgewertet, dar¬ 
unter fünf Selbstmorde, drei 
Ehrenmorde und zwei Ver¬ 
dachtsfälle von Ehrenmorden, 
die als Selbstmorde getarnt wur¬ 
den. "Wir gehen direkt an den 
Ort des Geschehens, sammeln 
Daten, führen Interviews, hören 
Zeugen an und filmen alles, was 
mit dem Mord zu tun hat.", so 
Göhkan weiter: "Uns interessie¬ 
ren das Alter der betroffenen 
Frauen, ihr Bildungsgrad, ihre 
ökonomische Lage, ihr sozialer 
Status, das, was sie vor hatten 
und das, was sie zurückgelassen 
haben. Aus all diesem Material 
werden wir einen zwanzigminüti- 


soll. Um ein "konföderales 
System" installieren zu können, 
wurde über die Möglichkeiten 
diskutiert, wie eine Basisorgani¬ 
sierung von Frauen vorangetrie¬ 
ben werden kann. Weiterhin 
nahm die Frage einen breiten 
Raum ein, wie aktiv mit den Pro¬ 
blemen von Frauen in der Gesell¬ 
schaft umgegangen werden 
kann. 

In der Abschlusserklärung des 
Rates wird außerdem die Rolle 
von Frauen in der Entwicklung 
eines demokratischen konfödera- 
len Systems als Gegenentwurf 
zum patriarchalen System, das 
auf Nationalismus, Sexismus 
sowie Religiosität und Wissen¬ 
schaftsgläubigkeit aufbaue, 


zwei Mal gegen die Todesstrafe, 
ein Mal gegen Kündigungen 
während des Militärputsches, 
vier Mal für die Meinungsfrei¬ 
heit, zwei Mal für das Auffinden 
von Verschwundenen, drei Mal 
für Frieden, zwei Mal für eine 
unterschiedslose Generalamnes¬ 
tie, ein Mal für die Aufhebung 
der Staatssicherheitsgerichte 
(DGM), jeweils ein Mal für 
Flüchtlinge sowie gegen das 
Schweigen in Fällen von Folter 
und für die Chancengleichheit 
von Behinderten. 

Der Verein begreife sich als eine 
Art Feuerwehr gegen Rechts¬ 
verletzungen und strahle die 
Botschaft aus: "Wir gehen dort¬ 
hin, wo es brennt." Seit der 
Gründung habe der Verein 21 
Vorstandsmitglieder durch 
Mord oder Folter verloren. Es 
sei der IHD gewesen, der erst¬ 
malig Fälle von Tod und Ver¬ 
schwinden in staatlichem 
Gewahrsein vor den EMGH 
gebracht habe. 


gen Dokumentarfilm erstellen, 
der bei der Arbeit zur Verhinde¬ 
rung von Gewalt gegen Frauen 
genutzt werden soll. Der For¬ 
schungsbericht wird in Buch¬ 
form kostenlos an Frauengrup¬ 
pen verteilt werden." 

Die Existenz von dieser Art von 
Morden sei in 54 Ländern nach¬ 
gewiesen, so Ayse Gökhan: "In 
verschiedenen Ländern gibt es 
verschiedene Begriffe für Ehren¬ 
morde. Wir sind davon über¬ 
zeugt, dass Ehrenmorde aus der 
Ungleichheit zwischen Frauen 
und Männern, aus dem patriar¬ 
chalen System heraus entstehen. 
Ehrenmorde sind immer statis¬ 
tisch behandelt worden. Es 
wurde kategorisiert: So und so 
viel Frauen haben Selbstmord 
begangen, so und so viel Frauen 
sind Ehrenmorden zum Opfer 
gefallen. Mit unserem Projekt 
wollen die Geschichten dieser 
Frauen objektiv und unkommen- 
tiert weitergeben." 

(ÖP, 17.7., ISKU) 


betont. Hierfür sei es notwendig, 
dass die Partei Freier Frauen 
Kurdistans (PAJK), die das ideo¬ 
logische Standbein der KJB dar¬ 
stellt, stärkere Perspektiven ent¬ 
wickelt und konkret Lösungen 
für die von Frauen erlebten 
Widersprüche und Probleme 
erarbeite. Die YJA, die wiederum 
das gesellschaftliche Standbein 
der kurdischen Frauenbewegung 
ausmacht, müsse die Organisie¬ 
rung von der Basis aus vorantrei¬ 
ben und effektiver in ihrer Arbeit 
werden. Die YJA-Star als militäri¬ 
scher Arm sei aufgrund der fort¬ 
gesetzten Angriffe gezwungen, 
die Frauenguerilla weiter zu pro¬ 
fessionalisieren. 

(ÖP, 16.7, ISKU) 


Zur kurdischen Frage erklärte 
Yalcindag: "Die kurdische Pro¬ 
blematik gehört zu den größten 
Menschenrechtsproblemen in 
der Türkei. Der IHD hat die 
Menschenrechtsverletzungen, 
die aus der ungelösten kurdi¬ 
schen Frage resultieren, beob¬ 
achtet, dokumentiert und in der 
Türkei und der gesamten Welt 
öffentlich gemacht. Er hat gegen 
die Rechtsverletzungen, die aus 
dem Kriegszustand resultieren, 
sowie die Dorfentvölkerungen 
gekämpft. Der IHD hat einen 
gesellschaftlichen Frieden gefor¬ 
dert und immer daran geglaubt, 
dass die kurdische Frage nur mit 
demokratischen Methoden 
gelöst werden kann. Der IHD 
vertritt die These, dass nicht nur 
die kurdische Frage, sondern 
alle Probleme im Zusammen¬ 
hang mit Sprache, Religion, eth¬ 
nischer Herkunft und Kultur, mit 
dem Übergang zum Prinzip der 
Demokratie gelöst werden kön¬ 
nen." (ANF, 18.7, ISKU) 


rung dazu aufgefordert, ernste 
Schritte für die Lösung der Kurdi¬ 
schen Frage zu unternehmen. Auf 
ihrer Intemetseite wiesen sie dar¬ 
auf hin, dass der Ausgang der 
Wahlen als deutliches Zeichen für 
den Wunsch nach Demokratie zu 
werten sei. Sie begrüßten die Prä¬ 
senz der kurdischen Minderheit 
im zukünftigen Parlament durch 
den Einzug der Unabhängigen, 
bedauerten jedoch den Einzug der 
nationalistischen und gegen Euro¬ 
pa eingestellten extremen Rech¬ 
ten. (ANF, 25.7, ISKU) 

Erste Konsequenzen 
der Parlamentswahlen 

Mehmet Agar, der noch vor der 
Wahl großspurig verlauten lies, 
dass seine DP (Demokratische 
Partei) keine Probleme damit 
haben werde die 10 % Hürde zu 
überwinden, musste eine bittere 
Niederlage einstecken. Die DP 
bleibt außerhalb des Parlaments. 
Agar zog daraufhin die Konse¬ 
quenz und trat zurück. Allerdings 
wird die Niederlage für Agar eine 
weitere Konsequenz bereithalten, 
denn mit der Niederlage verliert er 
auch die Immunität, die ihn bisher 
vor einem Prozess in Sachen 
Susurluk bewart hatte. 

(Ra, 23.7, ISKU) 

Sommerlager im 
UTAMARA-Frauenzentrum 

Zwischen dem 15. und 22. Juli hat 
im Frauenzentrum UTAMARA bei 
Bonn ein Sommerlager für Frauen 
und Kinder stattgefunden, an dem 
Frauen aus verschiedenen Län¬ 
dern Europas teilgenommen 
haben. Dabei fand ein Programm¬ 
angebot mit Computerkursen, Kul¬ 
tur- und Theaterworkshops, ver¬ 
schiedenen Ausflügen, Filmen und 
Seminaren zu verschiedenen The¬ 
men statt, statt. An dem ersten 
Sommerlager nahmen elf Frauen 
und 13 Kinder teil. Ein zweites 
Sommerlager findet vom 5. bis 
zum 12. August statt. Frauen, die 
daran teilnehmen wollen, können 
sich bis eine Woche vor Beginn 
noch unter: utamara@web.de oder 
Tel: 02644 602424 anmelden. 

(ÖP, 25.7, ISKU) 
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Anzeichen für gemeinsames Vorgehen USA-Türkei gegen PKK 

Angriffspläne durchgesickert 


Wer geglaubt hatte, daß die türki¬ 
schen Kriegsdrohungen gegen¬ 
über dem Nordirak nur eine Beglei¬ 
terscheinung des türkischen Wahl¬ 
kampfes der vergangenen Wochen 
waren, der sieht sich getäuscht. 
"Wir sind bereit für einen Militär¬ 
schlag gegen den Nordirak", 
erneuerte jetzt Egemen Bagis, der 
außenpolitische Berater von Mini¬ 
sterpräsident Tayyip Erdogan, die 
Drohungen. Wenn der amerikani¬ 
sche Verbündete nicht endlich 
gegen die Stützpunkte der kurdi¬ 
schen Guerilla von der Arbeiterpar¬ 
tei Kurdistan (PKK) im Nordirak 
vorgehe, werde man selbst los¬ 
schlagen. In Ankara ist die Ansicht 
weit verbreitet dass ein gezielter 
Angriff auf deren Stellungen in der 
unwegsamen Bergregion das "Kur¬ 
denproblem" aus der Welt schaffen 
würde. 

In Washington mehren sich unter¬ 
dessen die Anzeichen dafür, dass 
man nunmehr willens ist zu einem 
begrenzten Vorgehen gegen die 
kurdische Guerilla, um den wichti¬ 
gen türkischen Alliierten bei der 
Stange zu halten und von einseiti¬ 
gen Maßnahmen abzuhalten. Be¬ 
reits vor einer knappen Woche 
hatte Matt Bryza, ein für die Region 
zuständiger hochrangiger Beamter 
des US-Außenministeriums, vor 
Journalisten durchblicken lassen, 
dass sich die Einstellung der USA 
zur PKK "grundlegend gewandelt" 
habe und konkrete Schritte gegen 
die Guerilla im Nordirak unmittel¬ 
bar bevorstünden. 


Mit einer Erklärung hat der DTP- 
Vorstand eine selbstkritische Wahl¬ 
analyse vorgestellt. Demnach seien 
zwar mit einer Anzahl von über 
zwanzig genügend Kandidaten 
gewählt worden, um im Parlament 
eine Fraktion bilden zu können, 
allerdings sei das erwartete Ergeb¬ 
nis nicht erreicht worden. Dafür 
gebe es sowohl Gründe, die außer¬ 
halb der Partei lägen, als auch aus 
dem Inneren resultierende, mit 
denen man sich auseinandersetzen 
müsse. 

Zusammengefasst sei das Ergebnis 
der Wahlen, dass es der AKP gelun¬ 
gen sei, alleine die Regierung zu 
stellen, die CHP trotz ihrer Stellung 
als Oppositionspartei erfolglos her¬ 
vorgegangen sei, die MHP die 
Wahlhürde überschritten habe und 
die von der DTP unterstützten Kan¬ 
didaten in ausreichender Zahl ins 
Parlament eingezogen seien, um 
eine Fraktion zu bilden. 

'Vor allem hat die Bevölkerung 
Haltung gegen die Parteien bezo- 


Die Washington Post berichtete 
jetzt in ihrer Ausgabe vom Montag 
über durchgesickerte Details der 
amerikanischen Planungen für 
einen Angriff auf die PKK Dem¬ 
nach soll der Unterstaatssekretär 
für Verteidigung, Eric Edelman, 
bereits führende Kongressmitglie¬ 
der vertraulich über ein geplantes 
Kommandountemehmen der ame¬ 
rikanischen Streitkräfte unterrich¬ 
tet haben, mit dem die wichtigsten 
Kommandeure der Guerilla gezielt 
ausgeschaltet und die PKK "füh- 
rungslos" gemacht werden soll. 
Ziel dieser mit dem türkischen 
Generalstab abgestimmten Aktion 
sei es, die kurdische Guerilla so 
sehr zu schwächen, daß ein türki¬ 
scher Einmarsch in den Nordirak 
überflüssig werde. 

Von der amerikanischen Botschaft 
in Ankara wurde der Bericht der 
Zeitung weder bestätigt noch 
dementiert. Auf Anfrage des Fern¬ 
sehsenders CNN Türk hieß es, daß 
die USA "die Bedrohung durch die 
PKK sehr ernst nehmen und 
gemeinsam mit der Türkei und 
dem Irak an einer Beseitigung die¬ 
ser Bedrohung" arbeiteten. 

Halbes Dementi vom 
US-Außenministerium 

Der stellvertretende Sprecher des 
State Departments, Tom Casey, 
bestritt am Dienstag vor der Presse 
in Washington, die USA und die 
Türkei würden eine Geheimopera¬ 
tion zur Entführung der Spitzen der 
PKK vorbereiten. 


gen, die auf populistische Weise für 
den Krieg plädiert haben. Gleich¬ 
zeitig wurde gegen ein militäri¬ 
sches Regime gestimmt. Die Ver- 
nichtungs- und Verleugnungspoli¬ 
tik hat keine Zustimmung gefun¬ 
den. Die Politik, danach es nur 
eine Nation, eine Sprache und eine 
Konfession geben soll, die die CHP 
und nationalistische Kreise propa¬ 
giert haben, hat Bankrott gemacht. 
Die CHP ist ideologisch gesehen 
am Ende." 

Ausschlaggebend für den Stim¬ 
mengewinn der AKP sei eine feh¬ 
lende Alternative in Verbindung mit 
dem Wunsch der Bevölkerung 
nach Stabilität. Die AKP habe damit 
geworben, sich für eine demokrati¬ 
sche Veränderung einzusetzen; 
damit habe sie eine große Verant¬ 
wortung übernommen. 

Im Parlament bestehe jetzt eine 
große Chance für den Frieden in 
der Türkei, eine Lösung der kurdi¬ 
schen Frage, für Veränderung, Sta¬ 
bilität und Aufschwung. 


"Für mich klingt das wie ein gutes 
Sujet für einen Spionageroman. Ich 
weiß jedoch nichts davon und kann 
es nicht kommentieren, selbst 
wenn ich Bescheid hätte. Ich 
würde Sie deshalb an die zuständi¬ 
gen Aufklärungsbehörden verwei¬ 
sen, wenn Sie eine Stellungnahme 
haben wollen", beschied Casey die 
Medien. 

Der Journalist Robert Novak hatte 
am Montag in der Washington Post 
behauptet, hochrangige Vertreter 
der Bush-Administration würden 
mit türkischen Regierungsvertre- 
tem unter strengster Geheimhal¬ 
tung an einem Plan für eine 
Geheimoperation zur Zerschla¬ 
gung der PKK und die Ergreifung 
ihrer Anführer arbeiten. Wie es in 
dem Blatt heißt, hat der stellvertre¬ 
tende Pentagon-Chef Eric Edel¬ 
mann in der vergangen Woche eini¬ 
ge Kongressabgeordnete gemäß 
Rechtslage vertraulich unterrichtet 
und davon informiert, dass Sonder¬ 
einsatzkräfte der USA die türki¬ 
schen Truppen bei der Neutralisie¬ 
rung der Führung der separatisti¬ 
schen Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) unterstützen würden. Edel¬ 
mann habe sich von dem Erfolg 
überzeugt gezeigt, jedoch für den 
Fall aller Fälle Vertraulichkeit zuge¬ 
sagt, um sich von der Operation 
distanzieren zu können. Die USA 
wollten, schreibt Novak, die Türkei 
durch die gemeinsame Operation 
von einem bewaffneten Einmarsch 
im Nachbarland abhalten. 

(jW/RIA, 1.8., ISKU) 

DTP 

Weiter wird in der DTP-Erklärung 
daran erinnert, dass die Partei auf¬ 
grund der undemokratischen 
Wahlhürde mit unabhängigen Kan¬ 
didaten in die Wahlen habe gehen 
müssen: "Dadurch sind zwar weni¬ 
ger Abgeordnete gewählt worden, 
aber gleichzeitig ist damit deutlich 
geworden, dass die Wahlhürde kei¬ 
nen Sinn macht. Wir haben minde¬ 
stens fünf Abgeordnete durch die 
vereinigten Wahlzettel sowie die an 
bestimmten Orten stattgefundenen 
Schwierigkeiten, Behinderungen 
und Betrügereien verloren. Ein 
großes Unrecht stellt auch die 
Zurechnung der am Zoll abgegebe¬ 
nen Stimmen in die Wahlkreise dar. 
Am Zoll können nur Parteien 
gewählt werden, die unabhängigen 
Kandidaten sind nicht auf den 
Wahlzetteln vermerkt. Dass die 
Stimmen trotzdem den Wahlkrei¬ 
sen zugerechnet werden, wider¬ 
spricht dem Prinzip der Gleich¬ 
heit." Ein weiteres Problem bei der 
Stimmabgabe (Forts, auf Seite 2) 
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Meldungen 

Abgeordnete dürfen keine 
Gefangenen mehr besuchen 
Unmittelbar nach den Parlaments¬ 
wahlen in der Türkei hat das 
Justizministerium eine Änderung 
der Bestimmungen zu Besuchen 
bei Gefangenen öffentlich ge¬ 
macht: Hatten zuvor Abgeordnete 
das Recht, Gefangene sogar ohne 
Trennscheibe zu besuchen, ist die 
ses ab sofort im Falle von "Terrori¬ 
sten" abgeschafft. Die neuen 
Bestimmungen scheinen unmittel¬ 
bar für Abdullah Öcalan geschaf¬ 
fen worden zu sein, betreffen aber 
auch alle anderen Untersuchungs¬ 
und Strafgefangenen, denen Straf¬ 
taten nach dem Antiterrorgesetz 
vorgeworfen werden. 

(ANF, 28.7., ISKU) 

Appell an weibliche 
Abgeordnete an Frauengrab 

Beim Besuch des Grabes von Hali- 
se Tastekin, die in Urfa am Wahl¬ 
tag mit einer Kugel im Kopf in 
einem Müllcontainer aufgefunden 
worden war, haben Frauen ver¬ 
schiedener Organisationen wie 
DTP, IHD und des Frauensolida¬ 
ritätsvereins "Haus des Lebens" an 
ihre ins Parlament gewählten 
Geschlechtsgenossinnen appel¬ 
liert, daran zu arbeiten, weitere 
Ehrenmorde zu verhindern. Die 
24-jährige Halise Tastekin war seit 
acht Monaten verheiratet und war 
vor drei Monaten in das Haus ihrer 
Eltern zurückgekehrt, weil es mit 
ihrem Mann zu nicht näher be¬ 
kannten Unstimmigkeiten gekom¬ 
men war. Die Frauen legten Nel¬ 
ken am Grab nieder und vergru¬ 
ben symbolisch Spielzeugpistolen. 
Im Namen der anwesenden Frau¬ 
en hielt Serpil Geyik vom Frauen¬ 
solidaritätsverein eine Rede, in der 
sie das neu gewählte Parlament 
aufforderte, daran zu arbeiten, 
Ehrenmorde künftig zu verhin¬ 
dern. Bei der Gewalt gegen Frau¬ 
en handele es sich um ein syste¬ 
matisches Problem. Die Politik 
unternehme nicht genug dagegen, 
die Arbeit des Frauen- und Fami- 
lienministeriums sei sehr ober¬ 
flächlich, so Geyik. Zivilgesell¬ 
schaftliche Organisationen, die 
Medien sowie staatliche Einrich¬ 
tungen seien gefordert, dem 
Thema die nötige Aufmerksamkeit 
zu widmen. (ÖP, 28.7., ISKU) 

Juli-Bilanz der HPG 

Am 1. August veröffentlichte das 
Pressezentrum der Volksverteidi¬ 
gungskräfte (HPG) die Bilanz des 
Krieges für den Juli 2007. Dem¬ 
nach führte die türkische Armee 
39 Militäroperationen durch bei 
denen es zu 32 Gefechten mit den 
HPG kam. Dabei musste die 
Armee 52 Verluste verzeichnen 
sowie 47 Verwundete. Dazu kam 





Vom Häftling zur Abgeordneten 


Erstmalig ist eine Frau direkt aus 
dem Gefängnis ins Parlament 
gewählt worden: Sebahat Tuncel. 
Bei ihrer Haftentlassung wurde sie 
von Tausenden empfangen. Die 
Özgür Politika hat mit ihr über ihre 
Ziele im Parlament, ihren Beitrag 
zum Kampf von Frauen und die 
Wahlergebnisse gesprochen. 

Mit dem Sprung vom Gefängnis ins 
Parlament ist Ihnen eine Premiere 
in der Türkei gelungen. Haben Sie 
dieses Ergebnis erwartet? 

Bevor ich ins Gefängnis kam, war 
ich jahrelang aktiv in Istanbul. Als 
ich kandidiert habe, habe ich natür¬ 
lich damit gerechnet, gewählt zu 
werden, aber es gab keine Garan¬ 
tie. Es war viel Arbeit notwendig. 
Diese Arbeit hat mein Volk, allen 
voran die Frauen, geleistet, wäh¬ 
rend ich inhaftiert war. Denn sie 
waren es, die meine Kandidatur 
wollten und mich ins Parlament 
gebracht haben. Und meine Gefüh¬ 
le dabei... Diese Freude zu erleben, 
war etwas ganz Besonderes. Im 
Gefängnis habe ich die ganze Auf¬ 
regung sehr intensiv erlebt. Als wir 
erfuhren, dass ich gewählt worden 
bin, schrieen wir alle vor Freude. 
Manche Momente, manche Freude 
kann man nicht erzählen, es gibt 
keinen Ausdruck dafür. Genau so 
ein Moment war das. 

Was ist Ihr Ziel im Parlament? 

Als "Kandidatinnen und Kandida¬ 
ten der 1000 Hoffnungen" haben 
wir gesagt, dass wir die Kraft und 
Fähigkeit haben, Veränderungen 
einzuleiten. Das ist ein sehr großer 
Anspruch. Wir müssen die Haupt¬ 
probleme in der Türkei an einen 
Punkt bringen, an dem es eine 
Lösung geben kann. Die chronifi- 
zierten Probleme der Türkei zur 
Diskussion zu bringen, ist für eine 
Demokratisierung sehr wichtig. In 
der Türkei herrscht seit dreißig 
Jahren ein Problem. Wenn es uns 
gelingt, dieses Problem zu lösen, 
leisten wir einen wichtigen Beitrag. 
Die Gewalt wird aufhören, das 
Geld, das in den Krieg fließt, wird 
an anderen Stellen zu Verfügung 
stehen. Die Polarisierung inner¬ 
halb der Bevölkerung wird ein 
Ende linden. Das ist unser Haupt¬ 
ziel. Ein weiterer Punkt ist die 
Zehnprozenthürde, die weiten Krei¬ 
sen die Möglichkeit nimmt, parla¬ 
mentarisch vertreten zu werden. 
Als "Kandidaten der 1000 Hoffnun¬ 
gen" haben wir diese Hürde gemei¬ 
stert, aber die Hürde, die in der 


Politik und in den Köpfen zu den 
Themen Kurden, Aleviten, 
Tscherkessen, Frauen usw. exi¬ 
stiert, besteht weiter. Aus diesem 
Grund wollen wir allen Ausge¬ 
grenzten im Parlament eine Stim¬ 
me geben. Wir wollen eine starke 
Opposition darstellen. Wir kämpfen 
für Menschenrechte und Freihei¬ 
ten, für eine dringend notwendige 
neue Verfassung anstelle der beste¬ 
henden Putschverfassung. 

Vor vielen Jahren wurden die DEP- 
Abgeordneten vom Parlament ins 
Gefängnis geschickt. Jetzt werden Sie 
als eine kurdische Frau aus dem 
Gefängnis ins Parlament entsendet. 
Was sagen Sie dazu? 

Eigentlich ist es so, dass eine kur¬ 
dische Frau durch den Willen der 
Bevölkerung aus der Haft entlas¬ 
sen worden ist. hn Parlament fehlte 
eine Opposition, und diese Opposi¬ 
tion werden wir stellen. 

Bei den Parlamentswahlen 1994 
wurden die DEP-Abgeordneten auf¬ 
grund ihres kurdischen Eides aus 
dem Parlament geschleift und mit 
schweren Haftstrafen belegt. Jetzt 
werden Sie Ihren Eid ablegen. Wer¬ 
den Sie das auf kurdisch tun? 

Ein solcher Vergleich ist nicht ganz 
passend, weil die Bedingungen 
andere sind. Wir werden unseren 
Eid so ablegen, wie es Verfassung 
und Gesetzgebung erfordern. Wir 
betrachten das Parlament als einen 
Ort, an dem Lösungen produziert 
werden. Wir sind nicht dort, um 
Spannungen entstehen zu lassen, 
sondern um Lösungen zu finden. 

Als große Gewinnerin ist die AKP 
aus den Wahlen hervor gegangen. 
Der Wahlsieg wird auch als Reaktion 
auf den Druck aus Militärkreisen 
bewertet. Wie haben Sie das aus dem 
Gefängnis heraus gesehen? 

Die AKP war als Regierungspartei 
ohnehin im Vorteil. Insbesondere 
die gescheiterte Wahl zum Staats¬ 
präsidenten hat sie sehr gut zu nut¬ 
zen gewusst. Sie haben eine Opfer¬ 
politik geführt und damit Punkte 
gemacht. Viele Menschen haben 
als Reaktion [auf den Druck des 
Militärs] die AKP gewählt. Das 
Wahlergebnis ist Resultat der 
Diskussionen um Laizismus, die 
die AKP genutzt hat. Die Spannun¬ 
gen, die in jener Zeit durch das 
Memorandum des Militärs entstan¬ 
den sind, sind negativ aufgenom¬ 
men worden und damit hat die AKP 
zweifellos Punkte gemacht. Die 


AKP hatte außerdem den Vorteil, 
die Möglichkeiten des Staates zu 
nutzen und hat innerhalb kurzer 
Zeit gute Arbeit geleistet. Wichtig 
ist, wie die AKP jetzt weiterhin vor¬ 
geht und ob sie Lösungen für die 
Probleme der Türkei erbringt. Die 
Kopftuchfrage ist nicht das wesent¬ 
liche Problem der Türkei. Es hat 
Rückschritte bei den Themen Men¬ 
schenrechte und Freiheiten gege¬ 
ben, die polizeilichen Befugnisse 
wurden endlos ausgeweitet, das 
Antiterrorgesetz ist entstanden... 
Die AKP hat die Schritte, die im 
EU-Beitrittsprozess im Namen der 
Demokratisierung gesetzt wurden, 
später zurückgenommen. 

Die EU-Politik der AKP ist in aller 
Welt positiv aufgenommen worden. 
Mit dieser Unterstützung im Rück¬ 
en kann sie eigentlich jetzt eine 
mutigere Politik entwickeln. Das 
gilt insbesondere für die kurdische 
Frage. Das Parlament ist ein Ort 
der Einigung, wenn das genutzt 
wird, kann es nur zum Vorteil der 
Menschen in der Türkei sein. 

Wir haben Sie über den Frauen¬ 
kampf kennen gelernt. Was hat die 
Abgeordnete Sebahat Tuncel den 
Frauen zu sagen? 

Als Frau und insbesondere als kur¬ 
dische Frau ist es von Bedeutung, 
als Repräsentantin von Frauen im 
Parlament einen Platz einzuneh¬ 
men. Es stimmt, ich bin seit langer 
Zeit in der Frauenarbeit. Wir haben 
immer versucht, die Frauenfrage in 
die Diskussion einzubringen und 
wir haben verschiedene Aktionen 
gemacht. Diesen Kampf werden 
wir jetzt ins Parlament tragen. Das 
Parlament ist wie die Gesellschaft 
auch ein patriarchales Politikfeld. 
Das ist auf der ganzen Welt so, aber 
in der Türkei findet es sehr intensiv 
statt. Ich glaube deshalb, dass sich 
die Farbe der Politik auch ändern 
wird, wenn die Identität von Frauen 
im Parlament sichtbar wird. Frauen 
partizipieren am politischen Leben, 
sie haben Anteil an der Beschluss¬ 
fassung, wenn es um ihre eigenen 
Rechte geht, sie können sich dazu 
äußern. 

Wichtig ist es, nicht nur als Frau, 
sondern mit einem weiblichen 
Blickwinkel, ohne Teil der politi¬ 
schen Elite zu werden, ohne sich in 
die bestehende Politik zu integrie¬ 
ren und mit einem alternativen 
Blick ins Parlament zu ziehen. Wir 
haben den Anspruch, die patriar¬ 
chale Politik, Kultur, Gesellschaft 
zu verändern. (ÖP, 27.7., ISKU) 


Wahlanalyse der DTP (Forts.) 


sei gewesen, dass sich in den Som¬ 
mermonaten viele Saisonarbeiter 
aus den armen Bevölkerungs¬ 
schichten, die die Basis der Partei 
darstellten, in anderen Provinzen 
befänden, weshalb sie ihre Stim¬ 
men nicht hätten abgeben können. 
Zu den internen Gründen des 
schwachen Wahlergebnisses er¬ 
klärte der DTP-Vorstand, diese 
müssten selbstkritisch hinterfragt 
werden. So sei der Wahlkampf 
trotz des selbstlosen Einsatzes 


zahlloser Wahlkampfhelfer an vie¬ 
len Orten unorganisiert und unzu¬ 
reichend gelaufen. Ebenso seien 
Fehler in der Aufstellung der Kan¬ 
didaten unterlaufen und ein kollek¬ 
tives Vorgehen im Wahlkampf sei 
vielerorts nicht erreicht worden. 
Weiter hätten finanzielle Mittel im 
Wahlkampf gefehlt, über die die 
anderen Parteien ausreichend ver¬ 
fügt hätten. 

Um die parteiinternen Probleme 
an einigen Orten näher zu ergrün¬ 


den, hat der DTP-Vorstand Kom¬ 
missionen gebildet. Trotz allem 
sei es "erfreulich und eine wichti¬ 
ge Entwicklung", dass genügend 
Abgeordnete gewählt worden 
seien, um eine eigene Fraktion zu 
bilden. Als positiv wurde auch die 
parlamentarische Vertretung von 
Frauen bewertet. Mit einer Frau¬ 
enquote von ca. 35 Prozent sei das 
Ziel von 40 Prozent knapp ver¬ 
fehlt worden. 

(ÖP, 28.7, ISKU) 


es zu hohen Sachschäden an Mili¬ 
tärgerät. Das Militär steckte in 
mehreren Gebieten die Wälder in 
Brand, darunter in Gabar, Amed, 
Dersim und Garzan. Zum Teil hal¬ 
ten die Waldbrände noch an. Bei 
den militärischen Auseinanderset¬ 
zungen wurden auch neun Mitglie¬ 
der der Volksverteidigungskräfte 
getötet. 

Am 31. Juli zwischen 17.00 - 22:00 
setzte die türkische Armee die 
Region Haftanin (Nord-Irak) mit 
Granaten massiv unter Beschuss. 
Bei der Bombardierung wurden 
Felder der Bevölkerung zerstört. 
Eine unbekannte Zahl von Blind¬ 
gängern gefährdet die weiterhin 
die Menschen. Die Operationen in 
Nordkurdistan halten unvermin¬ 
dert an. Dabei kommt es immer 
wieder zu Zusammenstößen mit 
Spezialeinheiten, die getarnt als 
HPG-Kämpfer Hinterhalte legen 
und die Bevölkerung tyrannisie¬ 
ren. (HPG, 1 . 8 ., ISKU) 

Tagung des Hohen Militärrats 

Vom 1. bis zum 4. August tritt der 
Hohe Militärrat zusammen, der 
für die Personalentscheidungen 
höherer Offiziersgrade zuständig 
ist. Neben Beförderungen werden 
auch in diesem Jahr wieder Entlas¬ 
sungen wegen Verstößen gegen 
die militärische Disziplin auf der 
Tagesordnung stehen. Voraus¬ 
sichtlich soll auch der Stand der 
Ermittlungen zur "Yurtsever Birli- 
gi" auf die Tagesordnung kom¬ 
men. Nach dem Fund von Hand¬ 
granaten in Istanbul wurden zahl¬ 
reiche Querverbindungen zwi¬ 
schen nationalistischen Gruppen 
und pensionierten Militärs festge¬ 
stellt. (Ra, 22.7, ISKU) 

Internationales Kurdisches 
Kulturfestival am 1. September 

Am internationalen Friedenstag 1. 
September findet das 15. interna¬ 
tionale kurdische Kulturfestival 
mit Teilnehmern aus ganz Europa 
in Gelsenkirchen statt. An Künst¬ 
lern haben bisher Koma Azad, 
Mikail Aslan, Diyar, Qopi, Seyit- 
xan, Ciwan Haco, Beser Sahin und 
Delil Dilanar zugesagt. 

(ÖP, 26.7, ISKU) 
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Presseerklärung der Initiative zur Rettung von Hasankeyf 

Kreditvertrag vor Unterzeichnung 


In den kommenden Tagen werden 
möglicherweise die letzten Unter¬ 
schriften unter die Abkommen 
gesetzt, mit denen eine Finanzie¬ 
rung des Ilisu-Staudamms am 
Tigris aus dem Ausland gesichert 
wird. 

Die Hälfte des Ilisu-Konsortiums 
setzt sich aus Finnen aus Deutsch¬ 
land, Österreich und der Schweiz 
zusammen. Die für die Umsetzung 
des Projekts notwendigen Kredite 
werden von europäischen 
Banken vergeben und die 
Kreditgarantie soll von den 
Regierungen Deutschlands, 
Österreichs und der 
Schweiz geleistet werden. 

Ohne die Baufirmen, Ban¬ 
ken und Regierungen dieser 
drei Länder wäre also eine 
Umsetzung des Ilisu-Pro- 
jekts nicht möglich. 

Nach unseren jüngsten 
Erkenntnissen gibt es kein 
finanzielles Hindernis für 
den Bau des Staudamms 
mehr, wenn die letzten 
Unterschriften der Regierungen 
und Banken Deutschlands, Öster¬ 
reichs und der Schweiz sowie des 
Ilisu-Konsortiums geleistet wer¬ 
den. Obwohl die Initiative zur Ret¬ 
tung von Hasankeyf und verschie¬ 
dene zivilgesellschaftliche Einrich¬ 
tungen seit ungefähr zwei Jahren 
gegen eine Kreditgarantie durch 
die Regierungen dieser Länder pro¬ 
testieren, tun diese so, als würden 
sie der Kritik Beachtung schenken 
und planen gleichzeitig in Hinblick 


auf ihren finanziellen Profit, die not¬ 
wendigen Abkommen zu unter¬ 
zeichnen. 

Der im April auf Drängen der euro¬ 
päischen Länder vom Ilisu-Konsor- 
tium veröffentlichte 150 Punkte 
umfassende Bedingungskatalog 
hat das Projekt in keiner Weise auf 
ein akzeptables Niveau gebracht. 
Ein Projekt, das grundlegend 
falsch ist, kann nicht durch einige 
Bedingungen verbessert werden. 



Wenn das Uisu-Projekt umgesetzt 
wird, wird es zu den von uns seit 
langem kritisierten negativen sozia¬ 
len, kulturellen und ökologischen 
Resultaten kommen. Die Region, in 
der der Staudamm geplant wird, ist 
für die Zivilisationsgeschichte der 
Menschheit von unschätzbarem 
Wert. Hunderte archäologisch 
wertvolle Stätten im Tigris-Tal, dar¬ 
unter die antike Stadt Hasankeyf, 
werden damit unter Wasser 
gesetzt. Das Ilisu-Projekt wird 


55.000 Menschen aus ihren ange¬ 
stammten Wohnorten in die Annut 
treiben und in den Städten zu einer 
Vermehrung sozialer und wirt¬ 
schaftlicher Probleme führen. Das 
Tigris-Tal, das für unsere Region 
von großem Wert ist und eines der 
letzten intakten Fluss-Ökosysteme 
darstellt, wird mit seinem Reichtum 
an Pflanzen und Lebewesen ver¬ 
nichtet werden. 

Als Initiative zur Rettung von Has¬ 
ankeyf verurteilen wir das 
geplante Abkommen aufs 
schärfste. Wir fordern 
erneut die Regierungen 
Deutschlands, Österreichs 
und der Schweiz dazu auf, 
ihre Kreditgarantien zurück 
zu nehmen, und die europä¬ 
ischen Banken, keine Kre¬ 
dite zu vergeben. Für alle 
negativen Entwicklungen 
im Zusammenhang mit 
dem Ilisu-Projekt sind eben¬ 
so wie die türkische Regie¬ 
rung und die türkischen 
Firmen die europäischen 
Regierungen, Firmen und Banken 
verantwortlich. 

Unser Kampf wird unvermindert 
auch nach Beginn des Ilisu-Pro- 
jekts weitergehen, bis das Projekt 
gestoppt wird. 

Der Tag, an dem die europäischen 
Länder, die das Staudammprojekt 
finanzieren, der Kreditvergabe und 
der Kreditgarantie zustimmen, 
wird als schwarzer Tag in ihre eige¬ 
ne Geschichte eingehen. 

(HKG, 7.8., ISKJJ) 


Armut und neuer Reichtum 
in Diyarbakir 


Die Stimmen sind abgegeben, die 
Abgeordneten nach Ankara ent¬ 
sandt. Ob sie die Hoffnungen der 
Wählerinnen erfüllen können, 
bleibt offen. Einige wollen Arbeit, 
andere Brot, und andere den Frie¬ 
den, der beides beinhaltet. 

Immer noch wird daran gearbei¬ 
tet, zu ergründen, warum die 
Stimmen unterhalb der Erwartun¬ 
gen blieben. Am meisten wird 
über Diyarbakir diskutiert. Diyar¬ 
bakir ist ein wichtiges politisches 
Zentrum und bei der Diskussion 
um die Wahlergebnisse geht es 
am meisten um die kurdischen 
Stimmen. In den kurdischen Pro¬ 
vinzen sind zwei Parteien sieg¬ 
reich aus den Wahlen hervorge¬ 
gangen. Diyarbakir ist ein typi¬ 
sches Beispiel. Es wurden die 
Kandidaten der AKP sowie die 
von der DTP unterstützten unab¬ 
hängigen Kandidaten gewählt. 


Die AKP erreichte einen unerwar¬ 
tet hohen Stimmenanteil. Die DTP 
dagegen erlitt einen Stimmenver¬ 
lust in den kurdischen Provinzen, 
auch wenn sie in manchen Gegen¬ 
den ihren Stimmenanteil halten 
konnte. Diyarbakir ist eine der 
kurdischen Städte, die am meisten 
unter dem Krieg leiden. 

In der Türkei beträgt das Jahres¬ 
einkommen 5000 Dollar pro Kopf. 
In einigen Stadtteilen Diyarbakirs 
wie Fatihpasa, Gürdogan, Körhat, 
liegt es bei 350 Dollar. Dazwi¬ 
schen liegt ein Unterschied von 
genau 4650 Dollar. Soviel zum 
Separatismus, soviel zur Ungleich¬ 
heit zwischen den Klassen... 

Der Verein Sarmasik "gegen 
Armut und für nachhaltigen Auf¬ 
schwung", der gemeinsam von 
der Stadtverwaltung Diyarbakir 
und zehn zivilgesellschaftlichen 
Organisationen gegründet wurde, 


hat die Stadt in vier Gebiete unter¬ 
teilt und unter Mitwirkung von 
Soziologie-Studierenden der 
Diele-Universität im Rahmen 
einer Erhebung 37 Fragen an 
38.000 Personen aus 5780 Familien 
gestellt. 

Das Ergebnis der Erhebung zeigt, 
dass die Menschen von Diyarbakir 
im Winter vor Kälte, im Sommer 
vor Hitze und Hunger fast umkom¬ 
men. 

Serif Camci als Generalsekretär 
des Vereins erklärt dazu: "Anhand 
unserer Untersuchung haben wir 
festgestellt, dass in Diyarbakir 
20.000 Familien hungern und drin¬ 
gend Hilfe in Form von Lebensmit¬ 
teln brauchen. Wir haben eine 
Lebensmittelbank eingerichtet, an 
die sich innerhalb von drei Mona¬ 
ten 9000 Familien gewandt haben. 
Von diesen 9000 Familien verteilen 
(Fortsetzung auf Seite 2) 


Meldungen 

Treffen mit Öcalan 

Die Anwälte Ömer Gunes, Meh¬ 
met Bayraktar und Abdulhamit 
Aslanlar, die am Morgen des 8. 
August zu ihrem wöchentlichen 
Treffen mit ihrem Mandanten 
Abdullah Öcalan nach Gemlik 
aufgebrochen waren, konnten auf 
die Insel Imrali übersetzen und 
ihren Mandanten für eine Stunde 
sehen. (DIHA. 8.8, ISKU) 

Prozess gegen 
Ayata fortgesetzt 

Am 6.8. fand ein weiterer Ver¬ 
handlungstag im Prozess gegen 
den kurdischen Politiker Muzaf- 
fer Ayata vor dem Landgericht 
Frankfurt statt. Ayata befindet 
sich seit dem 8. August 2006 
wegen des Vorwurfs, als "Verant¬ 
wortlicher des Kongra Gel für 
Süddeutschland" ein "Führungs¬ 
mitglied einer kriminellen Verei¬ 
nigung" zu sein, im Gefängnis 
Weiterstadt. Der Prozess hatte im 
Mai begonnen, war wegen der 
Sommerpause jedoch unterbro¬ 
chen worden. Ab nächster Woche 
finden jeweils dienstags und don¬ 
nerstags Verhandlungen statt. 
Muzaffer Ayata, der in Deutsch¬ 
land als Asylberechtigter aner¬ 
kannt ist, war bereits in der Tür¬ 
kei zwanzig Jahre inhaftiert. 

(ÖP, 7.8, ISKU) 

Iran verbietet Buch 
über Leyla Zana 

Im Iran ist das Buch "Leyla Zana" 
des kurdischen Schriftstellers 
Ares Azerpeyk verboten worden. 
Das Buch handelt vom Leben und 
Kampf der ehemaligen DEP- 
Abgeordneten Leyla Zana. Der 
aus Kermanshah stammende 
Schriftsteller Azerpeyk hat 
bereits eine Vielzahl von Büchern 
verfasst, von denen einige auf 
kurdisch und persisch übersetzt 
wurden. (ANF, 8.8, ISKU) 

Angriffe auf Zivilbevölkerung 

In der letzten Zeit geht das 
Gerücht um, dass die türkische 
Armee eine Offensive gegen 
Nordkurdistan starten will. Trotz 
intensiver Invasionsplanung 

schlug der Grenzübertritt fehl. 
Das türkische Heer versucht, 
dort ansässige Menschen gewalt¬ 
sam zu vertreiben. Dabei kom¬ 
men diverse international geäch¬ 
tete Bomben zum Einsatz. Häufig 
werden Streubomben benutzt. 
Viele dieser eingesetzten Bom¬ 
ben sind Blindgänger. Sie stellen 
eine potenzielle Gefahr für die 
dort lebende Bevölkerung dar. 
Durch das kontinuierliche Bom¬ 
bardement kommt es zu verhee¬ 
renden Waldbränden und somit 
zur Zerstörung der Natur. Außer¬ 
dem verlieren die Menschen in 






Friedensrat der Türkei 


Nach langer Vorarbeit wird am 
Weltfriedenstag, dem 1. September, 
die Gründung eines "Friedensrates 
der Türkei" deklariert werden. Der 
Friedensrat soll als Dachorganisa¬ 
tion der Friedensarbeit in der Tür¬ 
kei dienen und wird an einer demo¬ 
kratischen Lösung der kurdischen 
Frage und der Errichtung eines 
bleibenden Friedens arbeiten. Die 
Arbeit wird von vielen Intellektuel¬ 
len wie den Schriftstellern Yasar 
Kernal und Vedat Türkali unter¬ 
stützt. 

Vorangegangen war eine Konfe¬ 
renz unter dem Motto "Die Türkei 
sucht ihren Frieden" im Januar in 
Ankara, an der sich eine Vielzahl 


Am 4. August führte die HPG eine 
Vergeltungsaktion zwischen Siran 
und Kelkit in der Provinz Gümüs- 
hane (SchwarzesMeer) durch. Ein 
Militärkonvoi wurde angegriffen, 
der sich auf dem Weg zu einer Ope¬ 
ration befand. Zwei Fahrzeuge wur¬ 
den bei der Aktion schwer beschä¬ 
digt, mindestens fünf Soldaten 
kamen ums Leben, neun weitere 
wurden verletzt. Nach der Aktion 
wurden weitere Truppen verlegt 
Die Operation wird weiterhin fort¬ 
gesetzt. 

Am selben Tag startete die türki¬ 
sche Armee eine Operation in 
Gebiet Bestler der Provinz Sirnak. 
In der Umgebung von Gozekurke 
und Gundike Melle (Balveren) 
kam es zu Gefechten zwischen der 

Armut und 

wir an 320 entsprechend unserer 
Kriterien kontinuierlich jeden 
Monat Lebensmittel. Mit der 
Lebensmittelbank verfolgen wir 
das Ziel, den Bedarf derjenigen zu 
decken, die aus dem Produktions¬ 
prozess herausgefallen sind und 
nicht selbst für ihre Bedürfnisse 
aufkommen können." Und er fügt 
hinzu, dass die Untersuchung 
weiterhin ergeben habe, dass 58 
Prozent der schulreifen Kinder aus 
den befragten Familien nicht zur 
Schule gehen können und keine 
Erwartungen an die Zukunft 
haben. 

In den Stadtteilen Fatihpasa und 
Gürdogan leben die meisten 
Kriegsflüchtlinge. Sie gehören zu 
den ärmsten Gegenden Diyarba- 
kirs. In Fatihpasa gibt es 1301 
Haushalte mit einer Einwohnerzahl 
von 7627. In einem Haushalt - der 
im Allgemeinen aus zwei Zimmern 
besteht - leben im Schnitt sieben 
Personen. Es gibt auch Haushalte 
mit dreißig Personen, wie die 
Untersuchung des Vereins ergeben 
hat. Im September 2007 soll die 
Erhebung abgeschlossen werden. 
Zu den Zielen des Vereins gehört 
es, als Ergebnis der erhobenen 
Daten monatlich Lebensmittel im 
Wert von 50 Lira an solche zu ver¬ 
teilen, die aus dem Produktionspro¬ 
zess ausgeschlossen sind, für die es 
keine Rückkehr auf den Arbeits¬ 
markt gibt, für chronisch Kranke, 


von Wissenschaftlerlnnen, Politi¬ 
kerinnen und Vertreterinnen zivil¬ 
gesellschaftlicher Organisationen 
beteiligt hatten. Wie das daraus 
hervorgegangene "Sekretariat der 
Friedensinitiative für eine demokra¬ 
tische Lösung" jetzt mitteilte, seien 
die Bedingungen für die Gründung 
des Friedensrates herangereift. Die 
Gründung werde am 1. September 
in Ankara im Rahmen einer Tagung 
mit mindestens 500 Teilnehmerin¬ 
nen bekannt gegeben. Die Arbeits¬ 
weise und -prinzipien sowie die Sat¬ 
zung werden in den kommenden 
Tagen festgelegt. 

Die Friedensarbeit in der Türkei 
findet seit einigen Jahren unter ver- 


Guerilla und der türkischen Armee. 
Bei dem Gefecht kam ein Guerilla¬ 
kämpfer ums Leben. Das Opera¬ 
tionsgebiet wurde mit Kobra Hub¬ 
schraubern massiv bombardiert. 
Auch die Umgebung von Yaylade- 
re/Qir der Provinz Bingöl wurde 
mit Kobra Hubschraubern massiv 
bombardiert. 

Ebenfalls am 4. August begann eine 
Operation der türkischen Armee 
im Gebiet Hozat der Provinz Der- 
sim (Tunceli). Am gleichen Tag 
kam es zu Gefechten. Ein Soldat 
wurde getötet, vier verletzt. 

Am Abend des 5. August startete 
die türkische Armee im Gebiet 
Dogubeyazit (Ararat) eine Opera¬ 
tion. Die HPG führte eine Vergel¬ 
tungsaktion gegen die operierende 


Behinderte, Arme und sonstige 
Bedürftige. 

Bei den Wahlergebnissen waren 
die Themen kurdische Identität, 
Krieg und Frieden sehr ausschlag¬ 
gebend. Ebenso offensichtlich ist 
die Auswirkung des Krieges bei 
den im Rahmen der Forschungsar¬ 
beit des Vereins erhobenen Daten. 
Eine Friedenspolitik kann eine 
Diskussion über die Hauptproble¬ 
me der Menschen auf der richtigen 
Grundlage möglich machen. Aber 
parallel zu den Profiteuren des 
Krieges, dem staatlich unterstütz¬ 
ten Kapital, ist auch eine neue Klas¬ 
se entstanden, die so aussieht, als 
ob sie gegen den Staat sei und den 
Anspruch erhebt, im Namen der 
Bevölkerung Politik zu machen. 
Beide Klassen haben sich von den 
Problemen, die die Bevölkerung 
erlebt, weit entfernt. Neulich 
erzählte mir eine befreundete Jour¬ 
nalistin aus Diyarbakir von ihren 
Beobachtungen: "Es sieht so aus, 
dass man auch durch den Kampf 
für Menschenrechte und Demokra¬ 
tie reich werden kann." In den neu 
gebauten Luxusvierteln in der 
Umgebung Diyarbakirs leben vor 
allem solche, die für eine zivilge¬ 
sellschaftliche Organisierung 
kämpfen. Unter den Arbeitgebern 
und den neu entstandenen Kapital¬ 
besitzern sollen sich auch solche 
befinden, die sich von Zeitungsver¬ 
käufern zu Geschäftsmännern 


schiedenen Namen und in ver¬ 
schiedener Form statt. Nach dem 
erneuten Aufflammen der Kriegs¬ 
handlungen im Jahr 2004 entstan¬ 
den die "Intellektuellen-Initiativen", 
die insbesondere mit Friedensde¬ 
klarationen in die Öffentlichkeit 
gingen. Es entstanden in mehreren 
Städten regionale Friedensinitiati¬ 
ven, die im Januar auf der Konfe¬ 
renz in Ankara mit der Beteiligung 
weiterer Intellektueller zusammen¬ 
kamen. Nach der Konferenz wur¬ 
den wiederum mehrere Versamm¬ 
lungen und Aktivitäten unternom¬ 
men, mit denen der Unterbau für 
einen türkeiweiten Friedensrat 
geschaffen wurde.(ÖP, 6.8., ISKU) 


Armee durch. Bei der Aktion 
wurde ein Soldat getötet, drei ver¬ 
letzt. Ebenfalls am 5.8. begann eine 
Operation der Armee in Gebiet 
Bagok/Mardin. Am gleichen Tag 
kam es zu Gefechten. Ein Soldat 
wurde getötet, zwei verletzt. 

Am 6. August wurden militärisches 
Material von Elazig nach Dersim 
(Tunceli) verlegt. 

Am 7. August startete die türkische 
Armee eine Operation in der 
Umgebung der Militärkaseme Sita- 
zin im Gebiet Yüksekova/Provinz 
Hakkari. Die HPG griff den Militär¬ 
konvoi an. Bei der Aktion wurden 
der Kommandeur der Kaserne, ein 
Dorfschützer und zwei weitere Sol¬ 
daten getötet. Die Operation dauert 
an. (HPG, 6.-8.8., ISKU) 


gemausert haben. Und interessant 
an der Sache ist vor allem, dass 
auch diese Kreise ein Repräsenta¬ 
tionsrecht in der Politik für die 
Bevölkerung Diyarbakirs verlan¬ 
gen. Das ist sehr interessant, und 
ebenso schmerzhaft. Natürlich 
können Menschen reich sein, 
selbstverständlich können sie auch 
Vertreter zivilgesellschaftlicher 
Organisationen, Anwälte, Gewerk¬ 
schafter sein. Aber es gibt einen 
sehr wichtigen Punkt: Politik für 
Communities, Nationen oder Klas¬ 
sen lässt sich schlecht von Akteu¬ 
ren machen, die eine gegenteilige 
Haltung an den Tag legen. Es ist 
schwer, für das Volk, für die Armen 
Politik zu machen, wenn man eine 
andere Sprache spricht. Die Ergeb¬ 
nisse dieses Prozesses kann man 
bei den Parteien des Systems deut¬ 
lich sehen. Die Türkei ist voll mit 
bankrotten Banken, über Nacht 
reich Gewordenen und ebenso 
schnell verarmten Reichen. Es geht 
um die Würde der Armen Diyarba¬ 
kirs. Wenn man für die Menschen, 
die ihr Leben bewusst leben, Politik 
macht, dann hat die Politik einen 
Wert, die diejenigen machen wür¬ 
den, die auch ein bisschen daran 
denken müssen, ob es abends zu 
Hause etwas zu essen gibt oder 
nicht. Alles andere bedeutet, die 
Menschen mit ihren Bedürfnissen 
anderen in die Anne zu treiben. 

(ÖP, 6.8., ISKU) 


den betroffenen Gebieten ihre 
existenzielle Lebensgrundlage, 
da sie von der Viehhaltung und 
vom Ackerbau leben. Auch wer¬ 
den ihre Wohnhäuser zerstört. 

(HPG, 5.8., ISKU) 

Entschädigung wie ein Witz 

Einer Familie aus Mardin, deren 
Dorf und Haus zerstört wurden, 
wurde eine Entschädigungszah¬ 
lung von 406 Lira zugestanden. 
Dieser Betrag, den die Familie 
nach zwölf Jahren Vertreibung 
erhalten hat, entspricht dem 
wöchentlichen Wassergeld oder 
25 Kilogramm Fleisch in der Tür¬ 
kei. 

Wie der Anwalt der Familie Vedat 
Özkan mitteilte, sei das Urteil 
"eigenartig und verwunderlich". 
Nötigenfalls werde man vor den 
Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte ziehen. Das 
Dorf der Familie Kaya sei entvöl¬ 
kert worden, das Haus niederge¬ 
brannt und die Familie seit zwölf 
Jahren gezwungen, fern der Hei¬ 
mat zu leben. (ÖP, 6.8., ISKU) 

Südkurdistan beschließt 
regionales Ölgesetz 
Die autonome Kurdenregion im 
Irak kann künftig ihren Ölreich¬ 
tum selbst verwalten. Der Mini¬ 
sterpräsident der Region, Nechir- 
van Barzani, Unterzeichnete am 
Dienstag ein Ölgesetz, das den 
Weg für ausländische Investitio¬ 
nen in die Öl- und Gasfelder im 
Nordirak ebnen soll. Das Gesetz 
war am Montag vom Regionalpar¬ 
lament gebilligt worden. 

Barzani sprach von einem "histo¬ 
rischen Augenblick". "Dies ist 
das erste Mal in der Geschichte 
des Irak, dass wir im Rahmen der 
irakischen Verfassung hinsicht¬ 
lich unser Bodenschätze etwas zu 
sagen haben", erklärte der Mini¬ 
sterpräsidenten bei einer Presse¬ 
konferenz in Arbil. Das Gesetz 
bezieht sich auf die drei nörd¬ 
lichen Verwaltungszonen Arbil, 
Sulaimaniya, und Dahuk sowie 
auf Kirkuk, in dem Gesetz als 
"umstrittene Gebiete" bezeich¬ 
net. (APA/AP, 7.8, ISKU) 
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Massaker an Yeziden im Irak 


Beim schwersten Anschlag dieses 
Jahres wurden Dienstag Abend 
mindestens 500 - Yeziden-Vertre- 
ter sprechen von bis zu 600 - 
Angehörige der religiösen Min¬ 
derheit der Yezidi im Irak ermor¬ 
det. 

Nachdem die beiden Gemeinden 
Tal Asir (arabisch: Kataniya) und 
Siba (arabisch: Al-Gazira) seit 
Wochen von jeder Lebensmittel¬ 
lieferung abgeschnitten waren, 
fuhren am Dienstag um 19.00 
Ortszeit vier LKWs vor. Die Bevöl¬ 
kerung, die glaubte, dass es sich 
dabei um Lebensmittellieferun- 
gen handeln würde, rannte auf die 
LKWs zu, die in diesem Moment 
gesprengt wurden. Autos mit mit¬ 
geführten Raketenwerfern 
beschosen daraufhin die Dörfer. 
Die großteils aus Lehm gebauten 
Häuser boten keinerlei Schutz für 
die flüchtende Bevölkerung. Ins¬ 
gesamt wurden in beiden Gemein¬ 
den 150 Häuser durch die Explo¬ 
sionen und die Raketenangriffe 
zerstört. 

Mirza Dinnayi, ehemaliger Min¬ 
derheitenberater von Talabani 
und Koordinator der "Yezidi 
Democratic Community" in 
Deutschland, vermutet noch weit 
mehr Tote als die bisher gemelde¬ 
ten 200 Toten: "Ich telefoniere seit 
gestern ständig mit unseren 
Freunden im Irak. Alle Informatio¬ 
nen, die ich direkt von dort habe 
deuten darauf hin, daß es zwi¬ 
schen 300 und 600 Tote sind." 
Verschärft wird die Lage noch 
durch mangelnde Kapazitäten im 
Krankenhaus der Regionalhaupt¬ 
stadt Sinjar, das lediglich über 
Kapazitäten für 30 bis 40 Betten 
verfügt. 

Hunderte Kurden machten sich 
auf den Weg in die Krankenhäuser 
von Dohuk und Ninova, um Blut 
zu spenden. 


Der Exekutivrat der KCK verurteil¬ 
te den Anschlag und rief alle Kur¬ 
den dazu auf, sich für die Yeziden 
einzusetzen. Der Anschlag habe 
bewusst im Vorfeld des geplanten 
Referendums zur Kerkuk-Frage 
stattgefunden: "Mit diesem Refe¬ 
rendum wird nicht nur die Zukunft 
Kerkuks festgelegt werden, son¬ 
dern auch das Schicksal von kurdi¬ 
schen Siedlungen wie in Sengal, 
Maxmur und Xanequin. Die 
Anschläge richten sich gegen das 
Referendum, die Stabilität in den 
betreffenden Gegenden soll zer¬ 
stört werden. Es wird eine Entvöl¬ 
kerung, eine Massenflucht aus den 
Gebieten angestrebt, um eine 
Anbindung an die arabischen Pro¬ 
vinzen zu erreichen. Kurz gesagt 
findet eine Politik der ethnischen 
Säuberung statt." 

Mesut Barzani als Präsident der 
Region Kurdistan bezeichnete 
unterdessen "ausländische Ge¬ 
heimdienste" als Organisatoren der 
Anschläge. Bezweckt werde mit 
den blutigen Angriffen eine Flucht 
kurdischer Bürger aus den Gebie¬ 
ten Kerkuk, Musul und Diyala. Die 
kurdischen Sicherheitskräfte seien 
angehalten, in die betroffenen 
Gebiete zu gehen und dort den 
"Feinden der Kurden und ihren 
Helfershelfern" das Handwerk zu 
legen. 

Die Europaparlamentarierin Felek- 
nas Uca, die selbst Yezidin ist, 
bezeichnete in einer schriftliche 
Erklärung die Anschläge als 
"geplantes Konzept", mit dem die 
yezidischen Kurden vernichtet und 
aus ihrer Heimat vertrieben wer¬ 
den sollten. Sie rief die kurdische 
Regierung dazu auf, für die Sicher¬ 
heit der yezidischen Kurden zu sor¬ 
gen. 

Die kurdische Regierung hat einen 
offiziellen Trauertag für die 
Anschlagsopfer ausgerufen. 


Die DTP kündigte an, eine Abord¬ 
nung nach Sengal zu entsenden. 
Beim Yezidentum handele es sich 
um eine der ältesten Religionen 
des Mittleren Ostens, die aufgrund 
der in den letzten Jahren angestie¬ 
genen Angriffen und Massakern 
vom Aussterben bedroht sei. 

Auch KNK, Kon-Kurd und Zübeyir 
Aydar als Präsident des Kongra 
Gel verurteilten in Erklärungen 
die Anschläge und riefen zur Soli¬ 
darität unter den Kurden auf. 

Etwa ein Prozent der irakischen 
Gesamtbevölkerung gehört den 
Yezidi an. Die Religionsgemein¬ 
schaft, die im Gegensatz zu Chris¬ 
ten- und Judentum von Muslimen 
nicht als Buchreligion betrachtet 
wird (und damit nicht dem islami¬ 
schen Schutzgebot untersteht) 
wurde in den letzten Jahren immer 
wieder zum Angriffsziel radikaler 
Islamisten, die sie als 'Teufelsan¬ 
beter" denunzierten. Die meisten 
Yezidi leben in der zentraliraki¬ 
schen Provinz Ninive sowie in der 
kurdisch verwalteten Provinz 
Dohuk. Das Gebiet um Sinjar, nahe 
der syrischen Grenze, zählt tradi¬ 
tionell zu einem der wichtigsten 
Siedlungsgebiete der Yezidi. Eine 
Arabisierungkampagne des Bath- 
Regimes unter Saddam Hussein, 
zwang jedoch die Mehrheit der 
dort lebenden Yezidi, ihre traditio¬ 
nellen Bergdörfer zu verlassen und 
sich in staatlich kontrollierten 
"Kollektivstädten" anzusiedeln. 
Auch die beiden nun angegriffenen 
Gemeinden gingen aus solchen 
Zwangsansiedlungen hervor. 

Die Hilfsorganisation Heyva Sor 
hat eine Spendenkampagne für die 
Opfer der Anschläge gestartet. 
Sparkasse Neuwied, Konto: 
186098, BLZ: 57450120. Weitere 
Informationen bei Heyva Sor unter 
Tel: 0211 239 63 92. 

(ÖP/ANF, /WADI, 16.8., ISKU) 


Ilisu-Projekt besiegelt 


Rund ein Jahr nach dem offiziellen 
Baubeginn scheint die Finanzie¬ 
rung für den Ilisu-Großstaudamm 
in der Osttürkei gelöst. Ein Kredit 
über 1,2 Milliarden Euro wird von 
einer internationalen Bankengrup¬ 
pe unter Führung der österreichi¬ 
schen Vatech Finance GmbH 
bereitgestellt. Nachdem die türki¬ 
sche Wasserbehörde DSI am 
Dienstag den Vertrag mit dem aus 
14 deutschen, österreichischen, 
Schweizer und türkischen Firmen 
bestehenden Ilisu-Konsortium 
unter Führung des österreichi¬ 
schen Anlagenbauers Andritz 
Unterzeichnete, folgte am Mittwoch 
die Vertragsunterzeichnung des 
Konsortiums mit den beteiligten 
Banken. Dies ist die Voraussetzung 


für die Freigabe von Exportrisiko¬ 
garantien, die die Regierungen 
Deutschlands, Österreichs und der 
Schweiz bereits Ende März trotz 
jahrelanger Proteste von Men¬ 
schenrechts- und Umweltschutzor¬ 
ganisationen zugesagt hatten. 
Deutschland ist mit einer Hermes¬ 
bürgschaft in Höhe von 93,5 Millio¬ 
nen Euro für den Stuttgarter Bau- 
konzern Ed. Züblin beteiligt. 
Während der türkische Energiemi¬ 
nister Hilmi Guler die Realisierung 
dieses »Kronprojektes unserer 
Regierung« einen Akt der Ent¬ 
schlossenheit nannte, sprachen die 
in der »Initiative zur Rettung von 
Hasankeyf« zusammengeschlosse¬ 
nen kurdischen Stadtverwaltungen 
und Nichtregierungsorganiationen 


von einem »schwarzen Tag« auch 
für die beteiligten europäischen 
Länder. Das Ilisu-Projekt wider¬ 
spreche den internationalen Stan¬ 
dards von Weltbank und OECD für 
Großprojekte. 

Türkischen Medienberichten 
zufolge soll der Dammbau von 5000 
Soldaten abgesichert werden. Die 
Guerilla der Arbeiterpartei Kurdi¬ 
stans PKK hatte mehrfach Angriffe 
auf Hisu angedroht und europäi¬ 
sche Unternehmen davor gewarnt, 
sich an der Zerstörung der kurdi¬ 
schen Geschichte und Kultur zu 
beteiligen. Mit zivilen Mitteln will 
die »Initiative zur Rettung von Has¬ 
ankeyf« weiter gegen den Damm¬ 
bau mobilmachen. 

(jW, 16.8., ISKU) 
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Meldungen 


US-Soldaten verletzen 
Maxmur-Bewohner 

Im Kreis Maxmur in Südkurdi¬ 
stan haben US-Soldaten zwei 
Bewohner des Flüchtlingslagers 
Maxmur durch Schüsse schwer 
verletzt. Die US-Kräfte befanden 
sich auf Patroullie, als sie ohne 
Vorwarnung auf ein entgegen 
kommendes Fahrzeug das Feuer 
eröffneten. In dem Fahrzeug 
befanden sich die Lagerbewoh¬ 
ner Yasar Kerim und Karvan 
Muhammed, die schwer verletzt 
ins Krankenhaus Maxmur einge¬ 
liefert wurden. 

(ANF, 14.8., ISKU) 

KDP: PKK betrifft 
ein ganzes Volk 

Gegenüber dem TV-Sender El 
Cezire hat Fazil Mirani als Sekre¬ 
tär des Politbüros der KDP 
erklärt, das "PKK-Problem" lasse 
sich nicht mit militärischen 
Methoden lösen. Bis heute habe 
die Region Kurdistan im Nord¬ 
irak der PKK keine logistische 
Unterstützung zukommen lassen. 
Allerdings handele es sich bei 
dem Problem nicht nur um "das 
PKK-Problem", sondern um das 
Problem eines ganzen Volkes. 
"Die PKK-Frage besteht seit 
1984. Bis heute haben militäri¬ 
sche Methoden nicht zur Lösung 
des Problems geführt." Die Tür¬ 
kei müsse deshalb demokrati¬ 
sche und friedliche Methoden zur 
Anwendung bringen. 

Zum Besuch des irakischen Mini¬ 
sterpräsidenten in Ankara erklär¬ 
te Mirani, die Türkeireise habe zu 
einem kritischen Zeitpunkt statt¬ 
gefunden: "Der Ministerpräsi¬ 
dent hätte auf diesen Besuch ver¬ 
zichten sollen, solange in Bagdad 
eine Regierungskrise stattfindet. 
Gemäß der Verfassung hätte 
Maliki zunächst die Frage im 
Ministerrat thematisieren und 
befürworten lassen und zu die¬ 
sem Thema auch die kurdischen 
Führer um ihre Meinung fragen 
müssen, bevor er ein Abkommen 
zu Fragen der Sicherheit oder 
Wirtschaft mit einem anderen 
Land trifft. Aber das hat er nicht 
getan und damit für Missmut 
gesorgt." 

(ANF, 14.8., ISKU) 

15. -August-Alarm 
in kurdischen Städten 

Aufgrund des 23. Jahrestages des 
Beginns des bewaffneten Kamp¬ 
fes der PKK in Siirt-Eruh und 
Hakkari-Semdinli am 15. August 
sind in der kurdischen Region 
strikte Sicherheitsmaßnahmen 
getroffen worden. In vielen Städ¬ 
ten wurde Polizisten der Urlaub 
gestrichen und die Straßenkon- 





Erneut Bunkerstrafe gegen Abdullah Öcalan verhängt 

Weisse Folter auf Imrali 


Zum vierten Mal innerhalb der letz¬ 
ten drei Jahre ist Abdullah Öcalan 
mit einer Bunkerstrafe belegt wor¬ 
den. Das bedeutet für Öcalan, der 
sich ohnehin seit seiner Festnahme 
in Isolationshaft befindet, dass 
seine Bücher und sein Radio, bei 
dem nur ein Kanal funktioniert, 
beschlagnahmt werden und der 
Hofgang gestrichen wird. 

Bekannt wurde die jüngste Verhän¬ 
gung der Bunkerstrafe erst bei 
einem Verteidigergespräch am 1. 
August. Sein Verteidigerteam 
bezeichnete die Umsetzung der 
Strafe als weiße Folter. 

Die erste Disziplinarstrafe von 20 
Tagen gemäß des im Juni 2005 
erlassenen neuen Strafvollzugsge¬ 
setzes gegen Öcalan wurde am 27. 
Dezember 2005 verhängt, nach¬ 
dem er bei einem Verteidigerge¬ 
spräch im November Bewertungen 
zu der Diskussion um "Über- und 
Unter-Identität", zu den Vorfällen in 
Semdinli und weiteren politischen 
Themen angestellt hatte. Damit 
habe er "Schulungs- und Werbeak- 


Es gibt drei Hauptprobleme in die¬ 
sem Land, die eine Entwicklung 
behindern. Zwei der Probleme 
betreffen die inneren Entwicklun¬ 
gen, das andere behindert die 
Außenbeziehungen. Solange wir 
diese Probleme nicht lösen kön¬ 
nen, kann es auch keinen Fort¬ 
schritt geben. 

1. Die kurdische Frage 
Warum versuchen wir, die kurdi¬ 
sche Frage mit Macht zu lösen? 
Gibt es keinen anderen Weg, um 
aus dieser Sackgasse herauszu¬ 
kommen? 

Ein Teil unserer Gesellschaft setzt 
das Wort Kurde mit Separatismus 
gleich und betrachtet alle Kurden 
als Separatisten. Normalerweise 
wird auch nicht hinterfragt, warum 
der Blick der Bevölkerung im Süd¬ 
osten auf die PKK anders ist Es 
wird behauptet, dass alles von aus¬ 
ländischen Kräften organisiert 
wird, und somit wird die Verant¬ 
wortung anderen zugewiesen. Es 
wird vermutet, dass sich alles 
durch Härte regeln lasse. Und es 
wird nicht einmal versucht, die 
Gefühle unserer Mitbürger kurdi¬ 
scher Herkunft zu verstehen. 

Wenn wir uns etwas vorsichtiger 
verhalten könnten. Etwas verständ¬ 
nisvoller wären. Anstatt den fanati¬ 
schen Nationalisten das Mikrofon 
zu reichen, unsere Mitbürger kur¬ 
discher Herkunft sowohl in wirt¬ 
schaftlicher als auch in sozialer 
Hinsicht umarmen würden... 

Die wirksamste Waffe derer, die 
einen Fortschritt in der Türkei ver¬ 
hindern wollen, ist die kurdische 
Frage. Wenn wir den Marsch in die 
Zukunft unseres lindes nicht stop¬ 
pen wollen, müssen wir uns anders 
verhalten. 

An diesem Punkt fällt der DTP und 
den politischen Führern unserer 


tivitäten für eine kriminelle Organi¬ 
sation" betrieben, befand das 
Gericht in Bursa. 

Die zweite Disziplinarstrafe erfolg¬ 
te im August 2006 aufgrund einer 
Äußerung Öcalans bei einem Ver¬ 
teidigergespräch im Juli. "Für eine 
Lösung und Frieden reicht es aus, 
der PKK zu ermöglichen, demokra¬ 
tische Politik zu betreiben" - mit 
diesen Worten habe Öcalan den 
Staat bedroht und der PKK Anwei¬ 
sungen gegeben. 

Im Dezember 2006 erklärte Öca¬ 
lan, die PKK sei zur Selbstverteidi¬ 
gung legitimiert, wenn sie angegrif¬ 
fen werde - und bekam die dritte 
Disziplinarstrafe. Ein dreiseitiger 
Widerspruch Öcalans wurde nicht 
beantwortet, ebenso wenig die For¬ 
derung seiner Verteidiger nach 
Sachstandsmitteilung und Akten¬ 
einsicht. Allerdings wurde die ver¬ 
hängte Strafe nicht umgesetzt. 

Zu einer vierten Bunkerstrafe kam 
es im April 2007. Wiederum wurde 
Öcalan wegen vermeintlicher 
"Schulungs- und Werbeaktivitäten 


Mitbürger kurdischer Herkunft 
eine wichtige Aufgabe zu. Auch sie 
müssen endlich ihre wirklichen 
Interessen besser berechnen. Wie 
schwer es auch ist, sie müssen ein- 
sehen, dass man mit dem PKK-Ter- 
ror nicht weiterkommt, sondern 
dadurch im Gegenteil die Anspan¬ 
nung und Spaltung gesteigert wer¬ 
den, und sie müssen ihre Haltung 
überdenken. 

2. Laizismus und Islam 

Wir brauchen ein neues Vorgehen, 
um den Laizismus und den Islam 
miteinander bestehen zu lassen. Im 
Moment verhalten sich beide Sei¬ 
ten fanatisch. Wir stehen uns der¬ 
maßen skeptisch gegenüber, dass 
wir nicht die einfachste Einigung 
schaffen. Niemand kann das laizi¬ 
stisch-demokratische System unse¬ 
res Landes ändern. Selbst wenn ein 
Teil im Land das möchte, sind die 
zivilen Kräfte so stark, dass wir 
keine Angst vor einer Systemverän¬ 
derung haben müssen. 

Aber wir machen uns gegenseitig 
Angst. Wir schaffen ein Bezie¬ 
hungsverhältnis, das auf Angst auf¬ 
baut. Wir treffen Maßnahmen 
gegeneinander. Wir bewegen uns 
fanatisch. Wir möchten denen, die 
anders als wir denken, nicht einmal 
zuhören. 

3. Zypern und Armenien 

Auch unsere Herangehensweise an 
Zypern und Armenien müssen wir 
auf die eine oder andere Weise 
lösen oder zumindest in anderer 
Fonn angehen, um unsere Außen¬ 
beziehungen zu stabilisieren. Beide 
Fragen gehen wir normalerweise 
mit einem nationalistischen Blick¬ 
winkel an. Insbesondere unsere 
armenischen Mitbürger behandeln 
wir in einem Grad, den sie nicht 
verdient haben, schlecht. Wir krie¬ 
gen keine Trennung hin zwischen 


für eine kriminelle Organisation" 
für 20 Tage in seiner Zelle ohne 
Kontakt zur Außenwelt und Zugriff 
zu den Medien festgehalten und 
verfasste dieses Mal eine 125 Sei¬ 
ten umfassende Eingabe an das 
Strafgericht Bursa. Bis heute ist es 
seinem Verteidigerteam nicht 
gelungen, eine Kopie dieser Schrift 
zu erhalten. Ein Widerspruch 
gegen die Disziplinarstrafe von 
Öcalan und seinen Anwälten blieb 
unbeantwortet. 

Der Besuch seiner Verteidiger 
wurde am gestrigen Mittwoch 
erneut mit der Begründung, das 
Wasserfahrzeug sei defekt, verhin¬ 
dert. In der Woche zuvor hatte 
Öcalan seine Anwälte von einer 
neuen Disziplinarstrafe in Kennt¬ 
nis gesetzt. Nach Angaben von 
Rechtsanwalt .Ömer Günes ist auf 
den von Öcalan eingelegten 
Widerspruch beim Strafgericht 
Bursa noch keine Antwort gekom¬ 
men, allerdings sei die Strafe noch 
nicht umgesetzt worden. 

(ÖP, 16.8., ISKU) 


der armenischen Diaspora und 
unsere armenischstämmigen Mit¬ 
bürgern. Ich frage Sie, wenn Sie 
armenischstämmig wären, würden 
Sie sich in der heutigen Türkei 
wohlfühlen? 

Letztendlich müssen wir uns von 
einem Nationalismus befreien, der 
an Faschismus grenzt und unseren 
Blick trübt, wenn wir einen Fort¬ 
schritt für unser Land wollen. Die 
größte Gefahr ist die sich in unse¬ 
rem Land verbreitende autoritär¬ 
nationalistische Herangehens¬ 
weise. 

Denken Sie einen Moment nach. 
Stellen Sie sich eine Türkei vor, in 
der die kurdische Frage zwar noch 
nicht grundlegend und vollkom¬ 
men gelöst ist, aber eine erträgli¬ 
che Dimension erreicht hat, in der 
ein Gleichgewicht zwischen dem 
laizistischen System und dem Islam 
hergestellt sowie über eine Aussöh¬ 
nung ein bestimmter Konsens 
geschaffen worden ist. 

Eine solche Türkei könnte nie¬ 
mand aufhalten. 

Für eine solche Türkei würden sich 
die Tore zur EU mit Leichtigkeit 
öffnen. 

Eine solche Türkei würde zum sta¬ 
bilsten Land in der Region werden. 
Warum sollten wir das nicht schaf¬ 
fen? 

Es reicht, sich ein bisschen zu 
bemühen. 

Es reicht, wenn wir uns von unse¬ 
rem Fanatismus befreien, auf die 
sensiblen Punkte anderer achten 
und uns daran gewöhnen, Proble¬ 
me nicht mit Härte, sondern über 
eine Einigung zu lösen. 

Es reicht, wenn wir nicht unsere 
Gefühle, sondern unsere Logik nut¬ 
zen und unsere langfristigen Inter¬ 
essen bedenken.Ist das so schwer? 

(Mi, 14.8, ISKU) 


trollen erhöht. Der Polizei wurde 
außerdem gerichtlich eine dreitä¬ 
gige uneingeschränkte Durchsu¬ 
chungserlaubnis erteilt. 

(ANF, 14.8, ISKU) 

Frau von Polizei ausgeliefert 
und vom Bruder ermordet 

In Antep ist eine 20-jährige Frau 
von ihrem 17-jährigen Bruder 
erschossen worden. Die junge 
Frau hatte vor zwei Jahren gehei¬ 
ratet. Nachdem ihr Mann wegen 
Betrugs inhaftiert wurde, lebte 
sie mit einem anderen Mann 
zusammen. Aufgrund einer 
Anzeige ihrer Familie wurde sie 
vor zwei Tagen festgenommen 
und ihrer Familie ausgeliefert. 
Ihr jüngerer Bruder verschwand 
nach dem Mord, ihre Eltern wur¬ 
den festgenommen. 

(ANF, 10.8, ISKU) 

IHD fordert Schutz 
für Gewaltopfer 

In einer schriftlichen Erklärung 
hat die IHD-Vorsitzende Reyhan 
Yalcindag den Aufbau von Schutz¬ 
mechanismen für von Gewalt 
betroffenen Frauen gefordert. 
"Täglich sterben weiter Frauen, 
weil die bestehenden Gesetze 
entweder falsch oder gar nicht 
angewendet werden." 

Der Menschenrechtsverein ver¬ 
folge seit Jahren Fälle von Gewalt 
gegen Frauen. Oftmals endeten 
diese mit dem Tod der betroffe¬ 
nen Frau, weil diese gar keine 
andere Möglichkeit habe, als mit 
dem Gewalttäter unter einem 
Dach zu leben. 

Bei Fällen, die der Justiz bekannt 
werden, ist es vollkommen falsch, 
die Frauen wieder nach Hause zu 
schicken. In Fällen, in denen für 
Frauen das Risiko besteht, Opfer 
von Gewalt oder Mord zu wer¬ 
den, müssen Schutzmechanis¬ 
men eingesetzt werden. Sie müs¬ 
sen geschützt werden, eine 
psychologische Rehabilitation 
erfahren, es müssen Beschäfti¬ 
gungsmöglichkeiten angeboten 
werden und ihnen ermöglicht 
werden, ihr Leben weiter zu füh¬ 
ren. (ANF, 11.8, ISKU) 
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Hinweise auf Beteiligung der Türkei 

Mehr als 500 Opfer in Sengal 


Die Opferbilanz des gegen yezi- 
dische Kurdinnen gerichteten 
Massakers in Sengal am 14. 
August ist im Verlauf der Ber¬ 
gungsarbeiten auf über 500 ange¬ 
stiegen. Insbesondere im Dorf 
Giruzer, das durch die Explosion 
vollkommen zerstört wurde, wer¬ 
den weitere Tote vermutet. 

Da Fahrten in das betroffene 
Gebiet aus Sicherheitsgründen 
nur beschränkt möglich sind, lei¬ 
det die Bevölkerung inzwischen 
unter Wasser- und Lebensmittel¬ 
mangel. 

Die Anschläge aus den letzten 
Monaten in Südkurdistan weisen 
auf eine Beteiligung aus dem 
benachbarten Ausland hin. 

In einer inzwischen im Internet 
veröffentlichen Bekennung 
erklären die " Türkischen Rache¬ 
einheiten 11 TIB ( Türk Intikam 
Birligi, ähnlich den bisher schon 
aktiv gewesenen 11 Türkischen 
Rachebrigaden " Türk Intikam 
Tugaylari) das Massaker als ihr 
Werk. Hasserfüllt drohen sie wei¬ 
tere Aktivitäten gegen die regio¬ 
nale kurdische Bevölkerung bis 
zu deren endgültiger Vertrei¬ 
bung oder Ermordung an und 
zielen auf einen reinen Turkme¬ 
nenstaat ab. 

Mit dem Herannahen des Zeit¬ 
punktes für das Referendum zur 
Kirkuk-Frage haben sich auch 
die Aktivitäten des türkischen 
Geheimdienstes in Südkurdistan 
gesteigert. Über Scheinorganisa¬ 
tionen und die Turkmenen-Front 
wurden Aktionen in mehreren 
Regionen Südkurdistans unter¬ 
nommen. So war bekannt gewor¬ 
den, dass der türkische Geheim¬ 
dienst bei den Anschlägen am 9. 
Mai in Hewler und am 13. Mai in 
Maxmur seine Finger mit im 
Spiel hatte. Die Strategie des tür¬ 
kischen MIT ist dabei, die Völker 
Südkurdistans gegeneinander 
aufzubringen und auszuspielen. 

Vor den Anschlägen in Hewler 
(Erbil) und Maxmur war es zu 
einem Zusammentreffen von 
Mitarbeitern des türkischen 
Geheimdienstes mit Angehöri¬ 
gen arabischer Stämme aus Mos- 
sul und Umgebung gekommen, 
die dem alten Baath-Regime 
nahe stehen. Bei den Anschlägen 
waren 57 Personen getötet wor¬ 
den, darunter viele Frauen und 
Kinder. Beim Fahrer des in Hew¬ 
ler verwendeten Fahrzeugs han¬ 
delte es sich um einen Turkme¬ 


nen, der sehr gut Sorani sprach. 
Weiter war bekannt geworden, 
dass das Fahrzeug zuvor zwei 
Tage lang in einer Garage eines 
Gebäudes der Turkmenen-Front 
in Zaxo gestanden hatte. In der in 
Südkurdistan erscheinenden Zei¬ 
tung Awene war zudem ein 
Papier öffentlich gemacht wor¬ 
den, aus dem hervorging, dass 
der MIT-Mitglieder der Turkme¬ 
nen-Front nach einer militäri¬ 
schen Schulung in der Türkei in 
die kurdische Region zurück 
geschickt hat, wo sie Aktionen 
zur Destabilisierung durchfüh¬ 
ren sollten. 

Der südkurdische Akademiker 
Hüseyin Cenbeli hatte am 14. 
Mai gegenüber der Nachrichten¬ 
agentur Firat angegeben, die 
Türkei habe über die Turkmenen 
Kontakt zu Organisationen wie 
Ensar El Sünne, Ensar El Islam 
und El Kaida aufgenommen, 
damit diese die Verantwortung 
für künftige Anschläge in Süd¬ 
kurdistan übernehmen sollten. 

Am 9. August erschien schließ¬ 
lich in der Özgür Politika ein Arti¬ 
kel unter der Überschrift "Türki¬ 
sche Konterguerilla in Südkurdi¬ 
stan aktiv", in dem es hieß: 
"Turkmenische und arabische 
junge Männer werden nach einer 
Schulung in der Militärbasis in 
Diyarbakir nach Kirkuk und 
Mossul zu Aktionen geschickt. 
Diesen Todeseinheiten wird eine 
Liste der zu ermordenden Perso¬ 
nen übergeben. Als Helfer fun¬ 
gieren kurdische Kollaborateure. 
Mit diesen Kontraaktivitäten 
setzt die Türkei ihren verdeckte 
Krieg im Süden fort. Das vorran¬ 
gige Ziel dabei ist, eine Verzöge¬ 
rung des Kirkuk-Referendums zu 
erreichen und damit eine offiziel¬ 
le Anbindung Kirkuks an Kurdi¬ 
stan zu verhindern. Ein weiteres 
gefährliches Spiel des MIT in 
Südkurdistan setzt darauf, die 
Kurdinnen gegeneinander aufzu¬ 
wiegeln. So versucht der MIT, 
die religiösen Widersprüche zwi¬ 
schen yezidischen und sunniti¬ 
schen Kurdinnen im Süden zu 
vertiefen. Quellen vor Ort warn¬ 
ten bereits im Vorfeld der 
Anschläge vor möglichen bluti¬ 
gen Provokationen. Die KDP in 
Sengal hatte den MIT für die 
Anspannung zwischen Yezidln- 
nen und der KDP verantwortlich 
gemacht. 


Syrien beteiligt? 

Weiter wird über eine mutmaßli¬ 
che Beteiligung Syriens an den 
Anschlägen spekuliert. Im 
Dezember 2006 war es zu einem 
Geheimabkommen zwischen der 
Türkei und Syrien gekommen, 
nachdem ein gemeinsames Vor¬ 
gehen gegen eine Anbindung 
von Kirkuk und Mossul an die 
Region Kurdistan festgelegt wor¬ 
den war. Syrien sollte sich dabei 
um Mossul und Umgebung küm¬ 
mern, die Türkei um Kirkuk. So 
übernahm Syrien den Part, in 
Mossul tätige gewalttätige Orga¬ 
nisationen, radikale islamistische 
Gruppen und nationalistische 
arabische Parteien anzuleiten. 
Diese werden von Syrien aus 
gesteuert und stehen auch in 
kontinuierlichem Kontakt mit 
dem türkischen Geheimdienst. 

Nach dem Massaker in Sengal 
dauern die Angriffe in kurdi¬ 
schen Städten an. Besonders 
betroffen ist Kirkuk, dessen Sta¬ 
tus über das Referendum Ende 
des Jahres entschieden werden 
soll. 

8 OOO Yezidlnnen protestie¬ 
ren in Hannover 

In Hannover haben ca. 8 000 Per¬ 
sonen mit einer Demonstration 
gegen das Massaker an Yezidln¬ 
nen protestiert. Aufgerufen zu 
der Demonstration hatten yezidi- 
sche Organisationen. Unter den 
Demonstranten befand sich auch 
die yezidischstämmige Europa¬ 
parlamentarierin Feleknas Uca. 
Es handelte sich um die größte 
Aktion, die Yezidlnnen bisher in 
Deutschland organisiert haben. 

1 500 Menschen protestier¬ 
ten in Bremen 

Mit einem Schweigemarsch 
haben 1500 Personen, überwie¬ 
gend Kurdinnen, in Bremen 
gegen das Massaker von Sengal 
protestiert. An der von YEK 
(Einheit der Yeziden Kurdistans) 
und dem kurdischen Verein Bira- 
ti organisierten Demonstration 
beteiligten sich Mitglieder von 
Yek-Kom, KDP, PUK, HIK ( Isla¬ 
mische Bewegung Kurdistan), 
dem assyrischen Verein Bremen, 
der Sozialistischen Partei Iran, 
der Karawane für Flüchtlinge 
und Migrantlnnen, des Afrika- 
Forums sowie deutsche Parla¬ 
mentarier. Auf Transparenten 
wurde ein Schutz der Yezidlnnen 
vor dem Terror gefordert. 

(RTV, ÖP, 17,/22.8., ISKU) 


Meldungen 


Widerspruch gegen 
Bunkerstrafe 

Am Mittwoch hat ein Besuch sei¬ 
ner Verteidiger bei Abdullah Öca- 
lan stattgefunden. Wie die Anwäl¬ 
te hinterher bekannt gaben, ist 
die gegen ihren Mandanten ver¬ 
hängte Disziplinarstrafe von 20 
Tagen noch nicht umgesetzt wor¬ 
den. Öcalan hat Widerspruch 
gegen die Bunkerstrafe eingelegt 
und bezeichnete sie als eine poli¬ 
tische Entscheidung. Eine Ant¬ 
wort auf seinen Widerspruch ist 
noch nicht eingegangen. 

Da den Anwälten keine Ausferti¬ 
gung des betreffenden Urteils 
zugegangen sei, hätten sie auch 
keinen Widerspruch einlegen 
können, teilte Rechtsanwalt 
Ömer Günes mit. Die Vorenthal¬ 
tung der Akte sei unrechtmäßig, 
entsprechende juristische Schrit¬ 
te eingeleitet. (A/VF, 22.8., ISKU) 

Zu Todesstrafe verurteilte 
kurdische Journalisten im 
Todesfasten 

Seit 28 Tagen befinden sich die 
beiden kurdischen Journalisten 
Adnan Hesenpur und Hiwa Poti- 
mar, die im Iran wegen Verrat zur 
Todesstrafe verurteilt worden 
sind, aufgrund der schlechten 
Haftbedingungen und der erlitte¬ 
nen Folter im Todesfasten. Ihr 
Gesundheitszustand verschlech¬ 
tert sich nach Angaben ihrer 
Anwälte zunehmend. Die Journa¬ 
listen fordern die Aufhebung der 
Todesstrafe, eine Beendigung der 
Folter und Grausamkeiten im 
Gefängnis, eine dementsprechen¬ 
de Erklärung der iranischen 
Behörden sowie ihre Freilassung. 
Die Schwester von Adnan Hesen¬ 
pur Leyla Hesenpur forderte 
Menschenrechtsinstitutionen, 
Amnesty International sowie die 
Reporter ohne Grenzen dazu auf, 
sich für die beiden kurdischen 
Journalisten einzusetzen. 

(ANF, 20.8., ISKU) 

Prostestnote an Iran 

Die Regierung Südkurdistans hat 
aufgrund des seit Tagen andau¬ 
ernden Artilleriebeschusses süd¬ 
kurdischer Gebiete eine offizielle 
Protestnote an den Iran gerichtet. 
Darin heißt es, dass Zivilistinnen 
bei den Angriffen getötet worden 
seien und Hunderte Familien hät¬ 
ten flüchten müssen. Es wird eine 
sofortige Einstellung der feind¬ 
lichen Handlungen gefordert. 

In der Antwort aus dem Iran 
heißt es, man sei nicht gegen das 
kurdische Volk, vielmehr handele 
es sich um einen Akt der Vertei¬ 
digung angesichts akuter Bedro¬ 
hung durch Feinde der islami¬ 
schen Republik. Bereits zuvor 





Operationspläne von Türkei und Iran 


Während die Angriffe der irani¬ 
schen und türkischen Armee im 
Grenzgebiet auf Südkurdistan 
anhalten, scheinen die Vorberei¬ 
tungen für eine gemeinsame 
umfassende grenzüberschreiten¬ 
de Militäroperation abgeschlossen 
zu sein. Wie das "Strategische For¬ 
schungszentrum Kurdistan" auf 
seiner Internetseite (www.leko- 
lin.org) bekannt gab, hat der Iran 
schwere Waffen im Grenzgebiet 
stationiert. Zehntausende irani¬ 
sche Soldaten und Dorfschützer 
sollen für eine Operation in den 
Gebieten Haci Umran, Xakurke, 
Xinere, Kandil, Berdenaz, Xirpape, 
Dola Ayse und Dola Koke bereit 
stehen. 

Aus der Türkei sind 150 bis 200 
Offiziere ins Operationsgebiet im 
Iran entsendet worden. Vor dem 
Beginn einer Bodenoperation sol¬ 
len in Van stationierte Kobra-Hub¬ 
schrauber zeitgleich mit Kobras 
aus den ostkurdischen Städten Pir- 
ansehir und Serdest das Opera¬ 
tionsgebiet in Südkurdistan bom¬ 
bardieren. Parallel zur iranischen 
Operation wird die Türkei im 
Grenzgebiet um Simak, Hakkari 
und Van eine umfassende Opera¬ 
tion starten. Am 18. August sollen 
Offiziere beider Länder im ostkur¬ 
dischen Urmiye zusammen getrof¬ 
fen sein, um die Einzelheiten zu 
diskutieren. 

Die Operation wird vom Iran seit 
langer Zeit geplant. Mitte Juni fand 
ein Besuch einer Abordnung des 
türkischen Außenministeriums, 
des Generalstabs und des Geheim¬ 
dienstes MIT im Iran statt, bei 
dem über die Handelsbeziehun¬ 
gen zwischen beiden Ländern und 
den gemeinsamen Kampf gegen 
die PKK gesprochen wurde. Am 
16. Juli fand ein Gegenbesuch des 


iranischen Ölministers in Beglei¬ 
tung von Mitarbeitern des Außen¬ 
ministeriums, des Militärs und des 
Geheimdienstes in der Türkei 
statt. 

Die irakische Regierung wurde 
bei einem Besuch des irakischen 
Außenministers Zebari in Ankara 
über die Pläne informiert und die 
Genehmigung für eine Nutzung 
des irakischen Luftraums erteilt. 
Nach Angaben eines hochrangi¬ 
gen iranischen Militärs soll der 
Operation der Anschein gegeben 
werden, dass sie sich ausschließ¬ 
lich gegen die PKK und die PJAK 
richtet. Gleichzeitig soll jedoch 
eine Pufferzone im iranisch-iraki¬ 
schen Grenzgebiet errichtet wer¬ 
den. 

Auch die PUK soll nach Aussage 
des iranischen Militärs über die 
Operation informiert sein. Bei 
einem Treffen zwischen Mitarbei¬ 
tern der Geheimdienste des Iran 
und der PUK soll der Iran angebo- 
ten haben, für eine offene oder ver¬ 
deckte Unterstützung der Opera¬ 
tion werde die PUK die von der 
PKK gehaltenen Gebiete Asos, 
Sehit Harun, Sehit Ayhan, Kandil 
u. a. erhalten. 

Iranische Angriffe treffen Zivil¬ 
bevölkerung in Südkurdistan 

Im Rahmen gemeinsamer Militär¬ 
operationen mit der Türkei 
beschießt die iranische Armee seit 
mehreren Tagen ununterbrochen 
südkurdisches Gebiet. Die Angrif¬ 
fe gelten der PJAK (Partei für ein 
freies Leben Kurdistan), betroffen 
sind aber vor allem kurdische Zivi¬ 
listinnen. Nach Angaben des für 
die südkurdischen Peschmerga 
verantwortliche Ministers Cabar 
Yaver sind bereits 200 Familien 
aus ihren Dörfern geflüchtet, zwei 


Frauen wurden verletzt. Gärten, 
Felder und Nutztiere wurden 
durch den Artilleriebeschuss zer¬ 
stört und getötet. Yaver teilte wei¬ 
ter mit, dass sich in dem unter 
Beschuss gesetzten Gebiet keine 
Lager der PKK oder PJAK befin¬ 
den. 

In den vergangenen Monaten sind 
die an der iranisch-irakischen 
Grenze lebenden Menschen, die 
von Viehwirtschaft und Schmug¬ 
gel leben, zur Zielscheibe der ira¬ 
nischen Armee geworden. Mehre¬ 
re Menschen wurden getötet, es 
kam zu einer Vielzahl von Fest¬ 
nahmen. 

Zwischen der PJAK und der irani¬ 
schen Armee finden in den ostkur¬ 
dischen Gebieten Serdest und Pir- 
ansehir heftige Gefechte statt. Wie 
die PJAK bekannt gab, seien zwei 
Militärhubschrauber abgeschos¬ 
sen und mindestens 30 Soldaten 
ums Leben gekommen. An der 
Grenze zum Irak finde eine Trup¬ 
penkonzentration statt, die als Vor¬ 
bereitung für eine umfassende 
grenzüberschreitende Militärope¬ 
ration auf irakischem Territorium 
gewertet wird. 

In einem Artikel in der britischen 
Tageszeitung The Guardian wird 
die PJAK als die am schnellsten 
wachsende Widerstandsgruppe 
des Iran bezeichnet. Sie verfüge 
über 3000 in den Bergen bewaff¬ 
nete Guerillakämpfer und zehntau¬ 
sende Mitglieder im iranischen 
Kurdistan. Insbesondere junge 
Frauen sympathisierten mit der 
Partei, weil diese für Frauenrechte 
eintrete. 45 Prozent der bewaffne¬ 
ten Kämpfer seien Frauen. Entge¬ 
gen der Behauptungen des Iran, 
die PJAK werde von den USA 
unterstützt, habe ein PJAK-Kom- 
mandant erklärt, es bestünden 
keine Beziehungen zu den USA. 

(ÖP/ANF, 20., 23.8., ISKU) 


DTP fordert verfassungsrechtliche Garantie für Kurdinnen 


Auf ihrer ersten Fraktionssitzung 
im türkischen Parlament hat die 
DTP einen verfassungsrechtlichen 
Schutz der kurdischen Kultur und 
Organisierungsfreiheit gefordert. 
In der Eröffnungsrede machte 
Selahattin Demirtas auf die Bedeu¬ 
tung des Tages aufmerksam: "Seit 
1924 ist es das erste Mal, dass wir 
als Kurdinnen und Bürgerinnen 
der Republik Türkei mit unserer 
eigenen Identität unter dem Dach 
des Parlaments Politik machen." Zu 
den Aufgaben des Parlaments 
gehöre eine lösungsorientierte 
Debatte über Demokratisierung, 
Menschenrechte, Freiheiten und 
die kurdische Frage. 

Im Anschluss erklärte als Frak¬ 
tionsvorsitzender Ahmet Türk, zum 
Thema kurdische Frage habe 
Abdullah Gül, Kandidat für das Amt 
des Staatspräsidenten, keine ein¬ 
deutige Aussage gemacht. Man 
habe sich jedoch anders als die 
CHP dafür entschieden, die Wahl 
nicht zu boykottieren. Wichtig sei 
es, dass ein ziviler Staatspräsident 
vom Parlament gewählt werde, der 
die 72 Millionen Bürgerinnen der 
Türkei vertrete. 'Wir treten in der 


kurdischen Frage für ein Vorgehen 
ein, das auf eine Lösung auf friedli¬ 
chem Weg setzt. Über dieses 
Thema haben wir mit Herrn Gül 
gesprochen. Eine eindeutige Aus¬ 
sage dazu haben wir nicht bekom¬ 
men." 

Zu einem neuen Verfassungsent¬ 
wurf erklärte Türk: "Das Land wird 
immer noch mit einer Verfassung 
regiert, die ein Produkt des [Put- 
sches vom] 12. September ist. Ein 
neuer Verfassungsentwurf muss 
unter Einbeziehung zivilgesell¬ 
schaftlicher Organisationen, politi¬ 
scher Parteien und den verschiede¬ 
nen gesellschaftlichen Gruppierun¬ 
gen entstehen. Die neue Verfas¬ 
sung darf keine ideologische Ver¬ 
fassung mehr sein, sondern muss 
der gesellschaftlichen Realität ent¬ 
sprechen und die unterschied¬ 
lichen Kulturen schützen. Eine Ver¬ 
fassung, die die Freiheit, Kultur 
und das Recht auf Organisierung 
der Kurdinnen verleugnet, ist nicht 
zeitgemäß. Auch die Rechte der 
alevitischen Bürgerinnen müssen 
verfassungsrechtlich gewährleistet 
werden." 


Weiter forderte Türk den Rücktritt 
des Präsidenten der Institution für 
türkische Geschichte Yusuf Halla- 
coglu wegen Rassismus und Polari¬ 
sierung der Gesellschaft. Hallaco- 
glu, der sich seit 14 Jahren im Amt 
befindet, hatte öffentlich geäußert, 
30 Prozent der vermeintlichen Kur¬ 
den seien Turkmenen und bei 
einem großen Teil der kurdischen 
Aleviten handele es sich um Arme¬ 
nier. Türk verurteilte diese Verlaut¬ 
barungen als unwissenschaftlich, 
unhistorisch und unmoralisch. Es 
werde eine Polarisierung der 
Gesellschaft damit bezweckt. Die 
Regierung müsse Hallacoglu 
unverzüglich des Amtes entheben. 
Zu den Waldbränden in den kurdi¬ 
schen Gebieten erklärte Türk: 
'Wenn im Westen ein Waldbrand 
ausbricht, wird alles in Bewegung 
gesetzt, aber in Simak werden die 
Wälder bewusst angezündet und 
niemand sagt etwas dazu." Zum 
Thema Hasankeyf äußerte er, die 
beschlossene Überflutung der 
historischen Stätte resultiere aus 
einer Logik, die versuche, das 
geschichtliche und kulturelle Erbe 
zu vernichten. (ÖP, 21.8., ISKU) 


hatte der Peschmerga-Minister 
Südkurdistans jedoch darauf auf¬ 
merksam gemacht, dass in dem 
betroffenen Gebiet keine Gueril¬ 
lalager seien. 

Nach Informationen sollen 
gestern durch Artilleriebeschuss 
des Dorfes Mergemi am Kandil- 
Berg acht kurdische Schmuggler 
ums Leben gekommen sein, die 
in den Iran gehen wollten. 

(ÖP, 21.8, ISKU) 

Festival dem Gedenken der 
Sengal-Opfer gewidmet 

Das 15. Internationale Kurdische 
Kultur- und Friedensfestival, das 
am 1. September 2007 auf der 
Trabrennbahn in Gelsenkirchen 
stattfinden wird, soll den Opfern 
des Massakers von Sengal gewid¬ 
met werden. Außerdem soll die 
Situation Abdullah Öcalans, die 
drohende Zerstörung Hasankeyfs 
durch den Bau des Ilisu-Stau- 
damms, die Arabisiemngspolitik 
Syriens in Kurdistan sowie die 
drohende Umsetzung der Todes¬ 
strafe gegen kurdische Journali¬ 
sten im Iran über Transparente 
und Redebeiträge thematisiert 
werden. (OP, 20.8, ISKU) 

Auch im AKP-Verfassungsent- 
wurf sind alle Türken 

Auch im neuen Verfassungsent¬ 
wurf der AKP wird die Existenz 
von Kurden und anderen Völkern 
in der Türkei ignoriert und alle 
Bürger der Türkei als Türken 
bezeichnet. Der von sechs Verfas- 
sungsrechtlem verfasste und 140 
Artikel umfassende Entwurf, der 
die Putschverfassung von 1982 
ablösen soll, wurde Ministerpräsi¬ 
dent Erdogan vorgelegt. Statt des 
bisherigen Artikels 66 mit dem 
Wortlaut "Jeder, der über das 
Staatsbürgertum an den türki¬ 
schen Staaten gebunden ist, ist 
Türke", heißt es im entsprechen¬ 
den Artikel des neuen Entwurfs, 
der eine Rückkehr zur Verfas¬ 
sung von 1924 darstellt, "in Hin¬ 
blick auf das Staatsbürgertum 
wird zu jedem in der Türkei ohne 
Unterscheidung von Religion und 
Rasse .Türke' gesagt". 

(ANF, 22.8, ISKU) 
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Erneut Gräueltaten der 
türkischen Armee 


Bei elf Guerillakämpferinnen, die 
bei einem Gefecht am 25. August 
bei Uludere ihr Leben verloren hat¬ 
ten, wurden teilweise Köpfe, Arme 
und Beine von der türkischen 
Armee abgetrennt. Die HPG rief 
die Bevölkerung dazu auf, zu die¬ 
sen Gräueltaten nicht zu schwei¬ 
gen, sich der Leichname anzuneh¬ 
men. Die HPG kündigten Vergel¬ 
tung an. 

Die Leichname wurden unmittel¬ 
bar nach dem Gefecht von Bewoh¬ 
nern Uluderes abgeholt und beer¬ 
digt. Dabei sei festgestellt worden, 
dass bei einem Leichnam der Kopf 
und bei mehreren weiteren Arme 
und Beine abgetrennt seien. 

Bei dem gleichen Gefecht waren 
nach HPG-Angaben fünf Militärs 
ums Leben gekommen. 

Vergeltungsschläge 
der Guerilla 

Die HPG-Einheiten in Erzurum 
führten eine Vergeltungsaktion 


Nach Meinung des Staatsrecht¬ 
lers und Publizisten Mithat Sancar 
ist die Wahl Abdullah Güls zum 
Staatspräsidenten ein wichtiger 
Erfolg in dem Bestreben, die poli¬ 
tische Vormundschaft, die das 
Militär in der Türkei jahrzehnte¬ 
lang ausgeübt hat, zurückzudrän¬ 
gen. Mit der Durchsetzung Güls 
ist es einer Regierung erstmals 
seit 47 Jahren gelungen, sich 
gegen den Willen des bislang als 
allmächtig geltenden Militärs zu 
behaupten. 

Doch nichts deutet darauf hin, 
dass sich die Generäle einer wei¬ 
teren Beschneidung ihrer politi¬ 
schen Macht widerstandslos beu- 


Der türkische Generalstab, der 
schon mit dem Eintritt der DTP ins 
Parlament seine Tradition aufgege¬ 
ben hat, an der Vereidigung der 
Abgeordneten teilzunehmen, hat 
auch zum Empfang am 30. August, 
dem "Feiertag des Sieges", die 
DTP-Fraktion nicht eingeladen. 
Auch Sirri Sakik, der aus dem DTP- 
Kontingent in die parlamentarische 
Administration gewählt worden ist, 
wurde nicht eingeladen. In seiner 
Eigenschaft als Fraktionschef der 


gegen die Gräueltaten der türki¬ 
schen Armee durch. In der 
Umgebung der Bezirk Ili^ (Erzu¬ 
rum) und Imranli (Sivas) wurden 
zwei Militärfahrzeuge angegrif¬ 
fen, die sich auf dem Weg zur 
einer Operation befanden. Ein 
Fahrzeug wurde vollkommen zer¬ 
stört. Bei der Vergeltungsaktion 
wurden 13 Soldaten getötet, zahl¬ 
reiche weitere verletzt. 

Am 26. August griffen die HPG 
im Gebiet Geliye Dostki der Pro¬ 
vinz Yüksekova/Hakkari eine 
Elite-Kontra Gruppe an. Bei der 
Aktion wurden drei Kontra-Gue¬ 
rillas getötet, weitere verletzt. 

Am 27. August führten die YJA- 
STAR Kräfte eine Vergeltungsak¬ 
tion durch. Im Gebiet Sehit Yil- 
maz der Region Gabar (Sirnak) 
wurde eine Einheit der türki¬ 
schen Armee angegriffen. Bei 
der Aktion wurden vier Soldaten 
getötet. Die Armee transportierte 


gen werden. Auch Ministerpräsi¬ 
dent Erdogan scheint allerdings 
entschlossen, die Gunst der Stun¬ 
de zu nutzen. Details einer beab¬ 
sichtigten Verfassungsreform, die 
jetzt durchgesickert sind, zeigen, 
dass zukünftig auch die Stellung 
des Nationalen Sicherheitsrates, 
des politischen Machtzentrums 
der Militärs, zurechtgestutzt wer¬ 
den soll. Entsetzt Deniz Baykal 
von den Kemalisten am Montag, 
dass deshalb die geplante Verfas¬ 
sungsreform mindestens ebenso 
viel Sprengstoff bereithalte wie 
die Präsidentenwahl. 

Das Schwert der Putschdrohung 
ist vorerst stumpf geworden. Doch 


DTP erklärte Ahmet Türk, diese 
Haltung des Militärs einer Parla¬ 
mentsfraktion gegenüber, die einen 
bestimmten Gedanken und eine 
bestimmte Gruppe repräsentiere, 
sei falsch. "Ununterbrochen wird 
über Separatismus gesprochen, 
aber hieran zeigt sich, wer eigent¬ 
lich separatistisch ist", äußerte 
Türk. 

Dem neuen Staatsoberhaupt der 
Türkei Abdullah Gül, der als Staats¬ 
präsident auch Oberbefehlshaber 


die Toten mit Sikorsky Hub¬ 
schraubern ab. 

Am 28. August bombardierte die 
iranische Armee mit Granaten 
und Katujuscha die Meder Ver¬ 
teidigungsgebiete in Xakurke, 
den Raum Kelesin, Tinine, Berbi- 
zinan, Gelisim und Dereva. 
Durch die Bombardierung kam 
es in Dorf Dereva zu Sachsachä- 
den der Zivilbevölkerung, meh¬ 
rere Tiere wurden getötet. 

Am 27. August griff die Guerilla 
eine bewegliche Einheit der tür¬ 
kischen Armee im Gebiet Akdag 
der Provinz Amed (Diyarbakir) 
an. Bei der Aktion wurden zwei 
Soldaten getötet, zahlreiche ver¬ 
letzt. Nach der Aktion wurde das 
Gebiet mit Kobra Hubschrau¬ 
bern massiv bombardiert. 

Seit einer Woche legt die türki¬ 
sche Armee in Gebiet Akdag 
mehrere Hinterhalte gegen die 
Guerilla. 

(hpg/ÖP, 28.8., ISKU) 


einen Ausweg, so befürchten jetzt 
viele, könnte den bedrängten 
Generälen eine Eskalation in der 
Kurdenfrage bieten. Denn die 
neunziger Jahre, als sich das türki¬ 
sche Militär auf dem Höhepunkt 
seiner Macht befand, hat den 
Generälen vor allem eines gelernt 
Durch die Verhängung des Aus¬ 
nahmezustandes, eine extrem 
restriktive Antiterrorgesetzgebung 
und die berüchtigten Staatssicher¬ 
heitsgerichtshöfe lassen sich die 
Zügel der Macht der zivilen Regie¬ 
rung nahezu widerstandslos entrei¬ 
ßen. Es bleibt abzuwarten, ob die 
Militärs dieser Verlockung nachge¬ 
ben werden. (tp, 29.8., ISKU) 


der Armee ist, wurde eine Einla¬ 
dung ohne Begleitung seiner Frau 
geschickt. Stein des Anstoßes aus 
Sicht des Militärs ist das Kopftuch 
von Frau Gül. Die DTP hatte vor 
der Präsidentschaftswahl erklärt, 
die Kopftuchfrage stelle kein Krite¬ 
rium für die Wahl statt, wichtig sei 
vielmehr, ob der Kandidat die Exi¬ 
stenz kurdischer Identität anerken¬ 
ne und an einer Lösung der kurdi¬ 
schen Frage arbeiten wolle. 

(ÖP, 30.8, ISKU) 


Meldungen 

Verteidigerbesuch 
bei Öcalan verhindert 

Erneut konnte ein Besuch seiner 
Verteidiger bei Abdullah Öcalan 
auf der Gefängnisinsel Imrali 
nicht stattfinden. Wie Rechtsan¬ 
walt Ibrahim Bilmez mitteilte, sei 
das Schiff, mit dem die Verteidi¬ 
ger zur Insel übersetzen, nach 
einer halben Stunde Fahrt 
gestoppt worden. Die Militärs 
hätten angegeben, das Schiff sei 
defekt. Diese Begründung sei 
unglaubwürdig, erklärte Bilmez. 

64 NF, 29.8, ISKU) 

Karayilan: CPT muss Erklä¬ 
rung zu Öcalan veröffent¬ 
lichen 

Als Vorsitzender des KCK-Exeku- 
tivausschusses forderte Murat 
Karayilan das CPT (Europäisches 
Komitee zur Verhütung von Fol¬ 
ter und unmenschlicher oder 
erniedrigender Behandlung oder 
Strafe) auf, unverzüglich eine 
Erklärung zur Gesundheitssitua¬ 
tion von Abdullah Öcalan abzuge¬ 
ben. Die gesundheitliche Lage 
Öcalans sei ein Thema, welches 
das gesamte kurdische Volk 
etwas angehe. 

Das CPT hatte Öcalan nach Aus¬ 
sagen seiner Verteidiger über 
eine mögliche Vergiftung mit 
Schwermetallen besucht und 
medizinische Untersuchungen 
angestellt. Die Untersuchungser¬ 
gebnisse sind bisher nicht an die 
Öffentlichkeit gelangt. 

64/VF, 29.8, ISKU) 

Gefecht zwischen 
PJAK und PUK 

Laut einer Erklärung der PJAK 
(Partei des freien Lebens Kurdi¬ 
stan) kam es zu einem Gefecht 
zwischen einer PJAK-Guerillaein- 
heit und einer Peschmergaeinheit 
der PUK der Partei von Celal 
Talabani. Das Gefecht sei ausge¬ 
brochen, als eine 200-köpfige 
Peschmergaeinheit die Guerilla¬ 
gruppe in Comeresi bei Pinciwin 
habe festnehmen wollen. Dabei 
seien zwei Peschmerga verletzt 
worden. 

In der Erklärung nennt die PJAK 
das Vorgehen der PUK-Kräfte als 
"bedenklich". Die Guerillakräfte 
seien sehr darum bemüht, für 
Sicherheit in der Region Südkurdi¬ 
stan zu sorgen. Entgegen der 
Angaben der PUK habe man sich 
auch nicht aus der Region zurük- 
kgezogen. (ANF, 29.8, ISKU) 

Großkundgebung in Silopi 
gegen Kohlekraftwerk 

In Silopi protestierten 10.000 Men¬ 
schen mit einer von der "Jugend¬ 
initiative Silopi" organisierten 
Kundgebung gegen den Ausbau 
eines 1999 eingerichteten Kohle- 


Machtkampf in Ankara - 
Gefahr für Kurdinnen 


DTP vom Generalstab 
nicht eingeladen 





Dokumentation vom Hauptquartier der HPG ; 

Interview mit Dr. Bahoz Erdal 


In letzter Zeit hat man in den türki¬ 
schen Medien über Rivalitäten in der 
PKK berichtet. Was ist Ihre Meinung 
dazu? 

Dr. Erdal: Der Vorsitzende hat seit 
Wochen keinen Kontakt zu seinen 
Anwälten und zu seiner Familie. 
Die Operationen werden ausgewei¬ 
tet. In der Presse berichtet die tür¬ 
kische Armee über Selbstmordat¬ 
tentäter in den Meder-Verteidi- 
gungsgebieten. Jedoch sind dies 
alles Lügen, die die Armee im 
Umlauf bringt. Die Demokratie 
wird so untergraben und das Volk 
unter Druck gesetzt. Der Höhe¬ 
punkt ist erreicht! Sie verfolgen das 
Ziel, uns von wichtigeren Themen 
abzulenken. Damit wollen sie unser 
Volk demoralisieren und uns in die 
Verzweiflung führen. 

Jeden Tag werden Lügen aufge¬ 
tischt. Man meldet, dass einige 
unserer Anhängerinnen desertiert 
und zur türkischen Armee überge¬ 
laufen sind. Auch wird berichtet, 
dass der Widerstandskampf ausein¬ 
anderbricht. Man will das Bild ver¬ 
mitteln, dass die PKK nicht mehr 
existiert und am Ende ist Wir sind 
weiterhin aktiv. Die Guerilla- 


Die yezidischen Überlebenden des 
Massakers von Sengal, bei dem am 
14. August über 500 Menschen 
getötet und ein komplettes Dorf 
zerstört wurden, leiden aufgrund 
nicht ausreichender Hilfeleistun¬ 
gen unter Hunger und Wasserman¬ 
gel und müssen im Freien unter 
brennender Sonne ausharren. Von 
den kurdischen Organisationen 
und der Regierung fordern sie 
Unterstützung, um sich selbst ver¬ 
teidigen zu können. 

Unterdessen besuchte eine Abord¬ 
nung mehrerer yezidischer Organi¬ 
sationen unter Leitung der EU-Par- 
lamentarierin Feleknaz Uca die 


In Mardin-Kiziltepe eröffnen kur¬ 
dische und italienische Frauen 
gemeinsam ein "Frauenlokal", 
mit dem Arbeitsplätze für Frauen 
geschaffen werden sollen. 

Das Projekt wird von der EU und 
der Stadtverwaltung Kiziltepe 
unterstützt. Zehn Frauen sollen 


Kämpferinnen verteidigen sich nur 
in Notfällen. Die Kämpferinnen 
gehen dabei taktisch vor. Eine 
demokratische Lösung zu finden, 
gilt weiterhin als Hauptziel. Bis zu 
den letzten Wahlen fanden keine 
Kampfhandlungen statt. Damit 
wollte die Guerilla deutlich 
machen, dass sie eine diplomati¬ 
sche Lösung der kurdischen Frage 
weiterhin anstrebt. Trotz vieler ein- 
gebrachter Lösungswege und Fort¬ 
schritte stellt es die Türkei so dar, 
dass es in der PKK Zwietracht gibt. 
Dies dient nur dem Zweck, unser 
Volk zu demoralisieren und Unru¬ 
he zu stiften. Das ist ein Teil des 
Krieges gegen uns. Auch in der 
Vergangenheit hatte der türkische 
Generalstab zugegeben, dass es 
psychologische Beeinflussung ist. 
Wir erwarten von unserem Volk, 
dass es diese Art von Politik nicht 
wortlos hinnimmt. 

Im südlichen Kurdistan, im syri¬ 
schen Teil dem Grenzgebiet siedeln 
sich provokativ Araberinnen an. 
Was können Sie uns dazu sagen? 
Dr. Erdal: Die syrische Regierung 
plant, uns Kurdinnen zu unterwan- 


Überlebenden von Sengal, die 
erklärten: "Alle unsere Häuser sind 
zerstört. Überall gibt es Skorpione 
und Schlangen. Wir wissen nicht, 
was wir tun sollen. Es ist sehr heiß 
und wir sind ohne Trinkwasser. 
Alle kommen hier her, machen 
Filmaufnahmen und gehen wieder. 
Es finden überhaupt keine Hilfelei¬ 
stungen statt." 

Yezidentum 

Das Yezidentum ist eine Religion 
des Mittleren Ostens. Die meisten 
Yezidlnnen sind Kurdinnen und 
leben in Mossul in Südkurdistan 
[Irak]. Weitere yezidische Gemein¬ 


eine Beschäftigung finden; das 
Lokal wird auch selbst zubereite¬ 
tes Essen ausliefern. 

Neben der Arbeitsstelle und 
einem regelmäßigen Einkommen 
sollen die Frauen dazu befähigt 
werden, ihre Rechte in den Berei¬ 
chen Justiz, Gesundheit, Wirt- 


dern. Die Regierung hegt die 
Absicht, im Gebiet Derik Dirbeb- 
siye Araberinnen anzusiedeln. Sie 
möchte in diesem Gebiet damit das 
demografische Gefälle zu Gunsten 
der arabischen Bevölkerung 
ändern. So soll das bis heute dort 
lebende Volk eine Minderheit wer¬ 
den, das keinerlei Rechte besitzt. 
Wir gehen davon aus, dass die Ver¬ 
antwortlichen aus den Reihen des 
Regimes stammen. Diese Leute 
wollen die kurdische Frage lösen, 
in dem sie die dort ansässigen Kur¬ 
dinnen vertreiben oder vernich¬ 
ten. 

Diese Politik wird in Syrien zu Auf¬ 
ständen führen und in einem Krieg 
zwischen beiden Völkern enden. In 
diesem Sinne darf unser Volk in 
Südkurdistan die Gefahr nicht igno¬ 
rieren. Es muss sich dagegen weh¬ 
ren. Seit Frühling dieses Jahres hat 
die türkische Armee an der Grenze 
zum Irak Lager errichtet. Damit 
will sie erreichen, dass sich keine 
Menschen dort ansiedeln können. 
Die syrische Regierung sollte sich 
nicht die türkische Politik zur 
Lösung der kurdischen Frage zum 
Vorbild nehmen, (hpg, 28.8., ISKU) 


den gibt es in Syrien, der Türkei, im 
Iran, in Georgien und Armenien. 
Ihre Gesamtanzahl wird heute auf 
500.000 geschätzt. In Europa, vor 
allem in Deutschland und Schwe¬ 
den, leben viele yezidische Mi- 
grantlnnen. In der Türkei lebten in 
den siebziger Jahren vor allem in 
Urfa-Viransehir ca. 80.000 Yezidln¬ 
nen. Nach dem Militärputsch 1980 
fanden große Migrationsbewegun¬ 
gen ins Ausland statt. 1985 gab es 
noch 23.000 Yezidlnnen in der Tür¬ 
kei, heute sollen es noch 377 sein. 
Die meisten der Yezidlnnen aus der 
Türkei leben heute in Deutschland. 

(ÖP, 27.8., ISKU) 


schaft und Politik wahrzuneh¬ 
men, ohne auf Männer angewie¬ 
sen zu sein. 

In Batman wird zur Zeit eine 
Frauenkooperative gegründet, 
die ebenfalls das Ziel hat, Arbeits¬ 
plätze für Frauen zu schaffen. 

(ÖP, 30.8., ISKU) 


kraftwerks. Unterstützt wurde die 
Aktion von der DTP, mehreren 
Gewerkschaften, der Anwaltskam¬ 
mer Sirnak, dem Verein für Behin¬ 
derte Silopi und Stadtratsmitglie- 
dem. In einem Redebeitrag mach¬ 
te ein Vertreter der Jugendinitiati¬ 
ve auf die gesundheitlichen Aus¬ 
wirkungen des Kraftwerks auf¬ 
merksam: "Menschen werden 
durch Früchte von Feldern aus der 
Umgebung des Kohlekraftwerkes 
vergiftet, die Fehlgeburten häufen 
sich und ein Kind ist sogar an den 
Auswirkungen gestorben. Infek¬ 
tionskrankheiten und Knochen¬ 
schwund breiten sich aus, die Fel¬ 
der verdorren." Der Bürgermei¬ 
ster von Silopi, Muhsun Kunur, 
erklärte, es bestehe in der Region 
kein Bedarf von Energie aus Koh¬ 
lekraftwerken, im Gegenteil werde 
hier der Bedarf der Türkei gedek- 
kt. Das Kraftwerk müsse umge¬ 
hend geschlossen werden. 

(ÖP, 28.8, ISKU) 

60 Prozent Arbeitslose 
in Diyarbakir 

Nach Angaben des Arbeitsamtes 
Diyarbakir liegt die Arbeitslosen¬ 
quote in der Stadt bei 60 Prozent. 
Mit den großen Fluchtbewegun¬ 
gen in den neunziger Jahren ist die 
Einwohnerzahl auf 1,5 Millionen 
gestiegen. Diyarbakir ist auch eine 
der Provinzen mit dem niedrigsten 
Einkommen pro Kopf in der Tür¬ 
kei. (ANF, 28.8, ISKU) 

Prozess gegen Kurdinnen 
in Hamburg 

Am 5. September findet um 9.30 
Uhr im Strafjustizgebäude (Sieve- 
kingplatz 3) der Prozess gegen die 
vier Kurdinnen N.B., B.S., N.T. 
und S.D. statt. Ihnen wird die Pla¬ 
nung einer Brandstiftung sowie 
Verstoß gegen das Waffen- und 
Vereinsgesetz vorgeworfen. Alle 
vier befinden sich seit Mitte März 
in Untersuchungshaft. Es wird 
erwartet, dass der Prozess am 
ersten Verhandlungstag beendet 
wird und die vier gegen Mittag am 
Gefängnistor begrüßt werden kön¬ 
nen. (ISKU, 30.8.) 
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Yeziden warten auf Unterstützung 


Ende iranischer Angriffe 


Irak fordert 

Das irakische Außenministerium 
forderte in einer schriftlichen 
Erklärung die sofortige Beendi¬ 
gung der Angriffe der iranischen 
Armee auf die Grenzregion in Süd¬ 
kurdistan. Eine Fortsetzung werde 
zu schweren Schäden in der Bezie¬ 
hung beider Staaten führen. Das 
Außenministerium berief außer¬ 
dem den iranischen Botschafter in 
Bagdad ein, um eine entsprechen¬ 
de Warnung auszusprechen. Seit 
dem 16. August wird die Grenzre¬ 
gion zwischen Iran und Südkurdi¬ 
stan von der iranischen Armee 


unter Artilleriefeuerbeschuss ge¬ 
setzt. Am 28. August bombardierte 
die iranische Armee mit Granaten 
und Katujuscha die Meder-Verteidi- 
gungsgebiete in Xakurke, den 
Raum Kelesin, Tinine, Berbizinan, 
Gelisim und Dereva. Durch die 
Bombardierung kam es in Dorf 
Dereva zu Sachschäden der Zivil¬ 
bevölkerung, mehrere Tiere wur¬ 
den getötet. Über 500 Dorfbewoh¬ 
nerinnen mussten bisher fliehen. 
Das Parlament Südkurdistans hatte 
in einer Sitzung am 28.8. die iraki¬ 
sche Regierung zum Handeln auf¬ 


gefordert. Bereits zuvor hatten 
auch schiitische und sunnitische 
Politiker das Schweigen der iraki¬ 
schen Regierung zu den Angriffen 
kritisiert. Der Iran hat sich noch 
nicht zum Thema geäußert. 

Nach Angabe des irakischen 
Außenministers Hoser Zebari vom 
Donnerstag wurden die Angriffe 
auf Dörfer in der Grenzregion trotz 
offizieller Proteste unvermindert 
fortgesetzt. Er bezeichnete die 
Beziehung zwischen beiden Län¬ 
dern als gefährdet. 

(hpg/ANF, 29./30.8., ISKU) 
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Chemiewaffen gegen Guerilla? 


Meldungen 


Der Verdacht, dass der Einsatz 
von chemischen Waffen zum Tod 
von elf Guerillakämpferinnen in 
Sirnak-Uludere geführt hat, 
wurde dadurch bestärkt, dass 
dutzende Schafe und Pferde ver¬ 
mutlich durch vergiftetes Gras 
verendet sind. Aufgekommen 
war die Vermutung, nachdem 
sich das Militär geweigert hatte, 
die Leichname den Angehörigen 
auszuhändigen. 

Die Angehörigen stellten unter¬ 
dessen bei der Staatsanwaltschaft 
Diyarbakir gegen die am 24. und 
25. August in der Region statio¬ 
nierten Dorfschützer und Mili¬ 
tärs Strafanzeige wegen des Ein¬ 
satzes chemischer Waffen. Im 
Namen der Angehörigen forderte 
Rechtsanwalt Muharrem Erbey 
eine Untersuchung der Leichna¬ 
me sowie der in der betroffenen 
Region verendeten Tiere und 
Pflanzen. 

Die Staatsanwaltschaft 
ermittelt: Gegen die DTP 

Auch die die pro-kurdische »Par¬ 
tei der demokratischen Gesell¬ 
schaft« (DTP) erklärte, es gebe 
Anhaltspunkte dafür, daß die tür¬ 
kische Armee bei dem Gefecht 
auch Chemiewaffen eingesetzt 
haben könnte. Keine 24 Stunden 
später liefen die Ermittlungen 
der Staatsanwaltschaft Ankara 
bereits auf Hochtouren. Aller¬ 
dings richten sich diese nicht 
gegen das Militär wegen des Ein¬ 
satzes geächteter Waffen, son¬ 
dern gegen die DTP. Das 


Die Angriffe des Iran auf das 
Grenzgebiet in Südkurdistan dau¬ 
ern weiter an. Die flüchtende 
Dorfbevölkerung erwartet Hilfe 
von der kurdischen und der iraki¬ 
schen Regierung. Einer von 
ihnen, Ahmet Taha Berdesori, gab 
gegenüber ANF an, dass sich in 
den unter Artilleriebeschuss 
gesetzten Gebieten keine PJAK- 
Mitglieder befinden: "Die Angriffe 
finden insbesondere spät abends 
und früh morgens statt. Wir sind 
vor Angst geflüchtet, als der 
Beschuss unserem Dorf immer 
näher kam. In diesem Gebiet 
befinden sich keine PKK- oder 
PJAK-Lager. Der Iran möchte die 
Region entvölkern. Kein Staat sagt 
etwas dagegen. Uns ist gesagt 
worden, dass die UN uns helfen 
werden, aber bisher ist niemand 
vorbeigekommen und hat uns 
nach unseren Problemen gefragt." 


geschieht auf Grundlage des 
umstrittenen Paragraphen 301 
des türkischen Strafgesetzbu¬ 
ches, der seit der Strafrechtsre¬ 
form von 2005 zur berüchtigten 
Allzweckwaffe gegen unliebsame 
Regimekritiker geworden ist. Die 
»Beleidigung des Türkentums«, 
aber auch die »Herabsetzung der 
türkischen Streitkräfte« können 
nach diesem Gummiparagraphen 
mit bis zu zwei Jahren Haft 
geahndet werden. Den Staatsan¬ 
wälten zufolge soll die DTP durch 
ihre Mutmaßungen das Ansehen 
des Militärs »auf arglistige 
Weise« in den Schmutz gezogen 
haben - unabhängig davon, ob 
der Vorwurf des Chemiewaffen¬ 
einsatzes zutrifft oder nicht. 

In einem getrennten Verfahren 
ermittelt die Staatsanwaltschaft 
außerdem gegen den DTP-Frak- 
tionsvorsitzenden Ahmet Türk 
wegen Verstoßes gegen Para¬ 
graph 301. Türk soll durch die 
von ihm geäußerte Ansicht, die 
Militärs seien aufgrund ihrer 
kompromißlosen Haltung in der 
Kurdenfrage die »wahren Separa¬ 
tisten« des Landes, ebenfalls die 
Armee »herabgewürdigt« haben. 
Nach weit verbreiteter Ansicht 
geht es in beiden Verfahren um 
wesentlich mehr als um die 
Frage, ob in der Türkei Kritik an 
den Streitkräften ein Straftatbe¬ 
stand ist. Vermutet wird vielmehr, 
daß die Staatsanwaltschaft in 
Wirklichkeit ein Verbotsverfah¬ 
ren gegen die DTP anstrebt, um 
so die unerwünschte kurdische 


Ein weiterer Flüchtling ist Haci 
Salih Heri, der sich über den iraki¬ 
schen Staatspräsidenten Talabani 
beschwert: "Talabani sagt bloß, 
wir sollen ein bisschen Geduld 
haben, die Bombardierungen wer¬ 
den aufhören, anstatt etwas gegen 
den Iran zu tun. Er redet, als ob er 
wüsste, was der Iran vorhat. Trotz¬ 
dem gehen die Angriffe weiter 
und wir sind diejenigen, die dar¬ 
unter leiden." 

An der Grenze sind ca. 5000 irani¬ 
sche "Revolutionsgarden" statio¬ 
niert. Die Anzeichen deuten dar¬ 
aufhin, dass nach der Entvölke¬ 
rung der Grenzregion in Koordi¬ 
nation mit der Türkei eine Boden¬ 
operation stattfinden soll. 

Iran gibt erstmalig Angriffe zu 

Die iranische Regierung gab 
erstmalig eine Erklärung zu den 
seit dem 15. August andauern- 


Opposition aus der Nationalver¬ 
sammlung zu verdrängen. Be¬ 
reits mehrere Vorgängerparteien 
der DTP gerieten auf den staat¬ 
lichen Index. So waren die kurdi¬ 
schen Abgeordneten der DEP 
(Demokratie-Partei), die 1991 ins 
Parlament gewählt worden 
waren, 1994 in einem Gesin¬ 
nungsprozeß ihrer Mandate 
beraubt und inhaftiert worden. 

Es dürfte kein Zufall gewesen 
sein, dass am Freitag Informatio¬ 
nen öffentlich wurden, wonach 
bei der Staatsanwaltschaft bereits 
eine umfangreiche Akte mit 
Material vorhanden ist, das in 
einem Verbotsverfahren gegen 
die DTP Verwendung finden 
könnte. Auch DTP-Fraktionschef 
Türk erklärt die Schnelligkeit, 
mit der man die Ermittlungen 
gegen ihn und die DTP aufge¬ 
nommen hat, damit, daß die 
Staatsanwaltschaft derzeitig alle 
Verlautbarungen aus der Partei 
nach gerichtsverwertbaren Aus¬ 
sagen durchforste. 

In der Chemiewaffen-Angelegen- 
heit hat das Militär hingegen 
kaum emstzunehmende Untersu¬ 
chungen zu befürchten. Am 
Samstag gab Generalstabschef 
Büyükanit die Marschrichtung 
vor, wie in dieser Sache weiter zu 
verfahren ist. Demnach seien die 
Vorwürfe nichts weiter als »dum¬ 
mes Geschwätz«, das schon allein 
deshalb nicht ernstgenommen 
werden dürfe, weil es aus dem 
Munde von »Terroristen« stam¬ 
me. (ANF, 1.9., jW, 3.9., ISKU) 


den Angriffen auf Südkurdistan 
ab. Wie der Sprecher des irani¬ 
schen Außenministeriums Mu- 
hammed Ali Hüseyni mitteilte, 
habe es an der iranisch-iraki¬ 
schen Grenze in letzter Zeit viele 
Verluste der iranischen Armee 
gegeben und der Iran müsse sich 
angesichts dieser Situation ent¬ 
schlossen schützen. 

Der irakische Außenminister 
Zebari erklärte im Gegenzug, der 
ununterbrochene Beschuss des 
iranischen Militärs mit der 
Begründung, dass von Zeit zu 
Zeit Bewegungen von Kräften 
der PJAK in der Grenzregion 
stattfänden, sei unakzeptabel. 
Dem Iran sei eine entsprechende 
Protestnote überreicht worden 
und man hoffe, die Angriffe wür¬ 
den unverzüglich eingestellt wer¬ 
den. 

(ÖP, 1./3.9., ISKU) 


Meldungen 

Kurdisches Kulturfestival 
in Gelsenkirchen 

Am 15. Internationalen Kurdi¬ 
schen Kulturfestival in Gelsen¬ 
kirchen haben knapp 100 000 
Menschen aus ganz Europa teil¬ 
genommen. Wie Mehmed Demir 
als Vorsitzender von Yek-Kom in 
der Begrüßungsrede mitteilte, 
wurden ca. 40 Busse mit Festi¬ 
valteilnehmern von der deut¬ 
schen Polizei an den Grenzen 
nach Holland, Dänemark, Frank¬ 
reich und Luxemburg aufgehal¬ 
ten. Demir rief die europäischen 
Staaten und insbesondere die 
Bundesrepublik dazu auf, ihre 
Repressionspolitik gegen die 
Kurden einzustellen. 

Neben einer Reihe musikali¬ 
scher Beiträge sprachen u.a. 
Katina Schauberg (Die Linke), 
Jordi Perale Gimenez (Republi¬ 
kanische Partei Katalonien) 
sowie die Mitglieder einer Beob¬ 
achtungsdelegation, die das 
Massaker an Yezidlnnen in Sen- 
gal untersucht hatte. 

(ANF, 1.9., ISKU) 

"Treuezug" nach Hasankeyf 

"Wir machen uns auf den Weg, 
um Hasankeyf zu retten" - unter 
diesem Motto fuhren die Teil¬ 
nehmer des "Treuezuges" von 
Istanbul nach Hasankeyf, wo sie 
erklärten, ihr Kampf gehe wei¬ 
ter, bis das Ilisu-Staudammpro- 
jekt zurückgezogen werde. 
Organisiert wurde der Treuezug 
von der Zeitschrift Atlas und 
dem Naturverein der Türkei. 
Hunderte Menschen begrüßten 
den Zug bei seiner Ankunft. 

Die Initiative zur Rettung von 
Hasankeyf hat unterdessen eine 
Unterschriftenkampagne mit der 
Forderung nach Asyl für die 
betroffene Bevölkerung in der 
Region gestartet. Die Unter¬ 
schriften richten sich an die 
Regierungschefs von Deutsch¬ 
land, Österreich und Schweiz 
und sollen Mitte September den 
Botschaftern der am Staudamm¬ 
projekt beteiligten Länder über¬ 
reicht werden. (ÖP, 3.9., ISKU) 

Keine Musik für Zweitfrau 

Acht Musikgruppen aus Varto, 
die auf Hochzeiten und Veran¬ 
staltungen auftreten, haben 
einen beispielhaften Beschluss 
gefasst: Ab sofort werden sie 
nicht mehr bei Hochzeiten auf¬ 
treten, wenn es sich um die Ehe¬ 
schließung eines Mannes mit 
einer Zweitfrau handelt. Unter 
der schriftlichen Erklärung, die 
von Frauenorganisationen unter¬ 
stützt wird, befinden sich die 
Unterschriften aller acht im 
Kreis Varto existierenden 
Musikgruppen. Wie Zülküf 


Flüchtlinge in Südkurdistan 
warten auf Hilfe 





Diyarbakir: Eine Burg, 
die nicht fallen wird 


Der Oberbürgermeister von Diyar¬ 
bakir Osrnan Baydemir reagierte 
scharf auf eine Äußerung des türki¬ 
schen Landwirtschaftsministers 
Eker, der die Dienstleistungen der 
Stadtverwaltung als rückständig 
bezeichnet hatte. Baydemir befand 
sich mit mehreren Bezirksbürger¬ 
meisterinnen im Stadtteil Yenise- 
hir, um die Arbeiten im Straßenbau 
vor Ort zu besichtigen, als ihm 
Journalisten eine Frage zur der 
Äußerung Ekers stellten. Darauf¬ 
hin erklärte Baydemir, die AKP 
betreibe seit ihrer Machtübernah¬ 
me vor viereinhalb Jahren eine Poli¬ 
tik der Diskriminierung gegenüber 
der Stadtverwaltung von Diyarba¬ 
kir. Der Stadt sei der Krieg erklärt 
worden, aber bei Diyarbakir hande¬ 
le es sich um "eine Burg, die nicht 
fallen wird. Es sind schon viele vor¬ 
beigekommen und haben versucht, 
die Stadt einzunehmen. Aber diese 
Stadt ist nicht einnehmbar. Diese 
Stadt wird nicht fallen." 

Seine Stadtverwaltung sei mit Pro¬ 
blemen konfrontiert, die sich wäh¬ 
rend der 80-jährigen Geschichte 


60 Inhaftierte der Abschiebehaft¬ 
anstalt Büren befinden sich seit 
dem 2.9.07 in einem unbefristeten 
Hungerstreik. Ihr Ziel ist die 
sofortige Freilassung aller 
Abschiebehäftlinge. Am 2.9.07 
fand in Büren eine Demonstration 
unter dem Motto "Kriege been¬ 
den, Abschiebung abschaffen, 
Menschenrechte durchsetzen" 
statt. Unter anderem gab es auch 
eine Kundgebung vor der JVA 
Büren, die zu einer der größten 
Abschiebehaftanstalten der 
Bundesrepublik zählt. 

Bei dieser Kundgebung wurde ein 
Redebeitrag von Noel Asanga Fon 


Trotz der von der türkischen 
Regierung verkündeten "Null-Tole- 
ranz"-Politik gegenüber der Folter 
wird die Misshandlung von Festge¬ 
nommenen in der Türkei nach 
Angaben von Menschenrechtsakti¬ 
visten weiterhin toleriert. Die 
unabhängige Zeitung "BirGün" 
meldete am Dienstag unter Beru¬ 
fung auf eine Zählung der Men¬ 
schenrechtsabteilung der Regie¬ 
rung, im ersten Halbjahr habe es 
96 Beschwerden wegen Folter 


der Republik aufgestaut hätten. 
"Wir haben uns im Bewusstsein 
dieser Probleme um das Amt 
beworben. Wir haben die Ärmel 
hochgekrempelt und daran gear¬ 
beitet, die Probleme Stück für 
Stück zu überwinden." Stets sei er 
für den Dienst an Diyarbakir zur 
Zusammenarbeit mit der Regie¬ 
rung bereit gewesen: "Aber kein 
einziges unserer Projekte zum 
Wohle der Bevölkerung der Stadt 
hat Unterstützung gefunden. Die 
Regierung diskriminiert die Stadt 
aufgrund ihrer DTP-Identität. 
Wenn der Herr Ministerpräsident 
und der Herr Minister wirklich die 
Probleme dieser Stadt lösen wol¬ 
len, sind sie herzlich eingeladen. 
Wir wissen genau, wo die Proble¬ 
me liegen und wie eine Lösung aus¬ 
sieht Was hat die Regierung getan 
für die Arbeitslosen dieser Stadt? 
Wie viele Fabriken wurden in den 
viereinhalb Jahren Regierungszeit 
eingerichtet? Wie viele Menschen 
haben eine Beschäftigung gefun¬ 
den, und sei es auch nur für einen 
Mindestlohn?" Die Stadtverwal- 


aus Kamerun verlesen, der sich zu 
dem Zeitpunkt in der Abschiebe¬ 
haftanstalt befand. Dieser Beitrag 
war gleichzeitig der Beginn eines 
Hungerstreiks, dem sich 60 Inhaf¬ 
tierte anschlossen. Die Hunger¬ 
streikenden fordern die sofortige 
Schließung aller Abschiebege- 
fängnisse in Deutschland. Die 
BRD habe sich durch die Unter¬ 
zeichnung diverser internationa¬ 
ler Verträge, unter anderem der 
Genfer Flüchtlingskonvention, 
verpflichtet, Flüchtlingen Asyl zu 
gewähren. Diese Verpflichtung 
werde jedoch durch die deutsche 
Gesetzgebung ad absurdum ge- 


oder Misshandlungen gegeben. Im 
gesamten vergangenen Jahr waren 
es demnach 137 Fälle. Besonders 
verbreitet sind Folter und Miss¬ 
handlungen in der Polizeihaft. 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan hatte in der vergangenen 
Woche in einer Regierungserklä 
rung bekräftigt, sein Kabinett ver¬ 
trete weiter eine "Null-Toleranz"- 
Haltung in Sachen Folter. 

Mehrere regierungsunabhängige 
Menschenrechtsgruppen hatten 


tung sei an der Einrichtung mehre¬ 
rer Firmen und Fabriken beteiligt, 
in denen mehrere hundert Perso¬ 
nen eine Arbeitsstelle gefunden 
hätten. "Das ist aber gar nicht 
unsere Aufgabe, sondern die der 
Regierung. Wir können mit Stolz 
sagen, dass wir zum Thema 
Beschäftigung mehr geleistet 
haben als die Regierung." Es gebe 
mindestens zehn Projekte, die auf 
den Schreibtischen der zuständi¬ 
gen Minister verstaubten. 
Diyarbakir werde mit dieser Heran¬ 
gehensweise offen der Krieg 
erklärt: "Die Bevölkerung von Diy¬ 
arbakir mag keinen Streit, mag kei¬ 
nen Krieg. Wir sind für einen Dia¬ 
log, für eine Zusammenarbeit hier. 
Aber wenn darauf nicht eingegan¬ 
gen wird, wenn Diyarbakir der 
Krieg erklärt wird, dann kann ich 
dazu nur sagen, dass die Bevölke¬ 
rung, ich und meine Mitarbeiterin¬ 
nen nicht davor zurückschrecken. 
Ich sage es ganz offen: Herr Mini¬ 
sterpräsident, Herr Minister, wenn 
Sie den Krieg erklären, wir sind 
hier." (ÖP, 4.9., ISKU) 


führt, so dass es keine faire Chan¬ 
ce mehr für Asylsuchende gäbe. 
Die Konsequenz könne daher nur 
der sofortige Stopp aller Abschie¬ 
bungen und die Schließung aller 
Abschiebegefängnisse sein. 

Noel Asanga Fon ist am Dienstag 
aus der Abschiebehaft freigelas¬ 
sen worden. Nach drei Monaten 
Abschiebehaft wurde festgestellt, 
dass die Ausländerbehörde einen 
Formfehler begangen hat. Neben 
Noel Asanga Fon sind zwei weite¬ 
re Gefangene, die maßgeblich an 
dem Streik beteiligt waren, ent¬ 
lassen worden. 

(SoS, 5.9., ISKU) 


kürzlich von einem Anstieg der 
Folterfälle berichtet. Nach Ein¬ 
schätzung der Menschenrechts¬ 
stiftung TIHV wird im EU-Bewer- 
berland Türkei nach wie vor 
"systematisch" gefoltert. Die 
TIHV beklagte vor allem, dass 
Folterer nach wie vor kaum straf¬ 
rechtliche Folgen befürchten 
müssen. Die Regierung bestrei¬ 
tet, dass in der Türkei systema¬ 
tisch gefoltert wird. 

(DS, 4.9., ISKU) 


Gümgüm von Koma Ranahiya 
Gimgim erklärte, komme es 
auch in Varto, wenn auch nicht 
häufig, vor, dass Männer Zweit¬ 
frauen heirateten. Dabei handele 
es sich um eine Respektlosigkeit 
gegenüber Frauen: "Wir be¬ 
trachten die Freiheit der Frau als 
unverzichtbaren Teil des Kamp¬ 
fes für Demokratie." 

(ÖP, 4.9., ISKU) 

Friedensrat Türkei gegründet 

In Ankara hat sich als Dachorga¬ 
nisation der Friedensbewegung 
in der Türkei der "Friedensrat 
Türkei" gegründet. In der Grün¬ 
dungserklärung wird eine parla¬ 
mentarische Kommission zur 
Lösung der kurdischen Frage 
gefordert. 

Im ersten Teil der umfassenden 
Erklärung finden sich Vorschlä¬ 
ge für die Bereiche Politik, Sozi¬ 
ales, Kultur, Wirtschaft, Medien 
und Massenkommunikationsmit¬ 
tel. Im zweiten Teil werden 
Regeln zur Funktionsweise des 
Rates festgehalten. 

Der Friedensrat hat 375 Mitglie¬ 
der und Arbeitsgruppen zu den 
Themen Kommunikation, Inter¬ 
nationale Beziehungen, Recht 
und Verfassung, Beobachtung 
von Diskriminierung, Konfronta¬ 
tion mit der Vergangenheit und 
Wahrheit, Migration, Frauenfra¬ 
ge, Kinderrechte und Soziale Ge 
rechtigkeit. (ANF, 1.9., ISKU) 

Bewährungsstrafen 
in Hamburger Prozeß 

Vier Kurden im Alter zwischen 
22 und 32 Jahren sind am Mitt¬ 
woch vom Landgericht wegen 
"Verabredung zu einem Verbre¬ 
chen" zu zwei Jahren Haft auf 
Bewährung verurteilt worden. 
Ihnen wurde zur Last gelegt, im 
Zuge der Proteste gegen die Ver¬ 
giftung Abdullah Öcalans mit 
Schwermetallen einen Brandan¬ 
schlag auf ein türkisch-nationali¬ 
stisches Kulturzentrum in Ham¬ 
burg geplant zu haben. Nach bei¬ 
nahe sechs Monaten Untersu¬ 
chungshaft konnten die vier 
nach dem Urteilsspruch wieder 
in Freiheit begrüßt werden. 

(ISKU) 
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Neun Guerillakämpfer gefallen 


Wie die HPG bekannt gaben, sind 
bei Gefechten mit der türkischen 
Armee am 28. und 29. August in 
Siirt/Pervari und Wan/Baskale 
insgesamt neun Guerillakämpfer 
gefallen. Zwei HPGler unbekann¬ 
ter Identität seien in Gefangen¬ 
schaft geraten. Die Guerilla führte 
Vergeltungsschläge durch, bei 
denen mindestens 10 Soldaten 


getötet wurden. Neben den Ope¬ 
rationen haben die türkische und 
iranische Armee mehrmals die 
Meder-Verteidigungsgebiete mit 
Granaten und Katjuschas bombar¬ 
diert. Bei der Bombardierung 
wurden auch Streubomben 
benutzt. Dabei kam es zu Verlet¬ 
zungen in der Zivilbevölkerung. 
Es kam auch zu Sachschäden, 


mehrere Tiere wurden getötet, 
Felder zerstört. 

Bei den Operationen in Nord Kur¬ 
distan in den Regionen Botan, 
Amed, Dersim steckte die türki¬ 
sche Armee mehrere Wälder in 
Brand. Dabei kam es zu umfan¬ 
greichen Waldbränden, mehrere 
Wälder wurden vernichtet. 

(ÖP, 3.9., ISKU) 


Hungerstreik in Abschiebeknast 


Folter wird noch immer toleriert 
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Iran und Türkei planen 
Betonwall um Kurdistan 


Die Errichtung von Grenzmau¬ 
ern im Nahen Osten geht weiter. 
Nach Israel und Saudi-Arabien 
scheinen nun auch der Iran und 
die Türkei entschlossen, einen 
Teil ihrer Grenzen durch Beton¬ 
wälle zu befestigen. Nordiraki¬ 
schen Medienberichten zufolge 
hat Teheran bereits mit dem Bau 
eines vorerst vier Kilometer lan¬ 
gen Mauerabschnitts an der 
Grenze zur kurdischen Autono¬ 
mieregion begonnen. Ziel der 
rund fünf Meter hohen Anlage, 
die auf einer Strecke von 200 
Metern auf nordirakischem 
Gebiet verlaufen soll, ist es, das 
Eindringen von Kämpfern der 
kurdischen "Partei für ein freies 
Leben" (PJAK) in den Iran zu 
verhindern. 

Nach einem Bericht der regie¬ 
rungsnahen türkischen Zeitung 
Yeni Safak trägt sich auch Anka¬ 
ra mit der Absicht, seine Grenze 
zum Nordirak mit einer Mauer 
gegen die Guerilla der "Arbeiter¬ 
partei Kurdistan" (PKK) zu 
sichern. Demnach plant die tür¬ 
kische Regierung, mit einem 2,3 


Auf dem 4. Kulturfestival Bat- 
man/ Hasankeyf hat die DTP- 
Abgeordnete Sebahat Tuncel in 
einer Rede erklärt: "Es wird 
gesagt, wir sollen unsere 
Geschwister zu Terroristen erklä¬ 
ren und dann würden wir auch 
mit unserer Unterschiedlichkeit 
akzeptiert. 

Das kurdische Volk akzeptiert 
das nicht. Die Kurden wollen in 
diesem Land in einer demokrati¬ 
schen und friedlichen Atmosphä¬ 
re mit allen Unterschiedlichkei- 


Mit einer schriftlichen Erklärung 
machte das Frauenzentrum Göz 
Nuru aus Hakkari darauf auf¬ 
merksam, dass Männer in der 
Region zunehmend dazu tendie¬ 
ren, sich eine Zweitfrau zu neh¬ 
men. 

Alle Frauen seien dazu aufgeru¬ 
fen, gemeinsam dagegen zu 
kämpfen. 

In der Erklärung wird darauf ver¬ 
wiesen, dass viele Frauen Gewalt 
ertragen müssten, weil sie über 
keine eigenen finanziellen Mittel 
verfügten. Das "Zweitfrauensys- 


Milliarden US-Dollar teuren 
Mammutprojekt gleich 470 Kilo¬ 
meter seiner Grenze durchge¬ 
hend zu befestigen. 

Kaum zufällig wurden die irani¬ 
schen und türkischen Pläne zeit¬ 
gleich bekannt. Seit Monaten 
bereits zeichnet sich ein gemein¬ 
sames Vorgehen der beiden Län¬ 
der gegen die kurdische Gueril¬ 
la, die den Nordirak als Rück¬ 
zugsraum nutzt, ab. So haben ira¬ 
nische und türkische Truppen 
kürzlich gemeinsam angebliche 
Stellungen der PJAK im Nord¬ 
irak bombardiert. Auch sollen 
sich türkische Einheiten einem 
Bericht der Nachrichtenagentur 
ANF zufolge im Iran aufhalten, 
um Teheran bei den heftigen 
Kämpfen mit der PJAK zu unter¬ 
stützen. 

Für die kurdische Autonomiever¬ 
waltung im Nordirak ist die sich 
intensivierende türkisch-irani¬ 
sche Zusammenarbeit ein erheb¬ 
licher Bedrohungsfaktor. Denn 
beide Länder haben schon mehr¬ 
fach einen Einmarsch angekün¬ 
digt, um PKK und PJAK auszu¬ 
schalten. Teheran und Ankara 


ten und ihrer eigenen Identität 
leben. Nur so können wir die 
bestehenden Probleme lösen." 

Tuncel reagierte damit auf eine 
Ansprache von Ministerpräsident 
Erdogan im Parlament, in der die¬ 
ser erklärt hatte, sicherlich han¬ 
dele es sich bei den bestehenden 
Unterschiedlichkeiten um einen 
Reichtum, aber zunächst müsse 
eine terroristische Organisation 
auch als solche bezeichnet wer¬ 
den. 


tem" finde zunehmend Verbrei¬ 
tung. "Damit Frauen auf eigenen 
Füßen stehen und ihre Rechte 
einfordern können, versuchen 
wir, sie über ihre Rechte zu infor¬ 
mieren und ihnen mit berufsbil¬ 
denden Kursen eine gewisse 
wirtschaftliche Unabhängigkeit 
zu ermöglichen." Auch aufgrund 
der Stammesstrukturen in der 
Region sei es Frauen kaum mög¬ 
lich, sich scheiden zu lassen - 
auch nicht, wenn der Ehemann 
eine Zweitfrau ins Haus bringe. 
"Die Männer lassen ihre Frauen 


eint darüber hinaus das gemein¬ 
same Interesse an einer Destabi¬ 
lisierung der nordirakischen 
Autonomieregion, um so die 
Gründung eines unabhängigen 
kurdischen Staates zu verhin¬ 
dern. 

Wie stark der iranisch-türkische 
Druck ist, verdeutlichte Ende 
vergangener Woche der iraki¬ 
sche Präsident Dschalal Talab- 
ani. Nach einem Treffen mit dem 
Vorsitzenden der kurdischen 
Autonomiebehörden, Masud 
Barzani, äußerte sich Talabani 
gegenüber Journalisten ver¬ 
ständnisvoll hinsichtlich der 
Mauerpläne der beiden Nachbar¬ 
staaten - obwohl auch irakisches 
Grenzland berührt werden könn¬ 
te. In Sachen PKK und PJAK 
wurde außerdem Handlungsbe¬ 
reitschaft signalisiert. "Wir wer¬ 
den nicht länger dulden, dass ira¬ 
kischer Boden für Angriffe auf 
unsere Nachbarn genutzt wird", 
erklärte Talabani. "Die beiden 
Organisationen müssen diese 
Praxis einstellen. Ansonsten wer¬ 
den wir sie des Landes verwei¬ 
sen." (jW, 11.9., ISKU) 


Weiter ging Tuncel auf die Tatsa¬ 
che ein, dass erstmalig seit 16 
Jahren wieder Kurden im Parla¬ 
ment vertreten seien: "Wenn die 
kurdischen Wähler eine Frau, die 
im Zusammenhang mit der PKK 
im Gefängnis sitzt, herrausholen 
und ins Parlament entsenden, 
dann heißt das: ,Löst dieses Pro¬ 
blem im Parlament 1 . Dahinter 
steckt die Sehnsucht eines Volkes 
nach Freiheit und Demokratie." 
Die AKP müsse diese Gelegen¬ 
heit nutzen. (DIHA, 9.9., ISKU) 


acht Kinder gebären und kaufen 
sich dann eine 16-jährige und 
machen sie zur Zweitfrau. Im Fall 
von Kinderlosigkeit wird die 
Schuld dafür der Frau zugespro¬ 
chen und eine zweite Frau gehei¬ 
ratet. Wir versuchen die Frauen 
zu unterstützen, indem wir sie 
informieren und ausbilden. Zur 
Zeit haben wir in Hakkari 3000 
Mitglieder. Die meisten von 
ihnen können auf eigenen Füßen 
stehen, weil wir für Arbeitsmög¬ 
lichkeiten gesorgt haben." 

(DIHA, 9.9., ISKU) 


Meldungen 

Öcalan trifft sich mit 
seinen Anwältlnnen 

Die Anwältinnen des Rechtsan¬ 
waltsbüros des^ Jahrhunderts, 
Hatice Korkut, Ibrahim Bilmez 
und Ali Maden, konnten ihren 
Mandanten diese Woche für eine 
Stunde sehen. 

(DIHA, 12.9., ISKU) 

Zivilisten durch 
Streubombe verletzt 

Nach Informationen der HPG 
wurden am 9. September der 50 
jährige Geh Abdurrahman und 
der 12-jährige Cabbar Muslig im 
Gebiet Geliye Pisaga/Haftanin in 
der Region Zaxo (Nordirak) 
durch eine Streubombe der türki¬ 
schen Armee schwer verletzt. Der 
12jährige Cabar Muslig verlor 
dabei ein Bein. 

(hpg, 11.9., ISKU) 

Türkische Armee: 

Kurden gegen Kurden 

Innerhalb der letzten drei 
Wochen sind mindestens 2670 
Kurden, die in der türkischen 
Armee ihren Militärdienst ablei¬ 
sten, in die Kampfgebiete in Sir- 
nak, Hakkari und Van geschickt 
worden. Dabei handelt es sich 
insbesondere um Soldaten, die 
kurz vor ihrer Entlassung ste¬ 
hen. Wurde gegen Ende der 
neunziger Jahre darauf geachtet, 
Kurden nicht in Kurdistan zu sta¬ 
tionieren, werden sie jetzt direkt 
bei Militäroperationen einge¬ 
setzt. (OP, 7.9., ISKU) 

Gündem zum vierten 
Mal verboten 

Die in der Türkei erscheinende 
Tageszeitung Gündem [Tages¬ 
ordnung] ist zum vierten Mal mit 
einem Erscheinungsverbot belegt 
worden. Mit der Begründung, die 
Zeitung habe Propaganda für die 
PKK betrieben, ordnete das 12. 
Strafgericht Istanbul ein Erschei¬ 
nungsverbot für 30 Tage an. Die 
Chefredakteurin Yüksel Gene ver¬ 
urteilte das Gerichtsurteil und 
kommentierte, die Pressefreiheit 
werde mit Füßen getreten. 

Der DTP-Abgeordnete Hasip 
Kaplan kündigte an, den Fall im 
Parlament auf die Tagesordnung 
zu bringen. (ANF, 8.9., ISKU) 

DTP-Provinzverbandsvorsit- 
zender und acht weitere Per¬ 
sonen verhaftet 

Die Repression gegen Mitglieder 
der DTP reißt nicht ab. Erneut 
wurde ein Vorsitzender eines Pro¬ 
vinzverbandes verhaftet. Es han¬ 
delt sich dabei Mustafa Tue vom 
DTP-Provinzverband Antep, der 
mit zehn weiteren Personen auf¬ 
grund einer Demonstration und 
Redebeiträgen nach der Beerdi- 


"Wir nennen unsere Geschwister 
nicht Terroristen" 


Zweitfrauensystem breitet sich aus 





Militärische Auseinandersetzungen 


der vergangenen Woche 


Militärische Auseinandersetzun¬ 
gen der vergangenen Woche 
Nachdem in den vergangenen 
zwei Wochen 21 Guerillakämpfe¬ 
rinnen bei Militäroperationen 
ums Leben gekommen waren, 
unternahmen die HPG und die 
YJA-Star Kräfte zahlreiche Ver¬ 
geltungsaktionen. 

Am 6. September griffen die YJA- 
Star-Kräfte einen Militärkonvoi 
zwischen Hakkari und Qukurca 
an, der sich auf dem Weg zu 
einer Operation befand. Bei der 
Aktion kamen zehn Soldaten ums 
Leben, weitere wurden verletzt. 
Nach der Aktion begann in der 
Umgebung eine Militäropera¬ 
tion. 

Seit einer Woche bombardiert 
die türkische Armee das Gebiet 
Ali Bogazi der Provinz Dersim 
(Tunceli) mit Mörsergranaten 
und Kobra Hubschraubern. 
Durch die Bombardierung kam 
es zu umfangreichen Waldbrän¬ 
den. 

Am 6. September startete die tür¬ 
kische Armee eine umfangreiche 
Operation im Gebiet Mezra Mari¬ 
nos, Qelecenge, Meydan Zengile, 
Faraschin und Pagane, Provinz 
Hakkari. 

Am 7. September wurde eine 
bewegliche Einheit der türki¬ 
schen Armee in Gebiet Schex 


Cuma der Provinz Bitlis angegrif¬ 
fen. Bei der Aktion wurden drei 
Soldaten getötet, sechs verletzt. 
Nach der Aktion bombardierte 
die türkische Armee das Gebiet 
massiv vier Stunden mit Mörser¬ 
granaten. Bei der Bombardie¬ 
rung kam es zu umfangreichen 
Waldbränden. 

Die Operation wird mit Luft¬ 
unterstützung fortgesetzt. Das 
Gebiet Kato Marinos wurde mas¬ 
siv mit Granaten bombardiert. 
Dabei wurden mehrere Tiere der 
Zivilbevölkerung getötet. 

Am 7. September begann eine 
Operation der türkischen Armee 
im Gebiet Tendürek der Provinz 
Agri (Ararat). Die Operation 
wurde jedoch am selben Tag 
zurückgezogen. 

Am 8. September griffen die 
HPG im Gebiet Kato Jirike, Mey¬ 
dan Casuse, Aqir und Deriya 
Baqe eine bewegliche Einheit 
(30 Personen) der türkischen 
Armee an. 

Die Einheit wurde in das Gebiet 
zwischen Meydan Casuse und 
dem Gire Azmanan verfolgt. 
Dabei wurden drei Soldaten getö¬ 
tet, weitere verletzt. Nach der 
Aktion wurde die Einheit mit 
Unterstützung von Kobra und 
Sikorsky Hubschraubern ab¬ 
transportiert. 


Am 9. September führten die YJA 
Star-Kräfte eine Vergeltungsak¬ 
tion im Gebiet Serbend/Uludere 
in der Provinz Sirnak durch. Bei 
der Aktion wurden drei Soldaten 
getötet. 

Am 9. und 10. September wurde 
der Gabarberg in der Provinz Sir¬ 
nak massiv mit Mörsergranaten 
und Flugzeugen bombardiert. 
Am 10. September berichteten 
die türkische Presse und der tür¬ 
kische Generalstab dass die HPG 
die Militärkaserne Yegilyazi im 
Gebiet Ovacik/Provinz Dersim 
angegriffen habe. Die HPG gab 
bekannt, dass diese Information 
nicht der Wahrheit entspreche, 
sondern diese Behauptung eine 
Rechtfertigung für Repressionen 
gegen die Zivilbevölkerung dar¬ 
stelle. Mehrere Häuser in Yegily- 
azg waren von der türkischen 
Armee beschossen worden. 

Sabotageaktion gegen 
Erdgasleitung 

Am 9. September führten die 
HPG eine Sabotageaktion gegen 
die Erdgasleitung (Türkei und 
Iran), zwischen den Dörfern 
Tewe und Takya der Provinz 
Dogubeyazgt (Ararat) durch. Die 
Rohrleitung wurde dabei auf 100 
Metern zerstört, es kam zu 
hohen Sachschäden. 

(hpg, 8.-12.9., ISKU) 


Staatspräsident Gtil: Erste Reise 
führt nach Kurdistan 


Seine Vorgänger machten ihre 
erste Reise im Amt in das türki¬ 
sche Nordzypern - so diktierte 
es die Staatsräson. Der neue tür¬ 
kische Staatspräsident Gül hat 
mit dieser Tradition gebrochen: 
Er besucht, nur zwei Wochen 
nach seiner Wahl, fünf Provinzen 
des kurdischen Südostens der 
Türkei, die zu den am schwäch¬ 
sten entwickelten des Landes 
gehören. So wie die früheren Rei¬ 
sen nach Nordzypern ist auch 
das eine Demonstration, doch 
eine, die sich nicht nach außen, 
sondern nach innen richtet. 

Gül wirbt auf seiner Reise durch 
die fünf Provinzen Van, Hakkari, 
Siirt, Sirnak und Diyarbakir um 
das Vertrauen sowohl der kurdi¬ 
schen Bevölkerung als auch des 
Militärs, das seine Wahl hatte 
verhindern wollen. Gül trifft sich 
mit zivilgesellschaftlichen Grup¬ 
pen und lud dazu ausdrücklich 
auch Menschenrechtsvereini¬ 
gungen ein, um ihre Nöte zu 
hören. 

Als Staatspräsident betreibt Gül 
keine praktische Politik mehr 
wie zuvor als Außenminister. Mit 
seinen Gesten kann er aber Miss¬ 
trauen abbauen, Zeichen für die 
friedliche Lösung des Kurden¬ 
konflikts setzen und einer 


Region, die sich in der Republik 
immer vernachlässigt fühlte, 
Hoffnung geben. 

In Van, der ersten Station seiner 
Reise, forderte er nach seinem 
Gespräch mit Bürgerrechtlern 
und Frauengruppen, aber auch 
Angehörigen getöteter Soldaten, 
die Unterschiede in der Türkei 
zu respektieren. Diese Unter¬ 
schiede seien der Reichtum der 
Türkei und Teil ihres Mosaiks. 
Mit guter Absicht seien alle Pro¬ 
bleme zu lösen. Wichtig sei es, 
das Entwicklungsgefälle zwi¬ 
schen den Provinzen zu beseiti¬ 
gen: „Ebenso wie in Ankara ist 
auch hier die Türkei.“ In Hakkari 
warb er für Brüderlichkeit unter 
den Bürgern der Türkei. 

Mal badet Gül in der Menge, 
dann hört er Klagen über die 
hohe Arbeitslosigkeit und über 
die unzureichende Infrastruktur. 
Ein Mann wünscht sich Hilfen 
für die notleidende Landwirt¬ 
schaft, eine Frau - nur 15 Kilo¬ 
meter von der Grenze zu Iran 
entfernt - Hilfen zur Bewältigung 
des Stroms Zahl illegaler Flücht¬ 
linge, die aus dem Nahen Osten 
kommend in einer Region lan¬ 
den, die darauf nicht vorbereitet 
ist. Offen sprechen viele Men¬ 
schen gegenüber dem Staatsprä¬ 


sidenten die „kurdische Frage“ 
an, etwa der Vorsitzende der 
Rechtsanwaltsvereinigung von 
Van, Ayhan Cabuk, der eine 
schnellstmögliche Beilegung die¬ 
ses Konflikts auf friedlichem 
Wege wünscht. Oder der Pro¬ 
vinzvorsitzende der kurdischen 
Partei DTP, der eine Amnestie 
anregt, die auch Mitglieder der 
PKK einschließt. 

DTP-Fraktionschef Selahattin 
Demirtas nannte es bedeutend, 
dass Gül seinen ersten Besuch 
innerhalb der Türkei in Südost¬ 
anatolien absolviere. "Dieser 
Besuch hat eine historische 
Bedeutung und beinhaltet eine 
wichtige Botschaft. Wir wün¬ 
schen uns, dass der Präsident 
Pluralismus, kulturelle Vielfalt, 
Einheit und Brüderlichkeit 
betont", sagte Demirtas. 

Der Besuch werde die Menschen 
in der Region, die sich vernach¬ 
lässigt und missachtet gefühlt 
hätten, motivieren, neuen Mut zu 
schöpfen, sagte der DTP-Abge- 
ordnete Hasip Kaplan. Die Besu¬ 
che der Vorgänger Güls, Süley- 
man Demirel und Ahmet Necdet 
Sezer, hätten keine Verbesserun¬ 
gen gebracht. 

(DK/FAZ, 12.9., ISKU) 


gung eines gefallenen HPG- 
Kämpfers festgenommen worden 
war. Unter den Festgenommenen 
befinden sich auch Angehörige 
des Toten. Insgesamt wurde 
gegen neun Personen Haftbefehl 
ausgesprochen. 

(I)IIIA, 8.9., ISKU) 

Truppenverlegung von 
der Türkei in den Iran 

Zur Unterstützung der Militärope¬ 
rationen der iranischen Armee in 
Ost- und Südkurdistan sind türki¬ 
sche Truppen in den Iran verlegt 
worden. Ca. 800 Soldaten haben 
von Yüksekova aus die Grenze 
zum Iran überschritten. 
Geschützt wurden sie dabei aus 
der Luft von Hubschraubern. 

(ANF, 8.9., ISKU) 

Abschiebehaft EU-weit auf 
18 Monate ausgedehnt 

Die Abschiebehaft für abgelehnte 
Asylbewerber und Einwanderer 
ohne gültige Papiere soll in ganz 
Europa künftig bis zu anderthalb 
Jahre dauern können. Das 
beschloss der Innenausschuss 
des Europäischen Parlaments am 
Mittwoch in Brüssel. 

Die Abgeordneten änderten einen 
Gesetzentwurf der EU-Kommis- 
sion, der höchstens sechs Monate 
Abschiebehaft vorsah. Die insge¬ 
samt 200 Änderungen des Kom¬ 
missionsvorschlags sind nach 
Angaben des Ausschusses ver¬ 
bindlich. 

Normalerweise sollen illegale 
Einwanderer vor ihrer Abschie¬ 
bung maximal drei Monate inhaf¬ 
tiert werden, entschieden die 
Innenpolitiker. Die Mitgliedstaa¬ 
ten könnten die Haftdauer aber 
auf bis zu 18 Monate ausdehnen, 
wenn mangelnde Mitarbeit der 
Betroffenen oder Schwierigkeiten 
bei der Beschaffung von Doku¬ 
menten in Drittländern die Rück¬ 
führung verzögerten. Das Glei¬ 
che gelte für Menschen, die eine 
Gefahr für die öffentliche Ord¬ 
nung darstellten. 

(TS, 12.9., ISKU) 
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Kampagne gegen das Ilisu-Projekt 


Die Initiative zur Rettung von Has- 
ankeyf wird gegen die beiden türki¬ 
schen Banken Akbank und Garan¬ 
tie Bank eine Kampagne starten, 
wenn diese nicht ihren Rückzug 
aus dem Ilisu-Projekt erklären. 

In ihrer Erklärung schreibt die 
Initiative "Rettet Hasankeyf 1 , dass 
es ein großer Verlust für die Türkei 
sein wird, wenn diese beiden Ban¬ 
ken die Überflutung der großen 
Kultur- und Geschichtsstätte Has¬ 
ankeyf mit ihrer finanziellen Absi¬ 
cherung ermöglichen. Die Initiati¬ 
ve fordert die Banken in einem 
Schreiben auf, sich aus dem Pro¬ 
jekt zurückzuziehen. Falls sie sich 
nicht aus diesem problematischen 
Projekt zurückzögen, ist geplant, 
Bürger und Einrichtungen dazu 
aufzurufen, ihre Sensibilität für 
12.000 Jahre Geschichte durch 
Kündigung von Konten zum Aus¬ 
druck zu bringen. 

Asylkampagne von 
Hasankeyf nach Europa 

Die Initiative "Rettet Hasankeyf', 
hat eine Asylkampagne gestartet. 
Die Bewohner der vom Disu-Stau- 
damm betroffenen 200 Siedlungen 
werden bei den Regierungen von 
Deutschland, Österreich und der 
Schweiz, die eine Exportkreditga¬ 
rantie für das Projekt gegeben 
haben, Asyl beantragen. 

Die von der Initiative über den in 
Batrnan ansässigen Verein Göc-Der 
(Verein zur Unterstützung der 
Flüchtlinge) geführte Kampagne 
sammelt Unterschriften von Betrof¬ 
fenen, die infolge des Projektes 
ihre Häuser zu verlassen haben, 
um sie den Botschaften der drei 
Staaten zu übergeben. Bis heute 
wurden in 25 Siedlungen etwa 1500 
Unterschriften gesammelt. Sobald 
2000 Unterschriften gesammelt 
sind, wird sich eine Gruppe von 
etwa 200 Betroffenen auf den Weg 
nach Ankara machen. 

Die Landbewohnerinnen erklären, 
dass sie in den die Finanzierung 
sichernden Staaten Asyl beantra¬ 
gen würden, falls diese ihre Unter¬ 
stützung für das Staudamm-Projekt 
nicht zurückzögen. Weiterhin 


erklären sie, dass sie nicht ihre 
Dörfer verlassen wollen und fra¬ 
gen, wohin denn all die Menschen 
gehen sollen. Die drei Staaten seien 
hauptverantwortlich für den Flücht¬ 
lingsstrom und müssten sich auf 
Asylanträge emsteilen. 

In dem Antrag an die deutsche 
Bundeskanzlerin Merkel, den 
österreichischen Kanzler Gusen- 
bauer und die schweizerische 
Bundesrätin Doris Leuthard steht 
folgendes: "Ich verurteile als 
Betroffene/r aufs Schärfste die 
Entscheidung vom März 2007 zur 
Vergabe einer Exportkreditversi¬ 
cherung für Unternehmen aus 
ihren Ländern für das Ilisu Stau¬ 
damm- und Wasserkraftwerkpro¬ 
jekt. Ich fordere von Ihnen, diesen 
Beschluss, welcher größte negative 
Folgen für Mensch und Kultur 
haben wird, zurückzunehmen." 
Weiterhin wird ausgeführt, dass im 
Falle einer erzwungenen Umsied¬ 
lung die Absicht besteht, in den ver¬ 
antwortlichen Staaten Anträge auf 
Asyl zu stellen. Denn sie und die 
Unternehmen dieser Staaten seien 
für die Entwurzelung der Bewoh¬ 
ner verantwortlich. 

Bürgermeister von Elih 
droht mit Todesfasten 

Der Bürgermeister von Elih [Bat- 
man], Huseyin Kalkan erklärte, der 
Widerstand für Heskif [Hasankeyf] 
dauere nun sieben Jahre an: "Wir 
haben das diesjährige Mihrican 
[Kulturfest] unter dem Motto "Ver¬ 
lasst euren Ort nicht, setzt euch für 
die Zukunft ein" eröffnet .Wenn die 
Länder Deutschland, Österreich 
und die Schweiz an ihrer Unterstüt¬ 
zung [für das Staudammprojekt] 
festhalten, werde ich in Heskif ins 
Todesfasten treten. Für die Folgen, 
sind die genannten Länder verant¬ 
wortlich." 

Es sind nun 50 Jahre, dass der Ilisu 
Staudamm auf der Agenda des 
Staates steht. Aus diesem Grunde 
konnte Heskif nicht zu einem 
touristischen Ort entwickelt wer¬ 
den. Weil die Zukunft von Heskif so 
unsicher ist, werden seine Einwoh¬ 
ner immer weniger, sie fliehen und 


setzen ihr Leben im Elend fort. Soll¬ 
te Heskif nun unter Wasser gesetzt 
werden sowie weitere 200 Orte, in 
denen Menschen leben, wird die¬ 
ses Flüchtlingselend noch ver¬ 
schärft 

Kalkan erklärte, der Widerstand 
für Heskif dauere nun sieben Jahre 
an: "Als wir neu mit den Aktionen 
begonnen hatten gab es kein 
Bewusstsein in der Bevölkerung. 
Nur einige zivilgesellschaftliche 
Organisationen und Naturschutz¬ 
vereine haben etwas unternom¬ 
men. Aber nach und nach wurde 
die Bevölkerung aufmerksam. 
Heute ist beinahe die gesamte 
Bevölkerung von Elih gegen den 
Staudamm." Kalkan weist auf die 
historische Bedeutung von Heskif 
hin: "Es gibt hier eine Geschichte 
von 12.000 Jahren. Diese Geschich¬ 
te ist noch verborgen, aber nach 
und nach werden immer neue 
Fundstätten bekannt." 

Kalkan fuhr fort: "Wenn die Länder, 
die der Türkei Kredite geben, diese 
nicht zurückziehen, werde ich in 
Kürze in Heskif ins Todesfasten tre¬ 
ten. Meine Partei ist gegen meine 
Entscheidung. Aber ich habe diese 
Entscheidung in meinem eigenen 
Namen getroffen. In diesem 
Ramadanmonat werde ich mich 
langsam darauf vorbereiten. Eine 
schwerwiegende Entscheidung, 
eine Person kann 20-28 Tage durch¬ 
halten. Insbesondere Deutschland 
trägt die Verantwortung, wenn sie 
ihre Entscheidung nicht zurückzie¬ 
hen. Die Überflutung von Heskif ist 
ein großes Verbrechen. Im Züri¬ 
cher Abkommen heißt es, dass die 
Zerstörung von historischen Orten 
ein Menschheitsverbrechen ist. 
Die Länder, die ihre Unterschrift 
unter dieses Abkommen gesetzt 
haben, unterstützen jetzt diesen 
Staudamm. Heskif hat eine 
Geschichte von 12.000 Jahren. Es 
ist ein Ort der gesamten Mensch¬ 
heit, der 12.000 Jahre geschützt 
wurde, und heute sollten die Men¬ 
schen ihn auch beschützen. Aus 
diesem Grund habe ich mich zum 
Todesfasten entschieden." 

(ANF, 13.9., DIIIA: 15.9., ISKU) 


"Freiheit" für das Grab 
von Engin Sincer 


Nachdem Engin Sincer, eine 
bedeutende Persönlichkeit der 
PKK, am 15 August 2004 sein 
Leben verlor, beerdigte ihn seine 
Familie im Dorf Seyrantepe und 
errichtete ein Grabmal zu seinem 
Gedenken. Nachdem sein Grab¬ 
mal schon bald in die Schlagzeilen 
geraten war wurde es vom Militär 
zerstört. Jahrelang wurde der 


Wiederaufbau des Grabmals 
durch einen in Malatya anhängi¬ 
gen Prozess verhindert. Die 
Staatsanwaltschaft sah in dem 
Grabmal den Tatbestand "der 
separatistischen Propaganda" und 
ein "Mittel Straftaten zu verüben" 
erfüllt. Nun endlich beschied das 
Gericht gegenteilig und lehnte die 
Forderung der Staatsanwaltschaft 


ab. Der Anwalt der Familie, 
Levent Kanat, bewertete die Eröff¬ 
nung des Prozesses an sich als 
vom menschlichen her "bedauer¬ 
lich", das Urteil letztendlich aber 
als "Freiheit für das Grab von 
Engin Sincer". Mit dem Urteil ist 
nun mehr jedenfalls für den 
Wiederaufbau des Grabmals der 
Weg frei. (DIHA, 19.9., ISKU) 


Meldungen 


Weiße Folter gegen Öcalan 

Am Montag endete eine 20-tägi- 
ge Bunkerhaft, die gegen Abdul¬ 
lah Öcalan verhängt worden 
war. Das Gericht in Bursa hatte 
den Widerspruch der Anwältln- 
nen Öcalans abgelehnt. Das 
Rechtsanwaltsbüro gab eine 
Erklärung ab, in der es hieß, 
man sei weder über den Beginn 
noch über das Ende der Bunker¬ 
haft informiert worden. Die 
Anwältlnnen hätten zwei Mal 
Widerspruch eingelegt, haben 
aber keine Antwort erhalten. 
Auch zwei schriftliche Anträge 
Öcalans waren nicht an die 
Anwältlnnen weitergeleitet wor¬ 
den. 

In der Erklärung, in der die Haft 
Öcalans als "weiße Folter 
bezeichnet wird, heißt es weiter: 
"Unser Mandant hat das Recht, 
uns zu informieren und uns 
nach unserer rechtlichen Bera¬ 
tung zu fragen." 

Bis heute wurden insgesamt 
fünf Mal Bunkerstrafen gegen 
Abdullah Öcalan verhängt. 

Am Mittwoch konnten die 
Anwältlnnen Öcalans sowie 
seine Schwester Fatma ihren 
regulären Besuch auf Imrali 
durchführen. 

(RTV17./19.9., ISKU) 

Bevölkerung hilflos 
gegen Waldbrände 

In vielen Regionen Kurdistans, 
in denen zur Zeit militärische 
Operationen stattfinden, hat die 
türkische Armee, um den HPG 
Versteckmöglichkeiten zu neh¬ 
men, Wälder angezündet. 
Zuletzt wurde der Wald in dem 
Tal, das als Geliye Cehennem 
bekannt ist, zwischen Xolxol 
üewlik [Bingöl] und Pilemori 
[Pülümür] / Dersim angezündet. 
Gegen die Brände, zu deren 
Löschung die Verantwortlichen 
nichts unternehmen, ist die 
Bevölkerung hilflos. 

(DIHA, 17.9., ISKU) 

Gericht von Siirt untersucht 
chemische Vergiftung 

Das Gericht von Siirt möchte 
den Vermutungen, dass bei Aus¬ 
einandersetzungen am 12. Sep¬ 
tember in Siirt, bei der vier Gue¬ 
rillas ihr Leben verloren hatten, 
chemische Waffen eingesetzt 
worden sein sollen, nachgehen. 
Das Gericht entnahm den Leich¬ 
namen Blutproben und über¬ 
sandte sie nach Ankara. 

(DIHA, 19.9., ISKU) 

Explosion in Kirkuk 

In der Stadt Kirkuk gab es 
erneut einen Angriff, um das 
Referendum zu verhindern. Bei 





Militärische Auseinandersetzungen 


der vergangenen Woche 


Dorfbewohner von 
Soldaten getötet 

Der Dorfbewohner Ejder Demir 
(34) in der Nähe des Dorfes Korki¬ 
rina bei Qerqeli (Wan) von Solda¬ 
ten ins Kreuzfeuer genommen. 
Nach der Einlieferung ins Kran¬ 
kenhaus starb Demir. 

Der Augenzeuge Kasim Kutpinar 
erklärte, der Gendarmeriekom¬ 
mandant der Kaserne von Qeriqeli 
käme seit längerem jeden Tag ins 
Dorf und habe Demir bedroht, er 
werde ihn töten. 

Auch am 13. seien sie ins Dorf 
gekommen und hätten die Bewoh¬ 
ner geschlagen bevor sie zum Haus 
von Ejer gingen. Als dieser darauf¬ 
hin zum Haus seiner Schwester 
gehen wollte, wurde er erschossen. 

Weitere Truppenverlegungen 
an die Grenze 

Seit einigen Tagen wird immer 
offensichtlicher, dass die Türkei 
und der Iran eine Operation an der 
Grenze gegen die PKK vorberei¬ 
ten. Weitere Truppen wurden ver¬ 
legt. Ein Konvoi von 10 Militärfahr¬ 
zeugen mit Ausrüstung wurde von 
Wan in die Region Semzinan, Cole- 
merg (Hakkari) überführt. Wie 
bekannt wurde, werden Soldaten 
und Kriegsgerät in der Gegend von 
Rubaruk in der Region Semzinan 
stationiert. Die betroffene Region 
wurde vom Oberbefehlshaber der 
Armee zum zweiten Mal als "verbo¬ 
tene Zone" ausgerufen. 

10 Soldaten in Simak getötet 

Das Pressezentrum der HPG gab 
bekannt, dass es am 14.9. bei einer 
Operation in Gabar am Ciravberg 
zu einem Gefecht zwischen der 
Guerilla und der türkischen Armee 
gekommen sei. An der Deriye 
Memira seien vier Soldaten verletzt 
worden. 

Am 9.9. sollen zwei Soldaten der 
türkischen Armee bei einem 
Hinterhalt ums Leben gekommen 
sein. 

Am 15.9. kamen in derselben 
Gegend acht Soldaten ums Leben, 
viele wurden verletzt. 

Das Dorf Sele bei Bitlis wurde von 
Soldaten geräumt. 

Die HPG berichteten, die Operatio¬ 
nen in Colemerg [Hakkari] dauer¬ 
ten an. 


Am 13.9. machten die HPG eine 
Aktion gegen einen Güterzug, zwi¬ 
schen Tetwan und Eleziz, wobei 
sieben Wagons und eine Lokomoti¬ 
ve entgleisten. 

Auch in der Region Siirt kam es zu 
Auseinandersetzungen zwischen 
Guerilla und Armee, wobei zwei 
Dorfschützer verletzt wurden. 

Die Operation am Mavaberg bei 
Siirt dauert an. 

In Serdest 13 Soldaten getötet 

Die Iranische Armee, die gemein¬ 
sam mit der türkischen Armee 
Operationen durchführt, musste 
schwere Verluste hinnehmen. In 
der Region Serdeste kamen in den 
letzten beiden Tagen 13 Soldaten 
ums Leben. 

Die PJAK erklärte die Guerilla 
habe eine Aktion gegen die Armee 
in Serdest in der Umgebung vom 
Mirdwan durchgeführt, als die 
Armee zu einer Operation aufbre¬ 
chen wollte. Dabei seien acht Sol¬ 
daten getötet, vier weitere verletzt 
worden. 

Weiter erklärte die PJAK, am 14.9. 
habe es in Serdeste, in der Region 
Alwatan und Mirawa heftige 
Gefechte gegeben. Dabei seien fünf 
Soldaten ums Leben gekommen, 
zwei Militärfahrzeuge seien kom¬ 
plett zerstört worden. Die PJAK 
erklärte, die Aktionen seien zum 
Gedenken an drei Guerillas, die am 
11.9. zwischen Serdest und Bane 
ums Leben gekommen seien 
durchgeführt worden. 

Operationen in 
Cudi und Gabar 

Die türkische Armee startete eine 
breit angelegte Operationen in den 
Cudi- und Gabarbergen bei Simak. 
Die Bodenoperation wird aus der 
Luft unterstützt. Auch Dorfschüt¬ 
zer nehmen daran teil. Zahlreiche 
Militärfahrzeuge werden in die 
Region verlegt. 

Auseinandersetzungen am 
Kalo 

Am 18.9. kam bei einer Militärope¬ 
ration der türkischen Armee ein 
Dorfschützer ums Leben. Bei der 
Operation, die vor vier Tagen am 
Kato Jirike, in der Region Elk 
[Beytüssebab] begann, kam es in 
der Nacht zu Gefechten. An der 


Operation sollen 3000 Soldaten 
beteiligt sein. 

Armeekaserne angegriffen 

In der Nacht vom 18.9.wurde die 
Gendarmeriekaserne von £ eltikli 
angegriffen. Bei dem Angriff kam 
ein Soldat ums Leben, ein weite¬ 
rer wurde verletzt und in Militär¬ 
krankenhaus Tatwan gebracht. 
Nach der Aktion begann eine 
Militäroperation in der Region. 

Jitem Mitglied in Amed getö¬ 
tet 

Die HPG gaben bekannt, dass bei 
Militäroperationen in Amed [Diy- 
arbakir] das JITEM Mitglied Tar- 
han Alav getötet wurde. Die 
Armee habe am 12.9. eine Opera¬ 
tion in der Umgebung von 
Hene/Amed begonnen. Die Gue¬ 
rilla habe eine Aktion gegen die 
an der Militäroperation beteilig¬ 
ten Einheiten durchgeführt, 
wobei Alav ums Leben kam, wei¬ 
tere drei Soldaten wurden ver¬ 
letzt. 

Auch die Verantwortung für die 
Tötung eines JITEM Mitglieds in 
Dersim femisgezek übernah¬ 
men die HPG. Die JITEM sind für 
zahlreiche Massaker auch an der 
Zivilbevölkerung bekannt. 

Weiter gaben die HPG bekannt, 
die Armee habe eine Operation in 
Qewlik Yayladere begonnen. Es 
sei zu Gefechten gekommen. 

Technisches Gerät aus Israel 
in der Türkei im Einsatz 

Bei militärischen Operationen in 
der Türkei kommt auch techni¬ 
sches Gerät aus Israel zum Ein¬ 
satz. Die türkische Armee soll zu 
diesem Zweck 70 Stück EYE Ball 
genannte elektronische Kameras, 
das Stück zu 300.000 Dollar, von 
Israel bezogen haben. Des Weite¬ 
ren sollen auch unbemannte 
Flugobjekte und Funkfrequenzen 
störende Jamer bezogen worden 
sein. Die Eye Ball genannten 
Kameras sollen, wenn sie abge¬ 
schossen werden, in einem 
Radius von 360 Grad alles sehen 
und hören können was sich in 
einer Entfernung von bis zu 180 
Metern befindet. 

(ANF, 17.9., RTV, 16./18.9., 
DIHA, 13./15./17.9./19, ISKU) 


Demonstration in Amed gegen das 
Verschwinden von Kindern 


Der Verein der Freien und glei¬ 
chen Bürgerinnen, im Ameder 
Stadtteil Hasirli demonstrierte mit 
tausenden Menschen gegen das 
Verschwinden von Muhammet 
(^elikbilek. Von dem neunjährigen 
Muhammet Qelikbilek der vor sei¬ 
nem Haus gespielt hatte fehlt seit 
10 Tagen jede Spur. An der 
Demonstration, beteiligten sich 
Mitglieder des IHD Amed. Parolen 
wie "Ugur soll nicht sterben", 
"Achtung vor der Organmafia" 


"Unsere Kinder sind unsere Hoff¬ 
nung" "Nach Muhammet wer 
noch?" wurden gerufen. Photos 
von Muhanuned felikbilek wur¬ 
den hochgehalten. 

Die Vorsitzende des Vereins der 
Freien und gleichen Bürgerinnen 
Sultan Surer wies in einer Rede 
darauf hin, dass man in der Region 
seit 15 Jahren unter Bedingungen 
von Auseinandersetzungen lebe, 
nur die Beendigung des Krieges 
werde die Situation ändern. 


Surer sagte: Ein neunjähriges Kind, 
Muhammet Q elikbilek, verschwin¬ 
det vor seinem Haus. Niemand 
weiß wo er ist. Wir rufen die staat¬ 
lichen Verantwortlichen auf unsere 
Kinder zu beschützen. Die Menge 
wollte bis zum Mardin Tor demons¬ 
trierten, wurde aber von der Zivil¬ 
polizei daran gehindert, so dass es 
zu Gerangel kam. Stattdessen 
demonstrierte die Menge zum 
Haus der Familie von Q elikbilek. 

(DIHA, 16.9., ISKU) 


einem Selbstmordanschlag star¬ 
ben sechs Personen, 18 weitere 
wurden verletzt. Der Anschlag 
fand in Tuzhurmatu gegen ein 
Kaffeehaus statt. Der Bürger¬ 
meister, Said Muhammed, 
erklärte, man befürchte, die 
Zahl der Opfer werde noch 
ansteigen. 

(RTV, 16.9., ISKU) 

PYD feiert vierten Jahrestag 
Der Rat der PYD rief das kurdi¬ 
sche Volk und die anderen Völ¬ 
ker der Region dazu auf, sich 
zum vierten Jahrestag der Par¬ 
teigründung in Südwestkurdi¬ 
stan und Syrien im Rahmen des 
Demokratischen Konfödera- 
lismus zu organisieren. 

In der schriftlichen Erklärung 
hieß es weiter, Kader, die Füh¬ 
rung und Sympathisanten, hät¬ 
ten mit ihrem Kampf die Partei 
so bedeutend gemacht. 

Überall in Syrien in Südwestkur¬ 
distan und Europa werden 
Feiern stattfinden. 

(RTV, 19.9, ISKU) 

Menschliche Knochen im 
Garten der Kaserne Kolordu 

Im Garten der Kaserne Kolordu 
in Amed wurden bei Bauarbei¬ 
ten menschliche Knochen 
gefunden. 

Der IHD untersucht den Fall. 
Der Ort wurde zu Zeiten des 12. 
September als Militärgefängnis 
genutzt. Die Knochen wurden 
an den IHD übergeben. 

(DIHA, 20.9., ISKU) 

Probleme der Straßenkinder 
sollen untersucht werden 

Der Stadtrat von Amed, der Gou¬ 
verneur und die Universität 
Diele planen das sechste Sympo¬ 
sium über Kinder, die auf der 
Straßen arbeiten und leben. Das 
Symposium, das letztes Jahr in 
Dilok stattfans, soll dieses Jahr 
in Amed zwischen dem 21. und 
23, September durchgeführt 
werden. 

33 Wissenschaftler sollen die 
Probleme der Kinder erörtern 
und Lösungen finden. 

(DIHA, 20.9., ISKU) 
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Versammlung des Kongra Gel beendet 

Neue Schritte für Öcalan 


Der Kongra Gel hat seine Ver¬ 
sammlung zur aktuelle Phase been¬ 
det. 

Mitglieder des Leitungsrates des 
KCK und Mitglieder des Kongra 
Gel aus allen vier Teilen Kurdistans 
und vielen Ländern nahmen daran 
teil. 

In einer Abschlusserklärung wur¬ 
den alle Angriffe gegen die Kurdin¬ 
nen und gegen die Freiheitsbewe¬ 
gung Kurdistans verurteilt. 

Vor allem wurde auf die sich stän¬ 
dig verschlechternde gesundheitli¬ 
che Situation Abdullah Öcalans hin¬ 
gewiesen. Die Parole "Es reicht, es 
lebe die Führung und sie soll 
leben" wurde ausgegeben. 

Auf der Versammlung wurde auch 
die Neugestaltung der türkischen 
Verfassung diskutiert und erklärt, 
dass eine Verfassung, die die Kur¬ 
dinnen nicht anerkennt, boykot¬ 
tiert werde. 

In dem Papier heißt es: "Die AKP, 
die die Türen für eine Lösung ver¬ 
schlossen hat, kann diese mit juri¬ 
stischen Mitteln öffnen". Der Boy¬ 
kott einer Verfassung, die die Rech¬ 
te des kurdischen Volkes nicht 
anerkenne, sei ein demokratisches 
Recht. 

Auf der Versammlung wurde auch 
die Allianz zwischen Iran, Syrien 
und der Türkei gegen die Kurdin¬ 
nen diskutiert. Der Kongra Gel 
erklärte, man werde den Kampf 
gegen diese Angriffe verstärken 
und rief die Kurdinnen zur Einheit 
auf. Es wurden zahlreiche Ent¬ 
scheidungen gegen die Assimila¬ 
tion der Kultur und für die Verwen¬ 
dung und Fortentwicklung der kur¬ 
dischen Sprache getroffen. 

KCK Kampagne für Öcalan 

Der Leitungsrat der KCK erklärte, 
die medizinische Versorgung und 
die Freiheit Öcalans seien Ziele 
einer neuen Kampagne. 

Die KCK erklärte, für die Vergif¬ 
tung und die Folter an Öcalan sei 
allein der türkische Staat verant- 


Gegen den Künstler Ferhat Tung, 
der am 22. Juli auf einem Konzert 
in Alanya in einer Rede gesagt 
hatte: "Wenn die Soldaten, die ster¬ 
ben, als Kinder dieses Landes 
angesehen werden, sind auch die 
Guerillas, die sterben Kinder die¬ 
ses Landes. Mein Herzt blutet für 
die Soldaten, die sterben und die 
Guerillas die sterben: Für ein 
demokratisches Land, muss es 
eine Lösung geben" wurde ein Ver¬ 
fahren eröffnet. Der IHD Istanbul 
gab aus Protest gegen die Eröff- 


wortlich, da Öcalan unter seiner 
Kontrolle stünde. Das Antifolterko¬ 
mitee sei zwar nach massiven Pro¬ 
testen der kurdischen Bevölkerung 
nach Imrali gefahren, habe aber 
seither nichts unternommen. Bis 
heute sei Öcalan nicht entspre¬ 
chend medizinisch versorgt wor¬ 
den. So sei der Entschluss getrof¬ 
fen worden, dass alle Institutionen 
und Organisationen unter dem 
Dach des KCK in eine neue 
Aktionsphase treten werden. 

Demonstration in Brüssel 

In diesem Zusammenhang werden 
die Kurdinnen in Europa am 
Samstag für Öcalan in Belgien auf 
die Straße gehen. Die Demonstra¬ 
tion fordert vor allem, dass das 
Antifolterkomitee CPT des Europa¬ 
rates seine Untersuchungsergeb¬ 
nisse aus Imrali bekannt gibt. 
Motto der Demonstration, die von 
der Bewegung der kurdischen 
Frauen in Europa organisiert wird, 
ist "Seine Gesundheit ist meine 
Gesundheit.“ Die Demonstration 
beginnt um 10.00 Uhr an der Gare 
du Nord in Brüssel. 

Mazlum-Der und IHD: Die Vor¬ 
schläge von Öcalan müssen 
diskutiert werden 

Die Menschenrechtlerinnen von 
IHD und Mazlum-Der haben sich 
dafür ausgesprochen, die Äuße¬ 
rungen Abdullah Öcalans zur 
künftigen Verfassung der Türkei 
in der aktuellen .Diskussion zu 
berücksichtigen. Öcalan hatte im 
Gespräch mit seinen Anwältlnnen 
unter anderem gesagt: "In der 
neuen Verfassung sollte die Aus¬ 
sage ,Die Verfassung der Republik 
Türkei akzeptiert, dass alle Kultu¬ 
ren ihre Existenz auf demokrati¬ 
sche Weise zum Ausdruck brin¬ 
gen können' ihren Platz finden. 
Sollte dies umgesetzt werden, 
könnte die PKK innerhalb von 
zwei Monaten ihre Waffen nieder¬ 
legen." 


nung des Verfahrens eine schriftli¬ 
che Erklärung ab: "In einer Phase, 
in der nationalistisches und chau¬ 
vinistisches Gedankengut sich ent¬ 
wickelt wird gegen einen Künst¬ 
ler, der zum Ausdruck bringt, dass 
er in Frieden leben will ein solches 
Verfahren eröffnet." Das ist wider 
die Gedankenfreiheit. Rückwärts¬ 
gewandtheit, Nationalismus und 
Chauvinismus werden in diesem 
Land Recht, Menschen, die sich 
für eine Lösung der kurdischen 
Frage und den Frieden einsetzen 


Die Bewertung von Öcalan wurde 
von Seiten der Menschenrechtler 
als wichtiger Schritt angesehen, 
damit die Waffen in der Region zum 
Schweigen gebracht werden und 
ein bleibender Frieden entstehen 
könne. 

Nach dem stellvertretenden DTP- 
Vorsitzenden und Parlamentsabge¬ 
ordneten von Amed, Selahattin 
Demirtas, erklärten auch die Men¬ 
schenrechtsvertreterinnen, um 
weiteres Blutvergießen in der 
Region zu verhindern, sollte der 
Vorschlag von Vertretern des Staa¬ 
tes und der Regierung ernst 
genommen werden. 

Mazlum-Der: Unsere Forde¬ 
rung ist der gemeinsame Auf¬ 
bau des Friedens 

Der Vositzende des Mazlum-Der 
von Amed, der Anwalt Nesip Yildi- 
rim, erklärte, für seine Organisa¬ 
tion sei das Beenden des Blutver¬ 
gießens die wichtigste Aufgabe: 
"Unser Wunsch ist, dass die Waffen 
niedergelegt werden, und in der 
Region ein Klima des Friedens ent¬ 
steht." Yildirim forderte, dass die 
kurdische Frage mit einer umfan¬ 
greichen Perspektive bewertet 
wird. Er sagte, dass alle gesell¬ 
schaftlichen, kulturellen, und politi¬ 
schen Kräfte einbezogen und mit 
Methoden eines Projektes der Ein¬ 
heit nach einer Lösung gesucht 
werden sollte. 

Der Vorsitzende des IHD Amed, Ali 
Akinci, bewertete die Vorschläge 
Öcalans als "Vorschlag, der der 
Türkei den Weg ebnet". Akinci 
sagte: "Die Türkei könnte auf diese 
Weise ein starkes Modell - sowohl 
wirtschaftlich, als auch politisch - 
für den Mittleren Osten werden." 
Sollte die kurdische Sprache einen 
Platz in der Verfassung finden und 
an jedem Ort benutzt werden kön¬ 
nen, wäre das ein bedeutender 
Schritt für die Türkei. 

(DIHA/RTV, 25./26.9, ISKU) 


werden verfolgt. Das ist eine 
Schande für die Menschheit und 
die Türkei. 

Weiter heißt es, heute werde die 
zivile Verfassung diskutiert, und 
es werde Zeit, dass die Türkei sich 
von solcher Schande befreie. In 
der Erklärung heißt es: "Wir rufen 
alle auf, sich als Unterstützer der 
Demokratie zu sehen und am 4. 
November um 10.00 Uhr am Pro¬ 
zess vor dem 10. Schweren Straf¬ 
gericht in Izmir teilzunehmen. 

(DIHA, 25.9., ISKU) 


Meldungen 

Besuch bei Öcalan 

Die Anwältlnnen Ömer Günes, 
Emine Eren und Muharrem Erbey 
konnten am Mittwoch ihren Man¬ 
danten Abdullah Öcalan sehen. 

In der vergangenen Woche hatte 
Öcalan bei dem Treffen mit seinen 
Anwältlnnen erklärt, seine ge¬ 
sundheitliche Situation sei nach 
wie vor schlecht. Auch die Ärzte 
hatten ihm bestätigt, dass es Pro¬ 
bleme bei den Atemwegen gebe. 
Die Situation habe sich durch die 
Bunkerhaft noch verschlechtert. 

(RTV, 26.9., ISKU) 

Hungerstreik in 
syrischen Gefängnissen 

In den Gefängnissen Syriens befin¬ 
den sich die kurdischen Gefange- 
nen im Hungerstreik. Grund sind 
die Zunahme von Folter und 
Unterdrückung gegen Kurdinnen 
in den Gefängnissen und draus- 
sen. Letzte Woche hatte auch 
amnesty international einen 
aktuellen Bericht zur Situation in 
syrischen Gefängnissen veröffent¬ 
licht. In dem Bericht wies ai unter 
anderem daraufhin, dass allein in 
den ersten neun Monaten dieses 
Jahres drei Gefangene ihr Leben 
durch Folter in syrischen Gefäng¬ 
nissen verloren haben. 

(ANF 23.9., ISKU) 

Massenverhaftungen in Simak 

Im Umland von Simak, das erst 
kürzlich unter militärischen 
Sonderstatus gestellt wurde, sind 
bei Razzien 46 Zivilpersonen ver¬ 
haftet worden. Den Verhafteten 
wird ausnahmslos die Unterstüt¬ 
zung der Guerilla zur Last gelegt. 

(ANF 23.9., ISKU) 

Cholera-Epedentie 
in Süd-Kurdistan 

Laut Veröffentlichung der Weltge¬ 
sundheit Organisation (WHO) 
sind in Süd-Kurdistan und im Irak 
bereits 1500 Menschen an Cholera 
erkrankt. Eine Woche zuvor hatte 
die WHO schon die Durchfaller¬ 
krankung von 29.000 Menschen 
im Gebiet um Sulemaniya, Kirkuk 
und Hewler (Erbil) vermeldet. 
Mittlerweile habe sich die Epide¬ 
mie aber ausgeweitet. Unter den 
Erkrankten wären bisher 1500 
Fälle von Cholera verzeichnet wor¬ 
den. (ANF 21.9., ISKU) 

Zerstückelte Kinderleiche 
gefunden 

Die Leiche des 10-jährigen 
Muhammed Qelikbilek, der vor 
zwei Wochen im Stadtteil Hasirli 
in Amed verschwunden war, 
wurde an einem Ami des Diele- 
Flusses gefunden. 

Die Familie von felikbilek, die seit 
fast 15 Tagen überall nach ihm 
suchte, erhielt die Nachricht in der 


Unterstützung für Ferhat Tune 





103 Gesinnungsprozesse in sechs Monaten 

Erdogan beliebt zu scherzen 


Das allgemeine Erstaunen war 
groß, als Ministerpräsident Tayyip 
Erdogan kürzlich in einer Rede 
beklagte, die türkischen Intellek¬ 
tuellen erhöben nicht mit dem 
nötigen Nachdruck ihre Stimme 
gegen Ungerechtigkeiten und 
Mißstände. »Ist das ein Witz oder 
ist das blanker Hohn?« wunderte 
sich etwa Professor Baskin Oran - 
und mit ihm zahlreiche andere 
kritische Geister des Landes. 
Denn so wie Oran können viele 
Journalisten, Schriftsteller, Künst¬ 
ler und Wissenschaftler ein Lied 
von den mitunter drastischen 
Konsequenzen singen, die es 
noch immer nach sich ziehen 
kann, wenn Übel mit dem von 
Erdogan geforderten Nachdruck 
angeprangert werden. 

229 Jahre Gefängnis 

Der Politikwissenschaftler Oran 
etwa hatte vor drei Jahren im 
Regierungsauftrag einen Bericht 
angefertigt, der unverblümt die 
wenig rosige Lage der in der Tür¬ 
kei lebenden Minderheiten auf¬ 
zeigte. Die Aufregung war groß, 
weite Teile der Presse steigerten 
sich in eine regelrechte Haßkam¬ 
pagne gegen den Akademiker, die 
Regierung redete von »intellek¬ 
tuellem Verrat«, es hagelte Dut¬ 
zende Morddrohungen - und das 
postwendend eingeleitete Straf¬ 
verfahren wegen »Zersetzung der 
Einheit des Landes« ist bis heute 
nicht abgeschlossen. 

»Wer aufbegehrt, der wird zum 
Schweigen gebracht«, meint der 
Publizist Emin Karaca, der wegen 
einer kritischen Arbeit über die 
Hinrichtung des Kommunisten 
Deniz Gezmis derzeit selbst vor 
dem Kadi steht. »Wenn Erdogan 


Das Verfahren gegen zwei Unter¬ 
offiziere der Gendarmerie und 
einen Informanten wegen des 
Bombenanschlags auf eine Buch¬ 
handlung in Semdinli wurde vom 
3. Großen Strafgericht Van an ein 
Militärgericht überwiesen. Die 
erstinstanzliche Verurteilung 
war durch den Kassationsge¬ 
richtshof aufgehoben worden, 
der entschied, dass das Verfah¬ 
ren vor ein Militärgericht gehö¬ 
re. Zwar hatte das 3. Große Straf¬ 
gericht zunächst das Verfahren 


Murat Karayilan, Vorsitzender des 
Exikutivrates der KCK, erklärte 
"Kirkuk beträfe alle Kurdinnen" 
und erklärte die Frage um Kirkuk 
zur "strategischen Frage" für das 
kurdischen Volk. Eindringlich 
warnte er vor den möglichen Fol¬ 
gen von Verzögerungen bei den 
Vorbereitungsarbeiten für das 
Referendum um Kirkuk und damit 
verbunden einer möglichen zeit¬ 
lichen Verschiebung des Referen¬ 
dums. Es wies darauf hin, dass 


glaubt, daß die Intellektuellen 
nicht genügend ihre Stimme erhe¬ 
ben, dann liegt das einfach daran, 
daß sie Angst haben.« Angst, das¬ 
selbe Schicksal wie der Journalist 
Hrant Dink zu erleiden, der im 
Januar von aufgeputschten Natio¬ 
nalisten ermordet worden war - 
und auch Angst davor, wegen 
einer frei vorgetragenen Meinung 
vor Gericht zu landen. Immer 
mehr Intellektuelle greifen des¬ 
halb zur Selbstzensur, glaubt 
Karaca, und publizieren zu 
bestimmten Themen lieber nicht 
mehr. Oder nur noch dann, wenn 
sie den Text vorher einem Anwalt 
vorgelegt haben. 

Daß die Angst der Intellektuellen 
keinesfalls übertrieben ist, bewei¬ 
sen die Zahlen, die jetzt der türki¬ 
sche Menschenrechtsverein IHD 
vorgelegt hat. Demnach sind in 
den 103 Gesinnungsprozessen, 
die in den ersten sechs Monaten 
dieses Jahres zu Ende gegangen 
sind, 193 Kritiker zu insgesamt 
mehr als 229 Jahren Gefängnis 
verurteilt worden - durchschnitt¬ 
lich also rund 14 Monate Haft pro 
Verurteilten. Gleichzeitig sind in 
diesem Zeitraum 94 neue Prozes¬ 
se eröffnet worden, gegen 361 
Personen wurden darüber hinaus 
Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Was die Menschenrechtler dabei 
jedoch am meisten beunruhigt ist 
der Umstand, daß seit 2004 wieder 
jedes Jahr mehr Prozesse gegen 
Kritiker geführt werden. 

Armee als Ankläger 

Nach wie vor ist der Paragraph 
301 des türkischen Strafgesetzbu¬ 
ches, mit dem Angriffe auf »das 
Türkentum«, die Republik, die 
Streitkräfte und die Staatsinstitu- 


wieder aufgenommen, nach Ver¬ 
setzung eines Teils der Kammer 
entschied das Gericht nach Ende 
der Gerichtsferien nun die Über¬ 
weisung an die Militärjustiz. 

Menschenrechtsgruppen übten 
scharfe Kritik an der Entschei¬ 
dung. Die Zuständigkeit eines Mi¬ 
litärgerichts widerspreche grund¬ 
legend dem Prinzip der unabhän¬ 
gigen Justiz. Dem Militär sei nun 
signalisiert worden: „Urteile über 
dich selbst.“ 


jene, die gegen das Referendum 
seien, vor allem die Absicht hät¬ 
ten, das kurdische Volk daran zu 
hindern, seinen Willen zum Aus¬ 
druck zu bringen. 

"Um die Selbstverwaltung und die 
Entwicklung des kurdischen Vol¬ 
kes als eine gesellschaftliche und 
ökonomische Realität zu verhin¬ 
dern, möchten jene Kirkuk mit 
seinen natürlichen Bodenschät¬ 
zen die Zugehörigkeit zur kurdi¬ 
schen Region vorenthalten." 


tionen geahndet werden, die 
stärkste Bedrohung für die Mei¬ 
nungsfreiheit in der Türkei. Denn 
die Schwammigkeit des Paragra¬ 
phen, die eine große Bandbreite 
von Anklagen ermöglicht, hat den 
Paragraphen zur beliebtesten 
Waffe der Staatsanwaltschaften 
gegen Regimekritiker werden las¬ 
sen. Der Stiftung für Menschen¬ 
rechte (TIHV) zufolge gibt es aber 
noch 13 weitere Artikel, nach 
denen regelmäßig Urteile in 
Gesinnungsprozessen gefällt wer¬ 
den. Besonders häufig führen 
dabei Aussagen zur Kurdenfrage 
oder zum Genozid an den Arme¬ 
niern zur Anklageerhebung. 
Insbesondere die Armee ist in den 
letzten Jahren verstärkt dazu 
übergegangen, gegen jede Art 
von Kritik die Staatsanwaltschaf¬ 
ten einzuschalten. Ziel ist es vor 
allem, unliebsame Berichte über 
die Kriegführung in den kurdi¬ 
schen Landesteilen oder über die 
politische Machtstellung der 
Generäle zu verhindern. Aber 
auch die an sich harmlose Forde¬ 
rung nach Zivildienst kann mitun¬ 
ter einen Prozeß nach sich ziehen, 
wie unlängst die linksliberale 
Kolumnistin Perihan Mägden zu 
spüren bekam. »Zersetzung des 
Verhältnisses von Volk und Streit¬ 
kräften« heißt der Artikel 318, 
nach dem die Anklage gegen 
Mägden fabriziert worden ist. 
Besserung ist derweil nicht in 
Sicht. Denn einer Reform des Tür- 
kentum-Paragraphen widersetzt 
sich die Regierung Erdogan nach 
wie vor, und eine Änderung der 
übrigen 13 Artikel, die die Mei¬ 
nungsfreiheit beschneiden, steht 
noch nicht einmal zur Debatte. 

(jW, 26.9., ISKU) 


Der Menschenrechtsanwalt Meh¬ 
met Nur Terzi bezeichnete das 
zweigeteilte (zivile und militäri¬ 
sche) Justizsystem der Türkei als 
Kern des Problems: „Das Militär 
nimmt sich das Recht, über die 
eigenen Leute zu urteilen. Gleich¬ 
zeitig können sie alle verurteilen, 
die sie als Bedrohung ansehen. 
Das schadet der Demokratie. In 
anderen Worten ist ihre Haltung: 
Wir verurteilen, wen wir wollen, 
aber niemand kann uns verurtei¬ 
len.'“ (Mi, 14.9., Bia, 19.9., ISKU) 


Karayilan wies daraufhin, dass die 
Anschläge in Kirkuk, Sengal und 
Maxmur hätten verhindert wer¬ 
den müssen, weil diese Anschläge 
eine Bedrohung für die Durchfüh¬ 
rung des Referendums darstell¬ 
ten. Aus der besonderen Bedeu¬ 
tung heraus, die Kirkuk für die 
Kurdinnen letztendlich habe, for¬ 
derte Karayilan deshalb ein 
gemeinsames politisches Handeln 
aller Kurdnnen in dieser Frage. 

(ANF 23.09., ISKU) 


vergangenen Nacht. Die Leiche 
wurde, nachdem sie im Staatskran¬ 
kenhaus von Amed untersucht 
wurde, am Morgen unter der Teil¬ 
nahme vieler Menschen begraben. 

(KTV, 26.9., ISKU) 

Operation in Palu: 

Felder brennen 

Bei einer Operation in der Umge¬ 
bung des Dorfe Zuver (Akbulut) In 
der Region Palu bei Elazig gegen 
die HPG wurden bei der Bombar¬ 
dierung Felder in Brand gesetzt. 
Die Bevölkerung versuchte zu 
löschen, was aber nicht gelang. 
Die Bewohner sagten, man habe 
die Armee verständigt, um Maß¬ 
nahmen zu ergreifen, aber es sei 
nichts geschehen. 

(DIHA, 24.9., ISKU) 

Proteste gegen Schließung von 
Özgur Ilalk und Gündem in 
Mus 

Der TUHAD-Der in Mus gab eine 
Presseerklärung vor dem Stadtrat 
von Mus gegen das einmonatige 
Erscheinungsverbot der Zeitung 
Gündem und der Zeitschrift Özgür 
Halk ab. Der Vorsitzende von 
TUHAD-Der von Mus, Ali Karagu- 
zel verlas eine Erklärung, in der es 
hieß, die Zeitung Gündem sei bis 
heute schon drei Mal verboten 
worden. An dem Verhältnis der 
Türkei zur Gündem könne man 
das Verhältnis der Türkei zur Pres¬ 
sefreiheit ablesen. Er forderte die 
Bevölkerung auf, sich für die Pres¬ 
sefreiheit und das Erscheinen der 
beiden Zeitungen einzusetzen. Im 
Anschluss wurde die Zeitung 
Ger^ek Demokrasi verteilt. 

(DIHA; 24.9., ISKU) 

Iran schließt Grenzen zur 
Region Kurdistan 

Nachdem die US-Streitkräfte am 

20.9. in der Stadt Sülemaniya eine 
Person aus dem Iran verhaftet hat¬ 
ten, die Waffen in den Irak 
geschmuggelt haben soll, hat der 
iranische Staat am Morgen des 

24.9. alle Grenzübergänge in die 
Region Kurdistan im Irak 
geschlossen. (DIHA; 24.9., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIHA Diele 

N achrichtenagentur 
RTV Roj TV 

jW junge Welt 

Mi Milliyet 

Bia bianet.org 

NÜ^e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Semdinli-Prozess vor Militärgericht 


Erklärung zu Kirkuk 




Nr. 329 

5. Oktober 2007 


N ü 5 e 


_ ishu 

Informationsstelle Kurdistan e.V. 

isku@nadir.org 

www.nadir.org/isku 


wöchentliche Informationen aus Kurdistan und der Türkei 


Massaker in Beytüssebab 


Wie das HPG-Hauptquartier in 
einer schriftlichen Erklärung 
öffentlich gemacht hat, hat die Gue¬ 
rilla nichts mit dem Massaker in 
Beytüssebap zu tun. Im Kreis 
Beytüssebap in der Provinz Simak 
waren am 29.10. zwölf Personen, 
darunter sieben Dorfschützer, 
durch den Beschuss eines Klein¬ 
busses ums Leben gekommen. 
Nach HPG-Angaben ist dafür die 
türkische Armee und die illegale 
militärische Organisation JITEM 
verantwortlich. 

Weiter wird in der Erklärung dar¬ 
auf aufmerksam gemacht, dass seit 
der Ausrufung eines einseitigen 
Waffenstillstandes am 1. Oktober 
2006 genau ein Jahr vergangen ist. 
Das türkische Militär habe seit die¬ 
sem Tag die Intensität der Angriffe 
gesteigert und dabei alle denkba¬ 
ren schmutzigen Methoden des 
Krieges eingesetzt. 

Innerhalb dieses einen Jahres habe 
die Armee 483 Militäroperationen 
durchgeführt. Dabei seien chemi¬ 
sche Waffen und Streubomben ein¬ 
gesetzt sowie systematisch Wälder 
niedergebrannt worden. Vor den 
Augen der Weltöffentlichkeit seien 
Kriegsverbrechen begangen wor¬ 
den. Dieses Kriegskonzept, das 
nach den Wahlen vom 22. Juli inten¬ 
siviert worden sei, sei Ergebnis 
einer Einigung zwischen der Regie¬ 
rungspartei AKP und dem Militär. 
Bereits zuvor sei aus Militärkreisen 
verlautbar geworden, die "Ausrot¬ 
tung des Terrors" sei am ehesten 
über die "Unterstützung leistenden 
Kollaborateure" erreichbar. Damit 
sei nahezu die gesamte Gesell¬ 
schaft auf die Zielscheibe gesetzt 
worden. Die darauf folgende Vorge¬ 
hensweise habe gezeigt, dass diese 
Methode auch umgesetzt werde. 
Die schmutzigen Beziehungen zwi¬ 
schen Institutionen des Staates, der 
Armee und der Regierung seien 
beim Bombenanschlag auf einen 
Buchladen in Semdinli von der 
ansässigen Bevölkerung aufge¬ 
deckt worden. "Der auf frischer Tat 
ertappte Staat und seine mafiosen 
Strukturen setzen erneut auf das 
Netz von Banden, JITEM und Spit¬ 
zeln und wenden Terror in Kurdi¬ 
stan an, um die Bevölkerung ein- 
zuschüchtem. Wurden Mitte der 
neunziger Jahre verstärkt Kontras 
in Form der Hizbullah eingesetzt, 
so sind es heute mehr Organisatio¬ 
nen wie JITEM und TIT 1 , heißt es 
weiter in der Erklärung. Zweck die¬ 
ser Vorgehensweise sei es, die 
Guerilla zu isolieren und dem 
Ansehen der PKK zu schaden. 
Bewusst seien in Beytüssebap 
Dorfschützer als Ziel des Angriffes 
gewählt worden, um die Passivität 
dieser Kreise zu brechen und sie 
erneut gegen die kurdische Bewe¬ 
gung zu wenden. 


"Im Bewusstsein dieser Realität hat 
die HPG-Guerilla bei ihren letzten 
Aktionen einen Schwerpunkt auf 
Angriffe gegen den JITEM gelegt. 
Es besteht keinerlei Zusammen¬ 
hang zwischen dem jüngsten Vor¬ 
fall und der Guerilla. Wir rufen die 
Öffentlichkeit der Türkei dazu auf, 
dieser Kriegspropaganda, die die 
Tatsachen verdreht, keinen Glau¬ 
ben zu schenken. Weiter fordern 
wir die politischen Parteien, Men¬ 
schenrechtsvereine und demokrati¬ 
schen zivilgesellschaftlichen Orga¬ 
nisationen dazu auf, den Vorfall zu 
untersuchen, die wirklichen Täter 
herauszufinden und zur Rechen¬ 
schaft zu ziehen. 1 

Zu den Hintergründen 
des Massakers 

Das Massaker in Beytüssebap 
weist so große Ähnlichkeit mit 
einem ähnlichen Vorfall in Güglü- 
konak im Jahr 1996 auf, dass 
bereits ohne nähere Nachforschun¬ 
gen der Verdacht nahe liegt, dass 
auch diesmal Kräfte innerhalb des 
Staates die Urheber sind. In Güqlü- 
konak - wie Beytüssebap in der 
Provinz Simak gelegen - waren elf 
Menschen ums Leben gekommen. 
Wie in Beytüssebap handelte es 
sich um Dorfschützer, die in einem 
Kleinbus erschossen wurden. Ein 
Teil von ihnen war kurz zuvor 
wegen "Unterstützung der PKK" 
festgenommen worden, der andere 
Teil wegen der Erledigung einer 
"Aufgabe" zu einem Gendarmerie- 
Stützpunkt zitiert worden, bevor sie 
gemeinsam in das Fahrzeug ge¬ 
setzt wurden, das kurz danach Ziel 
eines Anschlages werden sollte. 
Nur einen Monat zuvor war von der 
PKK ein Waffenstillstand ausgeru¬ 
fen worden. Recherchen einer 
Abordnung von Intellektuellen und 
Künstlern aus der Türkei ergaben 
eine Täterschaft staatlicher Kräfte. 
Die Angehörigen der Opfer brach¬ 
ten den Fall vor den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte, 
der ihnen Recht gab und die Türkei 
zu Entschädigungszahlungen ver¬ 
urteilte. Die Intellektuellen-Abord- 
nung wurde dagegen in der Türkei 
wegen Beleidigung des Militärs vor 
Gericht gestellt und drei von ihnen 
- Sanar Yurdatapan, Minür Ceylan 
sowie der ehemalige Istanbuler 
IHD-Vorsitzende Ercan Kanar - zu 
jeweils zehn Monaten Haft verur¬ 
teilt. 

Jahre später kam es zu Aussagen 
von Dorfschützem und Überläu¬ 
fern, die bei dem Massaker von der 
Konterguerilla benutzt worden 
waren. Die meisten von ihnen wur¬ 
den später von der Konterguerilla 
ermordet; einer, der als Überläufer 
weiterhin für den JITEM tätig und 
an mehreren Militäroperationen 
und Morden beteiligt war, wurde 


vor einem Jahr von der Guerilla 
exekutiert. Zwei mutmaßliche 
Täter leben heute in Simak. 

Wie vor elf Jahren in Güflükonak 
wurde das Massaker von Beytüsse¬ 
bap umnittelbar von den Medien 
aufgegriffen. Der Gouverneur von 
Simak teilte mit, bei dem Vorfall sei 
auch ein Kind - von der PKK - 
ermordet worden. Diese Version 
wurde unhinterfragt nicht nur von 
türkischen, sondern auch von deut¬ 
schen Nachrichtenagenturen über¬ 
nommen. Später musste diese 
Angabe zurückgenommen werden. 
Die Schlagzeile lautete jedoch 
weiterhin: Die PKK tötet Zivilisten. 
Der gesamte Vorfall muss als Teil 
der psychologischen Kriegsfüh¬ 
rung verstanden werden. Die Ent¬ 
völkerung der bergigen Grenzre¬ 
gion gehört mit zu dem Konzept 
der Errichtung einer Pufferzone, in 
der ausschließlich das Militär das 
Sagen hat. Gleichzeitig wird damit 
der Boden für eine grenzüber¬ 
schreitende Militäroperation in 
Südkurdistan vorbereitet Für die 
Zukunft ist zu befürchten, dass es 
häufiger zu tödlichen Übergriffen 
auf die Zivilbevölkerung kommt. 
Im neuen Jahrtausend hat dieses 
Konzept mit dem Bombenanschlag 
in Semdinli seinen Anfang und mit 
dem jüngsten Vorfall seinen vorläu¬ 
figen Höhepunkt gefunden. Nach¬ 
dem es nicht zu dem von der Tür¬ 
kei gewünschten Ausmaß bei dem 
Anti-PKK-Abkommen mit dem Irak 
gekommen ist, fangen im Inland 
erneut die Massaker an. Ohnehin 
interessieren sich weder die USA 
noch die EU oder die Öffentlichkeit 
in der Türkei für die Militäropera¬ 
tionen im Inland oder den Mord an 
Zivilisten in der kurdischen Region. 
Der Türkei wird somit signalisiert, 
sie kann nach eigenem Belieben 
verfahren, solange sie nicht die 
Grenze zum Irak überschreitet. 
Bezeichnend ist auch, dass sich das 
Massaker kurz nach der Rundreise 
des neu gewählten Staatspräsiden¬ 
ten Abdullah Gül durch die kurdi¬ 
sche Region ereignet hat, bei der er 
dem Militär uneingeschränkte 
Unterstützung signalisiert hatte. 
Die Staatspolitik zielt darauf ab, die 
kurdische Bevölkerung auf die 
Seite des Staates zu ziehen und von 
der PKK zu entfernen. Dass es sich 
bei den Opfern um Dorfschützer 
handelt, deutet auf ein gut gewähl¬ 
tes Ziel. Die innerstaatlichen Kräfte 
haben darauf gesetzt, zwei Fliegen 
mit einer Klappe zu schlagen, denn 
die Unlust der Dorfschützer in letz¬ 
ter Zeit, an Militäroperationen teil¬ 
zunehmen, ist bekannt. Mit dem 
Massaker wird somit auch 
bezweckt, die Dorfschützer gegen 
die PKK aufzuhetzen. Gerade in 
der Region Beytüssebab gibt es 

Fortsetzung auf Seite 2 


Meldungen 

Treffen mit Öcalan 

wegen "schlechten Wetters" 

verhindert 

Die Anwältlnnen des Vertreters 
des kurdischen Volkes, Abdullah 
Öcalan, Hatice Korkut, Dogan 
Erbas, Baran Pamuk und Öcalans 
Bruder Mehmet waren am Mitt¬ 
woch morgen nach Gemlik gefah¬ 
ren, um ihren Mandanten und 
Bruder zu besuchen. Nach dem 
sie eine Weile gewartet hatten, 
wurde ihnen mitgeteilt, das Wet¬ 
ter wäre für eine Überfahrt zu 
schlecht und sie mussten umkeh¬ 
ren. (DIHA, 3.10., ISKU) 

Türkei sabotiert 
Flüge nach Kurdistan 

Die Türkei sabotiert Flüge von 
Hamburg nach Sülemaniya. Am 
Dienstagabend sollte der vor¬ 
übergehend ausgesetzte Verkehr 
dorthin wieder aufgenommen 
werden. Im letzen Augenblick 
verhinderte die Türkei dies 
jedoch, indem sie den Luftraum 
für alle nach Kurdistan gehenden 
Füge sperrte. (ANF, 3.10., ISKU) 

Parteizentrale der 
DTP angegriffen 

Auf die Parteizentrale der DTP in 
Ankara wurde geschossen. 
Mustafa Sarikaya von der DTP 
äußerte sich zu dem Vorfall: 
"Vom Ministerpräsidenten bis hin 
zum Vorsitzenden des Nationalen 
Sicherheitsrates: alle haben uns 
in den letzten Tagen zum Ziel 
erklärt. Wenn eine Partei auf so 
nationalistische und aggressive 
Weise zum Ziel erklärt wird, dann 
bleiben die Folgen nicht aus." 
Mustafa Sarikaya erklärte dass 
anzunehmen sei, dass die Erklä¬ 
rungen Offizieller die Tat begün¬ 
stigt hätten und warnte vor den 
Gefahren, die dadurch für die 
Gesellschaft entstünden. Der 
Täter wurde noch in den Abend¬ 
stunden des selben Tages verhaf¬ 
tet. (ANF, 3.10., ISKU) 

Europarat soll sich mit 
kurdischer Frage befassen 

Der Generalsekretär des Europa¬ 
parlaments, Terry Davis, erklärte 
auf einer Pressekonferenz, dass 
sich der Europarat mit Lösungen 
der kurdischen Frage beschäfti¬ 
gen sollte. Er erklärte, die kurdi¬ 
sche Frage wäre zwar sehr ver¬ 
schieden zur Irland-Frage, aber 
es gäbe auch genug Übereinstim¬ 
mungen. (ANF, 2.10., ISKU) 

Keine Konferenz 
ohne Staatsanwalt 

Zwei Tage dauerte die Konferenz 
mit dem Namen "Kurden in der 
Türkei, Grundlagen für den Frie¬ 
densprozess" in Diyarbakir. Sie 
war noch nicht ganz zu Ende, da 





Hasankeyf: Eingeständnis 
vom Staatssekretär 


Ein hoher Verantwortlicher des 
Kultus- und Tourismusministeri¬ 
ums, Melik Ayaz, hat eingestan¬ 
den, dass Hasankeyf nicht wie¬ 
der aufbaubar ist. 

Das 8. Regionaltreffen der 
Umwelt- und Kulturplattform 
(EGECEP) wurde im Tepekule 
Kongress- und Ausstellungssaal 
abgehalten. Auf der anschließen 
Podiumsdiskussion hat vom Kul¬ 
tus- und Tourismusministeriums 
der Verantwortliche für Ausgra¬ 
bungen und Forschungen Melik 
Ayaz zugegeben, dass Hasankeyf 
nicht in 500 Jahren Arbeit an 
einem anderen Ort wieder aufzu¬ 
bauen ist. 

Neben den Plattformmitgliedem 
haben Menschen aus Regionen 
wie Hasankeyf, Allianoi, Efem^u- 
kuru, Esme, Turgutlu und Harm- 
andali gesprochen, die von 
Umweltzerstörungen bedroht 
sind und dagegen Widerstand 
leisten. Auf der unter dem Titel 
"Die Auswirkungen der Talsper¬ 
ren auf Natur- und Kulturgüter" 
durchgeführten Podiumsveran¬ 
staltung wurden Lösungsansätze 
diskutiert. 

Auf der vom Geologieingenieur 
Erhan Icöz moderierten Veran¬ 
staltung sagte Nejdet Inal von 
der Initiative zur Rettung von 
Hasankeyf in seinem Vortrag, 


In Adana demonstrierten Tau¬ 
sende, um auf die gesundheitli¬ 
che Situation von Abdullah Öca- 
lan hinzuweisen. Außerdem 
wurde ein Beileidszelt für Hamit 
Bayram errichtet, der in Elk 
(Beytüssebab), Region Sirnak 
gefallen war. 

Tausende kamen bei dem Haus 
der Kultur und Demokratie im 
Stadtteil Gülbahce zusammen, 
und riefen Parolen wie "Es lebe 
der Vorsitzende Apo", und "Die 
Gefallenen sind unsterblich." 

An der Demonstration nahmen 
unter anderen der IHD Vorsitzen¬ 
de von Adana, Ethem Agikalin, 
der Bürgermeister der Gemein¬ 
de Misis (Yakapinar), Osan 
Keser, die Bürgermeisterin von 
Kufukdikili, Leyla Guven und 
der Vorsitzende der DTP von 
Adana, Zeki Karatas teil. 

Burhan Karavil verlas im Namen 
der Veranstalter eine Erklärung, 


dass sie als Erben der anatoli- 
schen Geschichte Talsperren 
ablehnten. Widerstand dieser 
Art gäbe es überall auf der Welt. 
Inal erklärte, dass für einen 50- 
jährigen Staudamm eine 
Geschichte von 10.000 Jahren 
zerstört werden soll. 

Wiederaufbau unmöglich 

Als einer der Redner hat Melik 
Ayaz, Verantwortlicher für Aus¬ 
grabungen und Forschungen im 
Kultus- und Tourismusministe¬ 
rium, darauf hingewiesen, dass 
der Staat für den Schutz von 
Geschichte und Kultur verant¬ 
wortlich ist und bei Talsperren¬ 
bauten das kulturelle Erbe 
geschützt werden müsse. Nach 
M. Ayaz sollte da, wo antike Stät¬ 
ten und Talsperren im Wider¬ 
spruch stehen, ein Gleichge¬ 
wicht gefunden werden. Ayaz 
sprach daraufhin über die zurzeit 
durchgeführten archäologischen 
Ausgrabungen. Die anschließen¬ 
den Sätze von Melik Ayaz, dass 
Hasankeyf selbst nach 500 aufge¬ 
wendeten Jahren nicht an einem 
anderen Ort wieder aufzubauen 
ist, erfuhren einen großen 
Applaus des Publikums. Die eige¬ 
ne Aufgabe wäre es, so Ayaz, die 
Kulturgüter zu schützen, was 
manchmal mit anderen staat¬ 
lichen Aktivitäten in Wider¬ 


in der es hieß, die Türkei befän¬ 
de sich vor allem wegen der 
ungelösten kurdischen Frage in 
einer wirtschaftlichen und demo¬ 
kratischen Krise. Karavil wies 
darauf hin, dass die Militäropera¬ 
tionen ständig zunähmen, und in 
dieser Atmosphäre der Vertreter 
der Kurdinnen, Abdullah Öcalan 
vergiftet würde, was das Verhält¬ 
nis zwischen dem kurdischen 
und dem türkischen Volk ver¬ 
schlechtere. Karavi erklärte, 
zwar sei eine Delegation des CTP 
zu Öcalan gefahren, aber diese 
hätte keinerlei Ergebnisse der 
Untersuchung veröffentlicht. Er 
forderte, dass dazu Informatio¬ 
nen gegeben werden. 

Im Anschluss ging eine große 
Gruppe zum Beileidszelt, das für 
den gefallenen HPG Kämpfer 
Bayram aufgestellt worden war. 
Eine Gruppe von Jugendlichen, 
die sich vermummt hatte, trug 


spruch steht. Selbst wenn andere 
es nicht akzeptieren, wären sie 
bestrebt, ihre Aufgaben durchzu¬ 
führen. 

Selbst im Krieg 
nicht anzufassen 

Der nächste Redner, Prof. Ilyas 
Yilmazer von der Universität 
Wan erklärte in seiner Rede: 
"Das Züricher Abkommen von 
1924 sieht vor, dass selbst im 
Kriegsfall die Kulturgüter zu 
schützen sind. Aber es ist die Iro¬ 
nie des Schicksals, dass die Kre¬ 
dite für die Zerstörung von Has¬ 
ankeyf aus der Schweiz kom¬ 
men." Die Nutzung des Wassers 
infolge des Baus von Talsperren 
wäre angesichts der Investitio¬ 
nen und Mühe sehr ineffektiv, so 
Yilmazer. Stattdessen schlägt Yil¬ 
mazer unschädliche Untergrund¬ 
talsperren vor, die schon vor vier¬ 
tausend Jahren gebaut wurden. 

Nach Yilmazer sprach Prof. Ümit 
Erdern. Er betrachtete den Bau 
von Talsperren als einen einfa¬ 
chen Weg. Das Land habe keine 
vernünftige Strategie im Um¬ 
gang mit seinen Wasserressour¬ 
cen. Er stellte anschließend die 
Ergebnisse einer Untersuchung 
am Staudamm Tahtali in der Pro¬ 
vinz Izmir vor. 

(Ev, 1.10., ISKU) 


die Fahne des Demokratischen 
Konföderalismus und Transpa¬ 
rente mit der Aufschrift. "HPG 
übe Vergeltung", "Öcalan ist 
unser Wille", "Die Gefallenen 
sind unsere Würde" und trug Bil¬ 
der der bei der Operation in Elk 
gefallenen Kämpferinnen. 

Nach der Demonstration wurde 
eine Schweigeminute für die 
Gefallenen abgehalten. Zum 
Abschluss sprach der Bürger¬ 
meister von Misis, Osman Keser. 
Keser erklärte, bisher seien 
schon Tausende gestorben, tau¬ 
sende Dörfer zerstört worden, 
ohne dass dies zu einer Lösung 
geführt habe, aber man bleibe 
dabei, dass man diesen Krieg 
beenden wolle. "Wir strecken 
erneut die Hand zum Frieden 
aus." Dann sprach Keser der 
Familie von Bayram sein Beileid 
aus. (DIHA, 2.10., ISKU) 


trat auch schon die Staatsanwalt¬ 
schaft in Aktion. Zur Konferenz 
hatten die Anwaltskammer Diyar- 
bakir und die Heinrich Böll Stif¬ 
tung geladen. Gefolgt waren ihr 
Akademiker, Politiker, Journali¬ 
sten und Vertreter der verschie¬ 
densten NGOs aus Spanien, 
Deutschland, Irland, Amerika 
und der Türkei. In insgesamt sie¬ 
ben Arbeitsgruppen wurden Bei¬ 
spiele für die Entwicklung einer 
Friedenslösung in anderen Län¬ 
dern vorgestellt, um dann 
Lösungsansätze für die Entwic¬ 
klung des Friedens in der Türkei 
zu diskutieren. Die Kurdistan- 
Konferenz war die inzwischen 
vierte innerhalb eines Jahres in 
Diyarbakir. Wie üblich durfte 
anschließend auch die Staatsan¬ 
waltschaft nicht fehlen. Ein inzwi¬ 
schen eröffnetes Ermittlungsver¬ 
fahren veranlasste diese mittler¬ 
weile dazu, alle Ton und Bildmit¬ 
schnitte der Polizei während der 
Konferenz anzufordem. 

(ANF, 1.10., ISKU) 


Bilanz der Gefechte 
vom September 2007 

Militäroperationen: 63 

Zahl der Gefechte: 74 

Vergeltungsaktionen 
der Guerilla: 65 

Verluste der türkischen Armee 
bei Gefechten: 177 

Soldaten 

der türkischen Armee: 167 

Offiziere der türkischen Armee: 1 
Konter -Guerillas: 1 

JITEM: 7 

Dorfschützer: 1 

Verwundete: 133 


Zahl der gefallenen Guerillas: 26 

Die türkische Armee setzte syste¬ 
matisch Kobra Hubschrauber, 
Obüs- und Mörsegranaten und 
auch chemische Waffen ein. Die 
Gebiete Botan, Erzurum, Garzan 
und Amed wurden bombardiert 
und große Waldgebiete niederge¬ 
brannt. (hpg, 1.10., ISKU) 
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Massaker in Beytüssebab (Forts.) 


zahlreiche Dorfschützer, die die 
Waffen nicht freiwillig gegen die 
PKK angenommen haben, sondern 
gezwungen wurden, sonst hätten 
sie ihre Dörfer verlassen müssen. 
Yele sympathisieren mit der Gue¬ 
rilla und unterstützen sie heimlich. 
Zusätzlich ist der Vorfall auch im 


Zusammenhang mit Südkurdistan 
zu sehen. Der Staat will damit zei¬ 
gen, dass die PKK auch Kurden 
ermordet und die südkurdischen 
Kräfte gegen die PKK aufbringen. 
Die DTP gab kurz nach bekannt¬ 
werden des Vorfalls eine Erklärung 
ab, in der das Massaker verurteilt 


und die Verantwortung staatlicher 
Kräfte zur Sprache gebracht wur¬ 
den. Auch dafür wurde sie in den 
Medien angegriffen, weil sie nicht 
in den allgemeinen Tenor einge- 
stimmt und die PKK dafür verant¬ 
wortlich gemacht hatte. 

(ANF, 1.10, ISKU) 


Tausende demonstrieren 
in Adana für Öcalan 
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Einmarsch in den Nordirak beschlossen 

Türkei auf Eskalationskurs 


Der „Hohe Rat für den Kampf 
gegen den Terror“ segnete Anfang 
der Woche die Beschlüsse des 
Treffens zwischen Staatspräsident 
Gül, Ministerpräsident Erdogan 
und dem Generalsekretär des 
Nationalen Sicherheitsrates Yasar 
Büyükanit ab. Die Nachrichten 
gehen einhellig davon aus, dass auf 
dem dreieinhalb Stunden dauern¬ 
den Treffen grenzübergreifende 
Operationen der türkischen Armee 
in die kurdische Region des Irak 
beschlossen wurden. Bestärkt wird 
die Annahme durch die Worte 
Erdogans, in denen er zuvor 
ankündigte, dass der "Kampf 
gegen den Terrorismus nun ganz 
andere Züge annehmen 11 werde. 
Welche Züge das konkret sein wer¬ 
den ließ er allerdings zu dem Zeit¬ 
punkt noch offen. 

Der irakische Konsul in Ankara, 
Sabah J. Omran beeilte sich jeden¬ 
falls mit der Erklärung, dass jegli¬ 
che Operation auf irakisches Terri¬ 
torium als "Übergriff auf die Souve¬ 
ränität des Irak“ gewertet werde 
und "illegal" sei. Gleichzeitig 
erklärte jedoch der Verteidigungs¬ 
minister der Türkei, Vecdi Gönül, 
wenn auch etwas diffizil, dass eine 
breit angelegte Operation über die 
Grenzen der Türkei hinweg des 
Mandats des türkischen Parla¬ 
ments bedürfe, nicht jedoch eine 
spontane Verfolgungsjagd. Wenig 
später sorgte dann Ministerpräsi¬ 
dent Erdogan selbst für Klarheit, 


Der Schriftsteller Mehmed Uzun, 
der in Schweden gelebt hatte, war 
schon im Juli 2006 zur Behand¬ 
lung nach Amed gekommen. Weil 
seine Situation sehr ernst war, 
kam er am Montag in die medizi¬ 
nische Fakultät der Diele Univer¬ 
sität. Uzun, der eine Chemothera¬ 
pie erhielt, erlag Donnerstag mor¬ 
gen um 11.05 seinem Krebslei¬ 
den. 

Freunde und Bewunderer Uzuns, 
die die Nachricht erhielten, waren 
zum Krankenhaus gekommen. 
Die Abgeordneten der DTP von 


Ein US-Kongressausschuss hat mit 
seinem Votum für eine Resolution 
zur Anerkennung des Völkermor¬ 
des an den Armeniern in der Tür¬ 
kei heftige Kritik ausgelöst. Der 
türkische Präsident Abdullah Gül 
nannte die Entschließung "nicht 
akzeptabel". Ministerpräsident 
Recep Tayyip Erdogan sieht die 
Partnerschaft zwischen beiden 


indem er verkündete, dass es 
genau dafür, nämlich für eine Man- 
datsnahme grenzübergreifender 
Operationen, Vorbereitungen gäbe. 
Ob noch viel Hoffnung auf die Ver¬ 
meidung einer Eskalation besteht, 
sei dahingestellt. Ob die von ihm 
verkündeten so "ganz anderen 
Züge" so ganz anders sein werden, 
auch. Und das auch, wenn Ihsan 
Arslan, Abgeordneter der AKP von 
Diyarbakir, zu erklären versucht, 
dass ein Mandat für eine grenz¬ 
übergreifende Operation nicht 
unbedingt mit selbiger gleichzuset¬ 
zen sei. "Ich weiß nicht, ob es ein 
Mandat geben wird oder nicht. Ich 
weiß auch nicht, ob wenn es ein 
Mandat geben sollte, dieses auch 
umgesetzt wird." Wenn das Mandat 
ausgesprochen wird, so erklärte er, 
so werde man auch auf die Reaktio¬ 
nen, die dadurch auslöst würden, 
Rücksicht nehmen müssen. Wie 
sich die Lage auch immer entwi¬ 
ckeln wird, fest steht nach einhelli¬ 
ger Meinung jedenfalls eins: Erdo¬ 
gan gerät durch seine eigene Poli¬ 
tik immer mehr unter Druck und 
ist auf dem besten Wege, die Initia¬ 
tive völlig an die Militärs abzuge¬ 
ben und zum Spielball derselbigen 
zu werden. So fühlen sich denn 
auch viele politische Beobachter 
durch die Entwicklungen in der 
Türkei eher in die Zeit Anfang der 
90er zurückversetzt. Die KCK wei¬ 
sen in ihrer letzen Erklärung jeden¬ 
falls darauf hin, dass nicht nur der 



Sirnax, Sevahir Bayindir und 
Hasip Kaplan kamen ebenfalls 


Ländern gefährdet. Die Mitglieder 
des Auswärtigen Ausschuss des 
Repräsentantenhauses hatten sich 
am Mittwoch mit 27 zu 21 Stimmen 
über Warnungen von US-Präsident 
George W. Bush hinweggesetzt 
und für die kritische Resolution 
gestimmt, die von den Armeniern 
begrüßt wurde. Gül äußerte sich 
empört über den Beschluss. Die 


Versuch, Öcalan heimlich langsam 
zu vergiften, misslungen sei und 
öffentlich wurde, sondern auch 
"das Massaker in Beytüssebap, bei 
dem 12 Kurden durch den Staat 
ermordet wurden." Die aktuelle 
Diskussion um eine grenzübergrei¬ 
fende Operation würde dabei nur 
zur Ablenkung und Verdunklung 
der Verantwortung in erwähnten 
Fällen dienen. Ziel dieser Angriffe 
wäre nicht allein die Freiheitsbewe¬ 
gung der Kurdinnen in Nord-Kur- 
distan sondern viel mehr ginge es 
der Türkei darum, "Einfluss auf 
Amerika zu nehmen sowie die kur¬ 
dische Regionalregierung im Nord¬ 
irak unter Druck zu setzen." 

Dörfer im Nordirak beschossen 

Am Mittwoch meldete die türki¬ 
sche Zeitung „Hürriyet“, dass tür¬ 
kische Streitkräfte kurdische Dör¬ 
fer im benachbarten Irak unter 
Beschuss genommen hätten. 
Rund 200 Granaten seien in dem 
Gebiet eingeschlagen, berichtete 
das Blatt. Zudem seien zusätzliche 
Panzerverbände ins Grenzgebiet 
verlegt worden. Mittwoch Nach¬ 
mittag nahmen die türkischen 
Behörden dann 20 Personen am 
türkisch-irakischen Grenzüber¬ 
gang Harbur fest. Die Verhafteten 
stünden im Verdacht, kurdische 
Rebellen zu sein, hieß es aus dem 
Büro des Gouverneurs in der 
Stadt Sirnak. 

(ANF, 9./10.10., tb, 11.10., ISKU) 


zum Krankenhaus. Der Schrift¬ 
steller Sehmus Diken, der seit 30 
Jahren mit Mehmed Uzun 
befreundet ist sagte: "Seit den 
1970er Jahren haben wir die 
Rechte der Kurdinnen verteidigt 
und waren Freunde. Sein letzter 
Wunsch war das Beenden des 
Blutvergießens, der Auseinander¬ 
setzungen und Gewalt. Sein 
Wunsch war der Frieden. Bis 
zuletzt hatte der Worte des Frie¬ 
dens auf der Zunge... Er wünsch¬ 
te sich, in Amed beerdigt zu wer¬ 
den." (DIHA, 11.10, ISKU) 


Verabschiedung der Resolution, die 
die Verfolgung und Vertreibung 
von Armeniern im Ersten Welt¬ 
krieg als Völkermord einstuft, sei 
"nicht akzeptabel". Zuvor hatte Gül 
in einem Brief Bush auf die 
"ernsten Probleme" hingewiesen, 
die eine solche Entschließung auf 
das bilaterale Verhältnis haben 
werde. (Ya, 11.10., ISKU) 


Meldungen 

Treffen mit Öcalan verhindert 

Die Anwälte Öclans Ibrahim Bil- 
mez, Mehmet Deniz und Servet 
Ozen konnten ihren Mandanten 
an dem wöchentlich vorgesehen 
Treffen wie schon am 3. und 5. 
Oktober nicht sehen, da angeb¬ 
lich das Wetter zu schlecht sei 
um überzusetzen. Das letzte Mal 
hatte Öcalan seine Anwälte am 
26. September gesehen. 

(RTV, 10.10, ISKU) 

"Militärische Sicherheitszone" 
besteht weiter 

Der Nationale Sicherheitsrat der 
Türkei hat die Erweiterung der 
zuvor installierten "militärischen 
Sicherheitszone" bekannt gege¬ 
ben. Der Nationale Sicherheits¬ 
rat hatte dabei Teile von Siirt, 
Hakkari und Sirnak in der Zeit 
zwischen dem 9. Juli und 9. Sep¬ 
tember vorübergehend zur "mili¬ 
tärischen Sicherheitszone" er¬ 
klärt. Nun wurde die Zone 
sowohl erweitert als auch ihre 
Fortdauer bis zum 10. Dezember 
bekanntgegeben. 

(ANF, 6.10, ISKU) 

Stellungnahme des DTP- 
Abgeordneten Hasip Kaplan 

Auf einer Pressekonferenz in 
Ankara bezog Parlamentsabge¬ 
ordneter Hasip Kaplan zur Frage 
der Haltung der DTP zur Immu¬ 
nität Stellung. In der Türkei gilt 
generell für Parlamentsabgeord¬ 
nete Immunität. Das heißt, in der 
Verfassung ist festgelegt, dass 
ohne Zustimmung des Parla¬ 
ments kein Abgeordneter zum 
Verhör zitiert oder verhaftet wer¬ 
den kann. Jetzt ging jedoch bei 
dem DTP-Abgeordneten Serafet¬ 
tin Halis ein Schreiben von der 
Staatsanwaltschaft Tunceli ein, in 
dem er zum Verhör zitiert wird. 
Käme er der Aufforderung nicht 
nach, würde er nötigenfalls fest¬ 
genommen und vorgeführt. 
Hasip Kaplan bezeichnete das 
Vorgehen als "Rechtsbeugung" 
und erklärte, dass Abgeordnete 
der DTP aus Loyalität gegenüber 
der Immunität "weder vor 
Gericht erscheinen werden noch 
Vorladungen der Staatsanwalt¬ 
schaft folgen würden." Gleiches 
gelte auch für die laufenden Pro¬ 
zesse gegen die Parlamentsabge¬ 
ordneten Aysel Tugluk, Ayla 
Akat Ata und Sebahat Tuncel. 

(ANF, 4.10, ISKU) 

Rückfall in die dunklen 
Jahre des Militärputsches 

Der Druck auf die politischen 
Gefangenen des türkischen 
Hochsicherheitsgefängnisses 
Tekirdag nimmt zu. Sie werden 
gezwungen, sich wöchentlich in 
militärischer Formation zählen 


Mehmed Uzun verstorben 


Armenien-Resolution in Washington 






Nach dem Massaker von Beytüssebap 

Aki n Birdal: Kein Hinweis auf PKK 


Nach Angaben von Akin Birdal, 
ehemaliger Vorsitzender des Men¬ 
schenrechtsvereins IHD und heute 
als DTP-Abgeordneter Mitglied der 
parlamentarischen Menschen¬ 
rechtskommission, gibt es keine 
Hinweise auf eine Täterschaft der 
PKK beim Massaker in Besagac 
(Hemka) im Kreis Beytüssebap, 
bei dem vergangene Woche zwölf 
Menschen in einem Kleinbus 
erschossen worden waren. 

Die Menschenrechtskommission 
hatte am Samstag am Ort des 
Geschehens recherchiert, mit 
Angehörigen der Opfer, Augenzeu¬ 
gen und Politikern gesprochen. 
Nach der Rückkehr erklärte Akin 
Birdal in Ankara gegenüber der 
Nachrichtenagentur DIHA, in dem 
betroffenen Dorf herrsche große 
Angst. "Ich habe dort eine Rück¬ 
kehr in die Zustände von 1992/93 
gesehen. Unsere Recherchen mus¬ 
sten wir im Schatten der Waffen 
von Dorfschützem des Jiriki-Stam- 
mes machen. Aus diesem Grund 
konnten die Dorfbewohner auch 
keine freien Aussagen machen. Sie 
sagten, dass sie besorgt sind. Es lie¬ 
gen sehr widersprüchliche Infor¬ 
mationen vor, über die Uhrzeit des 
Vorfalls, wer wann wo gewesen ist, 
wie viele Sicherheitskräfte wann 
zum Ort des Geschehens gekom¬ 
men sind usw. Der Vorfall erinnert 
an Güflükonak, [wo 1996 ebenfalls 
elf Dorfschützer in einem Kleinbus 
erschossen worden waren. Recher¬ 
chen einer unabhängigen Untersu- 


Am 27.9 berichteten die HPG, dass 
am 13. September bei einer Opera¬ 
tion der türkische Armee, die in der 
Hochebene Hakkari, Kato Marinos, 
Kato Qavale , Simak- Beytüssebap, 
(Tastemerg, Meydankoli, Gire 
Ezmana, Nismoberg) und Kato Jiri- 
rike stattfand, neun Guerillakämp¬ 
ferinnen gefallen seien. 

Wegen der fortdauernden Opera¬ 
tion konnten die HPG die Identität 
der Gefallenen nicht feststellen. Im 
Anschluss an die Operation berich¬ 
tete die türkische Presse von 20 
gefallenen Guerillakämpferinnen. 
Jetzt gaben die HPG bekannt, dass 
diese Information falsch ist und 
auch hohe Verluste der türkischen 
Armee verschwiegen wurden. Nun¬ 
mehr gab die HPG bekannt, bei 
dem Gefecht seien sieben Guerillas 
gefallen und einer in Gefangen¬ 
schaft geraten. Die Guerilla hatte 


Zum Jahrestag des Komplotts vom 
9. Oktober fanden Protestaktionen 
in vielen Städten Europas statt. Bei 
Aktionen in Frankreich, Deutsch¬ 
land, England und Österreich 
wurde gefordert, dass das Antifol¬ 
terkomitee des Europaparlamentes 
seine Untersuchungsergebnisse in 
Bezug auf Öcalan veröffentlicht 
In Strassburg fand eine Kundge¬ 
bung mit der Forderung "Wir wol- 


chungskommission ergaben einer 
Täterschaft staatlicher Kontrakräf¬ 
te, weswegen die Türkei später 
vom EuMGh zu einer Entschädi¬ 
gungszahlung an die Angehörigen 
der Opfer verurteilt wurde]. Kon¬ 
krete Belege für eine Täterschaft 
der PKK liegen nicht vor." 
Besonders auffällig sei, dass 
unmittelbar nach dem Vorfall ein 
Militärhubschrauber den Ort des 
Massakers angeflogen und nach 
kurzem Aufenthalt wieder verlas¬ 
sen habe. 

Auch der Vorsitzende der Men¬ 
schenrechtskommission Zafer 
Üskül (AKP) erklärte nach der 
Untersuchung im Dorf, es sei nicht 
bekannt, wer das Massaker began¬ 
gen habe. 

Die KCK machten unterdessen in 
einer Erklärung die AKP-Regie- 
rung verantwortlich, die die militä¬ 
rischen Kräfte zu jeder Foim von 
Massaker ermutige. Alle Hinweise 
deuteten auf eine Täterschaft staat¬ 
licher paramilitärischer Kräfte hin. 
"Diese Kräfte sind äußerst geplant 
und für einen bestimmten Zweck in 
Bewegung gesetzt worden. Zum 
einen ist es kein Zufall, dass der 
Vorfall zwei Tage vor der Debatte 
über einen Beschlussentwurf zur 
Türkei im Europarat stattgefunden 
hat. Um die Angriffe auf unseren 
Vorsitzenden, unsere Bewegung 
und unser Volk zu legitimieren, will 
der türkische Staat damit zeigen, 
dass er selbst Opfer von Angriffen 
ist" 


fälschlicherweise auch vier Kämp¬ 
ferinnen für Gefallen erklärt, die 
jedoch unversehrt zu ihrer Einheit 
zurückkehren konnten: Nazan Bay- 
ram (Nuda), Sabine Friedmann 
(Dr. Nujin), Hakan Turgut (Serhat) 
und Fahim Suleman (Diyar). Die 
HPG entschuldigte sich für die 
Unklarheit. 

Am 7. Oktober führte die Guerilla 
eine Vergeltungsaktion am Gabar 
Berg durch, bei der 21 Soldaten 
ums Leben kamen. Die Guerilla 
griff morgens um 3.00 Uhr eine 
Einheit an, die aus Bolu kam. 

Am 8. Oktober bombardierte die 
türkische Armee das Gebiet Nav- 
ser und die Gabar Berge mit Jets 
und Kobra Hubschraubern. Weiter¬ 
hin seien drei Soldaten im Gebiet 
Findike am Gabarberg bei einem 
Angriff der türkischen Armee ums 
Leben gekommen. 


len eine Erklärung vom CPT' statt. 
Kurdinnen aus Deutschlan, Frank¬ 
reich und der Schweiz waren 
gekommen. Der Vertreter des 
KCK, Remzi Kartal und der Anwalt 
Öcalans, Mahmut Sakar hielten 
Reden. Eine Delegation übergab 
ein Dossier an den Europarat. Auch 
in Paris fand am kurdischen Kultur¬ 
zentrum Ahmed Kaya eine Pres¬ 
seerklärung statt, auf der das Kom- 


Zum zweiten gehe es dem Staat 
darum, über das Dorfschützersy¬ 
stem Kurden gegen Kurden aufzu¬ 
stacheln. Die Passivität der Dorf¬ 
schützer solle damit gebrochen 
werden. "Denn die Dorfschützer, 
die meist arme Dorfbewohnern 
sind, stehen mehrheitlich der kur¬ 
dischen Bewegung insofern nahe, 
dass sie selbst als Kurden mittler¬ 
weile über ein gewisses nationales 
Bewusstsein verfügen. Deshalb 
gelingt es dem Staat auch nicht 
mehr so einfach wie früher, sie im 
Krieg einzusetzen. Sowohl im 
Süden als auch in Nordkurdistan ist 
die Politik des türkischen Staates, 
die Kurden gegeneinander aufzu¬ 
hetzen, ins Stocken geraten. Das 
versetzt die Generäle in Panik und 
deshalb greifen sie zu solchen 
Methoden." 

Weiterhin verwiesen die KCK in 
ihrer Erklärung darauf, dass die 
Bevölkerung von Beytüssebap nie¬ 
mals ein Angriffsziel für die PKK 
darstellen könne. Insbesondere die 
Dorfschützer von Hemka seien 
dafür bekannt, dass sie der kurdi¬ 
schen Bewegung bisher keinen 
Schaden zugefügt hätten. Es sei 
auch nicht Teil des politischen Ver¬ 
ständnisses der Befreiungsbewe¬ 
gung, Menschen nur für ihre Tätig¬ 
keit als Dorfschützer anzugreifen. 
Menschenrechtseinrichtungen aus 
der Türkei und dem Ausland seien 
dringend dazu aufgerufen, vor Ort 
die Wahrheit ans Tageslicht zu 
bringen. (ANF, 5.10., ISKU) 


Am 6. Oktober startete die türki¬ 
sche Armee in den Gebieten Adakli 
und Karliova/Provinz Bingöl eine 
Operation, die andauert. 

Am 6. Oktober gegen Mitternacht 
griffen die HPG die Militärkaseme 
1 lackan im Dorf Essenyamac 
(Beytüsebap)/Provinz Wan an. Bei 
der Aktion wurden zwei Kontroll¬ 
posten der Militärkaseme und ein 
ziviler Kleinbus des JITEM zer¬ 
stört. Bei der Aktion kamen sieben 
Soldaten ums Leben. 

Weiter gaben die HPG bekannt, 
dass sich Kontra-Einheiten des tür¬ 
kischen Militärs als HPG-Kämpfer 
verkleideten und die Bewohner von 
Siware Xale im Gebiet Beytüssebap 
erpressen. Die HPG distanzierte 
sich ausdrücklich von diesen Pro¬ 
vokationen und rief die Bevölke¬ 
rung zu erhöhter Wachsamkeit auf. 

(hpg, 7./9.10., ISKU) 


plott verurteilt wurde. In Marseille 
fand eine Demonstration des ört¬ 
lichen Volksrates statt. Auch in 
Bremen, Dortmund und Hamburg 
fanden Aktionen statt. In London 
fand eine Kundgebung statt. In 
Graz besetzten Jugendliche das 
Gebäude des ORF. Sie riefen das 
CPT dazu auf, eine Erklärung zu 
den Untersuchungen abzugeben. 

(RTV, 10.10, ISKU) 


zu lassen. Diese Form des 
Appells erinnert stark an die Zeit 
nach dem Militärputsch von 
1980, als dies im berüchtigten 
Gefängnis von Diyarbakir ein 
Teil der Folter war. Deshalb rea¬ 
gieren auch heute noch die politi¬ 
schen Gefangenen besonders 
empfindlich auf alles, was an 
Praktiken aus dieser dunklen 
Zeit erinnert. Die Gefangenen 
von Tekirdag haben gegen diese 
Praktiken Beschwerde bei der 
Staatsanwaltschaft eingereicht. 
Daraufhin verstärkte die Leitung 
des Gefängnisses den Druck auf 
die Gefangenen. Ihnen wurde 
das Wasser und über den Tag der 
Strom gesperrt, außerdem Ver¬ 
bot man ihnen jegliches Spre¬ 
chen ihrer kurdischen Mutter¬ 
sprache. (ANF, 06.10., ISKU) 

Aufruf aus Mersin: 

"Hört auf Öcalan" 

Die „Bewegung der freien und 
gleichen Bürgerinnen“ kam im 
Stadtteil Günes zusammen, um 
an die im Kampf um Freiheit und 
Demokratie Gefallenen zu erin¬ 
nern. Nach einer Schweigeminu¬ 
te spach der Vertreter der Orga¬ 
nisation, Selahattin Adsiz; "Das 
kurdische Volk ist gegen die 
Angriffe in der Region aufgestan¬ 
den und wird angegriffen. Die 
Aufrufe der Kurdinnen für den 
Frieden werden verboten. Wer 
Frieden will, muss dem kurdi¬ 
schen Volk zuhören." 

Adsiz erklärte, man müsse end¬ 
lich dem Vertreter der PKK, 
Abdullah Öcalan, der den politi¬ 
schen Willen von Millionen Men¬ 
schen vertrete, zuhören. Adsiz 
erklärte, dass eine Person, die 
den Willen von Millionen vertre¬ 
te, unter Bedingungen der Folter 
gefangen gehalten werde, das sei 
unakzeptabel. Er sagte: "Wir wer¬ 
den das nicht hinnehmen." 

(DIHA, 11.10, ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 
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Türkisches Parlament 
verabschiedet Kriegserlass 


Mit der überwältigenden Mehrheit 
von 507 von 550 Stimmen gaben die 
Abgeordneten des türkischen Par¬ 
laments der Regierung für die 
Dauer eines Jahres eine Blanko¬ 
vollmacht, jederzeit ohne weitere 
Konsultationen des Parlaments der 
Armee den Marschbefehl für eine 
Operation im Nordirak zu geben. 
Lediglich 19 Parlamentarier der 
DTP stimmten öffentlich dagegen - 
weil Ministerpräsident Recep Tay- 
yip Erdogan auf einer offenen 
Abstimmung bestanden hatte. 
Möglicherweise wollte er damit 
verhindern, dass auch kurdische 
Abgeordnete der AKP aus der 
Reihe tanzen. 

Nationaler Sicherheitsrat 
entscheidet über Operation 

Auf einer Sitzung des Nationalen 
Sicherheitsrates am 24. Oktober 
wird über die zeitliche Planung und 
die Form einer Militäiintervention 
in Südkurdistan entschieden. 
Dabei werden die Details des im 
Antiterrorrat entworfenen Aktions¬ 
plans ausgearbeitet. Erstmalig wird 
die Sitzung vom neuen Staatspräsi¬ 
denten Gül geleitet werden. 

Reaktionen aus den USA 
und Kurdistan 

US-Präsident Bush warnte auf 
einer Pressekonferenz, eine solche 
Operation sei nicht im Interesse 
der Türkei. Der gleichen Meinung 
sei auch die irakische Regierung. 
Das kurdische Parlament versam¬ 
melte sich zeitgleich zum Parla¬ 
mentsbeschluss in der Türkei zu 
einer Sondersitzung. Parlaments¬ 
präsident Adnan Müfti erklärte in 
der Debatte, die Türkei nutze die 
PKK lediglich als Vorwand, das 
eigentliche Ziel sei die Region Kur¬ 
distan. Schließlich gebe es die PKK 
seit 20 Jahren, es handele sich 
dabei nicht um ein Problem, das 
mit einem Angriff auf Kurdistan 
gelöst werde. 'Wenn die Türkei uns 


Die Unterschrift unter dem Ilisu- 
Vertrag ist kaum getrocknet, da 
hat die Türkei auch schon die 
ersten Familien illegal enteignet. 
Ohne Wissen der Partner in Öster¬ 
reich, Deutschland und der 
Schweiz und ohne Einhaltung der 
- angeblich so verbindlichen - Auf¬ 
lagen. Die Betroffenen sind vor 
Gericht gezogen. Immer wieder 
wurde von den Verantwortlichen 
des Staudamm-Projektes erklärt, 
die Türkei sei ein verlässlicher 
Partner, die Auflagen werden in 
jedem Fall eingehalten. Dass dem 


angreift, sind wir nicht die einzigen, 
die davon Schaden erleiden. Es gibt 
Hunderte türkischer Firmen hier. 
Ein Angriff würde auch Probleme 
mit der EU hervorrufen. Deshalb 
sind Dialog und Frieden der beste 
Weg." 

Der irakische Staatspräsident 
Talabani drückte bei einem Besuch 
in Paris seine Hoffnung aus, sein 
"guter Freund" Erdogan habe aus¬ 
reichend gesunden Menschenver¬ 
stand und die Türkei werde von 
einer Militärintervention absehen. 
Die PKK forderte er auf, ihren 
Krieg einzustellen. 

Der irakische Ministerpräsident 
Maliki erklärte, man sei entschlos¬ 
sen, der Existenz der PKK im Irak 
ein Ende zu bereiten und habe 
dementsprechende Anweisungen 
an die kurdische Regionalregie¬ 
rung gegeben. 

Der syrische Staatspräsident Assad 
drückte seine Unterstützung für 
eine Militäroperation der Türkei 
aus. Eine solche falle unter das 
Selbstverteidigungsrecht. 

Barzani ruft Kurden 
zum Widerstand auf 

Als Präsident der Föderalen Region 
Kurdistan reagierte Mesud Barzani 
scharf auf die Verabschiedung 
einer Blankovollmacht für eine 
grenzüberschreitende Operation in 
Südkurdistan. Er rief die Kurden 
zum Widerstand gegen eine mögli¬ 
che Besatzung der Türkei auf. Ein 
derartiger Versuch werde "hart 
beantwortet" werden, das kurdi¬ 
sche Volk solle sich dementspre¬ 
chend positionieren und organisie¬ 
ren. 

In einer im Fernsehen ausgestrahl¬ 
ten Erklärung Barzanis, die vom 
Vorsitzenden des KDP-Hauptquar- 
tiers in Zaxho, Dr. Rizgar Sindi ver¬ 
lesen wurde, heißt es: "Die Türkei 
will die Existenz Kurdistans aus der 
Geschichte löschen. Das ist ihr 
Ziel. Saddam Hussein hat die Kur- 


jedoch nicht so ist, zeigt sich nun 
schon kurz nach der Kreditzusage. 
Auf eigene Faust und ohne die 
Geschäftspartner zu informieren, 
startete die Türkei die ersten Ent¬ 
eignungen in fünf Dörfern entlang 
des Tigris. "Das ist illegal! Die Auf¬ 
lagen wurden nicht eingehalten", 
so Ulrich Eichelmann von "eca- 
watch". Den Betroffenen wurden 
nur sehr geringe Entschädigungs¬ 
summen angeboten, viele zogen 
deshalb vor Gericht Noch gibt es 
nicht einmal für die gesamte 
Region einen Umsiedlungsplan, 


den mit Massakern nicht auslö¬ 
schen können, wie soll das der Tür¬ 
kei gelingen. Jeglicher Angriff auf 
Kurdistan wird zum Schaden der 
Türkei enden." Ankara sei aufgefor¬ 
dert, die Aufrufe der Kurden nach 
Frieden und Dialog ernst zu neh¬ 
men. Andernfalls würden alle Kur¬ 
den gegen eine türkische Besat¬ 
zung Widerstand leisten. 

Weiter erklärte Sindi, bei der PKK 
handele es sich um eine Organisa¬ 
tion Kurdistans und die KDP werde 
nie wieder gegen die PKK Krieg 
führen. "Zwar halten wir die Wahr¬ 
scheinlichkeit für gering, dass tat¬ 
sächlich eine grenzüberschreiten¬ 
de Operation stattfindet aber der 
vorrangige Zweck einer solchen 
Operation liegt darin, dass die Tür¬ 
kei es nicht ertragen kann, dass das 
kurdische Volk über eine Regie¬ 
rung und ein Parlament verfügt. 
Die Türkei betrachtet die hiesige 
kurdische Regierung als eine 
Gefahr für sich selbst. Das gilt nicht 
nur für die Türkei. Viele arabische 
und Nachbarländer - unsere 
Geschwister in der Religion - emp¬ 
finden die Freiheit der Kurden als 
eine Gefahr für ihre staatlichen Tra¬ 
ditionen." 

Tausende Pesmerga 
an die Grenze verlegt 

Als Reaktion auf die türkische Dro¬ 
hung einer grenzübergreifenden 
Operation hat die kurdische Regio¬ 
nalregierung tausende Pesmerga 
in die Grenzregion verlegt. Die 
auch mit schweren Waffen ausge¬ 
rüsteten Pesmerga wünschten sich 
zwar, dass ihr Einsatz ohne Kampf¬ 
handlungen bleibt, werden aber, 
wie sie erklärten, im Falle der Ver¬ 
letzung der Grenze durch türki¬ 
sche Soldaten diese aktiv verteidi¬ 
gen. Zur Verlegung an die Grenze 
war es gekommen nachdem die 
Türkei im grenznahen Silopi für 
eine mögliche grenzübergreifende 
Fortsetzung auf Seite 2 


beziehungsweise kennen ihn die 
Menschen, die bald ihre Häuser 
verlassen müssen, nicht. Umwelt¬ 
schützer und Menschenrechtsakti¬ 
visten befürchten, dass dies nicht 
die letzten illegalen Vorgänge beim 
Ilisu-Staudamm gewesen sind. 
Deshalb wollen sie ein Informa¬ 
tions- und Beobachtungszentrum 
in der historischen Stadt Hasan- 
keyf einrichten. Eichelmann: "Wir 
werden die Bauvorbereitungen 
dokumentieren und auf die Miss¬ 
stände aufmerksam machen." 

(Kro, 17.10., ISKU) 


Meldungen 


In kritischen Zeiten kein 
Kontakt zu Öcalan 

In der dritten Woche in Folge ist 
ein Besuch seiner Verteidiger und 
Familienangehörigen bei Abdullah 
Öcalan verhindert worden. Wie 
Rechtsanwalt Ömer Günes erklär¬ 
te, solle damit verhindert werden, 
dass sein Mandant in kritischen 
Zeiten in die Geschehnisse ein¬ 
greife. Seit Januar 2007 konnte 
damit zum 20. Mal das wöchent¬ 
lich stattfindende Verteidigerge¬ 
spräch nicht stattfinden. Nachdem 
zweimal die Wetterbedingungen 
als Vorwand herhalten mussten, 
soll dieses Mal das Boot wieder 
einmal einen Motorschaden erlit¬ 
ten haben. "Nach den Wahlen am 
22. Juli ist der Druck auf unseren 
Mandanten weiter erhöht worden. 
Die Verhinderung des Besuchs 
steht in engem Zusammenhang 
mit den stattfindenden politischen 
Entwicklungen.", erklärte Günes. 
Zurzeit sei ein Mandantenge¬ 
spräch auch wegen eines laufen¬ 
den Verfahrens vor dem Europäi¬ 
schen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte unbedingt notwendig. 

(ANF, 17.10., ISKU) 

Zwei Kinder durch 
Explosion getötet 

Wieder sind in der kurdischen 
Region in der Türkei Kinder durch 
eine Explosion auf militärischem 
Übungsgelände ums Leben 
gekommen. Damit sind allein in 
diesem Jahr bereits sechs Minder¬ 
jährige durch ähnliche Vorfälle 
getötet worden. Die Explosion am 
Sonntag ereignete sich in Igdir. Bei 
den Getöteten handelt es sich um 
Hirten im Alter von 13 und 14 Jah¬ 
ren. (ÖG, 15.10., ISKU) 

Entschädigungsgesetz 

unzureichend 

Das Gesetz zum "Ausgleich von 
terrorbedingten Schäden" in der 
Türkei bleibt in der Anwendung 
vollkommen unzureichend. Wie 
jüngste Zahlen zeigen, sind Zehn¬ 
tausende, die in den kurdischen 
Gebieten während des Krieges aus 
ihren Dörfern vertrieben wurden, 
von Entschädigungszahlungen 
ausgeschlossen. So wurden in Diy- 
arbakir, Batman, Mardin, Simak 
und Siirt von 118.996 entsprechen¬ 
den Anträgen nur 26.768 stattgege¬ 
ben. Ein großer Teil der Anträge 
wurde bisher nicht einmal bearbei¬ 
tet. (ÖG, 15.10., ISKU) 

Türkei schließt Luftraum 
für Kurdistan-Flüge 

Die Türkei hat ihren Luftraum für 
Flüge von Europa nach Hewler 
geschlossen. Daraufhin haben die 
Charterflugfirmen ihre Flugrou¬ 
ten über Zypern und Syrien geän- 


Ilisu: Erste illegale Enteignungen 





Welle von Zeitungsverboten 


Nur sieben Tage nach dem 
Erscheinungsverbot der in der Tür¬ 
kei erscheinenden Tageszeitung 
Gündem wurde auch die als Ersatz 
herausgegebene "Gercek Demo- 
krasi" für 30 Tage wegen vermeint¬ 
licher Werbung für die PKK verbo¬ 
ten. Die Gündem war nach vier zeit¬ 
lich beschränkten Verbotsverfü¬ 
gungen am 9. Oktober wieder 
erschienen - allerdings nur für 
einen Tag, dann erfolgte ein weite¬ 
res 30-tägiges Verbot. Zwischen 
August 2006 und Oktober 2007 sind 


Gegen den Oberbürgermeister von 
Diyarbakir, Osman Baydemir wur¬ 
den drei weitere Strafverfahren ein¬ 
geleitet. So fordert die Staatsan¬ 
waltschaft Diyarbakir eine Haftstra¬ 
fe von 4,5 Jahren wegen "Volksver¬ 
hetzung". Baydemir hatte im Sep¬ 
tember als Reaktion auf Verlautba¬ 
rungen von Ministerpräsident 
Erdogan und Landwirtschaftsmini¬ 
ster Eker, die eine "Eroberung" 
Diyarbakirs bei den kommenden 
Kommunalwahlen angekündigt 
und die Stadtverwaltung kritisiert 


Nach Angaben des Studenten 
Gökhan Dagaslan, der einen in der 
südkurdischen Stadt Hewler stu¬ 
dierenden Freund besucht hatte 
und bei der Rückkehr in die Türkei 
am Grenzübertritt Habur mit 19 
anderen Personen festgenommen 
wurde, ist in Silopi gefoltert wor¬ 
den. "Wir sind bei der Polizeidirek¬ 
tion Silopi von Personen, die sich 
als JITEM-Mitarbeiter ausgaben, 
verhört worden. Wir wurden am 


Im Zuge der Planung einer grenz¬ 
überschreitenden Militäropera¬ 
tion der türkischen Armee in Süd¬ 
kurdistan häufen sich auch die 
Angriffe auf zivile Einrichtungen 
wie die Gebäude der DTP. Mini¬ 
sterpräsident Erdogan, General¬ 
stabschef Büyükanit sowie der 
CHP-Vorsitzende Baykal scheinen 
beim Thema Hetze gegen die kur¬ 
dische Partei geradezu in einen 
Wettkampf getreten zu sein. Am 


Operation Panzer in Stellung 
gebracht hatte. 

Unerwartete Stellungnahme Irans 

Der Iran, der seit Wochen das kur¬ 
dische Grenzgebiet seines Nach¬ 
barn Irak bombardiert, schaltete 
sich jetzt mit einer völlig unerwar¬ 
teten Haltung in die seit Tagen 
andauernde Diskussion zum 
Thema grenzübergreifender Ope¬ 
rationen ein. In einer Stellungnah¬ 
me sprach sich der Sprecher des 
Außenministeriums Muhammed 
Ali Hüseyni dafür aus, dass der Irak 
und die Türkei das PKK-Problem 
auf diplomatischem Wege lösen. 


somit zwölf Mal die Zeitungen 
Ülkede Özgür Gündem, Yasamda 
Gündem, Güncel, Azadiya Welat, 
Gündem, Gercek Demokrasi 
wegen "PKK-Propaganda" mit 
einem Erscheinungsverbot belegt 
worden. Wie Hüseyin Bektas als 
Chefredakteur der "Gercek Demo¬ 
krasi" erklärte, stehe die jüngste 
Verbotsverfügung im Zusammen¬ 
hang mit dem für Mittwoch geplan¬ 
ten Parlamentsbeschluss über eine 
grenzüberschreitende Militärope¬ 
ration in Südkurdistan: "Es geht 


hatten, gegenüber Journalisten 
geäußert: "Sehr geehrter Minister¬ 
präsident, sehr geehrter Minister, 
es stimmt, Diyarbakir ist eine 
Festung. Sie wollen diese Festung 
einnehmen. Das wollten schon 
viele vor Ihnen. Aber diese Stadt 
wird nicht fallen." 

In einem weiteren Prozess geht es 
wiederum um Volksverhetzung 
sowie um das "Preisen einer Straf¬ 
tat oder eines Straftäters". Ange¬ 
prangert wird in diesem Verfahren 
die Wortwahl "kurdische bewaffne- 


.Palästinenserhaken' aufgehängt, 
willkürlich geschlagen und psy¬ 
chisch unter Druck gesetzt Wir 
wurden vier Tage lang verhört und 
gefoltert. Sie hielten mir eine Waffe 
an den Kopf und ließen mich Papie¬ 
re unterschreiben, von denen ich 
nicht weiß, was es war. Sie drohten 
damit, meinen Bruder zu erschie¬ 
ßen. Sie warfen uns vor, mit hoch¬ 
rangigen PKKlern gesprochen zu 
haben. Unsere Anwälte hatten kei- 


Sonntag wurde vor der DTP-Zen- 
trale in Manisa ein Picknick- 
Kocher, der mit brennendem 
Papier umwickelt war, abgestellt. 
Das Papier verbrannte jedoch, 
ohne dass die Gasflasche explo¬ 
dierte. Im Kreis Burhaniye in der 
Provinz Balikesir wurde die 
Inneneinrichtung der örtlichen 
Parteizentrale durch einen Brand¬ 
anschlag vernichtet. Ebenfalls in 
der Provinz Balikesir im Kreis 


HPG: Kriegsfront von 
Edime bis Mossul 

In einem telefonischen Beitrag in 
einer Sendung bei Roj TV warnte 
der HPG-Kommandant Atakan 
Mahir davor, eine Militäroperation 
in Südkurdistan werde die Kriegs¬ 
front von Edime bis Mossul aus¬ 
weiten. Die HPG sei auf eine Ope¬ 
ration vorbereitet und werde gege¬ 
benenfalls die nötige Antwort 
geben. 

Wichtiger als die militärische 
Dimension sei allerdings die politi¬ 
sche, so Mahir. Die AKP habe in 
ihrer zweiten Regierungsperiode 
nach den Wahlen im Juli eine neue 


dabei dämm zu verhindern, dass 
die Bevölkerung wahre Informatio¬ 
nen erhält. Wir werden weiterhin 
alles tun, um den Menschen die 
Wahrheit zugänglich zu machen." 
Nach den Tageszeitungen Gündem 
und Gercek Demokrasi wurde 
auch die Güncel wegen "PKK-Pro- 
paganda" für 30 Tage mit einem 
Erscheinungsverbot belegt. Als 
Begründung wurden alle Über¬ 
schriften in der Ausgabe vom 
Dienstag genannt. 

(ÖG, 16.10., ANF, 17.10., ISKU) 


te Opposition", die Baydemir in 
einem Redebeitrag bei Roj TV für 
die PKK gewählt hatte. Hierfür for¬ 
dert die Staatsanwaltschaft 7,5 
Jahre Haft. 

Im dritten Prozess schließlich wird 
Baydemir wiederum der "PKK-Pro- 
panda" wegen einer Rede in Lon¬ 
don beschuldigt, hierfür soll er 
nach Meinung der Staatsanwalt¬ 
schaft fünf Jahre einsitzen. Es ist zu 
erwarten, dass die Prozesse in den 
kommenden Tagen beginnen. 

(ÖG, 16.10., ANF, 17.10., ISKU) 


nen Zugang zu uns." Nach dem 
Verhör wurde Dagaslan dem Haft¬ 
richter vorgeführt: "Als sich her¬ 
ausstellte, dass wir keine Organisa¬ 
tionsmitglieder sind, wurden wir 
freigelassen." Zuvor hatten jedoch 
die türkischen Medien die Festge¬ 
nommenen als Mitglieder bezeich¬ 
net Dagaslan kündigte an, Strafan¬ 
zeige zu stellen und sich an den 
IHD zu wenden. 

(ÖI\ 17.10., ISKU) 


Edremit wurde das DTP-Gebäude 
mit Steinen beworfen. In Ercis in 
Van wurden durch Molotowcock- 
tails die Fenster sowie ein Teil der 
Inneneinrichtung zerstört. 

Bereits in den Tagen zuvor war das 
Gebäude im Istanbuler Kreis Emi- 
nönü und die Parteizentrale in 
Ankara beschossen sowie die 
Gebäude in Pendik und Iskende- 
run mit Steinen beworfen worden. 

(ÖG, 15.10., ANF, 17.10., ISKU) 


Politik eingeleitet: "Sie ist in einen 
Krieg gegen die Kurden getreten, 
und zwar mit der Stärke, die sie bei 
den Wahlen gewonnen hat, und mit 
den Stimmen, die sie in Kurdistan 
erhalten hat. Weil ihr vorgeworfen 
wurde, dass sie in ihrer ersten 
Regierungszeit nicht erfolgreich 
im Antiterrorkampf gewesen ist, 
hat sie jetzt eine faschistische Koa¬ 
lition geschaffen, die sie selbst 
koordiniert. Und sie hat sich dabei 
die Unterstützung der MHP, CHP, 
der nationalen Faschisten und 
sogar von Künstlern und Sportlern 
gesichert." (ANF/ÖP, 

11./15./17./18.10., ISKU) 


dert, wobei sich auch die Preise 
erhöht haben. Davon betroffen ist 
auch die Finna Hamburg Interna¬ 
tional, die im Namen von Zagros 
Kurd Air und Kurdistan Airlines 
von Frankfurt und München aus 
Hewler anfliegt. 

(ÖG, 16..10., ISKU) 

Gemeinsame Erklärung 
kurdischer Organisationen 

In Hewler (Erbil) trafen sich 13 
kurdische Organisationen um ihre 
Haltung zur Frage grenzübergrei¬ 
fender Operationen zu klären. Her¬ 
aus kam eine gemeinsame Erklä¬ 
rung, in der sie in scharfen Worten 
formulierten, dass grenzübergrei- 
fende Operationen der Türkei die 
Regionalregierung Südkurdistans 
zum Ziel haben und die Stabilität 
der Region noch mehr gefährden 
würden, als dies ohnehin schon 
der Fall wäre. In ihrer Erklärung 
forderten die Unterzeichnenden 
UN, USA EU und NATO dazu auf, 
die Türkei an ihrem Vorhaben zu 
hindern. Außerdem riefen sie die 
Bevölkerung der Türkei dazu auf, 
Stellung gegen die Politik ihrer 
Regierung zu beziehen. 

(ANF 15.10., ISKU) 

Operation gegen religiöse 
Minderheit im Iran 

Zu 400 Festnahmen kam es bei 
Operationen iranischer Truppen 
gegen die sunnitisch-kurdische 
Organisation Maktap Quran (Weg 
des Korans) in der Stadt Seqiz. 
Unter den Verhafteten befinden 
sich auch deren religiöse Führer. 
Die Mitglieder der Organisation 
Maktap Quran erregten den 
Unwillen der iranischen Führung 
vor allem dadurch, dass sie es 
ablehnen, zur offiziellen Staatsreli¬ 
gion überzutreten. Die Angehöri¬ 
gen dieser Religionsgemeinschaft 
sind hauptsächlich in der Stadt 
Seqiz ansässig. Während der Ope¬ 
ration wurde ein drei tätiges Aus¬ 
gangsverbot über die Stadt ver¬ 
hängt. Auch wurden alle religiösen 
Feierlichkeiten anlässlich der 
Beendigung des Ramadan abge¬ 
sagt. (ANF 15.10., ISKU) 
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KCK fordern friedliche Lösung 


Meldungen 


Nach den Aufrufen des irakischen 
Staatspräsidenten Celal Talabani 
und des Präsidenten Südkurdistans 
Mesud Barzani an die Türkei, einen 
Plan für eine friedliche Lösung zu 
präsentieren, sowie an die PKK, 
alle Gewalthandlungen einzustel¬ 
len, veröffentlichten die KCK (Ver¬ 
einigte Gemeinschaften Kurdi¬ 
stans) eine Erklärung, dass sie zu 
Gesprächen bereit seien. In der 
Erklärung heißt es: 

"Was das kurdische Volk will, sind 
lediglich Rechte, wie sie einem 
Volk zustehen: Die Freiheit, Politik 
zu machen, Rechte in Bezug auf 
Identität und Kultur. Dieses sind 
Grundrechte, die in der universel¬ 
len Menschenrechtscharta festge¬ 
schrieben und von der zeitgenössi¬ 
schen Welt akzeptiert werden. Eine 
Lösung der kurdischen Frage ist 
möglich, wenn die betreffenden 
Staaten auf diese menschlichen 
Forderungen des kurdischen Vol¬ 
kes eingehen. Eine auf dieser 
Grundlage entstehende Lösung, 
würde auch eine wichtige Funktion 
in der Demokratisierung und Stabi¬ 
lisierung der gesamten Region 
haben. 

Unser Vorsitzender Abdullah Öca- 
lan hat etliche Male Projekte für 
eine friedlich-demokratische Lö¬ 
sung der kurdischen Frage in der 
Türkei vorgelegt und mehrmals zu 
Waffenstillständen aufgerufen. Zu¬ 
letzt hat unsere Bewegung nach 
Aufrufen aus dem In- und Ausland 
am 1. Oktober 2006 einen einseiti¬ 
gen und zeitlich unbegrenzten Waf¬ 
fenstillstand erklärt und damit die 
Möglichkeit einer demokratischen 
Lösung geschaffen. Die türkische 
Regierung hat diese Möglichkeit 
nicht genutzt; die türkische Armee 
ihre militärischen Angriffe gestei¬ 
gert, um eine gefechtsfreie Atmo- 


Auch in der vierten Woche ist ein 
Besuch bei Abdullah Öcalan ver¬ 
hindert worden. Als Begründung 
teilte die zuständige Staatsanwalt¬ 
schaft in Bursa mit, das Schiff, das 
zur Überfahrt nach Imrali vorgese¬ 
hen ist, sei defekt Gestern demon¬ 
strierten Faschisten - wie seit 
Tagen in der gesamten Türkei - 
auch in Gemlik, wo das Schiff nach 
Imrali ablegt. Mit türkischen Fah¬ 
nen in den Händen hetzten sie 
gegen die Anwälte und Öcalan. 

Die Schwester Öcalans, Hawa 
Keser, äußerte dazu, die Verhinde¬ 
rung des Besuches bei ihrem Bru¬ 
der diene nicht dem Frieden. Sie 
forderte eine sofortige Gesprächs¬ 
möglichkeit sowie die Veröffentli¬ 
chung des Gutachtens des Antifol- 
terkomittees (CPT) über den 
Gesundheitszustand Öcalan. Sie sei 


Sphäre vollkommen unmöglich zu 
machen. (...) 

Bei der Heftigkeit der zurzeit 
andauernden Gefechte, handele es 
sich um ein Ergebnis eben dieser 
Politik. "Offiziell haben wir den 
Waffenstillstand nicht beendet, 
allerdings haben die einseitigen 
Angriffe des türkischen Staates 
nicht die Spur einer Waffenstill¬ 
standsatmosphäre gelassen. An¬ 
statt auf unsere Bemühungen, das 
Problem mit friedlichen Methoden 
zu lösen, einzugehen, bestand der 
türkische Statt darauf, jegliche 
Dynamik der kurdischen Befrei¬ 
ungsbewegung mit Gewalt zu ver¬ 
nichten. Auf der einen Seite wur¬ 
den Gegenden wie Sirnak, Siirt und 
Hakkari zu Militärgebiet erklärt 
und die Operationen intensiviert, 
auf der anderen Seite wurden Zivili¬ 
sten ermordet und versucht, legale 
demokratische Einrichtungen des 
kurdischen Volkes mit Repression, 
Verhaftungen und Erpressung aus¬ 
zuschalten. Gleichzeitig wurde die 
Isolation Abdullah Öcalans auf der 
Gefängnisinsel Imrali gesteigert." 
Bei den Wahlen im Juli 2007 seien 
neue Gesetze erlassen und alles 
Mögliche getan worden, um einen 
Einzug kurdischer Repräsentantin¬ 
nen ins Parlament zu verhindern, 
heißt es weiter in der Erklärung. 
Dass dies dennoch gelungen sei, 
stelle eine wichtige Gelegenheit für 
einen Dialog und eine demokrati¬ 
sche Lösung dar. "Anstatt diese 
Möglichkeit positiv zu nutzen, üben 
die AKP-Regierung und der türki¬ 
sche Staat Druck auf diese Abge¬ 
ordneten aus und entwickeln 
Methoden, um sie zur Kapitulation 
zu zwingen. Obwohl eine Immu¬ 
nität für Parlamentarierinnen be¬ 
steht, werden wie nie zuvor in der 
Geschichte der Türkei, Gerichts- 


zutiefst besorgt über die Nachricht, 
dass eine Vergiftung mit Schwer¬ 
metallen vorliege und trotz der Ver¬ 
schlechterung seines Gesundheits¬ 
zustandes keine medizinische 
Behandlung stattfinde. Öcalan 
müsse in ein anderes Gefängnis 
verlegt werden. Weiter erinnerte 
sie daran, dass ihr Bruder bei dem 
zuletzt stattgefundenen Anwaltsge¬ 
spräch vor einem Ansteigen des 
Nationalismus in der Türkei 
gewarnt hatte. 

Rechtsanwalt Mahmut Sakar 
erklärte, die Verhinderung der 
Besuche bei Öcalan stehe in direk¬ 
tem Zusammenhang mit den 
aktuellen Entwicklungen. Bei dem 
Gefängnis Imrali handele es sich 
um ein "Sondersystem, das für 
Herrn Öcalan errichtet" worden 
sei, sich außerhalb des Rechtssys- 


verfahren gegen kurdische Abge¬ 
ordnete eingeleitet oder fortge¬ 
setzt Die Repression und Bedro¬ 
hung hat an Kontinuität gewonnen. 
In gleicher Form werden die kurdi¬ 
schen Bürgermeisterinnen unter 
Druck gesetzt, aus dem Amt 
genommen oder verhaftet. Auf 
unseren Waffenstillstand hat der 
türkische Staat mit totalen Angrif¬ 
fen reagiert und setzt darauf, die 
kurdische Befreiungsbewegung 
vollständig zu vernichten. Unsere 
Guerilla befindet sich in der Vertei¬ 
digungsposition gegen diese 
Angriffe. Die dabei ausbrechenden 
Gefechte und entstehenden Verlu¬ 
ste werden als Anlass genommen, 
Rassismus und Militarismus in der 
türkischen Gesellschaft anzuhei¬ 
zen. Mit der gleichen Begründung 
wurde im Parlament die Genehmi¬ 
gung für einen Angriff auf Irak-Kur- 
distan gegeben. 

Zweck dieser Genehmigung ist die 
Auslöschung unserer Bewegung 
und der kurdischen föderalen 
Strukturen in Irak-Kurdistan. 
Bezweckt wird deshalb auch, die 
Kurdinnen gegeneinander kämp¬ 
fen zu lassen, um die Stabilität zu 
zerstören. Dabei könnten sowohl 
die föderale Regierung von Irak- 
Kurdistan, die über einen offiziel¬ 
len Status verfügt, als auch die kur¬ 
dischen Abgeordneten im Paria 
ment der Türkei eine Rolle bei der 
Vorbereitung einer friedlichen 
Lösung und eines Dialogs spielen. 
Der türkische Staat greift an und 
versucht gleichzeitig der Weltöf¬ 
fentlichkeit weiszumachen, dass er 
selbst angegriffen werde. Dies ent¬ 
spricht nicht der Wahrheit Der tür¬ 
kische Staat ist nicht Opfer, son¬ 
dern Aggressor." Die kurdische 
Befreiungsbewegung sei nach wie 
Fortsetzung auf Seite 2 


tems befinde und der politischen 
Konjunktur gemäß geleitet werde. 
Die Veröffentlichung des CPT- 
Berichts über den Gesundheitszu¬ 
stand seines Mandanten werde von 
der Türkei verhindert. "Es geht 
hier um das Leben Abdullah Oca- 
lans. Das ist kein Thema, das war¬ 
ten kann." Seitdem das CPT im Mai 
dieses Jahres seinen Mandanten 
besucht habe, warte man ange¬ 
spannt auf die Ergebnisse. Das 
CPT habe jedoch erklärt, es könne 
keine Informationen veröffent¬ 
lichen. (ÖP, 25.10., ISKU) 

Die Internationale Initiative hat ein 
Dossier veröffentlicht, in dem 
aktuelle Bericht und Hintergründe 
zur Situation von Abdullah Öcalan 
zu finden sind. Download unten 
www.freedom-for-ocalan, com 


Meldungen 

Proteste in Südkurdistan 

Die Proteste in Südkurdistan 
gegen die Türkei weiten sich aus. 
Nach Demonstrationen in Dohuk, 
Hewler und Kirkuk fand eine 
große Kundgebung mit Beteili¬ 
gung von tausenden Menschen 
auch in Zaxo statt. In Redebeiträ¬ 
gen forderten der Landrat und 
Vertreter zivilgesellschaftlicher 
Organisationen eine Lösung von 
Problemen mit friedlichen Mit¬ 
teln. 

Auch in 1800 Moscheen in Süd¬ 
kurdistan wurde beim Freitagsge¬ 
bet gegen die Türkei protestiert. 

(ÖG, 20.10, ISKU) 

30 OOO Freiwillige zur 
Verteidigung Kurdistans 

Eine "Jugendinitiative zur Vertei¬ 
digung der Grenzen Kurdistans" 
startete in Sülemaniya eine Kam¬ 
pagne für freiwilligen Militär¬ 
dienst. Bisher haben sich knapp 
30.000 Freiwillige zur militäri¬ 
schen Verteidigung ihres Landes 
registrieren lassen. Die Initiative 
eröffnete neben Sülemaniya in 
mehreren weiteren Städten Infor¬ 
mationszentren. In den Stadtzen¬ 
tren werden Flugblätter verteilt, 
in denen das Vorgehen des türki¬ 
schen Staates verurteilt wird und 
die "kurdische Jugend" zum 
Widerstand aufgerufen wird. "Die 
Kurden kennen ihre Feinde inzwi¬ 
schen genau", heißt es in dem 
Text, "Als Jugendliche aus Kurdi¬ 
stan werden wir gemeinsam mit 
allen unseren Geschwistern Kur¬ 
distan gegen den türkischen Staat 
bis zum letzten Blutstropfen ver¬ 
teidigen." (ÖG, 21.10, ISKU) 

DTP-Abgeordnete fordern 
Personenschutz 

Nach der Häufung von Angriffen 
gegen Einrichtungen der DTP for¬ 
derte die Abgeordnete Sebahat 
Tuncel im Namen der DTP-Frak- 
tion vom Gouvemeursamt Ankara 
Personenschutz. Wie Tuncel 
bekannt gab, handele es sich 
dabei um eine vorübergehende 
Maßnahme, die noch nicht umge¬ 
setzt worden sei. 

(ÖG, 18.10, ISKU) 

Polizeieinsatz bei 
MKM-Jubiläum 

Bei einer Festveranstaltung aus 
Anlass des 16-jährigen Bestehens 
des Mesopotamischen Kulturzen¬ 
trums (MKM) im Freilufttheater 
Harbiye in Istanbul kam es am 
20.10. zu einem Polizeieinsatz. 
Das Programm, in dessen Rah¬ 
men Werke aus allen Kunstberei¬ 
chen des Zentrums gezeigt wur¬ 
den, musste unterbrochen wer¬ 
den, als während eines Auftritts 
der Frauenmusikgruppe Koma 
Asmin ein Transparent und PKK- 


Kein Lebenszeichen von Öcalan 





Ausweitung des Krieges 


In der Nacht vom 20. auf den 21.10 
startete die türkische Armee eine 
Offensive gegen Südkurdistan. 
Mehrere Einheiten der türkischen 
Armee wollten die Grenze in 
Gebiet Oremar der Provinz Hakka- 
ri überschreiten. Die HPG griff dar¬ 
aufhin die Operationskräfte an. 
Dabei kam in den Dörfern Ertis, 
Satunis, Säte und Stune zu heftigen 
Gefechten. Die türkische Armee 
bombardierte die Dörfer von Ore¬ 
mar auf türkischem Gebiet. 

Acht Soldaten der türkischen 
Armee fielen als Kriegsgefangener 
in die Hände der Guerilla. 

Die HPG dementierte Erklärungen 
des türkischen Generalstabs, nach 
denen das 23 Guerillas ums Leben 
gekommen sein sollen. Bei den 
Gefechten kamen laut HPG 35 Sol¬ 
daten ums Leben. Eine Brücke, die 
die einzige Verbindung zu den Dör- 

Türkeiweite 

Einhergehend mit den militäri¬ 
schen Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen der türkischen Armee und 
der kurdischen Guerilla im tür¬ 
kisch-irakischen Grenzgebiet kam 
es in der gesamten Türkei zu 
Angriffen auf Kurdinnen und kur¬ 
dische Einrichtungen. 

In Afyon wurden zwei Reisebusse, 
die von Izmir aus auf dem Weg 
nach Mardin waren, von einer 
Gruppe Faschisten mit Steinen 
angegriffen. Die Fensterscheiben 
der Busse wurden fast vollständig 
zerstört, die anwesende Gendar¬ 
merie griff nicht ein. Wie ein 
Sprecher der betroffenen Busfir¬ 
ma Dilmenler erklärte, gab es 
mehrere solcher Angriffe auf 
Busse, die die kurdische Region 
anfahren. 

In Bursa wurden drei Kurden in 
einem Kaffeehaus durch Schüsse 
leicht verletzt. Ein Wochenmarkt, 
auf dem vorwiegend kurdische 
Händler ihre Waren anbieten, 
wurde von einer Gruppe Faschi¬ 
sten gestürmt und verwüstet. 

In der Umgebung der DTP-Zen- 
trale in Ankara wurden die ganze 
Nacht hindurch von Autokonvois 
aus faschistische Parolen gerufen. 
Direkte Angriffe wurden durch 
die Anwesenheit der Polizei ver¬ 
hindert. 

In Fatih drang eine Gruppe von 
etwa 100 Personen in das örtliche 
DTP-Gebäude ein, setzte die 
Inneneinrichtung in Brand und 
warf sämtliche Scheiben an. In 
Bahcelievler versuchte eine Grup¬ 
pe mit türkischen Fahnen in das 


vor an den Waffenstillstand gebun¬ 
den, gleichzeitig aber dazu gezwun¬ 
gen, sich gegen Angriffe zu vertei¬ 
digen. 

"Wir erklären hiermit, dass anstelle 
der entstandenen Spannungen eine 
gefechtsfreie Atmosphäre entste¬ 
hen wird, wenn der türkische Staat 
seine Angriffe einstellt. Unsere 
Bewegung und unser Volk verfü¬ 
gen über die notwendige Stärke 


fern im Kampfgebiet darstelle, sei 
gesprengt, die Telefonverbindun¬ 
gen unterbrochen worden. Oremar 
und andere Grenzdörfer stünden 
unter Artilleriebeschuss. Auch 
Quellen aus Südkurdistan vermel¬ 
deten Artillerieangriffe auf mehre¬ 
re Grenzdörfer in den frühen Mor¬ 
genstunden. 

Am 22. Oktober nahm die Guerilla 
einen Sikorsky Hubschrauber 
unter Beschuss, der Truppen ins 
Grenzgebiet brachte. Der Helikop¬ 
ter musste notlanden. An diesem 
Tag kam ein Guerillakämpfer ums 
Leben. 

Türkische Soldaten geflohen 

Als Kommandant des HPG-Haupt- 
quartiers informierte Dr. Bahoz 
Erdal über die jüngsten Gefechte 
und die in Gefangenschaft genom¬ 
menen Soldaten der türkischen 


und Organisiertheit, um sich unter 
allen Bedingungen zu verteidigen. 
Wir erklären erneut, dass wir 
bereit sind, über ein von der Türkei 
präsentierendes politisches Lö¬ 
sungsprojekt zu sprechen und die 
Verantwortung für das zu überneh¬ 
men, was uns bei der Entwicklung 
einer friedlichen Atmosphäre 
zufällt. Angesichts der momenta¬ 
nen Operationen, mit denen 


Armee. Die Soldaten hätten nach 
Aufrufen der Guerilla zur Kapitula¬ 
tion nicht kämpfen wollen und sich 
der HPG ergeben. 

Zu dem Gefecht sei es gekonunen, 
als die türkische Armee nach dem 
entsprechenden Parlamentsbe¬ 
schluss eine "Probeoperation" in 
Südkurdistan hätte starten wollen. 
Der Gesundheitszustand der gefan¬ 
genen Soldaten sei gut, lediglich 
ein Soldat sei leicht verletzt und 
werde medizinisch behandelt. Die 
HPG werde sich an das internatio¬ 
nale Kriegsrecht halten und dem¬ 
entsprechend Vorgehen. An die 
Angehörigen der Soldaten gewandt 
erklärte Erdal: "Macht Euch keine 
Sorgen über die Gesundheit Eurer 
Kinder. Wir haben ihnen in keiner 
Form Schaden zugefügt und wer¬ 
den es auch nicht tun." (ANF/ÖG, 
21./22.10., HPG, 21.-23.10., ISKU) 


bezweckt wird, mit gewalttätigen 
Methoden den Freiheitswillen des 
kurdischen Volkes zu brechen und 
die demokratischen Errungen¬ 
schaften zu zerstören, wird unser 
Volk sich im Norden und im Süden 
selbst verteidigen. Wenn es darum 
geht, gegen die Vemichtungsope- 
rationen des türkischen Staates 
Widerstand zu leisten, wird es kein 
Zögern geben." (ÖG, 22.10., ISKU) 


Fahnen gezeigt wurden. Wegen 
der massiven Polizeipräsenz 
wurde die Veranstaltung schließ¬ 
lich frühzeitig beendet. 

(ÖG, 20.10., ISKU) 

Erschreckender Anstieg der 
Hinrichtungen im Iran 

Iran hat zwei Mitglieder der 
Demokratischen Partei Iranisch- 
Kurdistan (PDK-I) hingerichtet. 
Ihnen wurde die Tötung eines 
Revolutionsgardisten in der ost¬ 
kurdischen Stadt Sine vor einem 
Jahr zur Last gelegt. Seit Anfang 
des Jahres sind somit schon ins¬ 
gesamt 221 Menschen im Iran 
hingerichtet worden. Letztes Jahr 
waren es 177 Hinrichtungen. 

(ANF, 18.10., ISKU) 

Gedenkveranstaltung 
für Ronahi 

Im Gedenken an die internationa¬ 
listische PKK-Guerillakämpferin 
Andrea Wolf (Ronahi), die am 23. 
Oktober 1998 in Van-Catak 
gemeinsam mit 24 Genossinnen 
von der türkischen Armee ermor¬ 
det wurde, hat in Hamburg eine 
von der Informationsstelle Kurdi¬ 
stan (ISKU) organisierte Veran¬ 
staltung stattgefunden. In einem 
Redebeitrag erklärte Jinda Deniz 
als 'YJA-Vertreterin: "Die PKK ist 
eine internationalistische Bewe¬ 
gung. Viele nicht-kurdische Men¬ 
schen sehen ihre Befreiung in die¬ 
ser Bewegung." Der größte 
Traum Ronahis sei eine Welt 
gewesen, in der jeder frei leben 
könne: "Es liegt an uns, diesen 
Traum von Ronahi und den ande¬ 
ren zu verwirklichen." 

(ÖP, 25.10., ISKU) 

Kurdische Filmwoche 
in Dortmund 

In Dortmund findet vom 24. bis 
zum 31. Oktober 2007 eine kurdi¬ 
sche Filmwoche statt. Organisiert 
wird die Veranstaltungsreihe, bei 
der an verschiedenen Orten täg¬ 
lich Werke des kurdischen Kinos 
gezeigt werden, vom Deutsch- 
Kurdischen Kulturverein. Nähere 
Informationen sind unter 
www.kurdendortmund.de/film- 
woche zu finden. 

(ÖP, 20.10., ISKU) 
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Angriffe auf Kurdinnen 


DTP-Gebäude einzudringen und 
warf die Fensterscheiben ein. 
Auch in Bagcilar, Gaziosmanpasa, 
Umraniye und Kadiköy versam¬ 
melten sich größere Menschen¬ 
gruppen vor den DTP-Einrichtun- 
gen und riefen Parolen. 

Auf der Istiklal Caddesi im Stadt¬ 
zentrum von Istanbul demons¬ 
trierte eine Gruppe Faschisten 
mit türkischen Fahnen und starte¬ 
te einen Lynchversuch gegen 
einen Kurden, der sich in ein Poli¬ 
zeiauto flüchtete. Ein Angriff auf 
die Istanbuler DTP-Zentrale 
wurde von der Polizei verhindert. 
In Adana wurde eine Person am 
Knie verletzt, als aus einer 
Demonstration von Faschisten 
willkürlich geschossen wurde. 

In Malatya marschierten ca. 300 
Faschisten unter Parolenrufen 
durch das Stadtzentrum und ver¬ 
sammelten sich vor dem DTP- 
Gebäude. Drei Kurden wurden 
bei einem Lynchversuch des 
Mobs verletzt. 

In Elazig griff eine Gruppe 
Faschisten das DTP-Gebäude mit 
Steinen an. Das Eindringen in das 
Gebäude wurde von der Polizei 
verhindert. In Erzurum warfen 
zwei Personen die Scheiben des 
DTP-Gebäudes ein und warfen 
Einrichtungsgegenstände und 
Akten auf die Straße. Die Randa¬ 
lierer wurden von der Polizei 
gefasst. 

In Eskisehir wurde ein kurdischer 
Student von einer Gruppe Faschis¬ 
ten angegriffen und musste ins 
Krankenhaus eingeliefert werden. 


Nationalismuswelle greift 
auf Europa über 

Der türkische Staat hat den in 
Europa befindlichen türkischen 
Institutionen die Anweisung gege¬ 
ben, die "türkische Wut" deutlich 
zu machen. Insbesondere die 
Tageszeitungen Hürriyet und 
Milliyet halten sich in ihrer 
Berichterstattung an diese Wei¬ 
sung und hetzen die in Europa 
lebenden Türken auf. Die Kurden 
begnügen sich vorläufig damit, 
das Geschehen zu beobachten. 
Nachdem die Nationalmannschaft 
der Türkei beim Auftakt eines 
Spiels militärisch salutiert hatte, 
machen dies jetzt auch türkische 
Amateurmannschaften in Europa 
nach. Besonders tut sich die Tür¬ 
kisch-Islamische Union der 
Anstalt für Religion (DITIP) her¬ 
vor, die in den Moscheen chauvi¬ 
nistische Propaganda macht und 
zu Demonstrationen aufruft. 

Die Föderation demokratischer 
Arbeitervereine (DIDF) warnte in 
einer Erklärung vor einem Über¬ 
greifen der auf "Blut und Gewalt 
basierenden Politik" nach Europa. 
Anstelle von Militäroperationen 
müsse die Türkei die kurdische 
Frage als solche benennen, nicht 
vom Begriff des "Antiterrorkamp¬ 
fes" ausgehen und endlich mit 
demokratischen Methoden nach 
einer Lösung suchen. 

Die ersten antikurdischen Aus¬ 
schreitungen in Europa haben 
bereits in Brüssel und Arnheim 
stattgefunden. 

(ANF, 22.10./ÖP, 25.10., ISKU) 
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Gefangene Soldaten richten 
Aufruf an den Staat 


Vier der acht im Gebiet Oremar bei 
einem Gefecht von der HPG in 
Gefangenschaft genommenen Sol¬ 
daten der türkischen Armee erklär¬ 
ten in von Roj TV ausgestrahlten 
Filmaufnahmen, es gehe ihnen gut 
und ihre Angehörigen sollten sich 
keine Sorgen um sie machen. An 
den Staat richteten sie den Aufruf, 
man solle sich an einen Tisch set¬ 
zen und über eine Lösung reden, 
weil Waffen keine Lösung darstell¬ 
ten. 

So bestätigte der aus Adana stam¬ 
mende Halis Tan in den Abend¬ 
nachrichten, einschließlich seiner 
Person seien acht Soldaten gefan¬ 
gen genommen worden. "Wir wer¬ 
den hier gut behandelt, wir sind in 
Ordnung. Macht euch keine Sor¬ 
gen um uns. Ich wende mich an 
die Bürokraten des Staates: Die¬ 
ses Problem lässt sich mit Waffen, 
mit Krieg nicht regeln. Man muss 
sich hinsetzen und menschliche 
Entscheidungen treffen. Ich 
möchte in der Türkei mit allen 
geschwisterlich leben. Ich will 
nicht, dass anderen zugefügt wird, 
was wir nicht wollen, das es uns 
zugefügt wird. Uns geht es gut. 
Sie sind gastfreundlich, hilfsbe¬ 
reit. Alles andere bleibt dem Staat 
überlassen." 

Ramazan Yüce aus Mardin gab an: 
"Sie verhalten sich wie Geschwis¬ 
ter. Nicht so, wie es uns erzählt 


In der Türkei wird der Chauvi¬ 
nismus über den Generalstab, die 
AKP-Regierung und Parteien wie 
die CHP und MHP angeheizt. Jetzt 
haben auch in Europa Angriffe auf 
Kurden begonnen. Wie es heißt, 
werden diese Aktionen in einigen 
Städten über die türkischen Konsu¬ 
late koordiniert. In türkischen 
Moscheen wird zur Teilnahme 
daran aufgerufen. 

Der türkische Staat habe nach Ein¬ 
schätzung der KCK auf strategi¬ 
scher Ebene einen Krieg gegen die 
Kurden erklärt. Insbesondere in 
den Metropolen der Türkei, aber 
auch an vielen anderen Orten habe 
es Angriffe rassistischer, faschisti¬ 
scher und paramilitärischer Kräfte 
gegen demokratische kurdische 
Einrichtungen und Personen gege¬ 
ben. In der Türkei seien über 50 
Brandstiftungen verübt worden. 
Aber auch überall im Ausland, wo 
sich Kurden aufhielten, sei es zu 
ähnlichen Vorfällen gekommen. 

Zu dem bisher extremsten Vorfall 
kam es am 29. Oktober in Moskau, 
wo bei einem gezielten Überfall auf 
ein Büro Mehmet Ali Kücükkaya 


worden ist. Wir haben die Realität 
gesehen. Mit Gottes Hilfe werden 
wir zurückkommen. Wir richten 
uns insbesondere an die Großen 
im Staat: Das Problem lässt sich 
nicht mit Waffen lösen. Weder die 
Mütter von Soldaten noch die der 
Guerilla sollen weiter weinen. Soll 
Erdogan kommen und sehen, was 
das Militär ist." 

Gefangene Soldaten befinden 
sich in Nordkurdistan 

Wie das HPG-Hauptquartier be¬ 
kannt gab, halten sich die Soldaten 
in Nordkurdistan auf. Aus Sicher¬ 
heitsgründen sei es deshalb nicht 
möglich, auf den Wunsch ihrer 
Angehörigen einzugehen, mit 
ihnen sprechen zu können. Sie 
seien bei guter Gesundheit. 

Bereits fünf Mal zuvor - in den Jah¬ 
ren 1992,1993,1994,1996 und 2005 
- sind im Operationsgebiet Solda¬ 
ten von der kurdischen Guerilla 
gefangen genommen worden. 
Jedes Mal hatte die kurdische Seite 
erklärt, sich an internationales 
Kriegsrecht zu halten und die 
Gefangenen schließlich an Angehö¬ 
rige oder vermittelnde Menschen¬ 
rechtler übergeben. 

Gefangenenübergabe durch 
türkische Angriffe erschwert 

Murat Karayilan (KCK) erklärte, 
die Übergabe der acht Soldaten 


erschossen und fünf weitere Kur¬ 
den durch Schüsse verletzt wur¬ 
den. Dieser Mord sei nicht die Tat 
„gewöhnlicher faschistischer Krei¬ 
se“, sondern ganz offensichtlich ein 
professionell geplanter Angriff des 
türkischen Geheimdienstes. 

In Berlin ist es nach zwei Tage 
andauernden Anspannungen zwi¬ 
schen Kurden und Türken am 
Sonntag zu gewalttätigen Ausein¬ 
andersetzungen gekommen, als 
eine Gruppe Türken in Kreuzberg 
eine kurdische Moschee angriff. Es 
kam zu mehreren Verletzten und 
Festnahmen. Die Polizei setzte Trä¬ 
nengas ein. Die kurdischen Institu¬ 
tionen in Berlin wurden unter Poli¬ 
zeischutz gestellt. 

In Köln versammelten sich türki¬ 
sche Faschisten auf dem Domplatz 
und riefen 'Tod der PKK" und "Nie¬ 
der mit den Kurden". Organisiert 
war die Aktion von der Yunus- 
Emre-Moschee und anderen türki¬ 
schen Organisationen. Später mar¬ 
schierte der Mob zum kurdischen 
Verein "Mala Kurd", wo es zu 
gewalttätigen Auseinandersetzun¬ 
gen kam. Dabei wurden nach 


sei zur Zeit dadurch erschwert, 
dass die türkische Armee das 
Gebiet, in dem sie sich befinden, 
angreife. Darüber hinaus habe der 
türkische Staat eine Freilassung 
seiner Soldaten nicht gefordert. 
"Die Angehörigen der gefangenen 
Soldaten können beruhigt sein. 
Solange sie sich unter der Kon¬ 
trolle der PKK befinden, sind sie 
in guten Händen." Eine erniedri¬ 
gende Behandlung oder Belästi¬ 
gungen seien ausgeschlossen, so 
Karayilan. "Unser Volk weiß nur 
zu gut, wie sich der türkische 
Staat gegenüber Guerillakämp¬ 
fern verhält, die lebend in seine 
Hände fallen. Nach wie vor ist bei 
vielen Kämpfern, die lebend 
gefangen genommen worden 
sind, unklar, was aus ihnen gewor¬ 
den ist." 

Es gebe Aufrufe aus verschiede¬ 
nen Kreisen, die Gefangenen frei¬ 
zulassen. "Ich denke, es wird bald 
zu einer Lösung kommen. Dafür 
müssen nur passende Wege und 
Methoden geschaffen werden. 
Von einer einfachen Freilassung 
kann nicht die Rede sein, weil sie 
sich im Kriegsgebiet befinden. 
Wenn dafür gesorgt wird, dass die 
Angriffe aufhören, sind die Bedin¬ 
gungen für eine Übergabe bes- 
ser." 

(ANF/ÖP, 26.10., 
ÖG, 28.10., DIHA, 30.10. ISKU) 


ersten Angaben vier Faschisten 
und drei Kurden verletzt, eine Per¬ 
son wurde festgenommen. Wie 
Vorstandsmitglieder des kurdi¬ 
schen Vereins gegenüber ANF mit¬ 
teilten, habe man die Polizei bereits 
im Vorfeld vor möglichen Angriffen 
gewarnt, diese habe allerdings 
keine Maßnahmen getroffen. 

In Hannover wurde ebenfalls der 
kurdische Verein von Türken ange¬ 
griffen. Eine fünfköpfige Gruppe 
warf am Sonntagabend Steine auf 
das Vereinsgebäude. Vier der Täter 
konnten flüchten, einer wurde von 
Personen aus dem Verein erwischt 
und der Polizei übergeben. 

In Heilbronn fand eine kurdische 
Demonstration gegen die geplante 
Militäroperation der türkischen 
Armee in Südkurdistan statt. Dabei 
kam es zu Provokationen türki¬ 
scher Faschisten und daraufhin zu 
gewalttätigen Auseinandersetzun¬ 
gen. Mehrere Personen wurden 
verletzt, darunter auch drei Polizis¬ 
ten. Es gab mehrere Festnahmen. 
In Dortmund marschierte ein 
Demonstrationszug von ca. 2000 

Fortsetzung auf Seite 2 


Meldungen 

Schändung von Guerillaleichen 

Die Leichname von zwei HPG- 
Guerillakämpfem, die bei Gefech¬ 
ten am 21. und 22. Oktober in Hak- 
kari-Oremar ums Leben gekom¬ 
men sind, sind von Soldaten der 
türkischen Armee geschändet 
worden. Wie ein Dorfbewohner 
mitteilte, seien die Leichname auf 
einen Hügel in der Nähe des Dor¬ 
fes gebracht worden. "Die Solda¬ 
ten haben die Leichname mit 
Krücken unter den Armen auf¬ 
recht gehalten, sie beschossen 
und mit Dreck beworfen. Wir 
haben mit den militärischen Ver¬ 
antwortlichen gesprochen, damit 
dieses unmenschliche Verhalten 
ein Ende findet und uns die Leich¬ 
name ausgehändigt werden. Sie 
weigerten sich. Ein Soldat sagte, 
sie würden die Leichname ver¬ 
brennen. Wir sprachen uns dage- 
gen aus. Aber als sie anfingen, uns 
zu bedrohen, mussten wir wegge- 
hen." (DIHA, 30.10., ISKU) 

Nach 23 Jahren in Freiheit 

Nach 23 Jahren, sechs Monaten 
und 16 Tagen ist Ali Oruc, der als 
PKK-Führungsmitglied inhaftiert 
war, freigelassen worden. Oruc 
war 1984 in einer Zeit, als die PKK 
ihre ersten bewaffneten Aktionen 
durchführte, in Hakkari verhaftet 
worden. 

Am Gefängnistor wurde er von sei¬ 
nen Angehörigen und DTP-Mit- 
gliedem empfangen. In einer kur¬ 
zen Ansprache erklärte Oruc: "Ich 
war so lange im Gefängnis. So viele 
Jahre lang habe ich für unser Volk 
einen Preis bezahlt. Aber ich bin 
meinem Volk immer noch etwas 
schuldig. Mein Kampf hat neu 
begonnen." (DIHA, 30.10., ISKU) 

Zehn Tote und 
niemand hat Schuld 

Die Oberstaatsanwaltschaft Diyar- 
bakir hat das Verfahren gegen 
Polizisten eingestellt, die bei den 
tagelang andauernden gewalttäti¬ 
gen Auseinandersetzungen Ende 
März letzten Jahres in Diyarbakir 
im Einsatz waren. Dabei waren 
zehn Menschen im Alter zwischen 
sieben und 70 ums Leben gekom¬ 
men, darunter vier Minderjährige. 
Hunderte Menschen wurden fest¬ 
genommen und gefoltert, Hunder¬ 
te weitere verletzt. 

Das Verfahren war aufgrund einer 
Strafanzeige des Zeitungsverkäu¬ 
fers Yilmaz Yakut zustande 
gekommen. Yakut war von Zivilpo¬ 
lizisten festgenommen und gefol¬ 
tert worden. So wurde er gezwun¬ 
gen, die Nationalhymne zu singen 
und brutal geschlagen. Die Staats¬ 
anwaltschaft befand, die Polizisten 
hätten keine unangemessene 
Gewalt angewendet. 

(DIHA, 30.10., ISKU) 


Angriffe auf Kurdinnen in Europa 





"Demokratische Autonomie" als 
kurdisches Lösungsmodell 


Auf dem an diesem Wochenende in 
Diyarbakir stattfindenden "Demo¬ 
kratischem Gesellschaftskongress" 
ist als Lösungsmodell für die Pro¬ 
bleme in der Türkei eine "demo¬ 
kratische Autonomie" vorgeschla¬ 
gen worden. Die 500 Delegierten 
diskutierten über die politischen 
und administrativen Reformen, die 
für die Umsetzung eines solchen 
Modells notwendig sind. 

Die Diskussionen am ersten Tag 
wurden vor allem von der Eröff¬ 
nungsrede der ehemaligen DEP- 
Abgeordneten Leyla Zana geprägt, 
die als kurzfristige Maßnahme zur 


Mit einer schriftlichen Erklärung 
haben die KCK (Vereinigte 
Gemeinschaften Kurdistan) auf 
Äußerungen des türkischen 
Generalstabchefs Yasar Büyükanit 
reagiert. In seiner Rede aus 
Anlass des Jahrestages der Repu¬ 
blikgründung hatte er "Rache¬ 
schwüre" von sich gegeben. In 
der KCK-Erklärung heißt es, das 
"Beharren auf dieser rassisti¬ 
schen, auf Vernichtung ausgeleg- 


Die HPG haben die Meldung des 
türkischen Generalstabs demen¬ 
tiert, dass es bei Bombardierungen 
von Guerillalagem große Verluste 
gegeben habe. Diese "Lügennach¬ 
richten" dienten dem Zweck, den 
"Schlag, den die Armee erlitten hat, 
zu vertuschen". Der türkische 
Generalstab hatte zu dem Gefecht 
am 21. Oktober in Oremar, als die 
Armee probeweise einen Ein¬ 
marsch nach Südkurdistan ver¬ 
suchte, erklärt, es seien 34 Gueril¬ 
lakämpfer getötet worden und 63 
GueriÜastützpunkte mit schwerem 
Geschütz angegriffen worden. 
Nach HPG-Angaben hatte es keine 
eigenen Verluste gegeben, hinge¬ 
gen waren 35 Soldaten zu Tode 
gekommen und acht Soldaten in 
Gefangenschaft geraten. 

Im Anschluss verbreitete der Gene¬ 
ralstab die Nachricht, türkische 
Kriegsflugzeuge hätten HPG-Lager 
bombardiert, wobei eine Vielzahl 


Personen zum kurdischen Verein 
und provozierte. Auch in Duisburg 
und im österreichischen Vorarl¬ 
berg kam es zu ähnlichen Vorfäl¬ 
len. 

In Arnhem wurde zum zweiten 
Mal ein Brandanschlag auf den 
kurdischen Verein verübt. Es kam 
zu geringem Sachschaden. In 
einem Kaffeehaus kam es nach 
Beleidigungen türkischer Faschi¬ 
sten gegenüber Kurden zu gewalt¬ 
tätigen Auseinandersetzungen, in 
die 50 Personen verwickelt waren. 
Nach einer schriftlichen Erklä¬ 
rung der Koordination der demo¬ 
kratischen kurdischen Gemein- 


Lösung der kurdischen Frage 
gefordert hatte, der PKK-Vorsitzen- 
de Abdullah Öcalan solle von der 
Gefängnisinsel Imrali in ein ande¬ 
res Gefängnis verlegt werden, wo 
ihm eine Kommunikation mit der 
Bevölkerung ermöglicht werden 
müsse. In der neuen Verfassung 
müsse die kurdische Existenz aner¬ 
kannt und die freie Ausübung von 
Kultur und Sprache gewährleistet 
werden. 

Auf dem dreitägigen Kongress 
wird versucht, sich auf eine 
gemeinsame Antwort auf die 
Frage, "Was wollen die Kurden in 


ten Politik" habe "die türkische 
Republik an einen Scheideweg" 
gebracht, an dem es um die Frage 
gehe, ob ein Zusammenleben von 
Kurden und Türken noch möglich 
sei. 

Weiter führen die KCK aus, die 
Gründung der Republik sei 
zurückzuführen auf den gemein¬ 
samen Widerstand des kurdi¬ 
schen und türkischen Volkes 
gegen die damalige Besatzung. 


von Guerillakämpfem getötet wor¬ 
den sei. Schließlich hieß es, 30 
Kämpfer seien bei einem Angriff 
auf einen Militärstützpunkt in Sem- 
dinli getötet worden. Das HPG- 
Hauptquartier erklärte dazu, all 
diese Meldungen seien unwahr. 
"Lediglich die sich im Medya-Ver- 
teidigungsgebiet befindlichen 
Gebiete Haftanin, Zap, Avasin und 
(Jem^o sind willkürlich beschossen 
und die sich im Grenzgebiet befind¬ 
lichen Dörfer Satunis und Stüne 
von Kriegsflugzeugen der türki¬ 
schen Armee bombardiert wor¬ 
den." 

Bilanz des Krieges 
für Oktober 2007 

Militäroperationen: 58 

Militäroperationen der 
türkischen Armee: 57 

Gemeinsame Militäroperationen 
der türkischen und iranischen 
Armee: 1 


schäften in Europa (CDK), stehen 
die türkischen Konsulate hinter 
den jüngsten Angriffen auf Kur¬ 
den in europäischen Ländern. Die 
rassistische Welle, die über den 
Generalstab, die AKP-Regierung 
und die Medien gegen Kurden 
losgetreten worden sei, habe auf 
Europa übergegriffen. "An vielen 
Orten werden diese Aktionen 
über die türkischen Konsulate 
koordiniert. Besonders hervorge¬ 
tan hat sich das Konsulat in Brüs¬ 
sel. Diese rassistischen chauvini¬ 
stischen Angriffe schaden in 
erster Linie dem türkischen Volk 
und der Türkei. Wir rufen die tür- 


der Türkei?" zu finden. Unter dem 
Begriff "demokratische Autono¬ 
mie" wird eine Abkehr vom zentra¬ 
listischen Nationalstaat und eine 
Stärkung kommunaler Strukturen 
verstanden. Betont wurde dabei 
die territoriale Integrität der Tür¬ 
kei, die nicht angetastet werden 
solle. Angestrebt wird auch keine 
ethnische oder auf bestimmte 
Gebiete beschränkte Autonomie, 
sondern eine Organisierung über 
ein Rätesystem entsprechend der 
jeweiligen Interessen gesellschaft¬ 
licher Gruppen. 

(ÖG, 28.10., ISKU) 


Erst nach 1924 sei auf der Grund¬ 
lage von Verleugnung und Ver¬ 
nichtung des kurdischen Volkes 
auf das faschistoide Prinzip "eine 
Nation, ein Vaterland, eine Spra¬ 
che, eine Fahne" gesetzt worden. 
Die kurdische Forderung nach 
Rechten sei mit grausamen Mas¬ 
sakern unterdrückt und in Kurdi¬ 
stan eine klassische Kolonialisie¬ 
rungspolitik angewendet worden. 

(ANF, 28.10., ISKU) 


Zahl der Gefechte: 43 

Vergeltungsaktionen der 
Guerillas: 40 

Verluste der türkischen 
Armee bei Gefechten: 147 

Offiziere der türkischen 
Armee: 6 

Soldaten der türkischen 
Armee: 138 

Polizisten: 3 

Gefangener Soldaten: 8 

Verwundete: 86 

Beschädigte Hubschrauber: 3 


Zahl der gefallenen Guerillas: 6 

Bei den Operationen in Nord 
Kurdistan in den Regionen 
Botan, Amed, Dersim und Erzu- 
rum hat die türkische Armee 
mehrere Wälder in Brandt 

ffpotfiplzf 

(ÖP, 26.10., HPG, 31.10., ISKU) 


kischen Stellen dazu auf, ihrer 
Verantwortung nachzukommen 
und diesen Verlauf zu stoppen. 
Ansonsten ist als Ergebnis dieser 
Lynchangriffe auf Kurden ein 
gewalttätiger Konflikt zwischen 
den Völker unvermeidlich." 

Auch die Länder Europas seien 
dazu aufgerufen, ihrer Verantwor¬ 
tung nachzukommen und geeig¬ 
nete Maßnahmen zu ergreifen. 

An die in Europa lebenden Kur¬ 
den gerichtet, rief die CDK auf, 
die kurdischen Institutionen und 
sich selbst gegen faschistische 
Angriffe zu verteidigen. 

(ANF, 29.10., ISKU) 


Verbot der DTP 
zeichnet sich ab 

Die Bemühungen, ein Verbot der 
DTP durchzusetzen, sind intensi¬ 
viert worden. Die Staatsanwalt¬ 
schaft am Kassationsgerichtshof 
hat von allen Gouverneursämtem 
eine Aufzeichnung der Reden der 
heutigen DTP-Abgeordneten an¬ 
gefordert, die diese vor den Parla- 
mentswahlen im Juli gehalten 
haben. Nach der Auswertung die¬ 
ser Reden wird das Gericht ent¬ 
scheiden, ob ein Verbotsprozess 
gegen die DTP eröffnet wird. Ein 
solches Verbot fordert auch Gene¬ 
ralstabschef Büyükanit, der kürz¬ 
lich die Justiz aufforderte ihrer 
Aufgabe nachzukommen. 

Im Falle einer Prozesseröffnung 
wird das Verfassungsgericht über 
ein Verbot entscheiden. Ein Verbot 
kann auch dazu führen, dass die 
Abgeordneten ihres Amtes entho¬ 
ben werden. (ANF, 31.10., ISKU) 

US-General: Nichts gegen 
die PKK vorgesehen 

Wie General Benjamin Mixon als 
US-Gebietskommandant für den 
Nordirak erklärt hat, hat die US- 
Armee "mit Sicherheit nichts" 
gegen die PKK vorgesehen. 
Gegenüber Journalisten gab er an, 
die Provinzen "im Norden des 
Irak" stünden unter der Kontrolle 
der kurdischen Regionalregierung 
und man habe keinen Befehl erhal¬ 
ten, eine Operation an der Grenze 
zur Türkei durchzuführen. Verant¬ 
wortlich für die Sicherung der ter¬ 
ritorialen Integrität seien die 
Peschmerga. (ANF, 26.10, ISKU) 

Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
DIHA Diele 

Nachrichtenagentur 
ÖP Özgür Politika 

ÖG Özgür Gündem 

HPG hpg-online.com 

Termine: 

Demonstrationen und Kundge¬ 
bungen gegen die Eskalation des 
Krieges und die aktuellen nationa¬ 
listischen Pogrome: 

Bremen: 2.11. - 16.00 - Ziegen¬ 
markt - Stuttgart: 3.11. - 13.00 - 
Busbahnhof - München: 3.11. - 
14.00 Uhr - Karlsplatz - Frankfurt: 
3.11. - 15.00 - Marienplatz - Dort¬ 
mund: 3.11. - 13.00 - Hauptbahn¬ 
hof- Köln: 3.11. -12.00 - Domplat¬ 
te - Hamburg: 3.11. -14.30 - Hach- 
mannplatz - Berlin: 4.11. - 14.00 - 
Herrmannplatz (ISKU) 

NÜ^e 

erscheint wöchenthch und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 
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Auszüge aus der Konsultation Abdullah Öcalans 
mit seinen Anwälten vom 30.10.2007 

“Bin zu politischer Lösung bereit” 


Abdullah Ocalan signalisierte wäh¬ 
rend der Konsultation mit seinen 
Anwältlnnen am 30.10.2007 ein¬ 
mal mehr, für Gespräche über eine 
politische Lösung der kurdischen 
Frage zur Verfügung zu stehen: 
Meine Ansichten sind bekannt, ich 
habe sie mehrfach geäußert. Mir 
geht es um eine demokratische 
Autonomie, eine demokratisch¬ 
kommunale Organisierung. In mei¬ 
nen Büchern habe ich das breit 
ausgeführt. Wenn es Forderungen 
an mich gibt, kann man über die 
Bedingungen reden. Ich bitte auch 
Herrn Erdogan, einen Ausweg vor¬ 
zuschlagen. Ich bin zu jeder Art 
Lösung bereit Ich reiche einmal 
mehr die Hand zum Frieden. 

Es kann passieren, dass ein Staat 
mit denen in Kandil [PKK-Füh- 
rung, Anm. d. Ü.] sprechen will. 
Dann schicken sie ihre Vertreter 
und erklären ihre Bedingungen. 
Kandil erklärt dann seine Bedin¬ 
gungen, und entweder es kommt 
zu einer Übereinkunft, oder eben 
nicht. 

Dasselbe gilt für mich. Wenn der 
Staat mit mir reden will, schickt er 
einen Vertreter und fragt, was ich 
will. Ich erkläre dann meine 
Ansichten und Bedingungen. Er 
erklärt ihre Bedingungen und was 
sie tun wollen, und dann kommt 
man an einen gemeinsamen Punkt 
oder nicht Wenn das Militär mit 
mir sprechen will, schickt es genau¬ 
so einen Vertreter und fragt, was 
ich will. Ich habe zu diesem Punkt 
schon früher eine prinzipielle Ent¬ 
scheidung getroffen. Dann wird 
ganz offen geredet und diskutiert. 
Etwas anderes kann ich nicht tun. 
Was unsere Forderungen angeht, 
so kann man über das Modell Spa¬ 
nien, über das Modell Nordirland, 
die Modelle Schweiz, Frankreich, 
Belgien oder auch das Modell USA 
sprechen. Keines dieser Lösungs¬ 
modelle führt zum Auseinander¬ 
brechen des Staates. Ohnehin for¬ 
dere ich keine Lösung auf der 


Grundlage eines Staates. Man kann 
sogar über die Lösung diskutieren, 
die man für die Türken in Bulga¬ 
rien gefunden hat. [Eine türkische 
Partei hat dort sogar Regierungs¬ 
verantwortung in einer Koalition 
übernommen. Anm. d. Ü.] Es wird 
ja eine neue Verfassung geben. 
Man kann eine angemessene 
Lösung finden. Wenn man eine 
Lösung will, kann man auch im Ein¬ 
vernehmen mit den Kurden eine 
Verfassung schaffen. Man kann 
auch zur PKK sagen: "Komm, 
beteilige Dich am Prozess der Aus¬ 
arbeitung dieser Verfassung." 

Ocalan kommentierte die aktuellen 
Geschehnisse lediglich zurückhaltend 
und betonte, er bedaure jeden Toten: 
Momentan finden Gefechte statt. 
Mir tut wirklich auch jeder Tod 
eines Soldaten leid, das ist nicht, 
was mich glücklich macht. Doch es 
sind überwiegend kurdische junge 
Menschen, die streben. Das tut mir 
weh, ich bin niemand, der sich für 
Krieg begeistert. 

Ich werde keinen Kommentar zu 
den jüngsten Ereignissen abgeben, 
weder in Richtung DPT noch an die 
PKK Ob das was passiert gut ist 
oder nicht, darüber kann ich nicht 
befinden. Da ich laut Staatsanwalt 
keine Anweisungen erteilen, aber 
meine Meinung sagen darf, sage 
ich eben meine Meinung. Ich bin 
hier ohnehin nicht in der Situation, 
Befehle zu erteilen. Niemand soll 
auf Anweisungen von mir warten, 
alle sollen ihre Entscheidungen 
selbst fällen und sich von nieman¬ 
dem abhängig machen. Die Türkei 
versucht, sich ihre eigene PKK zu 
schaffen, die USA tun dasselbe und 
auch der Iran. Auch andere Staaten 
versuchen, sich ihre eigene PKK zu 
schaffen. Natürlich kann man mit 
allen reden, aber die Entscheidun¬ 
gen muss man selbst treffen. [...] 
AKP und Armee haben sich darauf 
geeinigt, die Kurden anzugreifen. 
Sie gehen gemeinsam vor. Bei dem 


Treffen im Dolmabahfe-Palast zwi¬ 
schen Erdogan und Generalstab¬ 
schef Büyükanit haben sie sich 
geeinigt, aber niemand kennt die 
Details. Ein Journalist schrieb 
dazu: "Das wissen nur die beiden 
und Allah." Weder wisse die Regie¬ 
rung, was Erdogan gesagt habe, 
noch wisse die Armee, was der 
Generalstabschef gesagt hat. 

Die Nationalisten, also MHP, CHP 
und die Armeeführung, haben in 
keiner Weise die Absicht, kollektive 
Rechte zuzugestehen. Der Gene¬ 
ralstabschef hat gesagt, er werde 
"unvorstellbare Qualen" zufügen. 
Wen mag er damit gemeint haben? 
Vielleicht mich, vielleicht alle. Es 
ist durchaus möglich, dass sie die 
Angriffe gegen Kurden in der näch¬ 
sten Zeit noch verstärken. Selbst 
wenn wir tun, was sie verlangen, 
werden sie immer so weiterma¬ 
chen. Der Mord an Hrant Dink ist 
dafür ein prägnantes Beispiel. 
Obwohl Hrant Dink eine sehr 
moderate Persönlichkeit war, konn¬ 
ten sie ihn nicht ertragen, sondern 
ermordeten ihn. Die Kurden sind 
aber viele, daher haben sie mögli¬ 
cherweise noch ganz andere Pläne 
für sie. 

Abschließend mahnte Ocalan zur 
Vorsicht vor weiteren Angriffen: 

Alle sollten sehr vorsichtig sein. Ich 
weiß auch nicht, was sie mit mir 
machen werden. Vielleicht werden 
sie alle weiteren Konsultationen mit 
meinen Anwälten verbieten, viel¬ 
leicht auch nicht. Vielleicht werden 
sie mich vernichten. Das Verhalten 
mir gegenüber wird von oben 
bestimmt, die Gefängnisverwal¬ 
tung hat da keinerlei Mitsprache¬ 
recht. Alle Entscheidungsmecha¬ 
nismen, die mich betreffen, finden 
auf der Ebene des Ministerpräsi¬ 
denten statt. Und da ist alles mög¬ 
lich. 

Stark gekürzt; eine umfangreichere 
Fassung findet sich auf unserer Web¬ 
seite. 


Interview mit Dr. Bahoz Erdal 

"Kriegspolitik trifft den Staat selbst" 


Der türkische Staat und die Medien 
schieben Ihnen die Verantwortung 
für die militärische Eskalation zu. 
Wie ist es Ihrer Meinung nach dazu 
gekommen? 

Staat und Medien verdrehen die 
Tatsachen. Sie wollen es so darstel¬ 
len, als ob die türkische Armee ein¬ 
fach nur da ist und wir von allen 
Richtungen angreifen. Damit wol¬ 
len sie die Gesellschaft aufstacheln 
und unseren Selbstverteidigungs¬ 


kampf insbesondere ausländischen 
Kräften gegenüber auf solche 
Weise darstellen. Dabei haben wir 
im Oktober 2006 auf Forderung 
breiter Kreise einen einseitigen 
Waffenstillstand ausgerufen. Türki¬ 
scher Staat und Armee haben dar¬ 
aufhin keinen Schritt in eine positi¬ 
ve Richtung gemacht, sondern ver¬ 
sucht den Waffenstillstand auszu¬ 
nutzen und umfangreiche Operatio¬ 
nen durchgeführt. Das ist es, was 


seit Frühling passiert. Überall wol¬ 
len sie unsere Kräfte vernichten. Es 
stimmt, dass es in letzter Zeit zu 
mehr Gefechten und Verlusten 
gekommen ist; insbesondere die 
Verluste des türkischen Staates 
haben sich vermehrt. Aber der 
Hauptgrund dafür ist, dass die tür¬ 
kische Armee ihre Operationen 
ausgeweitet hat. Unsere Kräfte 
nehmen dagegen ihr Recht auf 

Fortsezung auf Seite 2 


Meldungen 

Lynchversuch unter 
staatlicher Kontrolle 

Erneut sind Verteidiger Abdullah 
Öcalans auf dem Weg zu ihrem 
Mandanten von einer nationalisti¬ 
schen Menschenmenge angegrif¬ 
fen worden. Obwohl sich Vorfälle 
dieser Art in den letzten Wochen 
mehrmals wiederholt haben, wur¬ 
den von staatlicher Seite keine 
Maßnahmen getroffen, um solche 
Angriffe zu verhindern. Der Klein¬ 
bus, in dem sich die Anwälte befan¬ 
den, wurde mit Steinen und Knüp¬ 
peln angegriffen und dabei die 
Scheiben zerstört Erst im Nach¬ 
hinein griffen Jandarma-Kräfte ein. 

(ÖP, 8.11., ISKU) 

Gefechte in Simak 
Am 29. Oktober hat die türkische 
Armee in Cudi in der Provinz Sir- 
nak eine umfangreiche Operation 
durchgeführt. An dieser Operation 
haben insgesamt 10.000 Soldaten 
teilgenommen. Truppen wurden 
mit Luftwaffenunterstützung in 
strategisch wichtige Gebiete ver¬ 
legt. Ein Sikorsky Hubschrauber 
wurde beschossen, als er neue 
Truppen an dem Gefechtsort ver¬ 
legte. Bei den Gefechten wurden 
ein Offizier und 10 Soldaten getö¬ 
tet. 

Am 31. Oktober hat die türkische 
Armee wegen der hohen Verluste 
sämtliche Kräfte aus dem Opera¬ 
tionsgebiet zurückgezogen. Bei 
diesen Gefechten haben die Gue¬ 
rilla-Kämpfer keine Verluste erlit¬ 
ten. 

Die am 24. Oktober gestartete 
Operation der türkischen Armee 
in Gebiet Besta in der Region Sir- 
nak wird immer noch fortgesetzt. 

(HPG, 1.11., ISKU) 

Gendarmerie soll Zuständigkeit 
für Gefängnisse verlieren 

Plänen des Justizministeriums 
zufolge soll die Außensicherung 
der Gefängnisse ab 2009 nicht 
mehr durch die Gendarmerie, son¬ 
dern durch Personal des Justizmi¬ 
nisteriums erfolgen. Ein diesbe- 
züglicher Gesetzentwurf sieht vor, 
dass an Stelle der bisher eingesetz¬ 
ten 20.000 Gendarmen 6.000 
Beamte für den Justizvollzugs¬ 
dienst eingestellt werden. 

(Mi, 29.10., ISKU) 

Panzer für die Türkei 

Angesichts des türkisch-kurdi¬ 
schen Konfliktes haben Men¬ 
schenrechtsgruppen die von der 
Bundesregierung im Vorjahr 
genehmigte Lieferung von Leo- 
pard-2-Kampfpanzem an die Tür¬ 
kei scharf kritisiert Dem am Mitt¬ 
woch von der Regierung veröffent¬ 
lichten Rüstungsbericht zufolge 
meldete Deutschland für 2006 den 
Vereinten Nationen (UN) den 





Lebenslange Haft für Freigelassene? 


Die militärische Staatsanwaltschaft 
im Generalstab hat gegen die von 
der PKK vor 2 Wochen gefangen¬ 
genommenen und am 4.11. freige- 
lassenen Soldaten der türkischen 
Armee ein Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts des "Vater¬ 
landsverrats" eingeleitet. Ein mög¬ 
liches Strafverfahren gegen die von 
der HPG an eine Delegation aus 
drei DTP-Abgeordneten, dem iraki¬ 
schen Innenminister und dem ira¬ 
kischen Geheimdienstchef überge¬ 
benen Soldaten könnte mit einer 
lebenslangen Freiheitsstrafe en¬ 
den. 

Die acht Soldaten wurden zunächst 
mit einem US-Flugzeug nach Diy- 
arbakir und von dort aus zum Ver¬ 
hör nach Ankara gebracht. Die 
Militärstaatsanwaltschaft ermittelt 
in Einzelverhören zu der Frage, ob 
die Soldaten während ihrer Gefan¬ 
genschaft Informationen an die 


Nach dem Gespräch zwischen dem 
türkischen Ministerpräsidenten 
Erdogan und US-Präsident Bush 
hat in Südkurdistan eine Bewe¬ 
gung eingesetzt. Seit vier Tagen 
unternehmen US-Flugzeuge Auf¬ 
klärungsflüge über den Kandil- 
Begen. Wie bekannt wurde, hat die 
PKK die USA schriftlich zum 
Abzug der Flugzeuge aufgefordert 
und vor einer Destabilisierung der 
Region gewarnt. Auf einen Angriff 
werde man hart reagieren. 

Die Flüge finden vor allem dort 
statt, wo sich normalerweise hoch¬ 
rangige PKKler aufhalten. Es ist zu 
vermuten, dass Bombardierungen 
innerhalb kürzester Zeit stattfinden 
werden. Die südkurdischen Kräfte 
verdichten hingegen das Embargo 
gegen PKK-Gebiete und scheinen 
es vorzuziehen, zu einer möglichen 
Militäroperation zu schweigen. Alle 
Straßen, die in die PKK-Gebiete 
führen, werden von Kräften der 
südkurdischen Regierung gehal¬ 
ten. Ein Durchkommen gibt es nur 
noch für die Dörfler, die in diesen 
Gebieten leben. 

Auf einer Pressekonferenz infor¬ 
mierte der südkurdische Regie¬ 
rungschef Necirvan Barzani 
gestern in Hewler über die Maß¬ 
nahmen, die gegen die PKK getrof- 


Widerstand und Selbstverteidi¬ 
gung war. Das werden sie auch 
weiterhin tun. 

Was für eine Haltung werden die 
HPG einnehmen, wenn die Opera¬ 
tionen des türkischen Staates fortge¬ 
setzt werden? 

Gegen Angriffe werden die HPG 
in der Sprache antworten, die der 
türkische Staat versteht. Sowohl 
unser Volk als auch unsere Bewe¬ 
gung haben etliche Mal zur Spra¬ 
che gebracht, dass eine politische 
Lösung gewünscht wird. Auch 
heute glauben wir daran, und das 
nicht aus einer Schwäche heraus. 
Ebenso, wie wir es ernst meinen 
mit einer politischen Lösung, sind 


PKK weitergegeben haben. Weiter 
geht es darum, ob fehlerhaftes Ver¬ 
halten an der Gefangennahme 
Anteil hatte. Allein auf diese Straftat 
steht eine Mindeststrafe von einem 
Jahr. 

Laut der Tageszeitung Hürriyet sei 
eine der Fragen, denen sich die Sol¬ 
daten zu stellen hätten, ob die Sol¬ 
daten, die im "Propaganda-Fernse¬ 
hen der Terrororganisation" - Roj 
TV - aufgetreten seien, "aus freiem 
Willen oder unter Druck gehan¬ 
delt" hätten, als sie "den Ausdruck 
.Guerilla' für die Terroristen ver¬ 
wandt" und weitere, die "Republik 
Türkei lächerlich machende Aus¬ 
drücke" benutzt hätten. 

Ein ziviles staatsanwaltschaftliches 
Ermittlungsverfahren wurde in 
Ankara gegen die drei beteiligten 
DTP-Abgeordneten Aysel Tugluk, 
Osman Ozcelik und Fatma Kurtu- 
lan eingeleitet worden. Zuvor hatte 


fen worden seien. Neben der 
Schließung der PKK-Gebiete gebe 
es auch Maßnahmen an den Flug¬ 
häfen in der kurdischen Region. 
Aus Europa kommende mutmaßli¬ 
che PKKler werden zurückgewie¬ 
sen, so Barzani. Auch der Eingang 
zum Flüchtlingslager Maxmur 
werde einer stärkeren Kontrolle 
unterworfen. 

All diese Entwicklungen sind aus 
dem Erdogan-Bush-Treffen her¬ 
vorgegangen, das den Erwartun¬ 
gen der Türkei nicht entsprochen 
haben soll. Erdogan hatte von den 
USA die Auflösung der PKK-Lager, 
die Unterbrechung logistischer 
Versorgung sowie die Auslieferung 
von Führungskräften der PKK 
gefordert. Aus dem anderthalb- 
stündigen Gespräch sind jedoch 
offenbar lediglich der Beschluss 
zum Informationsaustausch und 
der Installierung eines "militäri¬ 
schen Dreiermechanismus" her¬ 
vorgegangen. Damit soll die Bewe¬ 
gungsfreiheit der PKK in Südkurdi¬ 
stan beschränkt und statt eines Ein¬ 
marsches der Türkei eine begrenz¬ 
te Luftoperation erreicht worden 
sein. Im Anschluss an das 
Gespräch in Washington hatte 
Bush die PKK zum "gemeinsamen 
Feind" erklärt und Erdogan mitge- 


wir auch bereit zum Widerstand 
und für einen großen Krieg. Der 
Krieg wird sich in dem Maß inten¬ 
sivieren, in dem die türkische 
Armee ihre Angriffe steigert. 

Nach den Gefechten in Oremar am 
21. und 22. Oktober hatte der Gene¬ 
ralstab erklärt, es seien viele Gueril¬ 
lakämpfer getötet worden. Nur kurze 
Zeit später wurde den türkischen 
Medien verboten, über die Aktion zu 
berichten... 

Der türkische Generalstab hat viele 
Lügen darüber verbreitet. Erst hieß 
es, 40 Guerillas seien getötet wor¬ 
den, dann reduzierten sie auf 30. 
Danach sagten sie, 100 Guerillas 
seien umzingelt. Sie waren bemüht, 


Vizeministerpräsident Cemil 
Cicek die drei des allzu innigen 
Verhaltens den PKKlem gegenü¬ 
ber beschuldigt. 

Die DTP teilte daraufhin mit, dass 
die Regierung bereits vor der 
Übergabe der Soldaten über die 
Initiative der Partei informiert 
war. Als Vizeparteivorsitzender 
erklärte Mustafa Sarikaya: "Sie 
versuchen sich rein zu waschen, 
indem sie uns beschuldigen, weil 
sie selbst keine Verantwortung 
übernommen haben." Die Ange¬ 
hörigen der gefangenen Soldaten 
hätten sich an seine Partei 
gewandt und mit dieser Verant¬ 
wortung habe man gehandelt. 
"Die Regierung wollte die Solda¬ 
ten dort ihrem Schicksal überlas¬ 
sen. Jetzt wollen sie uns die Ver¬ 
antwortung für ihre Verantwor¬ 
tungslosigkeit aufladen.". 

(ANF, 5.11., ISKU) 

Kandil 

teilt, man befinde sich in einer 
"Operationsphase". 

Ein wichtiger Punkt bei den Ver¬ 
handlungen zwischen den USA und 
der Türkei war die künftige Heran¬ 
gehensweise der Türkei an Südkur¬ 
distan. Bisher wurde die südkurdi¬ 
sche Regierung sowohl von der tür¬ 
kischen Armee als auch von der 
Regierung angegriffen. Insbeson¬ 
dere gegenüber Mesud Barzani 
soll sich diese Haltung jetzt ändern. 
Darauf weist auch die Verlautba¬ 
rung Erdogans hin, man sei 
gezwungen, der kurdischen Regie¬ 
rung zu vertrauen. Weiter sollen 
die USA von der Türkei gefordert 
haben, Südkurdistan anzuerken¬ 
nen. Die Türkei soll gegen eine Ver¬ 
nichtung der PKK dazu bereit sein. 
Im Gegenzug wird die südkurdi¬ 
sche Regierung zu einem Luftan¬ 
griff der türkischen Armee in 
Zusammenarbeit mit den USA 
schweigen. Eine solche Lösung ist 
durchaus im Interesse Barzanis, 
der bereits zuvor sich selbst als 
Ansprechpartner für eine Lösung 
der kurdischen Frage präsentiert 
hatte. Ihm geht es darum, den Ein¬ 
fluss Abdullah Öcalans zu vermin¬ 
dern und die eigene Machtposition 
in ganz Kurdistan zu stärken. 

(ANF, 8.11., ISKU) 


die Festnahme der Soldaten, nicht 
öffentlich zu machen und ihre eige¬ 
nen Verluste als gering darzustel¬ 
len. Eine Person oder Bewegung, 
die stark ist, an sich selbst und die 
Gerechtigkeit ihrer Sache glaubt, 
hat nicht das Bedürfnis, Lügenmel¬ 
dungen zu verbreiten. Auch in Der- 
sim hieß es, sie hätten 15 bis 20 
Personen getötet und auch das 
stimmt nicht, sie haben dort einen 
harten Schlag erhalten. Man kann 
seinem Feind gegenüber Desinfor¬ 
mation betreiben, seinem Gegner 
falsche Informationen geben, aber 
die türkische Armee und Regie¬ 
rung machen das der eigenen 
Bevölkerung gegenüber. 

(ÖP, 2.11., ISKU) 


Export von 48 Leopard-Panzern an 
den Nato-Partner Türkei. Der "Leo 
2" wird von der Münchner 
Rüstungsschmiede Krauss-Maffei 
Wegmann produziert. Amnesty 
International und Oxfam kritisier¬ 
ten in Berlin, das türkische Militär 
könne die Kampfpanzer mögli¬ 
cherweise im aktuellen Konflikt im 
türkisch-irakischen Kurdengebiet 
einsetzen. (FR, 8.11., ISKU) 

Munzur-Ausstellung 
von Nun Aslan 

Der kurdische Maler Nuri Aslan 
protestiert in Hamburg mit einer 
Ausstellung "Munzur e mawo" 
(der Munzur gehört uns) gegen 
ein im Munzur-Tal in Dersim 
geplantes Staudammprojekt. Die 
Galerie Enlil (EppendorferWegö) 
zeigt die Bilder während des 
gesamten November. Weiteres 
unter: www.galerie-enlil.de. 

(ÖP, 31.10., ISKU) 

EU-Kommission legt Bericht 
über Türkei vor 

Die EU-Kommission geht mit dem 
Beitrittskandidaten Türkei beim 
Thema Menschenrechte hart ins 
Gericht. "Die Umsetzung von 
Reformen hat sich seit 2005 ver¬ 
langsamt", heißt es in dem von 
Erweiterungskommissar Olli 
Rehn vorgelegten Bericht über die 
EU-Beitrittskandidaten. "Die Tür¬ 
kei muss den Schwung der politi¬ 
schen Reformen erneuern." 
Besonders Einschränkungen bei 
der Meinungsfreiheit werden 
scharf kritisiert. "Es ist einfach 
nicht akzeptabel, dass in einer 
europäischen Demokratie Schrift¬ 
steller, Journalisten oder andere 
Bürger verfolgt werden, wenn sie 
kritisch, aber gewaltfrei ihre Mei¬ 
nung äußern", sagte Rehn. In dem 
Bericht werden auch mehr Rechte 
für die kurdische Minderheit in 
der Türkei gefordert. "Im Südo¬ 
sten muss die Türkei solche Bedin¬ 
gungen schaffen, dass die über¬ 
wiegend kurdische Bevölkerung 
in den Genuss voller Rechte und 
Freiheiten kommt", heißt es in 
dem Bericht. (n-tv, 6.11., ISKU) 
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Erklärung des Präsidiums des Exekutivrats der KCK 

„Das Problem friedlich lösen“ 


Die Staaten der Region betreiben 
gegenüber Kurdistan noch immer 
eine starre Politik der Verleug¬ 
nung. Am weitestgehenden wird 
diese Politik der Verleugnung und 
Vernichtung in Nordkurdistan 
betrieben, das unter türkischer 
Herrschaft steht. Dort erkennt der 
türkische Kolonialismus die Exi¬ 
stenz und die Identität des kurdi¬ 
schen Volkes nicht an. Der türki¬ 
sche Staat will in Nordkurdistan 
durch Massaker und eine forcierte 
Assimilationspolitik das kurdische 
Volk zwangstürkisieren und seine 
Existenz aus der Geschichte tilgen. 
Im Kampf gegen diese Politik hat 
unsere Bewegung in dreißig Jah¬ 
ren eine bedeutende nationale und 
gesellschaftliche Entwicklung her¬ 
vorgebracht, dem Willen des kur¬ 
dischen Volkes zum Durchbruch 
verholten und so die Sinnlosigkeit 
und Erfolglosigkeit dieser Politik 
bewiesen. 

Die Regierung der Republik Tür¬ 
kei behauptet uns und internatio¬ 
nalen Kräften gegenüber stets, 
dass sie mittels verschiedener offi¬ 
zieller Institutionen das Problem 
lösen wolle, aber die Gefechte ein 
Hindernis darstellten. Für eine 
Lösung sei es nötig, dass wir die 
Waffen niederlegen oder unsere 
Kräfte aus dem Territorium der 
Türkei zurückziehen. Der türki¬ 
sche Staat greift zu einem solchen 
Manöver, weil er verstanden hat, 
dass er die Verleugnungspolitik 
mit den alten Methoden nicht län¬ 
ger fortsetzen kann und dass die 
kurdische Frage mittlerweile auf 
eine Lösung drängt. 

Doch es ist deutlich, dass diese 
Politik nicht bezweckt, das Pro¬ 
blem zu lösen, sondern die kurdi¬ 
sche Befreiungsbewegung zu liqui¬ 
dieren um die Vemichtungspolitik 
auf eine bleibende Grundlage zu 
stellen. Die Strategie, die der türki¬ 
sche Staat zu entwickeln versucht, 
beinhaltet für Nordkurdistan eine 
nachhaltige Verleugnung und Ver¬ 
nichtung und in einem zweiten 
Schritt die Liquidierung der Errun¬ 
genschaften in Südkurdistan. Die 
Eingliederung von Kirkuk in das 
kurdische Föderationsgebiet zu 
verhindern, bildet den Grundstein 
der Politik gegenüber Südkurdis¬ 
tan. Offensichtlich wird diese Poli¬ 
tik von Repressionen des koloniali- 
stischen türkischen Staates gegen 
die Bevölkerung und intensiven 
Militäroperationen begleitet. 
Angesichts dieser Politik und die¬ 
ser Angriffe des türkischen Staates 
hat eine Reihe von nationalen und 
internationalen Kräften unsere 
Bewegung aufgerufen, einen Waf¬ 
fenstillstand zu erklären oder die 
Waffen niederzulegen. 


Wir als Bewegung haben eine Stra¬ 
tegie akzeptiert, die eine Lösung 
nicht mit gewalttätigen, sondern 
mit friedlichen Methoden vorsieht 
Nach dem Aufruf Abdullah Öca- 
lans vom 2. August 1999, den 
bewaffneten Kampf zu beenden, 
hat der 7. Kongress der PKK im 
Januar 2000 dies in einem 
Beschluss bestätigt. Unsere Bewe¬ 
gung begann dann einen Prozess 
der friedlichen, demokratischen 
Lösung, durch den die vorhande¬ 
nen Guerillakräfte auf eine Lösung 
hin ausgerichtet wurden. Entspre¬ 
chend unserem Strategieverständ¬ 
nis sollten die Guerillakräfte in 
einer Position der legitimen Selbst¬ 
verteidigung verbleiben. Jedoch 
unternahm die türkische Armee ab 
2003 Angriffe auf die sich in der 
Position der legitimen Selbstvertei¬ 
digung befindenden Guerillakräfte. 
Daher begann nach einem Zei¬ 
traum von vier Jahren ohne militä 
rische Auseinandersetzungen 
erneut eine Phase mit Gefechten. 
Dem Aufruf einer Reihe nationaler 
und internationaler Kräfte folgend, 
erklärte unsere Bewegung dann 
mit Geltung ab dem 1. Oktober 
2006 einen unbefristeten Waffen¬ 
stillstand. Dieser erklärte Waffen¬ 
stillstand wurde von unserer Seite 
noch nicht aufgehoben. Doch 
wegen der immer intensiveren 
Angriffe der türkischen Armee 
besteht keine Waffenstillstandssi¬ 
tuation mehr. Natürlich tritt dieser 
Waffenstillstand sofort wieder in 
Kraft, sobald die Angriffe des türki¬ 
schen Staates aufhören. 

Wir als kurdische Seite wollen das 
Problem mit friedlichen Mitteln 
lösen. Aber der türkische Staat 
akzeptiert das nicht und intensi¬ 
viert ständig seine Angriffe, um 
alle national-demokratischen Dy¬ 
namiken unseres Volkes zu liqui¬ 
dieren und dessen Willen zu bre¬ 
chen. Zur Stunde führt eine Mili¬ 
tärmacht von 200.000 Soldaten in 
Nordkurdistan in Gebieten wie 
Dersim, Bingöl, Amed, Sirnak, 
Siirt, Van und Hakkari intensive 
Militäroperationen durch. Unsere 
Kräfte bemühen sich, Gefechten so 
gut es geht auszuweichen. Trotz¬ 
dem kommt es zu Verlusten an 
Menschenleben. Im Zusammen¬ 
hang mit diesen Verlusten entste¬ 
hen durch die Hetze gewisser ras¬ 
sistischer Kreise Spannungen zwi¬ 
schen der kurdischen und der tür¬ 
kischen Gesellschaft. 
Offensichtlich reichen einseitige 
friedliche Bemühungen und Waf¬ 
fenstillstände nicht aus, um die 
gewünschte gefechtsfreie Atmo¬ 
sphäre herbeizuführen. Um eine 
solche Atmosphäre zu schaffen, 
muss vor allem die türkische 


Armee ihre Angriffe stoppen. 
Daher müssen alle Kräfte, die 
unsere Bewegung zum Niederle¬ 
gen der Waffen auffordem, sich 
zuerst um die Schaffung eines nöti¬ 
gen Rahmens dafür bemühen. Es 
trägt nicht zur Lösung eines so gra¬ 
vierenden Problems wie der kurdi¬ 
schen Frage bei, wenn man von 
einem einseitigen Niederlegen der 
Waffen redet, ohne irgendeine 
Anstrengung dafür zu unterneh¬ 
men und ohne die Grundlagen 
dafür zu schaffen. Vor allem in 
einer Situation, in der der türki¬ 
sche Staat gegen die kurdische 
Freiheitsbewegung einen Vemich- 
tungsfeldzug erklärt hat, bedeutet 
der Aufruf zum Niederlegen der 
Waffen einen Aufruf zum Selbst¬ 
mord, zur Selbstvernichtung. Ein 
solches Ersuchen an die kurdi¬ 
schen Befreiungskräfte heranzu¬ 
tragen, während diese Angriffe 
stattfinden, bedeutet die Liquidie¬ 
rung der kurdischen Dynamiken 
für Befreiung. Außerdem ist es 
eine Verdrehung der Tatsachen, zu 
behaupten, der Widerstand der 
kurdischen Freiheitskämpfer und 
Freiheitskämpferinnen gegen die 
brutalen Angriffe der türkischen 
Armee sei zum Schaden des kurdi¬ 
schen Volkes. Die Rolle dieses 
Widerstands für die demokrati¬ 
schen Errungenschaften unseres 
Volkes im Norden und im Süden ist 
nicht zu leugnen. 

Wir erklären einmal mehr, dass wir 
als Gemeinschaft der Kommunen 
Kurdistan (KCK) bereit und ent¬ 
schlossen sind, für eine friedliche, 
demokratische Lösung der kurdi¬ 
schen Frage in allen Teilen Kurdi¬ 
stans jede Art von Opfer zu brin¬ 
gen und jede Art von Anstrengung 
zu unternehmen. Wir sind offen 
für einen Dialog mit dem Ziel, 
einen Prozess zu beginnnen, in 
dessen Verlauf auf der Basis eines 
politischen Projektes die Waffen 
völlig aus dem Verkehr gezogen 
werden. Sobald die Angriffe auf 
unsere Bewegung aufhören und 
der von uns ausgerufene einseitige 
Waffenstillstand Erwiderung fin¬ 
det, werden wir als kurdische Seite 
ohne jegliches Zögern entschlos¬ 
sen und beharrlich das für die 
Schaffung einer konfliktfreien 
Atmosphäre Nötige unternehmen. 
Doch es muss auch allen klar sein, 
dass wir uns den Kräften gegenü¬ 
ber, die trotz allem das Problem 
mit gewalttätigen Methoden lösen 
wollen, nicht beugen, sondern mit 
voller Entschlossenheit und ohne 
Zögern Widerstand leisten wer¬ 
den. (KCK, 9.11., ISKU) 

Stark gekürzt, die vollständige 
Erklärung ist auf unserer Webseite 
dokumentiert. 


Meldungen 

Militärgericht verhängt 
Nachrichtensperre 

Das mit dem Fall der acht von der 
PKK gefangen genommenen Sol¬ 
daten der türkischen Armee 
befaßte Militärgericht in Wan hat 
nach der Verhaftung der acht 
Betroffenen eine Nachrichten¬ 
sperre verhängt. Bis zum 
Abschluss der Ermittlungen ist es 
den Medien verboten, über das 
Thema zu informieren, Kritik oder 
Kommentare zu äußern. 

(ANF, 12.11., 
DIHA, 11.11., ISKU) 

Polizeiangriff auf "Edi Bese"- 
Kundgebung in Yüksekova 

Eine Kundgebung im Rahmen der 
"Edi Bese"-Kampagne in Yükseko¬ 
va wurde von der Polizei unter 
Einsatz von Gasgranaten, Wasser¬ 
werfern und Schusswaffen ange¬ 
griffen. Daraufhin kam es zu 
gewalttätigen Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen den etwa 200 
Demonstranten und den Sicher¬ 
heitskräften. Dutzende Personen 
wurden festgenommen. 

(ÖP, 12.11., ISKU) 

15.000 bei Kundgebung 
in Nusaybin 

An einer Kundgebung unter dem 
Motto "Frieden und Demokratie" 
in Nusaybin haben sich 15.000 
Menschen beteiligt. Im Vorfeld 
kam es zu Auseinandersetzungen 
mit den Sicherheitskräften, die 
nach Verhandlungen anwesender 
DTP-Abgeordneter mit der Ein¬ 
satzleitung unterbunden werden 
konnten. In Redebeiträgen wurde 
eine friedliche Lösung der kurdi¬ 
schen Frage, die Schließung des 
Sondergefängnisses Imrali, auf 
dem Abdullah Öcalan als einziger 
Gefangener inhaftiert ist, sowie 
die Einstellung aller Militäropera¬ 
tionen gefordert. 

(ÖP, 12.11., ISKU) 

Maxmur unter Druck 

Nach dem Besuch des türkischen 
Ministerpräsidenten Erdogan bei 
US-Präsident Bush hat sich die 
Situation im Flüchtlingslager Max¬ 
mur in Südkurdistan verändert. 
Unterlag die Sicherheitskontrolle 
bisher den UN und der KDP, ist 
sie jetzt irakischen Kräften über¬ 
geben worden. 

Der irakischen Zentralregierung 
unterstehende Sondereinsatzkräf¬ 
te, die in der Umgebung des 
Lagers stationiert worden sind, 
haben drei Kontrollpunkte einge¬ 
richtet. Besuche im Lager sind 
verboten. Um das Lager verlassen 
zu können, wird von den iraki¬ 
schen Sondereinsatzkräften jetzt 
eine mit einem Foto versehene 
Genehmigung gefordert. Die 
Bewohner befürchten Razzien 





Türkischer Angriff im Irak 


Türkische Kampfflugzeuge haben 
in der Nacht zum Dienstag nach 
kurdischen Angaben mehrere 
Orte im Nordirak bombardiert. 
Die Kampfjets hätten drei Dörfer 
unweit der irakischen Grenzstadt 
Zaxo angegriffen, erfuhr die 
Nachrichtenagentur AFP aus kur¬ 
dischen Sicherheitskreisen in der 
nordirakischen Stadt Erbil. Zivili¬ 
sten seien dabei nicht zu Schaden 
gekommen. Außerdem hätten die 
Flugzeuge einen verlassenen 
Grenzposten zerstört. 


Das staatliche Vorgehen in den kur¬ 
dischen Provinzen erinnert zurzeit 
stark an die Zeiten des Ausnahme¬ 
zustandes (OHAL). Insbesondere 
in Simak, Hakkari, Siirt und Der- 
sim sind eine Vielzahl von Kontroll¬ 
punkten eingerichtet worden, an 
denen Ausweise und Fahrzeuge 
geprüft werden. In den Stadtzen¬ 
tren sind Panzer stationiert, die 
Bilanz der Menschenrechtsverlet¬ 
zungen steigt an. Die türkische 
Armee hat den Umfang der Militär¬ 
operationen im Vergleich mit den 
vergangenen Jahren ausgeweitet. 
Die ländliche Umgebung von 
Pimak, Hakkari und Siirt wurde 
zum militärischen Sperrgebiet 
erklärt. 

Auf dem Weg von Arned bis zu den 
Munzurquellen in Dersim müssen 
Reisende durch neun Kontroll¬ 
punkte. An einigen wird genau 


Nach Angaben von Aysan Celik 
haben Nachrichtendienstler des 
Innenministeriums NRW ver¬ 
sucht, sie als Spitzel anzuwerben. 
Aysan Celik ist die Tochter von 
Haci Celik, der sich in der zweiten 
Friedensgruppe befand, die nach 
1999 in die Türkei geschickt 
wurde. 

Aysan Celik lebt in Düsseldorf 
und arbeitet in dem Projekt 
"Sonne Mesopotamiens", mit dem 
die Angehörigen von Gefallenen 
im kurdischen Befreiungskampf 
unterstützt werden. Seit einigen 
Wochen wird sie von Nachrichten¬ 
dienstlern belästigt: "Ich fand eine 
Notiz in meinem Briefkasten, von 
einer Frau namens Monther Eve- 
lin. Darin stand, dass sie im 
Namen des Innenministeriums 
schreibe und mit mir sprechen 
wolle. Eine Telefonnummer war 
auch dabei. Ich rief an und sie 
sagte, sie wolle mit mir über die 
Yeziden sprechen. Ich dachte an 


Die türkischen Fernsehsender 
CNN-Türk und NTV hatten zuvor 
berichtet, die Kampfflugzeuge hät¬ 
ten eine verlassene Polizeiwache 
einige Kilometer innerhalb des ira¬ 
kischen Territoriums beschossen. 
In den betroffenen Gebieten sei die 
PKK aktiv, hieß es in Erbil. 
Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan habe am Montagabend 
erklärt, der Tag einer Militäraktion 
jenseits der Grenze rücke näher, 
sagte ein Abgeordneter am 
Dienstag. 


notiert, welche Lebensmittel in wel¬ 
cher Menge wohin gebracht wer¬ 
den. Für die Hochalm in Pülümür 
braucht man eine Sondergenehmi¬ 
gung, ebenso in Hozat für das Holz¬ 
sammeln im eigenen Wald. 

Die Straße zwischen Wan und Hak¬ 
kari ist mit fünf Kontrollpunkten 
versehen. Im Kreis Cukurca sind 
Zehntausende Soldaten stationiert, 
mehr als dort Zivilisten leben. 
Nachts ist ständig das Artilleriefeu¬ 
er zu hören, nicht Ansässigen ist 
der Zugang verboten. In Hakkari 
wird das Stadtzentrum ununterbro¬ 
chen mit Wärmebildkameras 
observiert und die Telefonleitun¬ 
gen sind immer wieder unterbro¬ 
chen. 

In Bingöl werden Zivilisten zum 
Transport von Soldaten und militä¬ 
rischen Gütern aufgefordert. Die 
Einbeziehung von Zivilisten in sol¬ 


ein normales Informationsge¬ 
spräch, weil sie ja schließlich vom 
Innenministerium kam." 

Die Frau habe außerdem gesagt, 
anstelle ihres Büros im Innenmi¬ 
nisterium sei es besser, sich in 
einem Cafe zu treffen. "Sie sagte, 
sie käme alleine, aber es war noch 
ein Mann namens Ulrich dabei. 
Während der Unterhaltung frag¬ 
ten sie, ob ich als Yezidin vor den 
anderen Religionen Angst habe, 
wo meine Familie sei, was diese 
mache usw. Beim ersten Treffen 
haben wir uns fast zwei Stunden 
unterhalten. Sie sagten, ich hätte 
hier in meinem Namen eine 
Demonstration organisiert, darü¬ 
ber wollten sie ein wenig reden. 
Ich sagte, dass das nicht stimme. 
Daraufhin fragten sie, wie die 
Beziehungen zwischen hier leben¬ 
den Kurden und Türken sei, wann 
das Projekt "Sonne Mesopota¬ 
miens" gegründet worden sei, was 
dort für eine Arbeit gemacht 


Der irakische Oberst Hussein 
Tamir berichtete, die Luftangriffe 
am frühen Morgen hätten verlas¬ 
senen Dörfern in der Nähe von 
Zaxo gegolten, Opfer habe es 
nicht gegeben. "Das sind nur ver¬ 
lassene Dörfer, die PKK hat keine 
Kämpfer dort", sagte Tamir der 
Nachrichtenagentur AP. Ein PKK- 
Sprecher bestätigte dies. Zuvor 
hatte es in der Türkei geheißen, 
PKK-Kämpfer hätten an der Gren¬ 
ze verlassene Posten besetzt. 

(jW, 14.11., ISKU) 


che Aufgaben ist nur im Falle einer 
offiziellen Mobilmachung vorgese¬ 
hen. Dennoch sind in Karliova aus 
sieben Dörfern 22 Kleinbusse und 
mehrere Transporter von der Jand- 
arma beansprucht worden. Im 
Kreis Gene werden Dorfbewohner 
unter Druck gesetzt, um als Dorf¬ 
schützer tätig zu werden. 

In der Provinz Simak befinden sich 
insgesamt 17 Kontrollpunkte. Tags¬ 
über hören die Truppentransporte 
nicht auf, nachts die Schüsse. 
Ununterbrochen fliegen Kriegs¬ 
flugzeuge. 

In Amed hat die Polizei für zwei 
Wochen die Genehmigung erhal¬ 
ten, ohne staatsanwaltschaftliche 
Anweisung Personen, Autos, 
Arbeitsplätze und Wohnungen zu 
durchsuchen. Die Genehmigung 
wird jeweils für eine Woche verlän¬ 
gert (ÖP, 10.11., ISKU) 

im Süden 

dische Regierungschef Necirvan 
Barzani erklärt man werde "Maß¬ 
nahmen gegen die PKK" treffen. 
Danach wurden die legale Arbeit 
leistenden PCDK-Büros in Südkur¬ 
distan geschlossen, die Kontrollen 
im Flüchtlingslager Maxmur sowie 
im Flughafen in Hewler verschärft. 

(ÖP, 13.11, ISKU) 


werde und was die Yeziden hier 
machten. Ich sagte, dass es hier 
yezidische Einrichtungen gebe 
und sie mit denen sprechen soll¬ 
ten, ich würde ihnen darüber 
keine Informationen geben. Sie 
beharrten darauf, dass sie mit mir 
sprechen wollten und von mir 
Hilfe erwarteten." 

Nach diesem Treffen hätten die 
beiden Personen ein weiteres 
Treffen gefordert, sie werde von 
ihrer Wohnung abgeholt. Das sei 
ihr verdächtig vorgekommen, so 
Celik: "Ich habe erst gedacht, 
dass es eine normale Unterhal¬ 
tung wäre, aber weil mir unklar 
war, was sie bezweckten, habe ich 
mich an Azadi gewandt. Ich 
werde mich auch mit meinem 
Anwalt beraten. Wenn sie auf wei¬ 
teren Treffen beharren, werde 
ich den Rechtsweg gehen. Ich 
habe auch Angst, weil sie wissen, 
wo ich wohne." 

(ÖP, 12.11., ISKU) 


und Repression. Es sei bereits vor¬ 
gekommen, dass bewaffnete Mit¬ 
glieder der Sondereinsatzkräfte 
das Lager betreten und von Kin¬ 
dern Informationen gefordert hät¬ 
ten. Das Lager werde isoliert. Die 
kurdische Frage könne jedoch 
lediglich über einen Dialog auf 
friedlichem Weg gelöst werden. 

(ANF, 10.11., ISKU) 

Erscheinungsverbot für 
YedinciGün 

Bereits die zweite Ausgabe der am 
5. November neu erschienenden 
Wochenzeitung YedinciGün hat 
für eine neue Verbotsverfügung 
ausgereicht. Wegen vermeint¬ 
licher "Propaganda für die PKK" 
wurde das Erscheinen der Zeitung 
für zwei Wochen verboten. Her¬ 
ausgeber Hüseyin Aykol bewerte¬ 
te das Verbot als Pressezensur. 
Innerhalb von acht Monaten sind 
sechs Zeitungen der kurdischen 
Presse mit elf vorübergehenden 
Verbotsverfügungen belegt wor¬ 
den. (OP, 13.11, ISKU) 

Peschmerga verhören Dorfbe¬ 
wohner in Kandil 

Der Regierung der Region Kurdi¬ 
stan unterstehende Peschmerga 
haben einige Bewohner von Dör¬ 
fern in den Kandil-Bergen ver¬ 
hört, um Informationen über die 
Guerilla der PKK zu erhalten. Die 
kurdische Regierung hat den Auf¬ 
trag gegeben, herauszufinden, in 
welchen Guerillalagern sich wel¬ 
che PKK-Kommandanten aufhal¬ 
ten. Wie ein Betroffener, der 
anonym bleiben wollte, mitteilte, 
werden Dorfbewohner, die enge 
Beziehungen zu der Guerilla 
unterhalten, von den Peschmerga- 
Kräften bedroht, der PKK keine 
Unterstützung und vor allem 
keine Lebensmittel zukommen zu 
lassen. Einige seien an Peschmer- 
ga-Kontrollpunkten angehalten 
und zum Verhör auf einen Militär¬ 
posten verbracht worden. 

Auch ausländischen Journalisten 
ist per Anweisung der kurdischen 
Regierung jeglicher Besuch in 
den PKK-Gebieten verboten wor¬ 
den. (ANF, 14.11., ISKU) 
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Wie im Ausnahmezustand 


Lebensmittelembargo 


In Südkurdistan sind Dörfer mit 
einem Lebensmittelembargo be¬ 
legt worden. Mit der Begründung 
"Unterstützung der PKK" wird 
ihnen verboten, mehr als den 
Tagesbedarf einer Familie an 
Lebensmitteln zu transportieren. 
Damit ist wieder einmal die Zivilbe¬ 
völkerung von angeblichen Maß¬ 


nahmen gegen die PKK getroffen. 
Jahrelang hat die Türkei diese 
Maßnahme in Nordkurdistan ange¬ 
wendet, jetzt sind Dörfer in Kandil 
betroffen. 

Das Lebensmittelembargo ist ein 
Resultat des Erdogan-Bush-Gipfels 
am 5. November in Washington, hn 
Anschluss daran hatte der südkur¬ 
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Verbotsverfahren gegen die DTP 


In der Türkei droht eine neue Eska¬ 
lation in der Auseinandersetzung 
zwischen dem Staat und der kurdi¬ 
schen Minderheit. Die General¬ 
staatsanwaltschaft in Ankara bean¬ 
tragte am Freitag beim Verfas¬ 
sungsgericht das Verbot der Kur¬ 
denpartei DTP, die mit 20 Abgeord¬ 
neten im türkischen Parlament ver¬ 
treten ist Der Partei wird eine enge 
Verbindung zur PKK vorgeworfen. 
Kurz vor Bekanntwerden des Ver¬ 
botsantrages hatte sich Minister¬ 
präsident Recep Tayyip Erdogan 
noch ausdrücklich dagegen ausge¬ 
sprochen, die DTP auszugrenzen. 
Dies würde nur zu einer Radikali¬ 
sierung beitragen. 

Streit um Einstufung der PKK 
als Terrororganisation 

Generalstaatsanwalt Abdurrahman 
Yalcinkaya wies in seinem Verbots¬ 
antrag ausdrücklich auf die Weige¬ 
rung der DTP hin, die PKK als Ter¬ 
rorgruppe zu bezeichnen. Yalcin- 
kayas Behörde hatte in den vergan¬ 
genen Monaten Material für ein 
Verbotsverfahren gesammelt. 
Dabei wurden Reden von DTP-Poli- 
tikern und Parteitagsbeschlüsse 
ausgewertet. 

Die DTP habe sich als Unterstützer 
für die PKK betätigt und wende 
sich gegen die Unteilbarkeit des 
türkischen Staates, argumentiert 
der Staatsanwalt in seiner Anklage¬ 
schrift, die er bereits an das Verfas¬ 
sungsgericht schickte. Von der 
DTP wird in den kommenden 
Wochen eine Verteidigungsschrift 
angefordert. Für ein Parteiverbot 
sind die Stimmen von mindestens 
sieben der elf Verfassungsrichter 
erforderlich. 

Staatsanwaltschaft fordert Poli¬ 
tikverbot für 150.000 DTP'ler 

Der Generalstaatsanwalt hat im 
Verbotsverfahren gegen die DTP 
nicht nur gegen 221 Führungskräf¬ 
te der DTP, sondern gegen alle 
registrierten Mitglieder der Partei 
ein fünfjähriges politisches Betäti¬ 
gungsverbot beantragt. Wenn das 
Verfassungsgericht die staatsan- 
waltschaftliche Forderung an¬ 
nimmt, dürfen die ca. 150 000 DTP- 
Mitglieder weder Mitglied einer 
anderen Partei werden noch bis 
zum Abschluss des Prozesses bei 
Wahlen als unabhängige Kandida¬ 
ten kandidieren. 

In der Begründung Yalcinkayas 
werden neben Erklärungen von 
221 Führungskräften der DTP und 
Auszügen aus Gesprächsprotokol¬ 
len von Verteidigergesprächen 
Abdullah Öcalans auch ein von 
einem DTP-Provinzverbandsvorsit- 
zenden auf kurdisch geschriebener 
Brief an Ministerpräsident Erdo¬ 
gan, der Brief aller DTP-Bürger- 


meister an den dänischen Minister¬ 
präsidenten Rasmussen zum 
Thema Roj TV sowie die Rolle 
dreier DTP-Abgeordneter bei der 
Übergabe der acht von der PKK 
gefangenen genommenen Soldaten 
der türkischen Armee aufgeführt. 

MHP: Immunität aufheben 

Die rechtsradikale MHP brachte 
einen Gesetzentwurf im Parlament 
ein, der vorsieht, automatisch die 
Immunität eines Abgeordneten 
aufzuheben, wenn dieser gegen 
die Einheit des Landes agiert. 

Der Gesetzentwurf zielt auf die 20 
Abgeordneten der DTP, denen 
MHP-Chef Devlet Bahceli vor¬ 
wirft, sie nutzten ihren Status als 
Schild, hinter dem sie an ihren 
"separatistischen Zielen" arbeiten. 
Für die regierende AKP wies 
deren stellvertretender Vorsitzen¬ 
der Mehmet Firat den Entwurf 
zwar zunächst zurück, doch die 
Rechtsradikalen und Ultranationa¬ 
listen werden es nicht dabei belas¬ 
sen. Gegen Parlamentarierinnen, 
unter ihnen Aysel Tugluk, hat eine 
Vereinigung der "Angehörigen 
von Märtyrern", also Angehörige 
gefallener Soldaten, eine Klage 
und einen Antrag zur Aufhebung 
der Immunität eingereicht, weil 
diese angeblich offen mit der PKK 
Zusammenarbeiten würden. 

Die Klage stützt sich auf die Rolle, 
die drei Abgeordnete bei der 
Befreiung von acht Soldaten, die 
die PKK gefangen genommen 
hatte, spielten. Sie sollen sich 
dabei als Vertraute der PKK-Füh- 
rer geoutet haben, die in Abspra¬ 
che mit der PKK die Rückkehr der 
Soldaten zu einem Propagandaer¬ 
folg für sich machen wollten. Mit 
verantwortlich für diese Klagen ist 
ein Film, den die PKK bei der 
Übergabe der Gefangenen 
gedreht hatte und der jetzt im 
Fernsehen zu sehen ist. Darin 
sieht man, wie Tugluk ein Papier 
für die PKK unterschreibt und die 
Soldaten sich herzlich von ihren 
Bewachern verabschieden. 

DTP: Justizskandal 

Die DTP bezeichnete auf einer 
umgehend einberufenen Presse¬ 
konferenz in der Parteizentrale in 
Ankara das Verfahren gegen sie als 
einen Justizskandal. Nurettin 
Demirtas von der Doppelspitze der 
Parteiführung verwies darauf, dass 
bisher gegen alle Parteien, die sich 
für eine demokratische Lösung der 
kurdischen Frage eingesetzt 
haben, ein Verbotsverfahren 
geführt worden sei.. "Die Verfah¬ 
ren gegen HEP, ÖZDEP, DEP, 
HADEP endeten mit einer Auflö¬ 
sungsverfügung und die Auflö¬ 
sung der DEP im Jahre 1994 führ¬ 


te zum Mandatsverlust der damali¬ 
gen Abgeordneten." Das Verfah¬ 
ren gegen die DEHAP dauere seit 
vier Jahren an. Vor dem Europäi¬ 
schen Gerichtshof für Menschen¬ 
rechte sei die Türkei aufgrund die¬ 
ser Auflösungsprozesse wegen 
Verletzung der Meinungs- und 
Organisierungsfreiheit verurteilt 
worden. 

Das Verbotsverfahren gegen die 
DTP sei keine Überraschung, so 
Demirtas. "Die vor der Kulisse der 
momentanen politischen Konjunk¬ 
tur stattfindende Lynchkampagne, 
die gegen unsere Partei gerichte¬ 
ten Angriffe richten sich auch 
gegen unsere Rechtsfähigkeit. Als 
DTP werden wir uns weiterhin für 
ein Schweigen der Waffen und eine 
friedliche Lösung der kurdischen 
Frage einsetzen." 

Besonders skandalös sei die 
Anordnung, dass für die Dauer des 
Verbotsverfahrens bereits das poli¬ 
tische Betätigungsverbot für alle 
DTP-Mitglieder gelten solle. Diese 
sei darauf ausgerichtet, auch eine 
Beteiligung an den Kommunal¬ 
wahl im März zu blockieren. 
Fraktionschef Ahmet Türk erklär¬ 
te: "An einem Punkt, an dem das 
Bedürfnis nach Demokratie so 
greifbar ist, in einer Zeit, in der an 
einer zivilen Verfassung gearbeitet 
wird, wird die Botschaft, die mit 
einer möglichen Auflösungsverfü¬ 
gung unserer Partei ausgestrahlt 
wird, die Demokratiekräfte nicht 
zurückdrängen können. Wir müs¬ 
sen endlich einsehen, dass die Tür¬ 
kei an einem Punkt angekommen 
ist, an dem sie ihre Auffassung von 
Demokratie auf den Tisch legen 
muss." 

Auf die Frage nach dem weiteren 
Vorgehen der Partei teilte Türk 
mit: "Es ist ein Verfahren eingelei¬ 
tet, wir werden gemeinsam beob¬ 
achten, welche Dimension die Ent¬ 
wicklungen um diesen Prozess 
herum annehmen. In einer Demo¬ 
kratie gibt es immer Auswege. 
Selbstverständlich ist in unserer 
Politik kein Platz für Hilflosigkeit. 
Wir machen Politik, wir haben eine 
Ideologie, eine Überzeugung. Wir 
werden Wege finden, um diese 
Überzeugung auch zur Sprache 
bringen zu können." 

Deutscher Botschafter "besorgt" 
Der deutsche Botschafter in Anka¬ 
ra Dr. Eckart Cuntz zeigte sich 
"besorgt" angesichts des Verbots¬ 
verfahrens. Die DTP-Abgeordne- 
ten seien demokratisch gewählt 
worden und man verfolge mit gro¬ 
ßer Sorge jede Initiative in der Tür¬ 
kei, die sich gegen die Betätigungs¬ 
freiheit politischer Parteien richte¬ 
te. (ANF, taz, St, 
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Meldungen 

PKK-Brief der türkischen Bot¬ 
schaft an russische Medien 

Die türkische Botschaft in 
Moskau hat in einem Brief an rus¬ 
sische Zeitungen gefordert, die 
PKK nicht als Militante, Freiheits¬ 
oder Widerstandskämpfer, son¬ 
dern als Terroristen zu bezeich¬ 
nen. In dem vom Pressesprecher 
der Botschaft Emel Özgür Unter¬ 
zeichneten Brief heißt es, der 
Kampf der PKK werde auch von 
den USA und der EU verurteilt 
und diese sei in der Terrorliste 
dieser Länder aufgeführt. 
Öffentlich machte diesen Vorgang 
die Zeitung "Moskau Nachrich¬ 
ten", die den Brief abdruckte und 
als Angriff auf die Pressefreiheit 
kritisierte. 64 NF, 19.11., ISKU) 

34 kurdische Studierende in 
Mugla festgenommen 

Nach tagelang andauernden Span¬ 
nungen zwischen kurdischen und 
faschistischen Studierenden in 
Mugla ist es zu massiven Angrif¬ 
fen gekommen. Vergangenen 
Freitag wurde eine Wohngemein¬ 
schaft von sechs kurdischen Stu¬ 
dierenden mit Steinen und Knüp¬ 
peln angegriffen. Es kam zu 
erheblichem Sachschaden. Dar¬ 
aufhin setzte sich auch die Polizei 
in Bewegung und nahm in einem 
Cafe 34 kurdische Studierende 
fest. Eine Begründung ist bisher 
nicht bekannt. 

(ÖG, 17.11., ISKU) 

Haftbefehl wegen 
You-Tube-Video 
In Amed ist der 17-jährige I.O. 
wegen eines aus dem Internet her¬ 
untergeladenen Fotos von einer 
Newroz-Feier zusammengestell¬ 
ten Videos wegen "Werbens für 
eine illegale Organisation" verhaf¬ 
tet worden. Polizeiexperten hatten 
zurückverfolgen können, dass das 
Video am Computer des Jugend¬ 
lichen erstellt worden war, worauf¬ 
hin eine Razzia in der Familien¬ 
wohnung durchgeführt wurde. 
I.O. und sein Vater wurden dabei 
festgenommen, der zuständige 
Richter sprach Haftbefehl gegen 
den Minderjährigen aus. 

(OP, 17.11., ISKU) 

Talabani: Türkischer Luftan¬ 
griff so gut wie sicher 

Gegenüber der kuwaitischen 
Nachrichtenagentur "Kuna" hat 
der irakische Staatspräsident Celal 
Talabani erklärt, ein türkischer 
Luftangriff auf die "PKK-Basen" in 
Südkurdistan sei so gut wie sicher. 
Dieser würde allerdings begrenzt 
bleiben und somit die Beziehun¬ 
gen zwischen dem Irak und der 
Türkei oder den Kurden und der 
Türkei nicht beeinflussen. Man 
habe die PKK aufgefordert, die 





Nordirakische Kurden gehen gegen PKK vor 

"Türken sind unsere Brüder" 


Die Einzelheiten zu "gemeinsa¬ 
men Schritten gegen den PKK- 
Terror", die bei dem Treffen des 
türkischen Ministerpräsidenten 
Tayyip Erdogan mit ÜS-Präsident 
George W. Bush am 5. November 
vereinbart worden sind, zeichnen 
sich immer deutlicher ab. Um "die 
nordirakische Bevölkerung und 
die Türkei vor der PKK zu schüt¬ 
zen", habe man beschlossen, alle 
Zufahrtswege in das Kandil-Gebir- 
ge, des Rückzugsgebiets der Gue¬ 
rilla, streng zu kontrollieren, 
erklärte Fuat Hüseyin, ein Spre¬ 
cher der Autonomieregion. Ziel 
sei es, der Guerilla den Nach¬ 
schub abzuschneiden. Auch alle 
Büros der PKK würden geschlos¬ 
sen, die Flughäfen der Region 
überwacht, Unterstützer festge¬ 
nommen. Weitere Maßnahmen 
sollten in Kürze folgen, hieß es am 
Dienstag. "Denn die Türken sind 
unsere Brüder", versuchte sich 
Ömer Fetah, Stellvertreter des 
nordirakischen Premierministers, 
in einer Rechtfertigung des plötz¬ 
lichen Sinneswandels. "Wir 
machen gegen die PKK, was wir 
können. Und wir werden unsere 
Anstrengungen noch weiter ver¬ 
stärken." Inzwischen ist sogar von 

Angriffe 

Eine von der DTP in Van organi¬ 
sierte Antikriegsdemonstration ist 
durch polizeiliche Intervention 
zum Schauplatz stundenlang 
andauernder gewalttätiger Ausein¬ 
andersetzungen geworden. Die 
Sicherheitskräfte - neben der Poli¬ 
zei wurden auch Jandarma-Einhei- 
ten eingesetzt - reagierten auf die 
Forderung nach Frieden mit Pan¬ 
zerfahrzeugen, Wasserwerfern 
und Tränengas. Dutzende Perso¬ 
nen wurden festgenommen, weite¬ 
re Dutzende verletzt. Begründet 
wurde der Einsatz der Sicherheits¬ 
kräfte mit dem Zeigen von Abdul- 
lah-Öcalan-Bildem und PKK-Fah- 
nen. Im Anschluss an die Demon¬ 
stration führte die Polizei Razzien 
in mehreren Wohnvierteln durch. 
Es kam zu insgesamt 49 Festnah¬ 
men. 16 Studierende wurde auf 
dem Rückweg von der Demonstra¬ 
tion auf der Straße nach Kars fest- 

Nürnberg: 

Etwa 700 Menschen haben am ver¬ 
gangenen Mittwoch in Nürnberg 
friedlich gegen die geplante Inva¬ 
sion der türkischen Armee in Ira- 
kisch-Kurdistan und die antikurdi¬ 
sche Kampagne demonstriert, die 
von nationalistischen Kreisen und 
ihrer Presse mit Unterstützung 
der türkischen Regierung betrie¬ 
ben wird. Organisiert wurde die 
Demonstration von einem breiten 
Bündnis kurdischer, türkischer 
und deutscher Vereine, Gruppen 
und Initiativen aus Migrantlnnen- 
organisationen, Linkspartei, Tei¬ 
len der Friedensbewegung, antifa¬ 
schistischen Gruppen, Schülern 
und Schülerinnen. In Berlin Köln 


"Verständnis" für eine türkische 
Militäroperation im Nordirak die 
Rede - wogegen man sich noch 
vor kaum drei Wochen im Ernst¬ 
fall "mit allen Mitteln" zur Wehr 
setzen wollte. 

Es dürfte kaum Zufall sein, daß 
die nordirakischen Kurden ausge¬ 
rechnet jetzt, unmittelbar nach 
dem Gipfel von Washington, einen 
derartigen Richtungswechsel voll¬ 
zogen haben. In vielen türkischen 
Medien wird dies auf den Druck 
zurückgeführt, den Erdogan auf 
US-Präsident Bush ausgeübt habe 
- und den dieser an die kurdische 
Autonomieverwaltung in Hewler 
weitergeleitet habe. Wahrschein¬ 
licher ist aber, daß Ankara in Was¬ 
hington zugesichert hat, auf die 
nordirakischen Bedingungen für 
ein Vorgehen gegen die PKK 
zumindest teilweise einzugehen. 
Eine Anerkennung der kurdi¬ 
schen Autonomieregion, direkte 
Gespräche zwischen Hewler und 
Ankara, gegen die man sich in der 
Türkei bislang vehement ge¬ 
sträubt hat, sowie ein Ende der 
türkischen Bestrebungen, die Sta¬ 
bilität der Kurdenregion im Nord¬ 
irak mit allen Mitteln zu untergra¬ 
ben - so lauten die Forderungen, 


genommen. Die bei Razzien Fest¬ 
genommenen wurden in der Anti¬ 
terrorabteilung der Polizei in Van 
verhört. 

Angesichts der Vorfälle gab die 
DTP eine Erklärung ab, in der sie 
das Verhalten der Sicherheitskräf¬ 
te verurteilte. Zivilpolizisten hätten 
in der Demonstration für Provoka¬ 
tionen gesorgt. Die DTP kündigte 
an, Strafanzeige gegen die beteilig¬ 
ten Polizisten sowie den Polizei¬ 
chef und den Gouverneur der Pro¬ 
vinz Van zu stellen. Weiter wurde 
eine unverzügliche Amtsenthe¬ 
bung des Polizeichefs gefordert. 

Batman sagt "Edi Bes e" 

An einer von der DTP organisier¬ 
ten Kundgebung im Rahmen der 
Kampagne "Edi bes e - es reicht!" 
haben am Sonntag 20 000 Men¬ 
schen teilgenommen. Mit großem 
Applaus wurde der Auftritt der ehe- 


und Duisburg hatte es in Folge 
von Demonstrationen der Rechten 
regelrechte Hetzjagden auf Kur¬ 
den gegeben, aber auch in ande¬ 
ren Städten wie Nürnberg waren 
Tausende zusammengekommen 
um für eine Invasion in Irakisch- 
Kurdistan und gegen Kurden zu 
demonstrieren. 

Diesem Versuch, verschiedene 
Bevölkerungsgruppen gegenein¬ 
ander aufzuhetzen, sollte mit der 
Demonstration entgegengearbei¬ 
tet werden. Gekommen sind dann 
auch Kurdinnen aus der Türkei, 
Irak, Iran, türkische Menschen, 
und auch ca. 150 deutsche Teil¬ 
nehmerinnen. 


die in den vergangenen Monaten 
hinter den Kulissen immer wieder 
verbreitet worden sind. 

Auch Erdogans überraschender 
Appell am vergangenen Woche¬ 
nende, die PKK solle die Waffen 
niederlegen und eine politische 
Lösung des Kurdenproblems 
suchen, ist eher an Hewler als an 
die Guerilla gerichtet. Denn daß 
Erdogan, nachdem er wochenlang 
auf Stärke und markige Parolen 
gesetzt hat, plötzlich eine Lösung 
am Verhandlungstisch suchen 
wird, ist kaum ernsthaft zu erwar¬ 
ten - zumal der Appell vor dem 
Hintergrund des am Freitag eröff 
neten Verbotsverfahrens gegen 
die gemäßigte kurdische Partei 
DTP alles andere als überzeugend 
wirkt. Vielmehr dürfte der Aufruf 
eine wohlmeinende Geste gegen¬ 
über Masud Barzani, dem Präsi¬ 
denten der nordirakischen Kur¬ 
denregion, sein. Dieser hat in der 
Vergangenheit immer wieder ein 
türkisches "Friedensangebot" an 
die PKK gefordert. Erst wenn die 
Guerilla eine solche Offerte ableh¬ 
ne, dürfe man von Hewler ein ent¬ 
schlossenes Vorgehen gegen die 
PKK erwarten. 

(jW, 21.11., ISKU) 


maligen DEP-Abgeordneten Leyla 
Zana begrüßt, die in einem Rede¬ 
beitrag zur Einheit unter den Kur¬ 
den aufrief. An die türkischen Poli¬ 
tiker gerichtet sagte Leyla Zana: 
'Wenn Ihr die Grenze überschrei¬ 
ten wollt, dann tut dies nicht mit 
Panzern und Raketen, sondern um 
die Hand zum Frieden zu reichen. 
Das ist es, was wir für die Zukunft 
erwarten. Allen Provokationen 
zum Trotz setzen wir auf Frieden. 
Mit Parteiverboten lässt sich das 
Problem nicht lösen." 

Auch in Batman kam es wie am 
Vortag in Van zu Angriffen der 
Sicherheitskräfte, als sich am 
Anschluss an die Kundgebung ca. 
2000 Menschen unter Parolenru¬ 
fen für Abdullah Öcalan zu einem 
Demonstrationszug formierten. 
Dabei wurden ca. 20 Personen fest¬ 
genommen. 

(ÖG, 18./19.11., ISKU) 


In verschiedenen Redebeiträgen 
wurde über die politischen und 
historischen Hintergründe des 
sog. Kurdenkonflikts, über die 
Rolle und Möglichkeiten der EU 
bzw. der BRD, informiert. Die ver¬ 
schiedenen Redner, vor allem die 
kurdischen und türkischen Vertre¬ 
terinnen, appellierten an die ver¬ 
antwortlichen Kräfte, den Weg 
zum Frieden durch eine Verhand¬ 
lungslösung freizumachen. Als 
eine der Voraussetzungen nannten 
sie die Freilassung des PKK-Vor- 
sitzenden Öcalan und die Aner¬ 
kennung der PKK als Verhand¬ 
lungspartnerin. 

(indy, 17.11., ISKU) 


Waffen niederzulegen oder den 
Irak zu verlassen. 

(ANF, 16.11., ISKU) 
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Termine: 

Internationaler Tag 
gegen Gewalt an Frauen 

Auch in diesem Jahr begehen 
Frauen mit unterschiedlichen 
Aktionen den 25. November, den 
internationalen Tag gegen Gewalt 
an Frauen mit dem Wissen, dass 
Frauen noch immer weltweit 
unterschiedlichen Gewaltformen 
ausgesetzt sind. 

Dortmund: 

Jin jiyane - jiyane nekuje“ 
Frauensolidarität für eine gewalt- 
freie Welt - Demonstration am 
24.11. um 14.00 Uhr - Katharinen¬ 
tor (am Hauptbahnhof) 

Hamburg: 

Nein zu Gewalt an Frauen - für 
Frauensolidarität - Demonstration 
am 24.11. um 14.00 Uhr - Haupt¬ 
bahnhof/ Glockengießerwall 

Informationsveranstaltung 
in Hamburg 

zu den Auswirkungen des Ilisu- 
Staudamm-Projekts und zu den 
Kriegsplänen der Türkei in den 
kurdischen Gebieten 
mit Ercan Ayboga, Vertreter der 
„Inititative zur Rettung Hasan- 
keyfs“ und Tuncay Dogan, Journa¬ 
list von Roj TV 

am 26.11. um 18.30 Uhr - Zone 
(Lichtmeßkino), Gaußstr. 25 

Kundgebung in Hamburg: 
Stoppt den Bau des Ilisu Stau¬ 
dammes! Rettet Hasankeyf! 

Die Kundgebung richtet sich ins¬ 
besondere gegen die Beteiligung 
von Hamburger Sparkasse und 
DEKA-Bank an der Finanzierung 
des Illisu-Projekts. 
am 31.11. von 12.00-14.00 Uhr 
Reesendamm/Ecke Reesenbrük- 
ke (vor der HASPA am Rathaus¬ 
markt) 

NÜ^e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


700 auf Friedensdemo 


auf Friedensdemos 
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Nordirak: Kurdische Behörde verfügt PKK-feindliche Berichterstattung 

Barzanis »Kuhhandel« 


Ein grundsätzlicher Wandel 
zeichnet sich in der Haltung der 
kurdischen Autonomieverwal¬ 
tung im Nordirak gegenüber der 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
ab. Nachdem kürzlich bereits 
angeordnet worden war, den 
logistischen Nachschub der PKK- 
Guerilla im Kandil-Gebirge auf 
nordirakischer Seite abzuschnei¬ 
den und die Büros der Organisa¬ 
tion zu schließen, wurde nun 
auch ein Kurswechsel der regio¬ 
nalen Presse gegenüber der Gue¬ 
rilla veranlasst. 

Der Regierungschef der Autono¬ 
mieregion, Nechirvan Barzani, 
forderte vergangene Woche in 
einer Rede vor rund 200 
Journalisten ultimativ, zukünftig 
»wohlwollende Berichte« über 
die PKK zu unterlassen. Viel¬ 
mehr solle betont werden, dass 
die Guerilla der kurdischen 
Bevölkerung »feindlich« geson¬ 
nen sei und bei Kämpfen mit der 
Guerilla seit 1992 »rund 5000« 
Peschmerga - Soldaten der nord¬ 
irakischen Kurden - ums Leben 


Am 27. November startete die tür¬ 
kische Armee in den Gebieten 
Sehit Remzi und Gen$/Provinz 
Amed (Diayrbakir)eine umfangrei¬ 
che Operation, die immer noch 
andauert Die am 17. November 
begonnene Operation in Gebiet 
Sehit Kendal dauert ebenfalls an. 
Am Abend des 27. November bom¬ 
bardierte die türkische Armee die 
Region Xakurke der Meder- Vertei¬ 
digungsgebiete (Südkurdistan) 
mit Granaten. Bei der Bombardie¬ 
rung erlitt die Guerilla keine Verlu¬ 
ste. 

Am 22. November startete die tür¬ 
kische Armee im Gebiet Sehriban 
/Besta der Provinz Sirnak eine 
Operation. Am selben Tag kam es 
zu Gefechten, zwei Soldaten 
kamen ums Leben, mehrere wur- 


Deutschland hat zwei angeblich 
führende Mitglieder der Arbeiter¬ 
partei Kurdistans (PKK) an die 
Türkei ausgeliefert. Wie das türki¬ 
sche Justizministerium erklärte, 
standen Mehmet I. und Mehmet 
Esref K. bisher auf der Liste von 
176 führenden PKK-Mitgliedern, 
die von der Türkei international 
gesucht werden. Türkische Regie¬ 
rungsvertreter werteten die Ent¬ 
scheidung der deutschen Behör¬ 
den nach Medienberichten als 
Zeichen dafür, dass Europa das 


gekommen seien. Mit Blick auf 
die Türkei, »einem guten Freund 
der Kurden«, wünschte sich 
Barzani von den Journalisten hin¬ 
gegen nunmehr eine »deutlich 
freundlichere« Berichterstattung. 
Die PKK reagierte scharf auf den 
Richtungswechsel des Barzani- 
Regimes. In einer Erklärung 
gegenüber der Nachrichtenagen¬ 
tur ANF hieß es am Freitag, dass 
sich die Autonomieregierung auf 
einen »Kuhhandel« mit Ankara 
und Washington eingelassen 
habe. Vertreter der Guerilla 
warnten vor den Folgen für die 
Stabilität des Nordirak, falls der 
Schulterschluss mit der Türkei 
tatsächlich vollzogen werde. Die 
PKK sei entschlossen, einem 
gemeinsamen Angriff von 
Peschmerga und türkischer 
Armee wie in den neunziger Jah¬ 
ren Widerstand zu leisten. 

In der Türkei gingen unterdessen 
die Bestrebungen, die prokurdi¬ 
sche »Partei der demokratischen 
Gesellschaft« (DTP) aus dem 
Parlament zu vertreiben, mit 


den verletzt. Am Abend endete die 
Operation. 

Gefechte in Amed und Gabar 

Am 17. November startete die 
Armee eine Militäroperation in der 
Region Amed. Bei GomaTiko kam 
es zu Gefechten, dabei kamen drei 
Sodaten ums leben, weitere wur¬ 
den verletzt. 

Am 13. November kam es am Berg 
Gabar der Provinz Sirnak zwischen 
der türkischen Armee und der 
Guerilla zu heftigen Gefechten. 
Dabei kamen 10 Soldaten und ein 
Guerillakämpfer ums Leben. 

Türkische Armee 
bombardierte Süden 

Am 4. November startete die tür¬ 
kische Armee eine Miltäropera- 


PKK-Problem inzwischen ernst 
nehme. Es ist das erste Mal seit 
Jahren, dass hochrangige PKK- 
Mitglieder an die Türkei ausgelie¬ 
fert worden sind. 

Mehmet I. war nach Angaben des 
Ministeriums 1991 an einem 
Überfall im türkischen Südosten 
beteiligt, bei dem acht Menschen 
starben. Nach seiner Festnahme 
in Deutschland sei I. am 19. Sep¬ 
tember in die Türkei gebracht 
worden. Zum Fall Mehmet Esref 
K erklärte das Justizministerium, 


Hochdruck weiter. Am Freitag 
gab das Verfassungsgericht end¬ 
gültig grünes Licht für ein Ver¬ 
botsverfahren gegen die Partei. 
Außerdem wurde die Aufhebung 
der Immunität von drei Abgeord¬ 
neten der DTP beantragt, weil sie 
durch ihr Engagement für die 
Freilassung von acht türkischen 
Gefangenen der PKK »Propagan¬ 
da für eine terroristische Vereini¬ 
gung« betrieben hätten. Auch 
gegen den Parteivorsitzenden 
und eine Stellvertreterin wurde 
am Freitag Anklage erhoben. 

Die »systematische Lynchkam¬ 
pagne« gegen die DTP verurteil¬ 
ten am Sonntag in der kurdischen 
Metropole Diyarbakir mehrere 
zehntausend Menschen. Auf der 
Großkundgebung (siehe Seite 2) 
erklärte die DTP-Abgeordnete 
Gülten Kisanak, dass mit dem 
Verbotsverfahren »nicht nur 
unsere Partei, sondern der politi¬ 
sche Willen des kurdischen Vol¬ 
kes insgesamt zum Schweigen 
gebracht« werden solle. 

(jW, 19.11., ISKU) 


tion zwischen in den Gebieten 
Dargefit und Idil bei der Cehen- 
nem Deresi (Mardin) eine Opera¬ 
tion. Es kam zu Gefechten. Zwei 
Guerillakämpfer kamen ums 
Leben. 

Die Meder Verteidigungs Gebiete 
(Süd Kurdistan) werden seit dem 
23. November von amerikani¬ 
schen U-2 Spionageflugzeuge 
beobachtet. 

Vom 22. bis am 25. November 
wurden das Meder-Verteidigungs 
Gebiet fukurca von den Militär¬ 
stützpunkten Sere Seve und 
Destan (Grenze der Türkei und 
Irak) massiv mit Granaten 
beschossen . Es kam nicht zu Ver¬ 
lusten, jedoch entstand für die 
Zivilbevölkerung Sachschaden. 

(hpg, 23./24.11., ISKU) 


der PKK-Mann sei wegen des Ver¬ 
dachts der Ermordung eines Poli¬ 
zisten ebenfalls seit 1991 gesucht 
worden. 

Sieben Jahre später wurde K. zum 
ersten Mal in Deutschland festge¬ 
nommen - seine Auslieferung an 
die Türkei scheiterte aber an der 
damals noch bestehenden Todes¬ 
strafe. Im März dieses Jahres sei 
K. zum zweiten Mal in Deutsch¬ 
land gefasst und in der vergange¬ 
nen Woche an die Türkei ausgelie¬ 
fert worden. (ya, 29.11., ISKU) 


Meldungen 


Stellungnahme der KCK auf 
neuerliche Forderungen nach 
einem Waffenstillstand 

Sozdar Avesta, Mitglied des Exe¬ 
kutivrates der Vereinigten Ge¬ 
meinschaften Kurdistans (KCK), 
nahm Stellung zu erneuten For¬ 
derungen nach einem Waffenstill¬ 
stand. Avesta wies in ihrer Stel¬ 
lungnahme darauf hin, dass im 
vergangenen Jahr von Seiten der 
USA, von Barzani und Talabani 
sowie Intellektuellen in der Tür¬ 
kei die Forderung nach einem 
Waffenstillstand an die KCK her¬ 
angetragen worden sei. Auch 
habe A. Öcalan sich eingeschaltet 
und die Bewegung dazu aufgeru¬ 
fen, der Forderung folge zu lei¬ 
sten. Die KCK habe sich darauf¬ 
hin mit der Forderung auseinan¬ 
der gesetzt und am 1. Oktober 
2006 den Waffenstillstand ausge¬ 
rufen. Die Entscheidung zum 
Waffenstillstand sei gefallen, weil 
man der Überzeugung gewesen 
sei, diese Kreise seien „aufrich¬ 
tig“ in ihrer Forderung. Man ging 
davon aus, dass diese „der Ver¬ 
antwortung, die sie damit auf sich 
genommen haben, dann auch 
nachkommen würden“. Sie 
erklärte, dass man davon ausge¬ 
gangen sei, dass sich nunmehr 
ein Frieden entwickeln würde. 
Allerdings habe sich anschlie¬ 
ßend erwiesen, dass diese den 
Waffenstillstand zwar gefordert 
haben aber keine Vorschläge zur 
Entwicklung des Friedens vorle¬ 
gen konnten. Auch habe die Tür¬ 
kei von Beginn an dem Waffen¬ 
stillstand die Anerkennung ver¬ 
weigert. Beides habe dann letzt¬ 
lich zum Scheitern des Waffen¬ 
stillstandes geführt. Avesta 
erklärte im Namen der KCK, 
dass „neuerliche Forderungen 
nach einem Waffenstillstand, die 
nicht an konkrete Vorschläge für 
politische Schritte gekoppelt 
sind, sinnlos“ wären. Forderun¬ 
gen nach einem bedingungslosen 
Niederlegen der Waffen hinge¬ 
gen bezeichnete sie als „eine 
Beleidigung des kurdischen Vol¬ 
kes und seines berechtigten 
Kampfes“. Sie wies darauf hin, 
dass wenn es konkrete Vorschlä¬ 
ge zur Lösung der kurdischen 
Frage gäbe, man „immer bereit 
wäre, diese zu diskutieren und in 
Verhandlungen darüber einzutre¬ 
ten.“ 

(ANF28.1L, ISKU) 

Großoffensive irakischer und 
US-Truppen in Kirkuk 

Im Rahmen einer Großoffensive 
im nordirakischen Kirkuk haben 
irakische und US-Streitkräfte 
mindestens 45 mutmaßliche Al- 
Kaida-Kämpfer festgenommen. 


Militärische Auseinandersetzungen 


BRD liefert an Türkei aus 





Großdemo in Amed 


Am Sonntag fand in der kurdi¬ 
schen Metropole Amed (Diyarba- 
kir) eine Großdemonstration 
gegen die Kriegsdrohungen des 
türkischen Staates, die nationali¬ 
stischen Pogrome gegen ver¬ 
meintliche Kurdinnen und die 
polizeiliche Repression gegen die 
kurdische Bewegung statt. 
Mehrere 10.000 Menschen ver¬ 
sammelten sich, die Veranstalter 
sprachen sogar von 100.000 Teil¬ 
nehmerinnen. Obwohl die 
Demonstration vorerst einen 
friedlichen, fast volksfestartigen 
Charakter trug, griffen die türki¬ 
schen Sicherheitskräfte die Kund¬ 
gebung unter 
dem massiven 
Einsatz von Trä¬ 
nengas und 
Schlagstöcken 
an. Viele Perso¬ 
nen wurden ver¬ 
letzt und verhaf¬ 
tet; in türkischer 
Haft droht kurdi¬ 
schen Demons¬ 
tranten Folter, 
oft auch sexuelle 
Misshandlung. 

In den letzten 
Monaten spitzte 
sich der soge¬ 
nannte "Kurden¬ 
konflikt 11 in der 
Türkei, nach 
Jahren der Ent¬ 
spannung von Seiten der kurdi¬ 
schen Nationalbewegung, wieder 
dramatisch zu. Trotz ihres Rück¬ 
zugs aus dem türkischen Teil Kur¬ 
distans und mehrfachen einseiti¬ 
gen Waffenstillständen wird die 
kurdische Guerilla HPG seit 
Anfang des Jahres 2007 wieder 
vermehrt von der türkischen 
Armee angegriffen, bei den 
bewaffneten Auseinandersetzun¬ 
gen starben auf beiden Seiten - 
vor allem aber in den Reihendes 
türkischen Militärs - Dutzende 
Menschen. Diese Verluste werden 
vom türkischen Staat und den 
Medien gezielt benutzt, um eine 
nationalistische antikurdische 
Hetzstimmung in der Bevölke¬ 


rung heraufzubeschwören. So 
wurden bei landesweiten Pogro¬ 
men im Oktober kurdische Ein¬ 
richtungen von faschistischen 
Gruppierungen angegriffen und 
mehrere vermeintliche Kurden 
gelyncht. An der türkisch-iraki¬ 
schen Grenzen stehen 150.000 
Soldaten und warten darauf, in 
den Nordirak einzumarschieren 
und Stellungen der kurdischen 
Guerilla in den Kandil-Bergen 
anzugreifen, wofür das Parlament 
Anfang Oktober die Zustimmung 
gab. Unterstützt wird der türki¬ 
sche Staat dabei von einem merk¬ 
würdigen Bündnis, zu dem die 


islamische Republik Iran, die 
USA, die Nordirakischen Kurden¬ 
parteien KDP und PUK und die 
Europäische Union unter Füh¬ 
rung Deutschlands gehören. 

Im Nordirak haben die dort herr¬ 
schenden Kurdenparteien KDP 
und PUK auf Druck der USA 
sämtliche PKK-nahen Medien und 
Parteien verbieten lassen, Journa¬ 
listen verhaftet und die Zufahrts¬ 
wege zu den Kandil-Bergen 
absperren lassen. Die Guerilla soll 
vom Lebensmittelnachschub 
abgeschnitten werden. 

In der kurdischen Bevölkerung 
im Nordirak führten diese Maß¬ 
nahmen zu starker Kritik, ein 
"Bruderkrieg" wie Anfang der 


90er Jahre wird befürchtet. Die 
militärischen Drohungen der Tür¬ 
kei wird flankiert von einer 
Repressionswelle gegen demokra¬ 
tische kurdische Organisationen 
in der Türkei selbst. 

So soll die pro-kurdische Partei 
DTP, die im Parlament sitzt, 
wegen "Seperatismus" und "Kon¬ 
takten zur PKK" verboten werden. 
Sie wäre die x-te demokratische 
kurdische Partei, die seit Ende 
der faschistischen Militärherr¬ 
schaft Ende der 80er Jahre in der 
angeblich demokratischen Türkei 
verboten wird. 

Gleichzeitig denkt die Türkei dar¬ 
über nach, die 
bisher streng ver¬ 
botenen Buchsta¬ 
ben W, X und Q 
zu legalisieren. 
Diese Buchsta¬ 
ben kommen im 
Türkischen nicht 
vor, dafür im Kur¬ 
dischen. Sie zu 
verwenden steht 
unter Strafe. Die 
kurdische Bevöl¬ 
kerung ist eben¬ 
falls besorgt, weil 
es ernsthafte Hin¬ 
weise gibt, dass 
der auf der 
Gefängnissinsel 
Imrali inhaftierte 
PKK-Vorsitzende 
Abdullah Öcalan von der türki¬ 
sche Regierung gezielt vergiftet 
wird. In Haarproben Öcalans 
haben unabhänige niederländi¬ 
sche Labore erhöhte Bleiwerte 
gefunden. Eine unabhänige Unter¬ 
suchung der EU wird gefordert. 
Alles in allem lässt sich sagen, 
dass die Lage in der Türkei und 
dem Nordirak für die fortschrittli¬ 
che kurdische Bewegung sehr 
schwierig ist. Es bedarf internatio¬ 
naler Solidarität und einem massi¬ 
ven Druck auf die EU und die 
USA um die türkische Vernich- 
tungs und Verleugnungspolitik 
gegen die kurdische Bewegung 
zu stoppen. 

(indy, 25.11., ISKU) 


Mehr als 3500 irakische Soldaten, 
unterstützt von hunderten US- 
Truppen, seien an der Offensive 
beteiligt gewesen, teilte die Poli¬ 
zei am Samstag mit. Auch in 
Hawija westlich von Kirkuk habe 
es mehrere Razzien gegeben. 

In der Region suchen nach Infor¬ 
mationen der US-Armee viele Al- 
Kaida-Mitglieder Unterschlupf, 
die in den vergangenen Monaten 
aus den sunnitischen Vierteln 
Bagdads vertrieben wurden. 
Anfang November hatten iraki¬ 
sche und US-Truppen eine 
gemeinsame Großoffensive 
gegen die Anhänger des Terror¬ 
netzwerks in den Provinzen Kir¬ 
kuk, Diyala, Ninive und Salahed- 
din gestartet. (DS, 24.11., ISKU) 


Quellen: 

ANF Firat 

N achrichtenagentur 
indy de.indymedia.org 

jW junge Welt 

DS Der Standard 


Termine: 

Bundesweiter Protest gegen 
DekaBank und Sparkassen 
wegen Beteiligung an türki¬ 
schem Ilisu-Staudamm 

Freitag, 30.11., 11.30 - 13.30 Uhr 


Berlin 

Friedrichstr. 148 (Nähe Bhf. Frie- 
drichstr.) 

Hamburg 

Haspa-Zentrale vor dem Rathaus¬ 
markt, Reesendamm/Ecke Ree- 
senbrücke (12.00-14.00 Uhr) 

Bremen 

Sparkasse am Brill 

Hannover 

Karmarsch 47, 30159 Hannover 

Düsseldorf 

Berliner Allee / Benrather Straße 

Aachen 

Sparkassenfiliale in 
der Innenstadt 

Köln 

Neumarkt ld 

Bonn 

Friedensplatz 1-3 
Frankfurt am Main 
Filiale Stadtmitte, Zeil 65-69 

Stuttgart 

Filiale BW-Bank, Königstr. 3 

München 

Tal/Ecke Sparkassenstr. 2 


NÜ^e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Bundesweiter Protest gegen 
Sparkassen und DekaBank 


Am heutigen Freitag finden in zehn 
Städten Proteste vor Sparkassen 
und DekaBank Filialen statt. Nicht¬ 
regierungsorganisationen und kur¬ 
dische Initiativen wenden sich 
gegen die Finanzierung des hoch 
umstrittenen Ilisu-Staudamms im 
Südosten der Türkei. Die Deka¬ 
Bank, ein Zentralinstitut der Spar¬ 
kassenorganisation, finanziert den 
Bau des Kraftwerks mit über 100 
Millionen Euro. 

"Mit Finanzhilfe der DekaBank 
werden mehr als 55.000 Menschen 
ihre Existenzgrundlage verlieren, 
das gesamte Ökosystem des Tigris 
einer ökologischen Katastrophe 
ausgesetzt und 12 000 Jahre altes 
Kulturgut zerstört - darunter die 
antike Stadt Hasankeyf", erklärt 


Ercan Ayboga von der Initiative zur 
Rettung von Hasankeyf. 

"Die Kunden der Sparkassen sol¬ 
len wissen, dass mit ihrem Geld die 
Zerstörung von Kulturgut und die 
Vertreibung von Menschen in der 
Türkei finanziert wird. Wir denken 
nicht, dass Sparkassenkunden das 
akzeptieren", sagt Johan Frijns von 
BankTrack. "Schließlich ist nie¬ 
mand gezwungen, sein Geld bei 
der Sparkasse oder in Fonds der 
DekaBank anzulegen." In allen elf 
Städten stehen Gruppen vor den 
Sparkassen und informieren die 
Kunden darüber, wie die Deka¬ 
Bank ihr Geld in der Türkei anlegt. 

"Die DekaBank wirbt mit dem Slo¬ 
gan .Chancen ermöglichen 1 für ihr 
Kultursponsoring", erklärt Heike 


Drillisch von der Umwelt- und Ent¬ 
wicklungsorganisation WEED. "In 
Hasankeyf und Umgebung jedoch 
nimmt sie den Menschen die Chan¬ 
ce, ihre Kulturgüter zu erhalten 
und ihr bisheriges Leben weiter zu 
führen. Widerrechtliche Enteig¬ 
nungen haben bereits begonnen." 
Die Protestkundgebungen finden 
in den folgenden Städten statt: Ber¬ 
lin, Hamburg, Bremen, Hannover, 
Düsseldorf, Köln, Aachen, Bonn, 
Frankfurt, Stuttgart und München. 
Termine und Orte der einzelnen 
Kundgebungen stehen in der rech¬ 
ten Spalte. 

Weitere Infos: www.stopilisu.com, 
www. weed-online. org/ilisu 
www. banktrack. org 
sowie auf den Seiten der ISKU 
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PKK legt erneut 
Lösungsvorschlag vor 


KCK-Exekutivrat und Kongra-Gel- 
Präsidialrat haben eine sieben 
Punkte umfassende Deklaration 
für das Niederlegen der Waffen 
und eine Lösung der kurdischen 
Frage vorgelegt. Darin wird die 
freie Ausübung kurdischer Spra¬ 
che, Kultur und Politik gefordert 
sowie für eine bleibende freiwilli¬ 
ge Einheit das von Abdullah Öca- 
lan entworfene Modell "Demokra¬ 
tisches Autonomes Kurdistan" 
vorgeschlagen. Für die kurdische 
Seite sei eine Lösung im Rahmen 
folgender Punkte möglich: 

1. Anerkennung der kurdischen 
Identität und verfassungsrechtli¬ 
che Garantie für alle Identitäten 
unter der Oberidentität "Türkei" 

2. Ermöglichung der freien Ausü¬ 
bung kurdischer Sprache und Kul¬ 
tur, Anerkennung des Rechts auf 
muttersprachlichen Unterricht, 
Anerkennung des Kurdischen als 
zweite offizielle Sprache neben 
Türkisch in der Region Kurdistan, 
ebenso die Achtung der kulturel¬ 
len Rechte aller Minderheiten 

3. Auf der Basis von Meinungs¬ 
freiheit die Anerkennung des 


Rechts auf freie politische Betäti¬ 
gung und Organisierung: Aufhe¬ 
bung aller sozialen Ungleichhei¬ 
ten in Verfassung und Gesetzen, 
insbesondere sexistischer Diskri¬ 
minierung 

4. Als Projekt einer gesellschaft¬ 
lichen Versöhnung eine gegensei¬ 
tige soziale Amnestie beider Sei¬ 
ten, um Frieden und eine freie 
Einheit entstehen zu lassen, Frei¬ 
lassung aller politischer Gefange¬ 
nen einschließlich Abdullah Öca- 
lans, das Recht auf Partizipation 
am politischen und sozialen Leben 

5. Rückzug der Kräfte, die sich 
zum Zweck des Spezialkriegs in 
Kurdistan aufhalten, Abschaffung 
des Dorfschützersystems, Ent¬ 
wicklung sozialer und wirtschaft¬ 
licher Projekte, um eine Dorfrück¬ 
kehr zu ermöglichen 

6. Für die Stärkung der Kommu¬ 
nalverwaltung eine Neufassung 
der entsprechenden Gesetze 

7. Parallel zu den genannten Punk¬ 
ten im Rahmen eines von beiden 
Seiten festgelegten Zeitablaufs 


eine stufenweise Niederlegung 
der Waffen sowie der Beginn der 
Teilnahme am legalen demokrati¬ 
schen und gesellschaftlichen 
Leben. 

Falschmeldung zu 
türkischer Punktoperation 

Zeitgleich zu der Veröffentli¬ 
chung dieses Lösungsvorschlags 
erklärte der Generalstab der Tür¬ 
kei, türkische Truppen hätten im 
Irak eine Gruppe von bis zu 60 
PKK-Kämpfern angegriffen. Die¬ 
se hätten dabei "starke Verluste" 
erlitten, hieß es auf der Webseite 
der Streitkräfte. Die Gruppe sei 
nach Geheimdienstberichten ent¬ 
deckt worden und die Operation 
werde so lange andauern wie 
nötig. 

Dementiert wurde diese Mel¬ 
dung umgehend von PKK-nahen 
Quellen, von dem Peschmerga- 
Kommandanten Cabbar Yawer 
sowie vom Sprecher der Regio¬ 
nalregierung Kurdistans, Cemal 
Abdullah. Zwar habe ein Artille¬ 
riebeschuss stattgefunden, eine 
Punktoperation oder eine Militär¬ 
bewegung seien aber nicht zu 
verzeichnen. (ANF, 1.12., ISKU) 


“Befugnis für grenzüberschreiten¬ 
de Operation liegt bei der Armee” 


Wie der Ministerpräsident der 
Türkei Erdogan erklärte, hat das 
Militär am 28. November die 
Befugnis für eine grenzüber¬ 
schreitende Operation in Südkur¬ 
distan erhalten. Sein Stellvertreter 
Cemil Cicek fügte erläuternd 
hinzu: "Am 24. Oktober ist ein 
Schreiben an den Generalstab 
geschickt worden, dass die Autori- 
sierung durch das Parlament 
erteilt ist. Am 1. November kam 
die Antwort, es kamen Forderun- 


Gegen die Rechtsanwälte Irfan 
Dündar und Mahmut Sakar aus 
dem Verteidigerteam Abdullah 
Öcalans wurde aufgrund einer von 
ihnen durchgeführten Pressekon¬ 
ferenz in Rom ein Prozess eröffnet, 
in dem zwischen 7,5 und 15 Jahre 
Haftstrafe gefordert werden. 
Gegen Mahmut Sakar wurde 
außerdem ein Haftbefehl erlassen. 
In der von der Istanbuler Ober¬ 
staatsanwaltschaft verfassten 


gen vom Generalstab. Die Forde¬ 
rung betrachten wir als angemes¬ 
sen. Von uns aus ist getan worden, 
was rechtlich und politisch not¬ 
wendig für die Operation ist." Auf 
die Frage von Journalisten, ob die 
erteilte Befugnis dem Beschluss 
des Ministerrates entspreche, ant¬ 
wortete Cicek: "Ja. Es ist ein 
Beschluss des Ministerrates, den 
alle Minister unterzeichnet haben. 
Bitte fragen Sie nicht nach dem 
Inhalt." 


Anklageschrift heißt es weiterhin, 
dass Irfan Dündar per Gerichtsbe¬ 
schluss des Verteidigungsmanda¬ 
tes für Abdullah Öcalan enthoben 
worden und Mahmut Sakar seit 
2006 nicht mehr bei der Anwalts¬ 
kammer Diyarbakir registriert sei. 
Sakar und Dündar hatten am 1. 
März 2007 gemeinsam mit italieni¬ 
schen Verteidigern Öcalans auf 
einer Pressekonferenz die mut¬ 
maßliche Vergiftung mit Schwer¬ 


Der stellvertretende DTP-Frak- 
tionsvorsitzende Selahattin 
Demirtas kritisierte die Verlautba¬ 
rung Erdogans als "wieder einmal 
widersprüchlich". Der Minister¬ 
präsident spreche den einen Tag 
von Frieden und Entwaffnung und 
am nächsten wieder von einer 
grenzüberschreitenden Opera¬ 
tion. "Wir halten es dennoch für 
relativ unwahrscheinlich, dass es 
zu einer solchen Operation 
kommt. (ANF, 30.11., ISKU) 


metallen ihres Mandanten öffent¬ 
lich gemacht. Die Staatsanwalt¬ 
schaft bezeichnete diese Erklä¬ 
rung als einen Aktionsaufruf, auf 
den Aktionen gefolgt seien, die zur 
Werbung einer terroristischen 
Organisation genutzt worden 
seien. Aufgrund des Vorwurfs der 
Mitgliedschaft in einer "illegalen 
Organisation" wird bis zu 15 Jah¬ 
ren Haft gefordert. 

(ANF, 4.12., ISKU) 


Meldungen 

Militärgericht lehnt Haftent¬ 
lassung von acht Soldaten ab 

Ein Militärgericht in Agri hat den 
Antrag der Verteidiger der acht 
Soldaten, die nach zweiwöchiger 
Gefangenschaft von der PKK frei¬ 
gelassen worden waren, auf Haft¬ 
entlassung abgelehnt Die Solda 
ten waren im PKK-Gebiet einer 
Abordnung, in der sich auch DTP- 
Abgeordnete befanden, überge¬ 
ben und am 11. November direkt 
nach ihrer Ankunft in der Türkei 
verhaftet worden, weil nach Mel 
nung des zuständigen Haftrichters 
"starke Verdachtsmomente" für 
eine Straftat vorlägen und die "mili¬ 
tärische Disziplin extrem erschüt¬ 
tert" worden sei. Vorgeworfen 
wird den Soldaten Befehlsverwei¬ 
gerung sowie Flucht ins Ausland. 

(ANF, 4.12, ISKU) 

Hakkari sagt "Edi bes e" 

Tausende haben am Wochenende 
an einer von der DTP organisier¬ 
ten "Demokratie- und Friedens¬ 
kundgebung" unter dem Motto 
"Edi bes e" (Es reicht) in Hakkari 
teilgenommen. Im Vorfeld der Ver¬ 
anstaltung kam es zu massiven 
Behinderungen der Sicherheits¬ 
kräfte, die an den Zufahrtsstraßen 
mit Kameras bestückte Kontroll¬ 
punkte einrichtet hatten. Als sich 
im Anschluss an die Kundgebung, 
auf der u. a. Emine Ayna von der 
DTP-Doppelspitze einen Redebei¬ 
trag hielt, ein Demonstrationszug 
formierte, griff die Polizei mit Trä¬ 
nengas an. Eine Vielzahl von 
Demonstrantlnnen, darunter auch 
Emine Ayna, erlitten Verletzungen, 
die im Krankenhaus behandelt 
werden mussten. Es kam zu 13 
Festnahmen. (ÖP, 03.12, ISKU) 

"Kauft nicht bei Kurden" 

Die mit rassistischen Kampagnen 
aufgefallene Zeitschrift "Türk 
Solu" (Türkische Linke) ruft in 
ihrer neusten Ausgabe dazu auf, 
nicht bei Kurden einzukaufen. 
Unter dem Motto "Ich mache mei¬ 
nen Einkauf bei Türken, mein 
Geld geht nicht zur PKK" ist eine 
neue Kampagne gestartet worden. 
Buttons mit derselbigen Aufschrift 
sind bereits in Istanbul verteilt 
worden. In dem entsprechenden 
Artikel in der Zeitschrift heißt es, 
überall werde versucht, das "Tür- 
kentum zu vernichten", deshalb 
müsse sich "der Türke" auf jedem 
Gebiet verteidigen, dürfe nur bei 
Türken einkaufen, nur türkisch 
sprechen, gegen alle Vorgehen, die 
eine andere Sprache sprechen, tür¬ 
kische Musik hören und türki¬ 
sches Essen zu sich nehmen. 

Die Zeitschrift hatte im vergange¬ 
nen Jahr eine Umfrage durchge- 
führt, in der Orhan Pamuk, Baskin 
Oran und der ermordete armeni- 


Neuer Prozess gegen 
Öcalan-Anwälte 





"Unsere Kinder sind 
keine Terroristen" 


Im Rahmen einer Rundreise einer 
US-amerikanischen Abordnung 
von Ankara über den türkischen 
in den irakischen Teil Kurdistans 
ist Christopher Shays, Abgeord¬ 
neter im ÜS-Kongress, in Amed 
mit Dilsa Özgen von der Initiative 
"Mütter für den Frieden" zusam¬ 
men getroffen. Wie Özgen nach 
dem Gespräch mitteilte, habe 
Shays danach gefragt, wie ihre 
beiden Kinder gestorben, ihr 
Mann verschwunden und ihr 
Dorf zwei Mal zerstört worden 
sei. "Er war baff und sagte, ich sei 
angesichts so vielen Elends eine 
sehr mutige Frau, eine mutige 
Mutter. Ich sagte ihm, dass die 
Kurdinnen keine Feiglinge sind, 
dass sie alle mutig sind. Insbeson¬ 
dere habe ich ihm gesagt, dass 
unsere Kinder keine Terroristen 
sind. Und ich sagte ihm, dass wir 
trotz des Leides, das wir erleben 
mussten, Frieden wollen." 
Christopher Shays hatte nach 
Gesprächen mit "kurdischstäm¬ 
migen" Politikern - zu denen die 
DTP nicht eingeladen wurden - 
Gespräche mit verschiedenen 
Kreisen in Amed und Sirnak 
geführt, um Informationen über 
die kurdische Frage zu erhalten. 
Eine der Personen, mit der er in 
Amed zusammen traf, war Dilsa 


Die türkische Polizei ist erneut in 
Erklärungsnot: Wie im Fall des 
ermordeten armenischen Bürger¬ 
rechtlers, Hrant Dink, gibt es 
Medienberichten zufolge auch bei 
den Christenmorden von Malatya 
Verbindungen zwischen mutmaß¬ 
lichen Tätern und Sicherheitsbe¬ 
hörden. Auch ein Istanbuler 
Staatsanwalt und ein Parlaments¬ 
abgeordneter der ultra-nationalis¬ 
tischen Partei MHP sollen in 
engem Kontakt mit dem mutmaß¬ 
lichen Anführer der fünfköpfigen 
Bande gestanden haben. 

Die Männer im Alter von 19 und 
20 Jahren stehen seit Ende 
November vor Gericht. Ihnen 
wird vorgeworfen, am 18. April in 
der südosttürkischen Stadt Mala¬ 
tya einen deutschen und zwei tür¬ 
kische Christen gefoltert und 
ihnen die Kehlen durchgeschnit¬ 
ten zu haben. Tatort waren die 
Räume eines kleinen Bibelverla¬ 
ges, die mutmaßlichen Motive 

Bilanz der 

Im November setzte die türki¬ 
sche Armee in Nord-Kurdistan, 
besonders in den Gebieten Amed 
und Dersim ihre Militäroperatio¬ 
nen ununterbrochen fort, zieht 
ihre Kräfte jedoch seit zwei 
Wochen aus den Grenzregionen 
zurück, insbesonders aus den 
Gebieten Haftanin, Metina, Zap, 
Zagros und Xakurke. Jedoch wer¬ 
den die Luftangriffe gegen Süd¬ 
kurdistan fortgesetzt. 


Özgen, deren zwei Söhne im 
Kampf der PKK ums Leben 
gekommen sind, deren Ehemann 
seit 1997 "verschwunden" ist und 
die nach der dritten Zerstörung 
ihres Dorfes flüchten musste. 

Auf die Frage des US-Abgeordne- 
ten, welche Erfahrungen sie mit 
dem Staat habe, habe sie ihm 
erzählt, dass sie in Kulp gelebt 
habe und die Dorfbewohner an 
verschiedene Orte geflüchtet 
seien. "Sie haben zwei Mal mein 
Haus niedergebrannt. Der Ameri¬ 
kaner hat gefragt, wer das getan 
hat. Ich habe ihm erklärt, dass 
das der Staat und seine Konter¬ 
kräfte getan haben und wie sie 
Druck auf meinen Mann und 
mich ausgeübt haben. Und dass 
einer meiner Söhne in die Berge 
gegangen ist. Er hat gefragt, ob er 
ein Terrorist sei. Ich sagte, nein, 
meine Kinder sind keine Terrori¬ 
sten und habe ihm gesagt, dass 
sie wegen der staatlichen Repres¬ 
sion gegangen sind und der Staat 
uns wiederum all das angetan hat, 
weil sie in die Berge gegangen 
sind. Ich sagte, sie haben zwei 
Mal mein Haus niedergebrannt. 
Wir haben es jedes Mal wieder 
aufgebaut. Das dritte Mal warfen 
sie eine Bombe hinein. Er fragte, 
ob wir zu der Zeit im Haus gewe- 


islamistischer Fanatismus und 
nationalistischer Wahn. 

Wie türkische Zeitungen am 
Dienstag berichteten, hatte einer 
der Angeklagten vor der Tat einen 
Anruf von einer Sondereinheit der 
Polizei in Ankara erhalten. Er soll 
außerdem SMS-Nachrichten mit 
dem Mobiltelefon eines Staatsan¬ 
waltes in Istanbul ausgetauscht 
haben. Mit dem Abgeordneten 
der rechtsextremistischem MHP 
soll er mindestens 18 Telefonate 
geführt haben. Dabei sei es um 
die Aktivitäten christlicher Missio¬ 
nare in der Türkei gegangen, so 
die Medien. 

In den Wochen vor der Tat ver¬ 
hielten sich die jungen Männer 
höchst verschwörerisch: Für ihre 
Handy-Gespräche benutzten sie 
bis zu drei Dutzend unterschiedli¬ 
che SIM-Karten. Die Polizei habe 
es aber versäumt, die Verbin¬ 
dungsdaten auszuwerten, heißt es 
in der Presse. Die Zeitung Milliyet 


Peschmerga noch immer nicht 
aus den Grenzgebieten der 
Meder- Verteidigungsgebieten 
Haftanin, Metina, Seladize, Dere- 
luk, Xakurke und Umgebung 
zurückgezogen. 

Bilanz für November 

Militäroperationen der türki¬ 
schen Armee: 24 

Auseinandersetzungen: 23 


sen seien, und ich antwortete, 
dass wir tot wären, wenn wir drin 
gewesen wären. Dann fragte er 
nach meinen toten Kindern. Ich 
erzählte ihm, dass mein anderer 
Sohn seit zwölf Jahren im Gefäng¬ 
nis ist." 

Danach habe er nach den Erleb¬ 
nissen nach der Flucht gefragt: 
"Ich erzählte ihm, dass auch in 
Diyarbakir die Repression kein 
Ende fand, ich berichtete ihm von 
den Gefahren, dem Druck, der 
Folter und dass mein Mann nach 
der Festnahme verschwunden ist. 
Dass es Aussagen des Überläu¬ 
fers Abdulkadir Aygan über das 
Verschwinden meines Mannes 
gibt. Er fragte, ob ich die Leichna¬ 
me meiner Söhne habe beerdigen 
können, und ich sagte ihm, das 
habe ich nicht." 

Schließlich stellte der Abgeordne¬ 
te auch noch die Gretchenfrage, 
ob sie die PKK als terroristisch 
bezeichnen würde. "Ich sagte 
ihm, dass meine Kinder in die 
Berge gegangen sind, weil der 
Staat unsere Identität verleugnet. 
Und ich forderte ihn auf, unsere 
Kinder nicht als Terroristen zu 
bezeichnen. Meine Kinder waren 
keine uninformierten Idioten. Sie 
waren studierte, gebildete Men¬ 
schen." (ÖP, 30.11., ISKU) 


erhebt den Vorwurf, die Strafver¬ 
folgungsbehörden seien offenbar 
nicht willens, mögliche Hinter¬ 
männer der Tat zu ermitteln. 
Dieser Verdacht war bereits im 
Fall Dink aufgekommen. Wegen 
der Ermordung des armenischen 
Bürgerrechtlers im Januar in 
Istanbul wird seit Juli gegen den 
mutmaßlichen Todesschützen, 
den zum Tatzeitpunkt 17-jährigen 
Ogün S., und 17 mögliche Hinter¬ 
männer verhandelt. Unter ihnen 
ist auch ein V-Mann der Polizei. Er 
hatte den Polizeibehörden in den 
Monaten vor der Tat zahlreiche 
Hinweise auf den geplanten Mord 
gegeben. Denen ging die Polizei 
aber nicht nach. 

Im Verfahren gegen die mutmaß¬ 
lichen Christenmörder kommt 
nun der Verdacht auf, dass die 
Polizei von dem geplanten Ver¬ 
brechen wusste, die Tat aber 
nicht verhinderte. 

(FR, 05.12., ISKU) 


getöteten Soldaten: 42 

Anzahl der 

verletzten Soldaten: 12 

Anzahl der zerstörten 
Fahrzeuge: 1 

Im November wurde auch ein 
Hubschrauber angeschossen. 
Sieben HPG Guerillas sind gefal¬ 
len 

(hpg, 30.11., ISKU) 


sehe Publizist Hrant Dink als Kan¬ 
didaten für den "Faschisten des 
Jahres" aufgeführt wurden. Die 
Umfrage wurde gerichtlich verbo¬ 
ten. In anderen Ausgaben waren 
Kurden und Armenier als Angriffs¬ 
ziele aufgeführt und die Leser auf¬ 
gefordert worden, keine Lahma- 
cun und kein Kebab zu essen, weil 
es sich dabei um kurdische 
Gerichte handele. 

(DMA, 4.12., ISKU) 

Kurdistan-Landkartenverkauf 
im Süden verboten 
Die Regierung Südkurdistans hat 
aufgrund des Missfallens der Tür¬ 
kei den Verkauf von Kurdistan- 
Landkarten untersagt. Auf den 
Landkarten, die zuvor überall zu 
finden waren, ist Kurdistan mit 
allen vier Landesteilen abgebildet 

(ANF, 04.12., ISKU) 

Kurdische Regierung: 
Peschmergaeinheiten werden 
zurückgezogen 

Die Regierung der Region Kurdi¬ 
stan hat damit begonnen, ihre 
Peschmerga-Kräfte aus dem 
Grenzgebiet zur Türkei zurückzu¬ 
ziehen. 

Wie der Peschmerga-Sprecher 
Cabbar El Yaver gegenüber türki¬ 
schen Medienvertretem erklärte, 
sei am Samstag damit begonnen 
worden, im Grenzgebiet zur Tür¬ 
kei stationierte Einheiten und 
schwere Waffen zurückzuziehen, 
da von der türkischen Seite keiner¬ 
lei Bedrohung oder Angriff erwar¬ 
tet werde. In den PKK-Gebieten 
würden die strengen Sicherheits¬ 
maßnahmen der Peschmerga fort¬ 
gesetzt. (ANF, 4.12., ISKU) 
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Termine: 

Edi bes e!- Es reicht! 

Europaweite Demonstration und 
Kundgebung am 15. Dezember 
2007 in Düsseldorf 
Die Demonstration wird in zwei 
Zügen ab 10.00 Uhr von der Aqua- 
zone Rotterdamerstrasse und der 
Oberkasseler Brücke zur Rhein¬ 
wiese ziehen, wo ca. 12.30 Uhr die 
Abschlußkundgebung stattfindet. 

NÜ^e 

erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.oig 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.oig/isku 


Christenmörder: Kontakt zur Polizei 


Auseinandersetzungen 

Nach wie vor haben sich die Anzahl der 
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Interviews mit Emine Ayna, Kcr Vorsitzende der DTP Meldungen 


"Wir wollen sie zum Dialog bringen" 


Die türkische Generalstaatsan¬ 
waltschaft will die DTP verbieten. 
Was wird der Kurdenpartei vorge¬ 
worfen? 

Ayna: Die PKK hatte acht Solda¬ 
ten der türkischen Armee im Irak 
als Geisel genommen. Sie wurden 
durch die Vermittlung von drei 
DTP-Abgeordneten frei gelassen 
und auf die türkische Seite 
gebracht. Das ist der Hauptvor¬ 
wurf, der der DTP nun gemacht 
wird - sie habe Propaganda für die 
PKK betrieben. 

Wie würden Sie auf ein Verbot 
Ihrer Partei reagieren? 

Ayna: Es gab auch vorher kurdi¬ 
sche Parteien, die verboten wur¬ 
den. Dann wurde eben eine ande¬ 
re gegründet, die weiterhin ver¬ 
sucht hat, die Kurdenfrage poli¬ 
tisch zu lösen. Wir denken aber 
jetzt noch nicht daran, eine neue 
Partei zu gründen. Wir versu¬ 
chen, die DTP noch am Leben zu 
erhalten. Wir werden im Verbots¬ 
verfahren und in den Verfahren 
gegen unsere Mitglieder jede Sit¬ 
zung im Gericht zu einer politi¬ 
schen Plattform machen, in der 
über die Lösung der kurdischen 
Frage diskutiert wird. 

Wie definieren Sie das Verhältnis 
Ihrer DTP zur PKK? 

Ayna: Beide verlangen eine demo¬ 
kratische Lösung der Kurdenfra¬ 
ge und haben als Ziel eine demo¬ 
kratische türkische Republik. Das 
sind ihre Gemeinsamkeiten. Mit 
Ausnahme der DTP gibt es keine 
Partei in der Türkei, die die kur¬ 
dische Frage in ihrem Programm 
erwähnt. Nicht einmal das Wort 
"Kurde/in" steht in den Program¬ 
men der anderen Parteien. Der 
einzige Grund, warum die DTP in 
der Türkei der PKK gleich 
gestellt wird, ist, weil sie sich für 
die Kurdinnen einsetzt. Men¬ 
schen in der Türkei, die Sympa¬ 
thien für die PKK haben, wählen 
deshalb uns. Darüber hinaus 
haben wir keine Verbindungen 
zur PKK. 

Und die Frage der Gewalt ist nicht 
wichtig für Sie? 

Ayna: Was uns unterscheidet, ist, 
dass die PKK einen militärischen 
Kampf führt und wir gegen Krieg 
sind. Wir wollen eine Lösung der 
Kurdenfrage mit demokratischen 
Mitteln. Wir denken, dass eine 
Lösung auf diesem Weg auch die 
PKK beseitigen würde. Die DTP 
hat auch nicht nur die Kurdenfra¬ 
ge als Programm, sie beschäftigt 
sich ebenso mit Minderheitenfra¬ 
gen, wirtschaftlichen Problemen. 


Versteht sich die DTP als politischer 
Arm, wie es Sinn Fein in Nordir¬ 
land im Verhältnis zur IRA war? 
Ayna: Das ist nicht zu vergleichen. 
Wir leugnen die PKK nicht, wir 
sehen sie auch nicht als eine Ter¬ 
rororganisation. Wir sind der Mei¬ 
nung: Wenn sich die PKK mit dem 
türkischen Staat zusammensetzt, 
lässt sich die kurdische Frage 
lösen. Aus diesem Grund stehen 
wir in einem gewissen Abstand zu 
beiden Seiten. Wir wollen sie zum 
Dialog bringen. Laufen die türki¬ 
schen Operationen im Nordirak 
gegen die PKK aber weiter und 
bleibt der Druck gegen die DTP 
im Parlament aufrecht, dann kann 
es sein, dass sich die Anhänger 
von PKK und DTP vermischen. 
Dann wird der türkische Staat die 
Bevölkerung in die Berge treiben, 
in den Widerstand, statt hin zu 
einer politischen Lösung im Parla¬ 
ment von Ankara. Dass wir im Par¬ 
lament sind, heißt nicht, dass sich 
die Türkei demokratisiert hat. 

Das Argument lässt sich auch 
umdrehen: Die PKK schadet mit 
ihren Operationen im Irak gegen 
das türkische Militär den politi¬ 
schen Zielen der DTP im Parla¬ 
ment. 

Ayna: Die PKK darf man nicht 
nur als politische Gruppe wahr¬ 
nehmen, sie ist auch eine soziale 
Tatsache. Ich beschreibe sie 
Ihnen: Innerhalb der PKK gibt es 
Hunderte von Uni-Absolventen, 
es gibt Ärzte, Ingenieure, Archi¬ 
tekten, es gibt Künstler, Musiker. 
Das sage ich Ihnen deshalb, um 
zu zeigen, dass diese Menschen 
nicht umsonst in die Berge gegan¬ 
gen sind. Dafür hat es einen 
Grund gegeben: Sie durften nicht 
frei ihre Meinung äußern, ihre 
Identität wurde ihnen aberkannt. 
So lange diese Gründe bestehen, 
so lange wird man diese Men¬ 
schen auch nicht von den Bergen 
herunter bekommen. Dem zum 
Trotz hat die PKK fünfmal einen 
Waffenstillstand angekündigt - 
1993, 95, 98, 2000 und zuletzt 
2006. Der türkische Staat hat die 
Möglichkeit für eine politische 
Lösung nicht genützt, sein Gedan¬ 
ke war: Das ist der Zeitpunkt, wo 
wir ihre Köpfe zertrümmern kön¬ 
nen. 

Die DTP teilt nicht den militäri¬ 
schen Weg der PKK, aber sie will 
ihn auch nicht verurteilen? 

Ayna: Wir haben den EU-Abge- 
ordneten jüngst bei einem Tref¬ 
fen gesagt, sie sollen uns eine 
Grundlage schaffen, wo wir die 
PKK kritisieren können. Diese 


Grundlage wäre gegeben, wenn 
die Identität der Kurdinnen offi¬ 
ziell anerkannt wird, wenn sie 
ihre kulturellen und sprachlichen 
Rechte erhalten, wenn sie die 
Möglichkeit haben, ihre Gedan¬ 
ken frei zu äußern. Wenn es keine 
demokratischen Schritte in diese 
Richtung gibt, wie sollen wir dann 
an die PKK herantreten und ihr 
sagen, sie soll die Waffen nieder¬ 
legen? Derzeit werden zum Bei¬ 
spiel im Westen der Türkei kurdi¬ 
sche Geschäfte mit Steinen 
beworfen und geplündert. Wenn 
man von uns verlangt, dass wir 
die PKK kritisieren, dann muss 
man uns stärken. Die einzige 
Möglichkeit dafür sind demokra¬ 
tische Schritte zur Lösung der 
Kurdenfrage. 

Sie würden nicht den einfachen 
Satz sagen: Wir distanzieren uns 
von Gewaltakten der PKK? 

Ayna: Ich würde diesen Satz 
sagen. Aber man muss beide Sei¬ 
ten ansehen - die soziologischen 
Tatsachen auf der einen Seite, die 
Tatsache der Gewalt auf der ande¬ 
ren Seite. Setzt die PKK Gewalt 
gegen Zivilistinnen ein, können 
wir das nicht akzeptieren. Wir 
dürfen aber nicht vergessen, dass 
in der Türkei Gewalt von beiden 
Seiten eingesetzt wird. Wir akzep¬ 
tieren auch nicht die Gewalt, die 
der türkische Staat einsetzt. Die 
PKK hat am 1. Dezember ein Frie¬ 
densangebot gemacht mit sieben 
Punkten. Ein Punkt war für mich 
besonders wichtig: Die Bevölke¬ 
rung soll sich versöhnen und 
gegenseitig Amnestie gewähren. 

Vor den Wahlen schien die gemä¬ 
ßigt-islamische AKP von Premier 
Erdogan der DTP die Hand zu rei¬ 
chen. Jetzt übt die Justiz Druck auf 
die DTP aus. Ist das ein Macht¬ 
kampf zwischen der AKP und dem 
kemalistischen Establishment? 
Emine Ayna: Die AKP hat vor den 
Wahlen den Anschein erweckt, 
eine Partei zu sein, die gegen das 
Militär ist und nicht gegen die 
DTP. Sie haben versprochen, dass 
es keine Militäroperationen mehr 
geben wird. Und sie haben 
behauptet, dass die DTP die kur¬ 
dische Frage nicht lösen kann, 
weil sie nicht mehr als zehn Abge¬ 
ordnete ins Parlament bringen 
wird. Damit hat die AKP in den 
kurdischen Gebieten Stimmen 
errungen. Gleich nach den Wah¬ 
len hat aber Erdogan den Antrag 
für einen Einmarsch im Nordirak 
dem Parlament vorgelegt hat. 
Spätestens dann sind die Kurden 
erwacht. (DP/DS, 13.12., ISKU) 


Gefechte in Gabar 

Am 1. Dezember startete die tür¬ 
kische Armee eine Operation im 
Gebiet Cirav in den Gabarber- 
gen. Am Tag der Operation kam 
es zu schweren Gefechten zwi¬ 
schen der türkischen Armee und 
den Guerilläkraften. Bei den 
Gefechten kamen zwei Guerilla¬ 
kämpfer ums Leben. Auch am 4. 
Dezember startete die türkische 
Armee Angriffe auch mit Unter¬ 
stützung von Kobrahubschrau¬ 
bern. 

Bei den folgenden Gefechten 
kamen zahlreiche Soldaten ums 
Leben, die genaue Zahl ist nicht 
bekannt. Auch bei diesen 
Gefechten kamen vier Guerilla¬ 
kämpferinnen und zwei Guerilla¬ 
kämpfer ums Leben. 

(hpg, 12.12, ISKU) 

HPG: Türkische Medien 
lügen 

Bahoz Erdal, Kommandant des 
HPG-Hauptquartiers, hat gegen¬ 
über der Nachrichtenagentur 
ANF die in den türkischen 
Medien erschienenden Meldun¬ 
gen über Militäroperationen und 
Verluste der Guerilla als Lügen 
bezeichnet. Es werde ständig 
über grenzüberschreitende Ope¬ 
rationen berichtet, der eigentli¬ 
che Krieg finde jedoch im Inland 
statt. Insbesondere die Nach¬ 
richt, dass die erste Punktopera¬ 
tion stattgefunden habe und die 
Guerilla in Panik sei, sei Teil der 
psychologischen Kriegsführung. 
Bisher habe es außer dem schon 
routinemäßig stattfindenden 
Artilleriebeschuss keine Angrif¬ 
fe gegeben. Die türkischen 
Medien hätten eine wichtige 
Rolle im Krieg gegen die Kurden 
übernommen und verletzten alle 
ethischen Regeln des Journa¬ 
lismus. Die Guerilla sei hinge¬ 
gen auf jede Art von Angriff vor¬ 
bereitet. (ANF, 9.12, ISKU) 

Erneut Zeitung in der 
Türkei verboten 

Das 11. Istanbuler Gericht für 
schwere Straftaten hat das 
Erscheinen der Wochenzeitung 
"Haftaya Baki?" für einen Monat 
verboten. 

Innerhalb des vergangenen Jah¬ 
res sind damit gegen sieben Zei¬ 
tungen 17 Mal Erscheinungsver¬ 
bote ausgesprochen worden. Die 
Wochenzeitung war erstmalig 
am 1. Dezember 2007 erschie¬ 
nen. (ANF, 8.12, ISKU) 

Komalen Ciwan kritisiert 
Berliner Polizei 

Die kurdische Jugendorganisa¬ 
tion Komalen Ciwan hat das Ver¬ 
bot einer für den 9.12. in Berlin 





Neues Reuegesetz in Diskussion 


In Ankara wird nach verschiede¬ 
nen Verlautbarungen des türki¬ 
schen Ministerpräsidenten Erdo- 
gan ("Legt die Waffen nieder, 
kommt ins Parlament", "Unser 
Ziel ist die Entwaffnung der PKK", 
"Wir können eine Rückkehr nach 
Hause [der Guerillakämpfer] 
gewährleisten") derzeit viel über 
den Plan diskutiert, den der Mini¬ 
sterpräsident im Kopf hat. 

Wie es aussieht, handelt es sich 
bei diesem Plan weniger um ein 
umfassendes Projekt für eine dau¬ 
erhafte und demokratische 
Lösung der kurdischen Frage, 
sondern vielmehr um das Ziel, die 
Guerilla auszuschalten. Hinter 
den Kulissen heißt es, dass dieser 
Plan mit wirtschaftlichen Investi¬ 
tionen in der kurdischen Region 
sowie begrenzten kulturellen Frei¬ 
heiten einhergehen soll und dass 


er die Zustimmung des Militärs 
sowie die Unterstützung der USA 
und der EU findet. 

Dieser Plan, an dem noch gearbei¬ 
tet wird, soll ab 2008 umgesetzt 
werden. Um die Guerilla auszu¬ 
schalten, sollen von den USA 
unterstützte Militäroperationen 
fortgesetzt und parallel dazu mit 
einem neuen Gesetz die Kämpfe¬ 
rinnen zur Kapitulation gebracht 
werden. Der Name des Gesetzes 
soll diesmal nicht "Reuegesetz", 
sondern "Gesetz für die Rückkehr 
nach Hause" lauten. In diesem 
Rahmen sollen bewaffnete Mili¬ 
tante - mit Ausnahme der Füh¬ 
rungskader, etwa 300 bis 400 Per¬ 
sonen - im Falle einer Kapitula¬ 
tion nach einem Verhör freigelas¬ 
sen werden, wenn sie nach 
Geheimdienstinformationen keine 
Straftaten begangen haben. Laut 


Meldungen in den türkischen 
Medien haben nach einem 
Geheimdienstbericht die Hälfte 
der Militanten keine Straftat 
begangen. 

Die DTP äußerte sich zu dieser 
Diskussion dahingehend, dass ein 
neues Reuegesetz das bestehende 
Problem nicht lösen könne, man 
jedoch jederzeit bereit sei, ein 
umfassendes Projekt der Regie¬ 
rung für eine demokratische 
Lösung zu unterstützen. 

Seit 1985 sind in der Türkei sieben 
Mal Reuegesetze erlassen worden. 
Insgesamt haben 6489 Personen 
einen Antrag gestellt, um von die¬ 
sen Gesetzen zu profitieren. Die 
PKK-Mitglieder machen dabei nur 
einen sehr geringen Anteil aus, am 
meisten waren es Hizbullah-Mit- 
glieder, die dieses Gesetz nutzten. 

(ANF, ÖP, 12.12., ISKU) 


Prozess gegen 54 Bürgermeister 


Gegen alle 54 Bürgermeisterinnen 
der DTP ist ein weiterer Prozess 
wegen "Verherrlichung eines Straf¬ 
täters oder einer Straftat" eingelei¬ 
tet worden. Die Bürgermeisterin¬ 
nen hatten nach der Veröffentli¬ 
chung der mutmaßlichen Vergif¬ 
tung Abdullah Öcalans mit Schwer¬ 
metallen eine gemeinsame Erklä¬ 
rung abgegeben, in der sie eine 
Untersuchung dieser Vorwürfe 
gefordert hatten. Die Staatsanwalt¬ 
schaft fordert eine Haftstrafe von 
zwei Jahren. 

Der Prozess gegen die DTP-Bür- 
germeisterlnnen wegen eines Brie¬ 
fes an den dänischen Ministerprä- 


In mehreren kurdischen Landes¬ 
teilen der Türkei ist der Ausnah¬ 
mezustand verhängt worden. Am 
Montag abend erklärte der türki¬ 
sche Generalstab sechs Bezirke 
in den Provinzen Sirnak, Siirt 
und Hakkari zu "Sicherheitsre¬ 
gionen", in denen vorerst bis 
März kommenden Jahres die 
Bewegungsfreiheit der Bevölke¬ 
rung stark eingeschränkt wer¬ 
den soll. Mehrere weitere Bezir¬ 
ke waren bereits in den vorange¬ 
gangenen Monaten zu "Sicher¬ 
heitsregionen" erklärt worden, 
um dem Militär "freie Hand" für 
seine Operationen gegen die 
PKK (Arbeiterpartei Kurdistan) 
zu verschaffen. Kritiker fühlen 
sich deshalb an die neunziger 


Die "Koordination der kurdischen 
demokratischen Gesellschaft in 
Europa" (CDK) hat das Ausliefe¬ 
rungsgesuch der Türkei im Fall 
des in Deutschland inhaftierten 
kurdischen Politikers Muzaffer 
Ayata verurteilt. Ayata habe 
bereits aufgrund seiner politi¬ 
schen Einstellung und weil er die 
Forderungen des kurdischen Vol¬ 
kes nach Freiheit zur Sprache 
gebracht habe, 20 Jahre in den 


sident Rasmussen, in dem sie sich 
gegen die Schließung des kurdi¬ 
schen Fernsehsenders Roj TV aus¬ 
gesprochen hatten, läuft unterdes¬ 
sen weiter. In diesem Prozess wer¬ 
den bis zu 15 Jahre Haft gefordert. 
Gegen einzelne Bürgermeisterin¬ 
nen laufen verschiedene weitere 
Strafverfahren. 

Weiterhin läuft vor dem Verfas¬ 
sungsgericht ein Verbotsverfahren 
gegen die Partei. In der Anklage¬ 
schrift, die inzwischen der DTP 
übermittelt wurde und 40 Akten¬ 
ordner umfasst, wird die DTP als 
politischer Arm der PKK bezeich¬ 
net. 


Jahre erinnert, als in weiten Tei¬ 
len des Landes der Ausnahmezu¬ 
stand herrschte. In einer Erklä¬ 
rung warnte der türkische Men¬ 
schenrechtsverein (IHD), dass 
durch die Errichtung von Militär¬ 
zonen massiven Übergriffen 
gegen die Zivilbevölkerung Vor¬ 
schub geleistet werde. 
Außenminister Ali Babacan 
betonte am Montag, dass die 
Regierung gegenüber der PKK 
eine "breitangelegte Strategie" 
verfolge und keinesfalls nur auf 
militärische Mittel setze. "Die 
Gefahr, die von der Terrororgani¬ 
sation ausgeht, kann nur besei¬ 
tigt werden, wenn alle politi¬ 
schen, diplomatischen, soziokul- 
turellen und militärischen Regi- 


Kerkem der Türkei verbracht. In 
der Person des am 8. August 2006 
in Deutschland verhafteten Ayatas 
werde versucht, alle Forderungen 
nach Freiheit des kurdischen Vol¬ 
kes zu verurteilen. "Die Haltung, 
die Deutschland im Fall Ayata ein¬ 
nimmt, ist auch nicht anders als 
die der Staatssicherheitsgerichte 
in der Türkei. Während das kurdi¬ 
sche Volk erwartet, dass Deutsch¬ 
land das Unrechte Vorgehen gegen 


In der DTP-Zentrale in Urfa fand 
gestern eine Razzia statt, bei der 
275 Bücher und Zeitschriften 
beschlagnahmt wurden. Unter den 
beschlagnahmten Materialien 
befinden sich auch eine Broschüre 
der Stadtverwaltung Diyarbakir 
und Fotos von Yilmaz Güney. 

Die DTP-Zentrale in Bayrampasa 
wurde unterdessen erneut von 
Unbekannten mit Steinen angegrif¬ 
fen. Es kam zu Sachschaden. Auf 
der Straße, auf der sich die Zentra¬ 
le befindet, fährt die Polizei rund 
um die Uhr Streife. Von einem 
Angriff will diese nichts gewusst 
haben. (ÖP, 12.12., ISKU) 


ster gezogen werden", erklärte 
Babacan. Getrost hätte der türki¬ 
sche Außenminister auch noch 
den Aspekt der "psychologi¬ 
schen Kriegführung" hinzufügen 
können, um die Bandbreite der 
von der Regierung gegen die 
kurdische Guerilla ergriffenen 
Maßnahmen zu vervollständi¬ 
gen. Verschiedenen Medienbe¬ 
richten zufolge werden nämlich 
bereits seit Tagen über Bergpäs¬ 
sen, die regelmäßig von der PKK 
genutzt werden, Flugzettel mit 
der Aufforderung abgeworfen, 
sich den Sicherheitskräften zu 
ergeben. Eine Strafe hätten die 
Guerilleros nicht zu fürchten, 
heißt es. 

(jW, 12.12, ISKU) 


Ayata aufgibt, hat das Justizmini¬ 
sterium der Türkei jetzt seine Aus¬ 
lieferung gefordert. Wir hoffen, 
dass die deutsche Regierung sich 
nicht auf ein solches unrechtmäßi¬ 
ges Vorgehen einlässt." 

Ayata solle nicht der Türkei, son¬ 
dern dem kurdischen Volk 
zurückgegeben werden. Alle Kur¬ 
dinnen seien aufgerufen, sich für 
Ayata einzusetzen. 

(ANF, 8.12, ISKU) 


geplanten Demonstration unter 
dem Motto "Edi bes e - es 
reicht!" kritisiert. Die Demon¬ 
stration sollte als Fackelmarsch 
durch verschiedene Stadtteile 
stattfinden, in denen viele Kur¬ 
dinnen und Türkinnen leben. 
Begründet wurde das Verbot 
damit, dass die Sicherheit nicht 
gewährleistet werden könne. 

In ihrer Erklärung machen die 
Komalen Ciwan darauf aufmerk¬ 
sam, dass die Polizei bereits bei 
zuvor stattgefundenen Demon¬ 
strationen "provokatives Verhal¬ 
ten" gezeigt habe, indem das 
Tragen von Bildern Abdullah 
Öcalans oder das Rufen von 
Parolen unterbunden und jedes 
Mal mehrere Jugendliche festge¬ 
nommen habe. Das Demonstra¬ 
tionsverbot gehe auf die 
"schmutzigen Beziehungen" zwi¬ 
schen Deutschland und der Tür¬ 
kei zurück. Man werde jedoch 
die Aktionen im Rahmen der 
"Edi bes e"-Kampagne fortset¬ 
zen. (ANF, 8.12, ISKU) 

United4Hasankeyf: Musikali¬ 
sches Projekt gegen den 
Ilisu-Staudamm 

Kurdische Nachwuchsrapper 
aus verschiedenen Ländern 
haben sich zusammen auf einer 
frei herunterladbaren Compila¬ 
tion vereint, um so gemeinsam 
ein Zeichen gegen die drohende 
Zerstörung des Weltkulturerbes 
Hasankeyf und mehrerer hun¬ 
dert Dörfer zu setzen. Durch 
ihre Protestsongs möchten sich 
diese jungen kurdischen Künst¬ 
ler mit den betroffenen Men¬ 
schen in der Umgebung um Has¬ 
ankeyf solidarisieren und die 
Hörer dazu aufrufen, sich weiter¬ 
hin mit der Thematik „Hasan- 
keyf bzw. „Ilisu-Staudamm" aus¬ 
einanderzusetzen und Protestak¬ 
tionen zu unterstützen. 

Die CD gibt es im mp3-Format 
inkl. Cover zum kostenlosen 
Download unter: 
www.qirayis.de oder 
myspace. com/savehasankeyf 

(Qi, 10.12, ISKU) 
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wöchentliche Informationen aus Kurdistan und 


Türkei bombardiert Südkurdistan 


Die türkische Armee bombardierte 
in der Nacht auf den 16. Dezember 
15 Dörfer in Südkurdistan mit 
Kampfjets. Dabei wurden zwei Zivi¬ 
listen getötet und eine Vielzahl von 
Personen verletzt. Die Betroffenen 
flüchteten aus ihren Dörfern. 
Bombardiert wurde auch die Kran¬ 
kenstation Lewce, die jedoch zuvor 
evakuiert worden war. Ziel der tür¬ 
kischen Armee scheint es zu sein, 
im Frühling eine Pufferzone im 
Grenzgebiet zu schaffen. 

Die von Diyarbakir aus startenden 
Kampfflugzeuge überquerten 
nachts um ein Uhr die Grenze nach 
Südkurdistan und bombardierten 
stundenlang die ländliche Gegend 
im Gebiet der Kandil-Berge. Betrof¬ 
fen sind u. a. die Dörfer Lewce, 
Serfale, Bukixka, Rizga und Mele- 
do, die Kleinstadt Sidika sowie die 
Region Kani Cenge. Neben den 
menschlichen Verlusten entstand 
großer Sachschaden, mehrere 
Häuser wurden zerstört und hun¬ 
derte Nutztiere getötet. Wie das 
UN-Flüchtlingshilfswerk UNHCR 
bekannt gegeben hat, sind auf¬ 
grund der Bombardierungen 1800 
Zivilisten aus ihren Häusern geflo¬ 
hen. 

Der türkische Generalstab gab 
hinterher eine Erklärung ab, in der 
er eine Bombardierung von Dör¬ 
fern dementierte. Bürgermeister 
aus der betroffenen Region, ein 
Peschmerga-Kommandant sowie 
internationale Nachrichtenagentu¬ 
ren bestätigten jedoch, dass Dörfer 
betroffen seien. 

Der Peschmerga-Sprecher Cabar 
Yaver erklärte, nach den bisher vor¬ 
liegenden Informationen seien 
Grenzdörfer von acht türkischen 
Kriegsflugzeugen bombardiert 
worden. Dabei seien auch mehrere 
Brücken zerstört worden. Die 
Menschen seien aus den Dörfern 
geflüchtet. 

Dr. Andok Pola von der PKK- 
Krankenstation Lewce, in der 
neben Guerillakämpfem vor allem 
auch Zivilisten aus der Umgebung 
gesundheitlich versorgt werden, 
erklärte gegenüber Roj TV, auch 
die Krankenstation sei Ziel des 
Angriffs gewesen. Da die Kranken 
aus Sicherheitsgründen zuvor eva¬ 
kuiert worden seien, habe es 
keine Verluste gegeben. Das 
Gebäude sei komplett zerstört 
worden. Man habe bereits mit der 
medizinischen Behandlung der 
verletzten Zivilisten in der Umge¬ 
bung begonnen. 

Die DTP forderte eine umgehende 
Einstellung der Militäroperation, 
bei der zivile Dörfer als vermeintli¬ 
che PKK-Lager angegriffen worden 
seien. 

Die Sprecherin der US-Botschaft in 
Ankara, Kathy Schalow, erklärte 
gegenüber türkischen Medienver- 


tretem, die Türkei habe vor der 
Operation nicht die Genehmigung 
der USA eingeholt, es handele sich 
um eine Entscheidung der Türkei, 
aber man sei vorab darüber infor¬ 
miert worden. 

HPG-Bilanz der Luftangriffe 

Die Volksverteidigungskräfte 
(HPG) veröffentlichten eine Bilanz 
der Luftangriffe. Demnach haben 
fünf Guerillakämpfer und zwei Zivi¬ 
listen ihr Leben verloren. In der 
Erklärung des Hauptquartiers der 
HPG heißt es: "Nach einer einmo¬ 
natigen Phase von US-Aufklärungs- 
flügen im Meder-Verteidigungsge- 
biet haben dutzende Kampfflugzeu¬ 
ge des türkischen Staates zwischen 
1 und 3.30 Uhr die Gebiete Kandil, 
Xinere, Xakurke, Avasin, Zap, 
£emfo und Metina bombardiert. 
Bis morgens um acht Uhr sind die 
Gebiete Xakurke, Avasin, Zap und 
Metina außerdem mit Artilleriefeu¬ 
er angegriffen worden. Bei diesen 
Angriffen sind fünf Guerillakämp¬ 
fer und zwei Menschen aus der 
Zivilbevölkerung ums Leben ge¬ 
kommen. Außerdem wurden drei 
Guerillakämpfer leicht verletzt 
Im Gebiet Kandil wurden in Mere- 
to, Kalatuka und anderen Dörfern 
eine Vielzahl von Zivilistinnen ver¬ 
letzt, überwiegend Frauen und Kin¬ 
der. Mehrere Häuser und Schulen 
wurden zerstört, Vieh der Dorfbe¬ 
völkerung getötet" 

Die Guerilla habe auf die Angriffe 
mit einem Gegenangriff reagiert 
und die Kampfflugzeuge aus dem 
Meder-Verteidigungsgebiet ver¬ 
trieben. "Ganz offensichtlich sind 
diese Angriffe mit der Unterstüt¬ 
zung, Zustimmung und geheim¬ 
dienstlichen Informationen der 
USA durchgeführt worden. Die 
USA müssen diese Angriffe unver¬ 
züglich einstellen. Ansonsten wer¬ 
den sie sich die Wut unseres Volkes 
auf sich ziehen und es wird zu 
neuen Konsequenzen kommen." 
Angegriffen werde nicht nur die 
PKK, sondern die gesamte kurdi¬ 
sche Bevölkerung. 

Necirvan Barzani: Luftangriff ist 
feindliches Verhalten 

Als Regierungschef der Region 
Kurdistan verurteilte Necirvan 
Barzani den Luft- und Artillerie¬ 
feuerangriff auf Südkurdistan als 
"feindliches Verhalten", mit dem 
"die Souveränität des Irak und die 
internationale Rechtssprechung 
verletzt" worden sei. Weiter for¬ 
derte Barzani den UN-Sicherheits- 
rat sowie die internationale 
Gemeinschaft dazu auf, Stellung 
gegen die Angriffe zu beziehen. 
Der Schutz der Grenzen eines 
Landes sowie die Begrenzung des 
Terrors könnten nicht mit Grenz¬ 
verletzungen erreicht werden. 


Auch der Präsident der Region 
Kurdistan Mesut Barzani verurteil¬ 
te den Einmarsch türkischer Trup¬ 
pen nach Südkurdistan. Weiterhin 
machte er die USA für den türki¬ 
schen Luftangriff vom vergange¬ 
nen Sonntag verantwortlich: 'Wenn 
die USA kein grünes Licht gegeben 
hätten, hätten sie [die Türkei] nie¬ 
mals ihre Flugzeuge herbringen 
und dieses Verbrechen begehen 
können", erklärte Barzani. Bei den 
Angriffen türkischer Kräfte auf die 
"unschuldige Bevölkerung Kurdi¬ 
stans" handele es sich um ein 
schweres Verbrechen und eine Ver¬ 
letzung der Souveränität des Irak. 
Die gesamte Bevölkerung sei auf¬ 
gebracht angesichts der Haltung 
der USA Aus Protest verweigerte 
Mesut Barzani auch ein Treffen mit 
der US-Außenministerin Rice, die 
zu einem Besuch in Kirkuk einge¬ 
troffen ist. 

Den Peschmerga-Einheiten ist der 
Befehl gegeben worden, sich 
gegen die türkischen Streitkräfte in 
Verteidigungsposition zu begeben. 
Diese Maßnahme gelte für den 
Fall, dass die türkischen Truppen 
weiter vorrückten und der Zivilbe¬ 
völkerung in der Grenzregion 
Schaden zufügten. 

KCK: Operation ein 
einziges Fiasko 

Einen Tag nach den türkischen 
Angriffen auf Südkurdistan 
bezeichnete der Exekutivrat der 
KCK die Aktion als ein "Fiasko". 
Der Angriff habe mit Unterstüt¬ 
zung der USA und des Iran stattge¬ 
funden. Hauptverantwortlich seien 
die USA der Iran habe durch Artil¬ 
leriefeuerbeschuss und durch die 
Öffnung seines Luftraums für die 
türkischen Kampfflieger Unterstüt¬ 
zung geleistet. 

Weiter heißt es in der Erklärung: 
"Dieser Angriff wurde nicht nur 
von Kräften der Republik Türkei 
durchgeführt. Wie schon in der 
Vergangenheit mehrmals vorge¬ 
kommen, handelt es sich um einen 
Angriff eines Bündnisses imperia¬ 
listischer und internationaler Kräf¬ 
te. Es ist offensichtlich, dass dieser 
Angriff gegen das kurdische Volk 
und seine Freiheitsdynamik zwar 
von der türkischen und der irani¬ 
schen Armee durchgeführt wurde, 
aber die Hauptverantwortlichen 
dafür die USA sind, die diesen erst 
ermöglicht haben." 

"Es gibt niemanden, der nicht weiß, 
dass es sich bei dem Problem nicht 
um ein Terrorproblem handelt, 
sondern um die kurdische Frage, 
und dass die Ursache dafür die Ver- 
leugnungs- und Vemichtungspoli- 
tik ist, die der türkische Staat seit 
vielen Jahren fortsetzt. Das wissen 
auch die USA genau. 

Fortsetzung auf Seite 2 
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der Türkei 


Meldungen 

Zehntausende sagen in 
Düsseldorf "Edi bes e" 

Mehrere Zehntausend Menschen 
nahmen am Samstag an einer 
Demonstration unter dem Motto 
"Edi bes e" teil und forderten ein 
Ende der Militäroperationen der 
türkischen Armee sowie Freiheit 
für Abdullah Öcalan. In zwei 
Demonstrationszügen marschier¬ 
ten die Teilnehmerinnen aus 
ganz Europa zum Abschluss¬ 
kundgebungsort, wo zeitweise 
bis zu 50.000 Menschen 
zusammenkamen. Aufgrund der 
Provokationen der Polizei kam es 
zu mehreren Vorfällen, bei denen 
mindestens zwei Personen vor¬ 
übergehend festgenommen und 
mehrere Personen durch Schlag¬ 
stock- und Tränengaseinsatz 
sowie Steinwürfe verletzt wur¬ 
den. (ANF, 15.12., ISKU) 

Türkischer Generalstab 
warnt Journalisten 

Der türkische Generalstab hat auf 
seiner Intemetseite im Grenzge¬ 
biet tätige Journalisten darauf auf¬ 
merksam gemacht, dass dort 
keine Gewähr für ihre Sicherheit 
übernommen werden könne. Es 
fänden "intensive militärische 
Aktivitäten" statt, alle Medienver¬ 
treter seien aufgefordert, nichts 
zu unternehmen, was ihre eigene 
Sicherheit gefährden könne. 

(ANF, 16.12., ISKU) 

Gründung von 
Newroz TV gefeiert 

In Oslo hat eine Feier anlässlich 
der Gründung des kurdischen 
Fernsehsenders Newroz TV statt¬ 
gefunden. Der neue Kanal ist auf 
Ostkurdistan (Iran) ausgerichtet 
und sendet in allen kurdischen 
Dialekten sowie auf persisch. In 
einer Erklärung des Senders 
heißt es, man strebe an, für Frie¬ 
den, Demokratie und Freiheit zur 
Stimme Ostkurdistans und aller 
Völker im Iran zu werden. 
Newroz TV wird in 72 Ländern 
über Satellit zu empfangen sein. 
Newroz TV Frequenzen: 

Hot Bird 8 at 13.0° E 
Frequenz: 12476 
Symbol-Rate: 27500 Fee: 3/4 
Polarision: Horizontal Sid: 10606 
Audio: 703 
Nid-Tid: 318-8900 

(ANF, 16.12, ISKU) 

Garry Adams für Lösung 
der kurdischen Frage 

Bei einem Treffen zwischen der 
DTP-Abgeordneten Sebahat Tun- 
cel mit dem Sinn-Fein-Vorsitzen- 
den Garry Adams in Belfast hat 
dieser seine Bereitschaft zum 
Ausdruck gemacht, an einer 
friedlichen Lösung der kurdi¬ 
schen Frage mitzuwirken. In dem 





DTP-Vorsitzender verhaftet 


Der DTP-Vorsitzende Nurettin 
Demirtas wurde bei seiner Rück¬ 
kehr in die Türkei am Flughafen in 
Ankara festgenommen. Am Abend 
des 18.12. wurde ein Haftbefehl 
ausgesprochen. Demirtas wurde in 
das Gefängnis Sincan überstellt. 
Wie sein Anwalt Faruk Duran mit¬ 
teilte, sei der Haftbefehl bereits am 
27. November ausgestellt worden. 
Eine offizielle Anfrage der Verteidi¬ 
gung am 30. November, ob ein 
Haftbefehl vorliege, sei jedoch 
negativ beantwortet worden. "Der 
Haftbefehl ist am 5. Dezember der 
Polizei mitgeteilt worden, aber 
auch diese hat uns nicht infor¬ 
miert." Wie jeder Bürger habe 
auch sein Mandant das Recht über 
einen Haftbefehl informiert zu wer¬ 
den, so Duran. Demirtas wird vor- 


Büyükanits 

Im Prozess um einen Bombenan¬ 
schlag auf einen Buchladen in 
Semdinli vor gut zwei Jahren kam 
es vor einem Militärgericht in der 
Türkei zu einer skandalösen Ent¬ 
scheidung: Das unter dem Befehl 
des türkischen Generalstabschefs 
Büyükanit stehende Gericht ord¬ 
nete die Haftentlassung der zuvor 
von einem Zivilgericht zu langen 
Haftstrafen verurteilten Haupttä¬ 
ter an. 

Büyükanit hatte direkt nach dem 
Anschlag am 9. November 2005 die 
Täter - zwei Unteroffiziere des mili¬ 
tärischen Geheimdienstes JIT 
sowie einen Überläufer - als "gute 
Jungs" bezeichnet. Aufgrund des 
öffentlichen Drucks waren sie von 
einem Gericht in Wan zu jeweils 


geworfen, sich die Befreiung vom 
Militärdienst mit einem gefälschten 
Attest erschlichen zu haben. Es 
wird erwartet, dass er nach dem 
Verhör bei der Militärstaatsanwalt¬ 
schaft einer Militärdienststelle 
übergeben wird. 

Demirtas hatte sich einige Wochen 
in Europa aufgehalten. Vor seiner 
Rückkehr hatte er am Flughafen 
Düsseldorf gegenüber der Nach¬ 
richtenagentur Firat (ANF) den 
Luftangriff der Türkei auf Südkur¬ 
distan kritisiert und erklärt, die 
kurdische Frage lasse sich nicht 
mit militärischen Methoden lösen: 
"Der Generalstabschef ist ein Mili¬ 
tär. Mit seiner Logik lässt sich das 
Problem nicht lösen. Er sollte sich 
nicht mehr in die Politik einmi- 
schen. Es sind zivile Dörfer ange- 


"gute Jungs" 

knapp 40 Jahren Haftstrafe verur¬ 
teilt worden. Der Kassationsge¬ 
richtshof verwarf das Urteil und 
verwies den Fall "zuständigkeits¬ 
halber" an ein Militärgericht. 
Bereits bei der ersten Hauptver¬ 
handlung verließen die Anwälte der 
Betroffenen aus Semdinli aus Pro¬ 
test den Sitzungssaal, weil sie 
"keine Statisten in einem vorab fest¬ 
gelegten Schauspiel" sein wollten. 
Die freigelassenen Unteroffiziere 
kehrten umgehend nach Hakkari 
zurück. Wie ihr Anwalt erklärte, 
sollen die beiden innerhalb kürze¬ 
ster Zeit ihre "Arbeit" fortsetzen. 

In Semdinli fand unterdessen eine 
Protestdemonstration statt, die vor 
dem neu aufgebauten Buchladen 
"Umut" (Hoffnung) endete. Der 


griffen worden. Diese Operation 
sollte von einer internationalen 
Kommission untersucht werden." 
Zu den in den türkischen Medien 
verbreiteten Vorwürfen gegen ihn 
teilte Demirtas mit: "Man kann 
daran sehen, wie niedrig das 
Niveau der politischen Kultur in 
der Türkei geworden ist. Es han¬ 
delt sich um eine schlichte Ermitt¬ 
lung wegen gefälschter Dokumen¬ 
te. Ich habe vor einem Jahr ein 
Attest vom Militärkrankenhaus in 
Ankara erhalten. Dass ich heute auf 
diese Weise ins Gespräch gebracht 
werde, ist nur ein Teil der gegen 
die DTP gerichteten Lynchkam¬ 
pagne. Über das Vorliegen eines 
Haftbefehls ist uns nichts mitgeteilt 
worden, es liegt auch kein Grund 
dafürvor." (ANF, 17-19.12., ISKU) 


freigelassen 

DTP-Kreisverbandsvorsitzende 
Akbas wies in einem Redebeitrag 
darauf hin, dass die Bevölkerung 
von Semdinli "besorgt und wütend" 
sei angesichts der Freilassung der 
Täter, die von Menschen aus Sem¬ 
dinli umnittelbar nach dem Bom¬ 
benanschlag gestellt und den 
Sicherheitskräften übergeben wor¬ 
den waren. 

Auch Seferi Yilmaz, Besitzer des 
betroffenen Buchladens, äußerte 
sich besorgt zu den jüngsten Ent¬ 
wicklungen: "Wenn der Vorfall von 
Semdinli aufgeklärt worden wäre, 
wäre auch das Massaker von Mala 
tya aufgeklärt worden. Aber leider 
werden die .guten Jungs 1 nach wie 
vor geschützt." 

(ÖP, ANF, 15.12, ISKU) 


Gespräch ging es um den Frie¬ 
densprozess in Nordirland, die 
Rolle der Sinn Fein dabei sowie 
die kurdische Frage in der Türkei 
und eine zukünftige Vertiefung 
der Beziehungen zwischen Sinn 
Fein und DTP. 

(ANF, 15.12, ISKU) 

Türkei und Iran unterzeich¬ 
nen Anti - P KK-Ab komm en 

Seit dem 16.12. gilt ein Abkom¬ 
men gegen die PKK zwischen der 
Türkei und dem Iran. Im Kampf 
gegen die PKK werden die bei¬ 
den Länder gemeinsam Vorge¬ 
hen. (ANF, 16.12, ISKU) 

133 Dörfer von der 
Außenwelt abgeschnitten 

Im Landkreis Wan wurden in der 
Nacht zum Dienstag durch star¬ 
ken Schneefall 133 Dörfer von 
der Außenwelt abgeschnitten. 
Nachdem der Schneefall stoppte 
begannen am Morgen die Räu¬ 
mungsarbeiten. 

(DIHA, 19.12, ISKU) 

Studie: Türkei kämpft 
vergeblich gegen PKK 

Nach den wiederholten Angriffen 
der türkischen Armee im Nord¬ 
irak zur Bekämpfung der Arbei¬ 
terpartei Kurdistans (PKK) in 
den letzten Tagen, hat das renom¬ 
mierte britische Forschungsinsti¬ 
tuts Chatham House vor einem 
vergeblichen Kampf gewarnt. 
"Die Türkei kann die PKK wahr¬ 
scheinlich nie besiegen, und alle 
Aktionen jenseits der Grenze sind 
wahrscheinlich zwecklos", hieß 
es in einer in London veröffent¬ 
lichten Studie des Instituts. 

Die Kämpfer der PKK seien sehr 
motiviert und genössen in der 
Region die Unterstützung der 
Bevölkerung. Zudem könnten sie 
sich in dem unwegsamen Grenz¬ 
gebiet zwischen der Türkei und 
dem Irak verschanzen. 

Der Einfluss der Kurden in der 
Türkei und dem Irak, aber auch 
im Iran und in Syrien sei gewach¬ 
sen, analysierte Chatham House. 
"Die Kurden erleben eine politi¬ 
sche Renaissance." 

(TS, 19.12, ISKU) 
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Türkei bombardiert Südkurdistan (Forts.) 


Wenn es ein Terrorproblem gibt, 
dann den Staatsterror, den die Tür¬ 
kei gegen das kurdische Volk 
anwendet Die Haftentlassung der 
türkischen Unteroffiziere, die das 
Massaker in Semdinli durchge¬ 
führt haben, ist dafür ein bezeich¬ 
nendes Beispiel." Weiter verweist 
die KCK auf die von ihr am 1. 
Dezember veröffentlichte Deklara¬ 
tion für eine demokratische 


Lösung, mit der die kurdische Seite 
erneut deutlich gemacht hatte, für 
eine friedliche Lösung bereit zu 
sein. "Dass die USA auf unseren 
Friedensaufruf in dieser Form rea¬ 
giert haben, erfordert ein erneutes 
Nachdenken für unser gesamtes 
Volk. Als KCK verwarnen wir die 
Regierung der USA erneut, sich an 
der Politik der über Kurdistan herr¬ 
schenden Staaten nicht zu beteili¬ 


gen. Wenn die Unterstützung der 
kolonialistischen Kräfte, die über 
Kurdistan herrschen, fortgesetzt 
wird, sollte dabei bedacht werden, 
dass unsere Bewegung und das 
kurdische Volk über die Kraft und 
den Einfluss verfügen, das Gleich¬ 
gewicht im Mittleren Osten zu stö¬ 
ren und den Interessen der West¬ 
mächte zu schaden." 

(ANF, DIHA, 16.-19.12, ISKU) 


Protest gegen Zensur 


Nach Beendigung eines einmonati¬ 
gen Erscheinungsverbots erschien 
die Tageszeitung Gündem am 
Samstag letztmalig mit einer 
besonderen Ausgabe. Unter der 
Schlagzeile "Nein zur Zensur - 
Freie Medien können nicht zum 
Schweigen gebracht werden" wer¬ 
den die bis heute durchgeführten 
Angriffe gegen die kurdischen 
Medien sowie eine liste mit Unter¬ 
schriften einer Kampagne unter 
dem Motto "Nein zur Zensur" auf¬ 
geführt. Bis auf die erste Seite sind 
alle Seiten der Zeitung geschwärzt. 
Unter der Überschrift "Edi bes e" 
(Es reicht) heißt es weiterhin: 'Wir 
bringen heute eine schwarze Zei¬ 
tung heraus, weil wir in dieser Zei¬ 
tung keine Nachrichten veröffent¬ 
lichen können. In der heutigen 


Türkei werden Freiheiten mit 
Füßen getreten. Alles, was wir 
schreiben, wird als Straftat gewer¬ 
tet Angeblich ist in diesem Land 
die Zensur vor 99 Jahren abge¬ 
schafft worden. Zur Zeit wird ver¬ 
sucht, das "Recht auf Erschei¬ 
nungsverbot" verfassungsrecht¬ 
lich zu verankern. Die Türkei, die 
internationale Abkommen zum 
Recht der Unversehrtheit des 
Lebens unterzeichnet hat, erteilt 
der Polizei das Recht auf gezielte 
Todesschüsse. Lynchversuche im 
Namen von Vaterland, Fahne und 
Nation werden beklatscht. Die 
Täter von Semdinli werden freige¬ 
lassen. Unsere Zeitung, die über all 
das berichtet, wird dagegen verbo¬ 
ten. Denn in diesem Land hat 
weder die Wahrheit noch die Frei¬ 


heit einen Wert. Wir werden 
weitermachen." 

Eine von Mitarbeitern der Zeitung 
geplante Demonstration in Istan¬ 
bul wurde unterdessen von der 
Polizei verhindert. Es konnte ledig¬ 
lich eine Presseerklärung vor dem 
Galatasaray-Gymnasium im Stadt¬ 
zentrum abgegeben worden. 
Zeitgleich verbot ein Istanbuler 
Gericht für einen Monat das 
Erscheinen der Zeitung "Yasamda 
Demokrasi" (Demokratie im 
Leben) wegen 'Werbens für eine 
[terroristische] Organisation". Es 
ist das 19. Erscheinungsverbot, das 
innerhalb eines Jahres gegen ins¬ 
gesamt neun der kurdischen 
Bewegung nahe stehende Zeitun¬ 
gen erlassen wurde. 

(ANF, 16.12, ISKU) 
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Weitere Angriffe auf Südkurdistan 


Mit F-16-Kampfflugzeugen hat die 
türkische Armee weiter umfang¬ 
reiche Operation gegen die unter 
PKK-Kontrolle stehenden Meder- 
Verteidigungsgebiete durchge¬ 
führt. Wie aus Quellen vor Ort zu 
erfahren war, sind das Zap, 
Cemco und weitere Gebiete bom¬ 
bardiert worden. Nach dem Luft¬ 
angriffe sei die Region mit Artille¬ 
rie unter Beschuss gesetzt wor¬ 
den. Vor dem Angriff sollen Auf¬ 
klärungsflüge in der Region statt¬ 
gefunden haben. 

Der Peschmerga-Sprecher Cabar 
Yaver bestätigte, dass die Gebiete 
um Amediye bombardiert worden 
seien. Zu Toten sei es nicht 
gekommen, weil die betroffenen 
Gebiete zum großen Teil schon 
von der Bevölkerung verlassen 
worden seien. 

Innerhalb der letzten zwei 
Wochen haben somit sechs grenz¬ 
überschreitende Militäroperatio¬ 
nen der türkischen Armee stattge¬ 
funden. Nach dem ersten Luftan¬ 
griff am 16. Dezember wurde am 
18. Dezember eine Bodenopera¬ 
tion durchgeführt, der weitere 
Luftangriffe am 22., 23., 25. und 
26.12. folgten. 

HPG: Keine Verluste im Zap 

Wie die Volksverteidigungskräfte 
(HPG) bekannt gegeben haben, 
haben sie am 22.12. keine Verluste 
beim dem Luftangriff der türki¬ 
schen Armee auf das Zap-Gebiet 
am Samstag erlitten. Nach dem 
ununterbrochenen Gegeneinsatz 
der Verteidigungskräfte hätten 
sich die Kampfflugzeuge zurück¬ 
gezogen und das Gebiet sei bis 
zum Abend von der Artillerie 
beschossen worden. 


Auf einer DTP-Parteiratssitzung 
ist über die Militäroperationen der 
türkischen Armee, die Verhaftung 
des Co-Parteivorsitzenden Nuret- 
tin Demirtas, die 2008 anstehen¬ 
den Kommunalwahlen und den 
Verbotsprozess gegen die Partei 
diskutiert worden. In einer im 
Anschluss an die Sitzung abgege¬ 
benen Presseerklärung wird auf 
die Entwicklung nach den Parla¬ 
mentswahlen bis heute aufmerk¬ 
sam gemacht: "Unmittelbar nach 
den Wahlen vom 22. Juli haben 
sämtliche politische Parteien und 
insbesondere der Generalstab 
eine Repressionswelle gegen Kur¬ 
den eingeleitet und ein Kriegsge¬ 
heul verbreitet, indem sie den 
Medien die Richtung vorgegeben 
haben. Zunächst wurde die parla¬ 
mentarische Zustimmung für 
grenzüberschreitende Operatio¬ 
nen erwirkt, direkt im Anschluss 


Verdacht auf Giftgaseinsatz 

Nach dem Angriff vom 16. Dezem¬ 
ber auf das Gebiet Kandil klagen 
immer mehr Bewohner der betrof¬ 
fenen Dörfer über gesundheitli¬ 
che Beschwerden und sprechen 
in den Krankenhäusern von 
Ranya und Diyana wegen Sympto¬ 
men wie Kopfschmerz, Schwindel, 
Erbrechen und Hautbrennen vor. 
Ein Sprecher des Krankenhauses 
von Ranya sprach von acht Perso¬ 
nen, bei denen die Krankheitsur¬ 
sache noch nicht habe festgestellt 
können und kündigte an, es wer¬ 
den Bombensplitter und Erdpro¬ 
ben analysiert werden. Man habe 
die Sorge, dass die Ursache der 
ungeklärten Symptome Giftgas 
sei. Dorfbewohner aus der 
Gegend gaben an, die Bomben 
glichen denen, die in der Zeit von 
Saddam auf die Kurden abgewor¬ 
fen worden seien: "Wo die Bom¬ 
ben abgeworfen worden sind, 
haben sich Löcher mit einer Tiefe 
von fünf bis sieben Metern und 
einer Länge von 15 bis 20 Metern 
gebildet. Es sind schwarz-weiße 
Materialen aus Plastik dort gefun¬ 
den worden. Im Umkreis von zwei 
Kilometern ist alles bleigrau, an 
vielen Stellen kam es auch zu 
Bränden." Das gefundene Plastik¬ 
material werde auch bei Phos¬ 
phorbomben verwendet. Weiße 
Phosphorbomben gehören nicht 
zu der Kategorie der chemischen 
Waffen und sind in der internatio¬ 
nalen Rechssprechung nicht ver¬ 
boten. Die Berührung mit Phos¬ 
phorrauch kann zu Erstickung 
und inneren Verbrennungen füh¬ 
ren. 


eine Lynchkampagne gegen unse¬ 
re Abgeordneten und die Partei¬ 
strukturen gestartet. Gegen unse¬ 
re Partei wurde ein Verbotsver¬ 
fahren eingeleitet und schließlich 
auf unrechtmäßige Weise unser 
Co-Vorsitzender Nurettin Demir¬ 
tas verhaftet. All diese Entwick¬ 
lungen bestärken uns in dem 
Gedanken, dass es sich um eine 
breit angelegte Operation gegen 
die Kurden handelt." 

In der Türkei herrsche die "Stim¬ 
me der Gewalt", dabei erfordere 
eine Lösung der bestehenden Pro¬ 
bleme eine "friedliche Stimme". 
Das zuvor beschlossene Projekt 
"Demokratische Autonomie" sei 
geeignet, als Motor der Kurden 
bei der Demokratisierung der 
Türkei zu dienen. Weder Regie¬ 
rung noch Opposition zeigten den 
Willen für eine Lösung. In diesem 


Proteste weltweit 

Unterdessen liefen die Proteste 
gegen die Militäroperationen welt¬ 
weit weiter. Die größten Demon¬ 
strationen fanden in Silopi und Sil¬ 
van statt. In Deutschland wurden 
am Freitag in mehreren Städten 
Protestkundgebungen überwie¬ 
gend vor US-Konsulaten abgehal¬ 
ten. 

Kandil geht das gesamte kurdi¬ 
sche Volk etwas an 
Der Präsident der Region Kurdi¬ 
stan Mesut Barzani hat von der tür¬ 
kischen Armee am vergangenen 
Sonntag bombardierte Dörfer in 
Kandil besucht. Dabei äußerte er, 
die Bombardierung Kandils zähle 
für ihn genauso viel wie eine Bom¬ 
bardierung von Hewler, Süleyman- 
iye und Duhok. Es handele sich 
um Problem, das das gesamte kur¬ 
dische Volk etwas angehe. 

"Völkerrechtlich gedeckt" 

Ministerpräsident Recep Tayyip 
Erdogan verteidigte indes den 
Militäreinsatz im Nachbarland. Die 
Luft- und Bodenoperationen seien 
vom Völkerrecht gedeckt, sagte 
Erdogan vor Funktionären seiner 
regierenden AK-Partei. 

Der türkische Präsident Abdullah 
Gül wird wegen der neuerlichen 
Spannungen am 6. Januar in die 
USA reisen. Bei Gesprächen mit 
Präsident George W. Bush wird er 
versuchen, die Notwendigkeit wei¬ 
terer Angriffe im Nordirak zu 
erklären. 

Laut der türkischen Regierung ist 
vorerst kein Ende der Offensive im 
Kurdengebiet geplant. 

(ANF, DIHA.DP, 
26./23J22.12.2007, ISKU) 


Zusammenhang verwies die DTP 
erneut auf die von der PKK 
Anfang Dezember veröffentlichte 
Lösungsdeklaration, in der in sie¬ 
ben Punkte Lösungsansätze ent¬ 
halten sind. 

Die kurdische Bevölkerung sei 
höchstgradig besorgt angesichts 
der anhaltenden Militäroperatio¬ 
nen: "Bei jeder Gelegenheit lassen 
sie uns wissen, dass sie entschlos¬ 
sen sind, diesen Krieg zu stoppen." 
Aus diesem Grund habe man 
beschlossen, in Einbeziehung gera¬ 
de von Familien, deren Angehörige 
bei der Guerilla seien, Aktionen wie 
einen langen Marsch von Südkur¬ 
distan nach Ankara mit Pressekon¬ 
ferenz an der Grenze durchzufüh¬ 
ren. Weiterhin sei ein erneuter Auf¬ 
bau der Bewegung der "lebenden 
Schutzschilde" geplant. 

(ANF, 26.12, ISKU) 


Meldungen 

Anwaltsbesuch nach wochen¬ 
langer strengster Isolation 
Nachdem Anwalts- und Familien¬ 
besuche bei Abdullah Öcalan auf 
der Gefängnisinsel Imrali 
wochenlang vom türkischen Staat 
verhindert worden waren, konn¬ 
ten am heutigen Mittwoch Anwäl¬ 
te seines Verteidigerteams eine 
Stunde lang mit ihrem Mandan¬ 
ten zusammen treffen. Zum 
Inhalt des Gespräches äußerten 
sich die Anwälte bisher nicht. Der 
letzte Besuch hatte am 28. 
November stattgefunden. 

(ANF, 26.12, ISKU) 


Proteste gegen türkische 
Angriffe 

Nach dem Aufruf der Föderation 
Kurdischer Vereine in Deutsch¬ 
land YEK-KOM haben in zahlrei¬ 
chen Städten Kundgebungen vor 
den Konsulaten der Türkei und 
der USA stattgefunden. Zeitgleich 
protestierten in Berlin, Köln, 
Nürnberg, Düsseldorf, Essen, 
Hannover, Stuttgart und Karlsru¬ 
he jeweils Hunderte Kurden und 
Kurdinnen und forderten ein 
Ende der türkischen Militärope¬ 
rationen. In einigen Städten wur¬ 
den sie von Internationalistlnnen 
unterstützt. 

In Hamburg und Stuttgart fanden 
bereits am Mittwoch von kurdi¬ 
schen Frauen organisierte Pro¬ 
testaktionen statt. In Marseille 
gingen am Dienstag mehrere 
Tausend Menschen spontan auf 
die Straße. 

Für Freitag sind in mehreren 
Städten Kundgebungen vor den 
US-Konsulaten geplant. In Paris 
wird am Samstag eine große 
Demonstration stattfinden. 

Auch in der Türkei haben in den 
vergangenen Tagen zahlreiche 
Protestaktionen stattgefunden. 
Thematisiert wurde dabei auch 
die Verhaftung des DTP-Vorsit- 
zenden Demirtas. Demirtas war 
nach einem einmonatigen Aufent¬ 
halt in Europa bei seiner Rück¬ 
kehr in die Türkei am Flughafen 
in Ankara festgenommen wor¬ 
den. 

Die DTP beschloss unterdessen, 
aus Protest gegen die grenzüber¬ 
schreitende Militäroperation und 
die Verhaftung ihres Vorsitzen¬ 
den an keinen offiziellen Empfän¬ 
gen zu den Feiertagen [Opfer¬ 
fest] teilzunehmen, da "die Feier¬ 
tage für die Kurden keine Feier¬ 
tage sind". Der Haftbefehl gegen 
Demirtas sei politisch motiviert 
und richte sich gegen die politi¬ 
sche Linie der Partei. Er bleibe 
auch in Haft in seiner Funktion. 
Der DTP-Vorsitz besteht aus 
einer Doppelspitze. Neben 
Demirtas ist auch die DTP-Abge- 


DTP will Antikriegsfront gründen 




Pariser Verhältnisse in Istanbul? 


Während die Angriffe des türki¬ 
schen Staates auf Guerillagebiete in 
Südkurdistan ohne Pause fortge¬ 
setzt werden, kommt es in Istanbul 
und anderen Städten in der Türkei 
zu Szenen, die an Paris erinnern. So 
wurden allein in Istanbul innerhalb 
der vergangenen 16 Tage über 50 
Fahrzeuge in Brand gesetzt. Die 
Brandstiftungen begannen als Pro¬ 
test gegen die Isolation Öcalans 
und die Repression gegen die kur¬ 
dische Bevölkerung. Überwiegend 
sind es Luxuslimousinen, die zum 
Ziel kurdischer Jugendlicher wer¬ 
den, die sich unter verschiedenen 
Namen zu den Anschlägen beken- 


Der Europäische Gerichtshof für 
Menschenrechte hat im Prozess 
im Zusammenhang mit der "Yük- 
sekova-Bande" die Türkei zur Zah¬ 
lung von 103 000 Euro verurteilt. 
In der Urteilsbegründung im Pro¬ 
zess um die Entführung und 
Ermordung von Abdullah Canan, 
Neffe des ehemaligen CHP-Abge¬ 
ordneten Esat Canan, am 17. Janu¬ 
ar 1996 wird festgehalten, dass 
den nationalen Rechtsorganen 
gezeigt werden muss, dass Angrif¬ 
fe auf die Unversehrtheit des 
Lebens nicht ungestraft bleiben 
und dieses unverzichtbar sei, um 
das Vertrauen der Bevölkerung zu 
bewahren. 

Der Öffentlichkeit ist der Verlauf 
dieses Prozesses nicht unbekannt. 
Nachdem in Semdinli am 9. 
November 2005 nach der Bombar¬ 
dierung des Buchladens Umut 
[Hoffnung] zwei Unteroffiziere 
und ein "PKK-Überläufer" gefasst 
worden waren, ist auch die Akte 
zu den "Morden unbekannter 
Täter" in Yüksekova wieder geöff¬ 
net worden. 

Abdullah Canan verlor sein Leben 
bei der Suche nach drei entführ¬ 
ten Dorfbewohnern. Das letzte 
Mal war er an einem Militärkon- 


Das Parlament der kurdischen 
Autonomieregion im Nordirak hat 
nach türkischen Drohungen die 
Frist für ein Referendum über die 
Eingliederung der ölreichen Viel- 
völker-Provinz Kirkuk in das Kur¬ 
dengebiet um sechs Monate ver¬ 
schoben. Der Beschluss wurde 
am Mittwoch mehrheitlich 
gefasst, berichteten kurdische 
Medien am Donnerstag in der 
Regionalhauptstadt Arbil (Erbil). 
Nach den Bestimmungen der ira¬ 
kischen Verfassung hätte über 
den staatsrechtlichen Status der 
zwischen Kurden, Arabern und 
Turkmenen umstrittenen Provinz 
bis Ende dieses Jahres in einer 
Volksabstimmung entschieden 
werden müssen. 


nen. Aber auch Stadtbusse wurden 
in Brand gesetzt. In Istanbul ist 
bereits eine Sondereinheit der Poli¬ 
zei gegründet worden. Ministerprä¬ 
sident Erdogan äußerte sich verär¬ 
gert über die Aktionen insbesonde¬ 
re in seinem Geburtsort, dem 
Istanbuler Stadtteil Kasimpasa. Nur 
wenige Stunden später brannte 
dort das nächste Fahrzeug. 

Auch in anderen Städten scheint 
diese Aktionsform populär gewor¬ 
den zu sein. In Yüksekova wurde 
am 25. Dezember eine Handgrana¬ 
te vor das Haus des örtlichen AKP- 
Vorsitzenden geworfen, ein Auto 


trollpunkt gesehen worden. Vier 
Tage später wurde seine Leiche 
gefunden. Er war mit sieben 
Kugeln ermordet worden. 

Als er noch als verschwunden 
galt, informierte ein "PKK-Über¬ 
läufer" namens Kahraman Bilgic 
seine Angehörigen darüber, dass 
er lebe und von Militärs festgehal¬ 
ten werde, die mit der "Yükseko- 
va-Bande" in Verbindung stünden. 
Bilgic versprach gleichzeitig, ihn 
für 50 000 DM zu retten. 
Hinterher endete ein Prozess, in 
dem auch zwei hohe Offiziere 
angeklagt waren, mit Freispruch. 
Das Urteil wurde 2001 vom Kassa¬ 
tionsgerichtshof bestätigt. 

Der EGMR verurteilte die Türkei 
sechs Jahre später wegen unzurei¬ 
chender staatsanwaltlicher Ermitt¬ 
lungen und aus den oben genann¬ 
ten Gründen zu einer Entschädi¬ 
gungszahlung von 103 000 Euro. 
Das ist interessant. Kurz bevor 
dieses Urteil in den Medien auf¬ 
tauchte, war im Semdinli-Prozess 
eine ähnliche Entscheidung 
gefällt worden. 

Das mit dem Fall befasste Militär¬ 
gericht befand es richtig, die 
wegen des Bombenanschlags auf 
den Buchladen Umut angeklagten 


US-Außenministerin Condoleezza 
Rice war vor acht Tagen überra¬ 
schend nach Kirkuk gereist, wo 
sich der Kurdenführer Massoud 
Barzani weigerte, sie zu empfan¬ 
gen. Der türkische Ministerpräsi¬ 
dent Recep Tayyip Erdogan hatte 
davor gewarnt, dass es wegen des 
Kirkuk-Konflikts zu einem "sehr 
großen Bürgerkrieg kommen 
wird". Ankara befürchtet, dass 
eine kurdische Kontrolle über die 
Region zur Entstehung eines auch 
wirtschaftlich lebensfähigen kur¬ 
dischen Separatstaates führen 
könnte. Barzani hatte Ankara in 
einen Interview provoziert und 
gedroht, im Falle einer Einmi¬ 
schung der Türkei in Kirkuk 
werde man sich "in Diyarbakir 
und anderen türkischen Städten 


eines Unteroffiziers angezündet 
und auf die Postzweigstelle ein 
Molotow-Cocktail geworfen. 
Bereits am 22. Dezember waren 
zwei weitere Autos von Unteroffi¬ 
zieren angezündet worden. 

In Adana wurden in den vergange¬ 
nen Tagen mit türkischer Fahne 
und MHP-Emblem versehene 
Autos in Brand gesteckt. In der 
Stadt sollen bereits Tankstellenbe¬ 
sitzer polizeilich dazu aufgefordert 
worden sein, "verdächtige Perso¬ 
nen", die Benzin in Kanistern kau¬ 
fen wollen, mit Sicherheitskameras 
aufzunehmen. (ANF, 26.12., ISKU) 


zwei Unteroffiziere und den 
"PKK-Überläufer" auf freien Fuß 
zu setzen. Zuvor waren sie vom 
Gericht für schwere Straftaten in 
Van zu jeweils 39 Jahren Haftstra¬ 
fe verurteilt worden. 

Die Richter sträubten sich 
zunächst gegen die Aufhebung 
des Urteils durch den Kassations¬ 
gerichtshof. 

Der Staatsanwalt aus Van, der den 
Prozess eröffnet hatte, bekam 
Berufsverbot. 

Das Militärgericht hingegen löste 
das Problem auf radikale Weise 
und ordnete die Haftentlassung 
der Angeklagten an. 

Bei dem Bombenanschlag auf den 
Buchladen Umut verlor ein 
Mensch sein Leben. 

Die Rechtssprechung fordert, 
dass Angriffe auf die Unversehrt¬ 
heit des Lebens nicht ungestraft 
bleiben. 

Schon jetzt sollten wir für die Ent¬ 
schädigungszahlung im Semdinli- 
Fall vom Budget einen Posten für 
"Sonderausgaben" sichern. 

Wer bezahlt diese Entschädigun¬ 
gen eigentlich? 

Von Derya Sezak 

(Milliyet, 25.12., ISKU) 


(mit großem kurdischen Bevölke¬ 
rungsanteil) einmischen". Die 
Türkei hat an der Grenze zum 
Irak 100.000 Soldaten zusammen¬ 
gezogen. 

Die Kurden verfügen seit 1991 
über ein de facto eigenständiges 
Gebiet innerhalb der irakischen 
Staatsgrenzen. In den Provinzen 
Arbil, Suleimaniya und Dohuk ent¬ 
stand unter westlichem Schutz 
eine kurdische Selbstverwaltung. 
Sowohl die Zentralregierung in 
Bagdad als auch die US-Verwal- 
tung befürchten nun, dass ein 
Referendum in Kirkuk die ange¬ 
spannte Situation zwischen den 
verfeindeten Volksgruppen weiter 
anheizen würde. 

(Statt, 27.12., ISKU) 


ordnete Emine Ayna Parteivorsit¬ 
zende. (ÖP, 21.12. , ISKU) 

Was verbirgt das CPT? 

Im Interview mit der Nachrichte¬ 
nagentur Firat (ANF) hat Murat 
Karayilan als Vorsitzender des 
KCK-Exekutivrats neue Informa¬ 
tionen über den Besuch des Anti¬ 
folterkomitees des Europarats 
(CPT) bei Abdullah Öcalan auf 
der Gefängnisinsel Imrali im Mai 
diesen Jahres öffentlich gemacht. 
Wie das CPT selbst erklärt habe, 
seien Öcalan Körperproben zur 
Analyse entnommen worden, 
aber der türkische Staat habe 
nicht zugelassen, dass diese die 
Insel Imrali verlassen. Deshalb 
seien die für eine Analyse not¬ 
wendigen Materialien auf die 
Insel gebracht worden. "Das 
heißt, diese Institution hat festge¬ 
stellt, dass der türkische Staat 
bestimmte Eingriffe in die 
Gesundheit unseres Vorsitzenden 
unternimmt." Seit sieben Mona¬ 
ten weigere sich das CPT jedoch, 
seine Erkenntnisse zu veröffent¬ 
lichen, was darauf deute, dass 
nach einer Formel gesucht 
werde, um die Türkei zu entla¬ 
sten. 

"Wie bekannt hat das CPT das 
Recht, ohne Vorankündigung 
Gefängnisse aufzusuchen, dort 
Untersuchungen anzustellen und 
die Ergebnisse mit raus zu neh¬ 
men", erklärte Karayilan weiter. 
"Warum ist also die Öffentlich¬ 
keit nicht darüber informiert wor¬ 
den, dass die Türkei sich nicht an 
das Abkommen des Europarats 
hält und die Arbeit des CPT 
behindert? Was hat der Europarat 
angesichts dieser Behinderun¬ 
gen getan? Die Antworten auf 
diese Fragen sind unbekannt. Es 
bleibt der Verdacht, dass für den 
Preis des Lebens unseres Vorsit¬ 
zenden unter der Hand Verhand¬ 
lungen mit dem türkischen Staat 
stattgefunden haben und nach 
einem Weg gesucht worden ist, 
der den türkischen Staat nicht in 
Schwierigkeiten bringt." Das 
CPT habe deshalb seine Vertrau¬ 
enswürdigkeit verloren. 

(ÖP, 21.12.2007, ISKU) 
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erscheint wöchentlich und kann in 
gewünschter Stückzahl gegen 
Übersendung des Portos bei der 

Informationsstelle Kurdistan 
Schanzenstraße 117 
20357 Hamburg 
Tel.: 040 - 421 02 845 
E-mail: isku@nadir.org 
bestellt werden. 

Spenden auf unser Konto: 
Postbank Köln, BLZ 37010050 
Konto-Nr.: 3968-506 
Weitere Informationen und einen 
täglichen Pressespiegel findet Ihr 
im Internet unter: 

www.nadir.org/isku 


Yüksekova, EGMR, Semdinli 


Kirkuk-Referendum nach 
türkischen Drohungen verschoben 




